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I n h a l t s v e r z e i c h n i s                                                     Seiten I - XVIII 

 
ü 18. Septemer 2021: Klavierkonzert von Maximilian Szadziul  

            im Adolf-Kurz-Haus der Zwölf-Apostel-Gemeinde, Berlin-Schöneberg 

ü 25. und 26. September 2021, Zwölf-Apostel-Kirche in Berlin-Schöneberg: 

 Orgelkonzert der Extraklasse: Ryszard Stanislaw Kaczmarek (geb. 1987       

 Warschau). ĂOrganist aus Leidenschaft. Die Orgel ist mein Leben!ñ 

 Mit Werken berühmter Komponisten 

 

Editorial                                                                                                  Seite 1                                                                                    

 

Editorial: Wir begehen den ĂTag der Heimatñ und Ăkeinerñ erfªhrt es  - oder: Pressefreiheit  

                in der BR Deutschland im Spiegel? 

                                                                                                     Von Reinhard M. W. Hanke 

 

Afghanistan                                                                                  Seiten 2 - 23 
 

01) Afghanen sollen im Rahmen einer EU-Richtlinie aus dem Jahr 2001 umgesiedelt  

      werden. Von Loretta Tóth 

02) Europa bereitet sich auf den Tsunami afghanischer Migranten vor 

03) Afghanistan: Japan hat nur 15 von 500 Personen (Hunderte von Afghanen und einige  

      Japaner) evakuiert 

04) Lithium könnte Afghanistan reich machen. Afghanistans Mineralreichtum bringt der  

      Taliban-Führung viel Geld ein. Von Orsolya Somogyi 

05) Taliban an den Westen: ĂHºrt auf, unsere B¿rger zur Auswanderung einzuladen, der  

      Krieg ist vorbeiñ 

06) Abgeschobener Vergewaltiger und Dealer-Duo kehren per Evakuierungsflug zurück:  

      stellen sofort Asylantrag 

http://www.ostmitteleuropa.de/
http://www.westpreussen-berlin.de/
mailto:agom-westpreussen.berlin@gmail.com
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07) Invasion von falschen afghanischen ĂFl¿chtlingenñ in Frankreich 

08) Afghanische Kriminelle kommen mit Evakuierungsflügen zurück nach Europa 

 

 

Themen global, die uns auch bewegen                                   Seiten 24 - 63 

 
01) Der Weltverfolgungsindex 2021 ï Wo Christen am stärksten verfolgt werden 
02) ĂNiemand kann die Neue Weltordnung betreten, der nicht Luzifer die Treue  
      geschworen hat.ñ 
03) Fernando Paz: Wie die Eliten die Welt kontrollieren: ĂWir sind uns des AusmaÇes der  
      Unterwerfung, der wir ausgesetzt sind, nicht bewusstñ. Von Javier Navascués 
04) Wie man den CO2 Schwindel durchschaut 
05) Ryszard Legutko: ĂDer Teufel in der Demokratieñ. Buchbesprechung: Ryszard Legutko,  
      Le diable dans la démocratie ï Tentations totalitaires au cîur des soci®t®s libres (Der  
      Teufel in der Demokratie ï Totalitªre Versuchungen in freien Gesellschaften), Lôartilleur,  
      Februar 2021, 368 Seiten. Von Johan Rivalland 
06) Fakten schaffen oder Meinungen ausprobieren? Faktenüberprüfung als politischer  
      Diskurs. Von Daniele Scalea 
07) Wir brauchen internationale Garantien zum Schutz von Familie und Ehe. Entwurf eines  
      Übereinkommens über die Rechte der Familie 
08) Fallbeispiele des Tiefen Staates: John McAfee und Julian Assange. Gewichtige Fragen  
      an Alfred de Zayas 
09) Der Islam hat den Krieg gewonnen: die verrückteste Operation seit dem Trojanischen  
      Pferd 
 
 

Sonderthema Corona-Pandemie                                               Seiten 64 - 81 
 
01) Französische Gesundheitsagentur schlägt Alarm: unerwünschte Impf-       
      Nebenwirkungen wie Tod im Mutterleib 
02) Dr. Sucharit Bakhdi: ĂAusreichende Herdenimmunitªt ist bereits dañ 
      Von Dr. Anat Kálmán 
03) Impfplicht soll duchgepeitscht werden: Medien verbreiten Halbwahrheiten über  
      Genehmigung der Pfizer-Impfstoffe 
04) Australien baut erste ĂQuarantªne-Lagerñ und lªsst Tierheimhunde wegen Corona  
      Erschießen 
05) Der Weg in die Apartheit 
06) Transbaltische Menschenkette Ăgegen die Coronadiktaturñ 
07) Pfizer und Moderna: Wirksamkeit im freien Fall, das Ende des Tricks? 
08) Franzºsische Impfpassgegner kritisieren McDonaldôs als ĂKollaborateureñ 
 
 

Wanderungen und Einwanderungen                                       Seiten 82 - 95 

 
01) Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel? (Wiederholung) 
02) Umfrage: Mehrheit der Polen unterstützt den Bau der Mauer an der Grenze  
      zu Weißrussland 
03) Ein Transporter mit Migranten überschlug sich an der österreichisch-ungarischen  
      Grenze 
04) Wegen illegaler Einwanderer: Deutschkreutz will Ăzivile Patrouillenñ inf¿hren 
05) Nach Griechenland ist nun Polen dabei, seine Grenzen wirksam zu  
      schützen 
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06) Lampedusa-Fähre nach Infektion an Bord gesperrt 
07) Zusammenarbeit mit Tunesien zur Beendigung der Anlandungen in Sizilien. 
      Von Nicola De Felice 
08) Rechtsanwalt Dr. Miha Pogaļnik: Br¿ssel kann den Lªndern keine Migrantenquoten  
      diktieren! Journalisten sollten die Texte der Gründungsverträge der EU lesen  
      Von Domen Mezeg (Nova24tv) 
 
 

Blick über Europas Grenzen: Politische Themen                           Seite 96  
 
Keine Berichte 
 
 

Europa, Europa und die Welt: Politische Themen                 Seiten 97 - 98 
 
01) EU will glªsernen Menschen und plant Einf¿hrung von ĂVermºgensregisterñ f¿r  
      Privatpersonen 
 
 

Deutschland und nahe Staaten: Politische Themen            Seiten 99 - 119 

 
01)  Deutsche Anti-Einwanderungs-Aktivisten übernehmen die Kontrolle über soziale  
       Medien. Von Éva Harangozó 
02)  Der der Muslimbruderschaft nahestehende Verein ĂIslamic Relief Germanyñ soll  
       712.000 Euro von der EU erhalten haben 
03) Deutschland: Somalier nach Messerangriff erschossen 
04) Dramatischer demografischer Wandel in Deutschland bei Kindern im Schulalter:  
      Mehrheit der Schüler in Hamburg hat Migrationshintergrund 
05) ¥sterreich: Die ĂPandemieñ samt Schikanen ist vorbei! Aber nur f¿r Kurz 
06) Statistik Raub¿berfªlle ¥sterreich 2018: 59,48 % Auslªnder, bei Ănurñ 15,3 %  
      Bevölkerungsanteil ï allen voran Afghanen 
07) Der ĂNegerñ im ºsterreichischen Recht ï damals und heute 
08) Christoph Blocher will seinen Kampf gegen die EU fortsetzen und lehnt jede andere  
      Vereinbarung ab 
09) Kanton Waadt: Anwalt appelliert im Namen eines Hundes 
 
 

Ostmitteleuropa: Politische Themen                                   Seiten 120 - 141 
 
01) Polen: Soros-finanzierter Aktivist zusammen mit 12 anderen wegen Zerstörung des  
      Grenzzauns verhaftet 
02) Polen: Wird es vorgezogene Neuwahlen geben? Sprecher Terlecki spekuliert und weist  
      auf den ĂVorfr¿hlingñ hin 
03) Tschechischer Premierminister spricht in seinem neuen Buch über Konflikt und  
      Freundschaft (Update) 
04) Treffen Orbán-Meloni: Wir müssen dem wachsenden Migrationsdruck widerstehen 
05) EU-Kommission: Vorerst kein Verfahren gegen Ungarn. Von Bettina Nemes 
06) Tamás Fricz: Es ist Zeit, über den Huxit zu sprechen. Die rechte Seite: Kommentar zum  
      Verhältnis Ungarn-EU. Von Tamás Fricz 
07) P®ter Szijj§rt·: ĂWir sind Ungarn, keine Idioten!ñ 
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08) Jüdisches Kulturfestival in Budapest - Im angeblich Ăantisemitischenñ Ungarn. 
      Vom 22.ï30. August findet das J¿dische Kulturfestival unter dem Motto ĂLasst uns  
      erneut lebenò an f¿nf Veranstaltungsorten mit 20 Programmen in Budapest statt 
09) Rechtsstaatlichkeit: Jüdische Villa der slowenischen Sozialdemokraten noch immer   
      nicht zur¿ckgegeben, aber sie Ădozierenñ ¿ber Gefahren des Nationalsozialismus 
10) Polens Präsident Duda möchte Beitritt der Republik Moldawien zur Drei-Meere-Initiative 
 
 

Osteuropa: Politische Themen                                                       Seite  142 
 
Keine Beiträge 
 
 

Südosteuropa: Politische Themen                                                  Seite  143 
 
01) Bulgarien schickt wegen Migration Truppen an die Grenze zur Türkei und         
      Griechenland 
 

Süd- und Westeuropa: Politische Themen                           Seiten 144 -149 
 
01) Eric Zemmour: ĂDas Rassemblement National weiÇ, dass Marine Le Pen niemals  
      gewinnen wirdñ 
02) Wird Frankreich die Fehler der Migrationskrise von 2015 wiederholen? 
      Von Paul Tormenen 
 
 

Nordwest- und Nordeuropa: Politische Themen                           Seite 150 
 
Keine Beiträge 
 
 

Pfarrer Steffen Reiche, Kirchengemeinde Berlin-Nikolassee  

Seite 151 

 
Hinweise 
 
 

Aufruf zur Unterstützung                                                       Seiten 152 - 154 

 

1) Finanzielle Unterstützung der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin     

2) BdV: Ewige Flammeñ in Berlin-Charlottenburg braucht Ihre Unterstützung 

3) Aufruf des Leibniz-Instituts für Länderkunde: Heimatzeitschriften erbeten! 

 

ĂZum Wohle des deutschen Volkeséñ, Grundgesetz, Artikel 64 und 56                 Seite 155 

Du musst denken é.                                                                                               Seite 156 
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A.  a) Leitgedanken                                                                             Seite 157 
 

ĂVerletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du kannst.ñ Arthur 

Schopenhauer 

Was wir heute tun, entscheidet darüber, wie die Welt von Morgen aussieht! 

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916) 

ĂHeimat gestalten und nicht nur verwalten!ñ  LW Berlin 

 

 

A.  b)  Forderungen und Grundsätze                                                Seite 158  

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 
 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

 

1)  Rettet die kulturelle Vielfalt ï rettet den Sonnabend! ĂRote Karteñ f¿r die   

     Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 
 

2)  Der Begriff ĂVandalismusñ ist zu brandmarken! 

01) SL Ergänzung zu SdP097: Das Recht auf Heimat 

02) Charta der deutschen Heimatvertriebenen bleibt zukunftsweisendes  

      Manifest. BdV erinnert an Charta-Verkündigung am 06. August 1950. 

      Erklärung des Präsidenten des Bundes der Vertriebenen Dr. Bernd  

      Fabritius MdB 

 

A. c) Mitteilungen                                                                     Seiten 159 - 173  
 
01) ĂVertreibungen und Deportation ªchten ï Vºlkerverstªndigung fºrdernñ  
      Tag der Heimat des Bundes der Vertriebenen 2021 
02) Der Bund der Vertriebenen hat ein neues Präsidium 
      Dr. Bernd Fabritius mit 94,5 % als Präsident wiedergewählt 
03) Entschließung der Bundesversammlung des Bundes der Vertriebenen  
      am 27. August 2021 
 
 

A.  da) Berichte                                                                                  Seite 174 

 
01) Bundespräsident Steinmeiers dreitägiger Tschechien-Besuch 
 
 
 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
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A.  db) Berichte von Fachtagungen                                                Seite 175                                      

 

Keine Berichte 
 
 

A.  ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen              Seiten 176 - 177 

 

01) Über den Gartenzaun gekuckt oder was gibts außerhalb der SL? 

      Von unserem Leser Franz Kühnel 28.08.2021 

 

 

A.  eb) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen: Veränderung der   

     Geschichtslandschaft durch Umbenennung von Straßen       Seite 178 

 

Die Berichte über die Umbenennungen von Mohrenstraße und Kaiser-Wilhelm-Platz 

in Berlin werden zurzeit für die Veröffentlichung in unseren Leitseiten vorbereitet! 

 

Dieses Thema finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 

      Von der Geschichtsklitterung zur Geschichtsfälschung:  

      Straßenumbenennungen für eine andere Republik, für eine andere  

      Gesellschaft ï für ein anderes Volk?  
 

      Das Beispiel Steglitz-Zehlendorf in Berlin: Paul von Hindenburg, Max von  

      Gallwitz, Georg Maercker 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gede

nktafeln_%20Ehrengraeber.pdf  

 

 

A. f) Ehrungen, Gedenken, Nachrufe                                   Seiten 179- 213 
 

01) 80 Jahre Stalin-Erlass zur Deportation und Verbannung der Russlanddeutschen 

02) Gedenken an die polnischen Befreier 

03) Alois Jahn: Die Deutschen der böhmischen Länder. Vergangenheit und  Gegenwart.  

      Ein Zeitzeuge erzählt 

 

A. g) Fördermöglichkeiten                                                              Seite 214 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

01)  Preise & Stipendien des Deutschen Kulturforums östliches Europa e. V.  
       und weiterer Einrichtungen 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
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02) Förderpreise und Förderstipendium der Copernicus-Vereinigung für  
      Geschichte und Landeskunde Westpreußens e. V.   
                                                                                                                  
03) Bund der Vertriebenen: Beratungsstellen für Finanzielle Förderungen und  
      Heimatsammlungen nehmen Tätigkeit auf 

 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf>  

 

 

A. h) Beiträge zur geschichtlichen und geographischen Landeskunde   

         Seiten 215 - 217                                                                                           

 
01) Heilbad Jáchymov/Joachimsthal wurde von einem Investor aus den Emiraten gekauft 
02) Carl Samuel von Brukenthal und die königliche Kunst.  Von Josef Balazs 
 
 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für ostdeutsche Landsmannschaften  

        u.ä. (Historisches Ostdeutschland und östliches Mitteleuropa) 

Seiten 218 - 224                                                                                     

 
01) Westpreußen-Kongress 2021, 24. bis 26 September 2021 
02) Westpreußischer Gesprächskreis, Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin: 
      24.10. und 10.12.2021 
03) 09.10.2021, Tagesfahrt, Landsmannschaft Westpreußen e. V. Berlin: 
      Bus-Tagesfahrt zur Müritz, mit Schiffsfahrt von Röbel nach Waren usw. 
04) 15.10.2021, AGOM-Wanderungen: Wanderung in Potsdam, Stadt und Park Sanssouci 
       Leitung: Joachim   M o e l l e r 
05) Landsmannschaft Schlesien ï Nieder- und Oberschlesien e.V. Berlin-Brandenburg  
      vervollständigt Vorstand durch Briefwahl 
 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für landsmannschaftliche ostdeutsche  

       Heimatkreise (Historisches Ostdeutschland und östl. Mitteleuropa  

Seiten 225 - 226 

 
01) Heimatkreis Wirsitz: Bericht zur 30. Weißenhöher Himmelfahrt, 24. bis 31. Juli 2021, in  
       Vorbereitung 
02) Veranstaltungen im 2. Halbjahr 2021 in WeiÇenhºhe / poln. BiağoŜliwie: Wegen der  
      Corona-Pandemie sind zurzeit alle weiteren Veranstaltungen im Haus Anna-Charlotte  
      abgesagt 
03) Heimatkreis Schneidemühl: Patenschaftstreffen in Cuxhaven abgesagt, neuer Heimat- 
      Brief 
04) Treffen des Heimatkreises Schneidemühl im Ă nnchen von Tharauñ,  
       Rolandufer 6,  10179 Berlin, am S-/U-Bahnhof Jannowitzbrücke 
 
       1) Sonnabend, 11. September 2021, 14:00 Uhr 
 
       2) Sonnabend, 11. Dezember 2021, 14:00 Uhr 
 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
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B. a) Vortragsveranstaltungen                                             Seiten 227 ï 240 

 

01) 11.09.2021, Gerhart-Hauptmann-Museum, Erkenr: Der Hase im Rausch. Von  

       Eberhard Esche.  Autobiographische Geschichten. 

       Es liest Esther Esche mit Cellobegleitung. Musikalisches Programm, Lesung 

02) 16.09.2021, Gerhart-Hauptmann-Museum, Erkenr: Die Insel der Großen Mutter oder  

      Das Wunder von Ile des Dames von Gerhart Hauptmann mit Stefan Rohlfs, Wolfgang  

      de Bruyn und André Förster. Es liest Cora Chilcott. Buchvorstellung, Lesung  

03) 03.09.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz:Unterwegs in der polnischen  

      Woiwodschaft Schlesien. Online-Vortrag von Andrzej Paczos  

04) 10.09.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Erºffnung der Ausstellung ĂInspiration  

       Riesengebirgeñ 

05) 14.09.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz. Einf¿hrung in die Ausstellung ĂInspiration  

       Riesengebirgeñ  

06) 17.09.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Vom ĂKarnevalñ der SolidarnoŜĺ bis zum  

      Runden Tisch. Die politische Opposition in Polen am Beispiel Schlesiens.  

      Vortrag von Dr. Katarzyna Zinnow 

07) 24.09.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Unterwegs in der polnischen  

      Woiwodschaft Oppeln/Opole.  Online-Vortrag von Andrzej Paczos 

08) 26.08.2021, LGV, Histor. Verein Brandenburg, Kirchengem. Plau, in Plaue/Havel: Die  

      Gräber der Grafen und Gräfinnen von Koenigsmarck bei ihrer Patronatskirche zu Plaue  

      an der Havel, 1839 bis 1945. Referent: Dr. Ulrich Wiesner (Brandenburg an der Havel) 

09) 04.09.2021, LGV, Geschichtskreis Borgsdorf, Borgsdorf/Nordbahn: Kirchenneubau in  

      der DDR ï eine Seltenheit und weitere Merkwürdigkeiten. Führung: Jürgen Rosinsky  

10) 18.09.2021, LGV: Die Bodenschätze des Grunewalds ï rund um das Postfenn 

       Ein neuer Versuch die verschobene 136. Weihnachtswanderung vom 26.12.2020  

       nachzuholen. Leitung: Ingrid Zache und Dr. Felix Escher (Berlin) 

11)  07.10.2021, LGV: Friedrich Wilhelm I. von Preußen: ein Monarch mit vielen Gesichtern 

       Vortrag und Buchvorstellung: Prof. Dr. Frank Göse (Potsdam) 

12) 10.09.2021, Literaturhaus Berlin: ĂPhilosophische Bilderbuchwelten ï Rebecca   

       Dautremer im Gesprªchñ. In der Reihe Kinderbuch im Gespräch. In Kooperation mit  

      dem Internationalen Literaturfestival 

13) 16.09.2021, Staatsbibliothek zu Berlin PK: Wissenschaftsjahr ï Visionen der  

      Bioökonomie 2021.  Abschlusspanel Bioökonomie mit Claudia Kemfert, Urs Mannhart   

      und  Eva Horn In Kooperation mit dem Internationalen Literaturfestival Berlin 

14) 16.09.2021, Staatsbibliothek zu Berlin PK: Innocence is the Crime: Francesca Melandri  

       im Werkstattgespräch. In Kooperation mit dem Internationalen Literaturfestival Berlin 

15) 13.09.2021, Katholische Akademie Berlin: Digitale Welt und Künstliche Intelligenz  

       ï  wie Ăunterlegenñ ist der Mensch? 

       Prof. Dr. Armin Grunwald, KIT Karlsruhe, Autor des Buches: Der unterlegene Mensch,  

       Riva Verlag, München 2019; Markus Beckedahl, Gründer und Chefredakteur von  

       netzpolitik.org, Mitbegründer von re:publica; Diana Kinnert, Politikwissenschaftlerin und  

       Autorin: Die neue Einsamkeit: Und wie wir sie als Gesellschaft überwinden können,  

       Hoffmann und Campe, Hamburg 2021 und Prof. Dr. Sabine Seichter, Pädagogin,  

       Universität Salzburg. 

 

       Katholische Akademie Berlin: Vorschau Herbst 2021 
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B. b) Vorlesungsreihen, Podiumsdiskussionen, Seminare u.ä.                                

                                                                                                Seiten 241 ï 329 

 

01) 06. ï 11.09.2021, Universität Greifswald, digital: Cieszyn, TŊġ²n, Teschen. One region,  

      one culture?  

02) 10.09. ï 11.09.2021, Zittauer Geschichts- und Museumsverein e.V.: Gemeinsam  

      stark? 675 Jahre Oberlausitzer Sechsstädtebund  

03) 10.09. ï 12.09.2021, Arbeitskreis für Siebenbürgische Landeskunde e.V.,   

      Siebenbürgisches Museum Gundelsheim e.V.:. Wege der Aufklärung bei den  

      Siebenbürger Sachsen. Facetten einer Provinz im Wandel  

04) 15.09. ï 17.09.2021, Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg,  

      FG Planen in Industriefolgelandschaften in Kooperation mit Serbski institut/Sorbisches  

      Institut:  KULTUR[tagebau]LANDSCHAFT ï Strukturen der Tagebaufolge lesen,  

      verstehen, gestalten, entwickeln  

05) 19.09.2021, Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten im Haus der Brandenburgisch- 

      Preußischen Geschichte, Potsdam: Wissen aus der Region. Brandenburg 

      im Jahr 1945 

06) 20.09. ï 21.09.2021, Poln. Histor. Mission, Univ. Würzburg, Haus des deutschen  

      Ostens, Nikolaus-Kopernikus-Univ. Thorn usw.:"Jeder hat das Recht auf eine  

      Staatsangehörigkeit". 

07) 23.09.2021, Rosa-Luxemburg-Stiftung:  Frauen als Vorkämpferinnen sozialer  

      Gerechtigkeit? Å Völlig vergessen ï die oberschlesische Kämpferin Agnes Wabnitz 

      Roswitha Schieb, Borgsdorf b. Berlin; Å Stets gegenwärtig ï die jüdische  

      Intellektuelle Rosa Luxemburg, Holger Politt, 

08) 30.09.2021 ï 02.10.2021, Historische Kommission für ost- und westpreußische  

      Landesforschung (Ostpreußisches Landesmuseum), Ausrichter Ostpreußisches  

      Landesmuseum:  Immanuel Kant und sein Wirkungsort Königsberg. Universität,  

      Geschichte und Erinnerung heute  

09) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Epochenübergreifende Sektionen  

10) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Mittelalterliche Geschichte 

11) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Frühe Neuzeit  

12) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Neuere und Neueste Geschichte 

13) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 

14) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Kulturgeschichte 

15) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Podiumsdiskussionen 

16) 13.  bis 15.10.2021, Zentrum Mittleres und Östliches Europa (TU Dresden); Museum    

       für Kohlebergbau in Zabrze / Hindenburg OS. Veranstaltungsort Digital; Zabrze     

       /Hindenburg OS; Dresden: Industrialisierung in Oberschlesien im āZeitalter der  

       Extremeó. Eine Kulturgeschichte der Wirtschaft am Beispiel des Ballestrem-Konzerns  

       ca. 1890-1950  

17)  14. bis  15.10.2021, Lehrstuhl für Militärgeschichte / Kulturgeschichte der Gewalt,  

       Alex J. Kay, Historisches Institut, Universität Potsdam: Nachwuchskolloquium zur  

       Militärgeschichte  

18)  25. bis  26.10.2021, Forschungsverbund Neue Universität (Universität Kassel):  

       Stadterweiterung in Zeiten der Reurbanisierung ï neue Suburbanität?  

       Online-Abschlusstagung des Forschungsverbunds Neue Suburbanität (Universität  

       Kassel) 

19)  November in Soest, Tagung der BAG für Ostdeutsches Kulturerbe im Unterricht e. V.: 
       Der große Aufbruch 1968 ï ein Mythos von gestern 
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20) 05.11.2021, Dr. John Gallagher (University of Leeds, UK) und Prof. Ulrike Krampl  
      (université de Tours/CeTHiS, Frankreich), Online: Die mehrsprachige Stadt (ca. 125 bis  
      ca. 1800) 
21) 08.11.2021 - 08.11.2021, Deutsches Historisches Institut Warschau:  Der Todesmarsch  
      von Palmnicken. Mikrogeschichtliche Annäherung an eine Gewalterfahrung im 20.   
      Jahrhundert und ihre Aufarbeitung - in transnationaler Perspektive 
22) 11. bis 14.11.2021, Collegium Carolinum in Kooperation mit dem Lehrstuhl für  
       Geschichte Ost- und Südosteuropas der Ludwig-Maximilians-Universität München:  
       Ungleichzeitigkeiten und Divergenzen in der Entwicklung Ostmitteleuropas seit 1989  
       83730 Fischbachau  
23) 18 .bis 21. Nov. 2021, Herrnhut, University of Gothenburg, Johannes Gutenberg  
       Universität Mainz, Herrnhuter Brüdergemeine (Prof. Dr. Christer Ahlberger, Prof. Dr.  
       Wolfgang Breul, Dr. Peter Vogt, Ausrichter Prof. Dr. Christer Ahlberger, Prof. Dr.  
       Wolfgang Breul, Dr. Peter Vogt: Die Herrnhuter Brüdergemeine als Impulsgeber für  
       religiöse und kulturelle Innovation im 18. Jahrhundert 
24) 24.11.2021 - 26.11.2021, Ievgeniia Voloshchuk (Europa-Universität Viadrina  
      Frankfurt/Oder), Kirsten Möller (Europa-Universität Viadrina Frankfurt/Oder), Ryszard  
      Kupidura (Adam-Mickiewicz-Universitªt PoznaŒ) (Europa-Universität Viadrina  
      (Frankfurt/Oder), Adam-Mickiewicz-Universitªt PoznaŒ): Erkundungen eines  
      europäischen Kulturraums: Deutschland, Polen und die Ukraine im zeitgenössischen    
      literarischen Migrationsdiskurs ĂErkundungen eines europäischen Kulturraums:  
      Deutschland, Polen und die Ukraine im zeitgenössischen literarischen  
      Migrationsdiskursñ 
25)  26.11.2021, Geschichte und Zukunft e.V. und Konrad-Adenauer-Stiftung  
       Veranstaltungsort Akademie der Konrad-Adenauer-Stiftung, Tiergartenstraße 35:  
       Wie bekommt man das Völkische aus den Köpfen? Reeducation und Reorientation im  
       besetzten Deutschland 1945 bis 1955. Der Stellenwert völkischer Ideologien für  
       Alliierte, deutsche Länder und die Bundesregierung  
26)  02.12.2021 - 03.12.2021, Institut für Landesgeschichte, Landesamt für Denkmalpflege  
       und Archäologie Sachsen-Anhalt, Veranstaltungsort Landesmuseum für Vorgeschichte  
       06114 Halle (Saale): Nachgeholte Historisierung? Der Braunkohlenbergbau als  
       Herausforderung für Geschichtswissenschaft und -vermittlung  
27) 10.01.2022 - 14.01.2022, Gemeinsame Kommission für die Erforschung der jüngeren  
       Geschichte der deutsch-russischen Beziehungen (Prof. Dr. Beate Fieseler): Der Zerfall  
       der Sowjetunion und das Ende der DDR als historische Zäsuren ï unter besonderer  
       Berücksichtigung neuer methodischer und quellenmäßiger Zugänge.    
       Nachwuchsworkshop der Gemeinsamen Kommission für die Erforschung der jüngeren   
       Geschichte der deutsch-russischen Beziehungen 
28)  13. bis 14.01.2022, Wissenschaftliche Tagung der AG Landesgeschichte des Verbands  
       der Historiker Deutschlands: Zeit in der Landesgeschichte  
29)  19. ï 20.01.2022, Deutsches Historisches Institut Paris, Veranstaltungsort Institut  
       historique allemand: Strategien der Verhinderung. Der Zugang zu Archivalien in  
       Frankreich und Deutschland im internationalen Vergleich  
30)  22.03.2022 - 23.03.2022, Leibniz-Institut für Medienforschung, Hans-Bredow-Institut,  
       Hamburg / Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa:  
       ĂDer Osten im Westenñ. Deutschsprachige Autoren aus dem ºstlichen Europa im  
       Rundfunk nach 1945  
31)  31.03.  bis 01.04.2022, Deutsches Historisches Institut Warschau: Das   
       "Bibliomigratorische" im deutsch-polnischen Kontext seit dem Zweiten Weltkrieg  
32)  06.04 ï 08.04.2021, Zentralinstitut für Kunstgeschichte München, Kunsthalle der Hypo- 
       Kulturstiftung M¿nchen, Universitªt der K¿nste in Posen/PoznaŒ, Deutsch-Polnische  
       
 



Seite XI zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 
 
       Gesellschaft München, Deutsches Polen-Institut in Darmstadt, Veranstaltungsort  
       Zentralinstitut für Kunstgeschichte München: Un/Sichtbarkeit. Die polnische  
       Kunst(geschichte) und Deutschland  
33)  08.04.2022 - 10.04.2022, Schwabenakademie Irsee / Zentralinstitut für  
       Kunstgeschichte:  Aspekte deutscher Gartenkunst der Frühen Neuzeit (ca. 1550 bis  
      1640)  
34) 11.05.2022 - 13.05.2022, Veranstalter Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf:   
       "Fließende Räume" - Der Fluss als Generator räumlicher Dynamiken 
35)  21.09.2022 - 24.09.2022, Veranstalter Verband der deutschen Slavistik (Ruhr- 
       Universität Bochum): Slavistiktag 2022  
36) 19.10.2022 - 22.10.2022, Jagellonen-Universität Krakau, Pädagogische Universität  
       Krakau:  War and Diversity Beyond the Battlefield: Cultural Encounters in the Polish  
       Lands 1914ï1923  
 
 

C. a) Ausstellungen usw. in Berlin und Umland               Seiten 330 ï 341 

 

01) 27.08. ï 31.12.2021, Staatsbibliothek u.a.: Utopie Kulturforum. Transformation eines  

      Stadtviertels. Eine gemeinsame āWanderó-Ausstellung der St. Matthäus-Kirche, der  

      Philharmonie, der Neuen Nationalgalerie, der Kunstbibliothek, des  

      Kunstgewerbemuseums und der Staatsbibliothek zu Berlin 

02)  Programme der Museen von Tempelhof-Schöneberg 

03) ĂKommt Schwimmenñ. Das Seebad Mariendorf 1876 ï 1950 

       Tempelhof-Museum, 07.05. bis 10.10.2021 

04)  Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht 

       28.04. bis 17.10.2021, Topographie des Terrors 

05)  05.09.2021, Kommunale Galerie Wilmerdorf: 1.700 Jahre jüdisches Leben in  

       Deutschland: Kommunale Galerie zeigt die Ausstellung ĂHiersein, Being Here, ˭ ˣ˧ˢ˪" 

06)  Brandenburg-Preußen Museum: ĂVom Eise befreit sind Strom und Bªcheéñ  

       Brandenburg-Preußen Museum Wustrau:       Ausstellung Ă[K]Ein Kinderspiel: Spielzeug    

       als Spiegel der Industrialisierung vom 21.03. bis 05.12.2021  

 

 

C. b) Ausstellungen usw. außerhalb des Raumes von Berlin S.  342 - 370                

 

01)  01. Juli bis 17. Oktober 2021, Westpreußischen Landesmuseum, Warendorf: Die  
       schönsten Wochen des Jahres. Reise(n) einst und jetzt 
02)  08.07. ï 30.09.2021, Westpreußisches Landesmusuem, Warendorf: Natur in Farbe  
       und Struktur. Malerei und Zeichnung von Friedrich Kreuzberg 
03)  Newsletter des Westpreußischen Landesmuseums vom 09. August 2021 
04) 04.09.2021, Kulturzentrum Ostpreußen, Ellingen:ĂKann Spuren von Heimat enthaltenñ 
      ĂGrenze ist nur ein Wortñ ï Ausstellung zu tschechisch-deutschen Begegnungen  
      während Corona. Ausstellungseröffnung 
05)  09.08. ï 21.11.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: »Meisterhaft wie selten einer  
       ç/èMistrzowskie jak rzadko kt·re éç  
06)  11.09.2021 ï 27.02.2022, Schlesisches Museum zu Görlitz:  Inspiration    
       Riesengebirge 
07)  22.07. ï 31.10.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Streifzüge / Wňdr·wki ï  
       Fotografien von Jacek JaŜko 
08)  12.08. ï 02.10.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Im Fluss der Zeit - Jüdisches  
       Leben an der Oder 
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09) Einblicke ins Depot des Sudetendeutschen Museums 

10) 2021, Marionetten- und Zirkusmuseum in Prachatitz (tschech. Prachatice): ĂGrenze ist  

      nur ein Wortñ ï Ausstellung zu tschechisch-deutschen Begegnungen während Corona 

11) Museum für Russlanddeutsche Kulturgeschichte in Detmold 

 

 

E. a) Neuerscheinungen auf dem Bücher- und Zeitschriftenmarkt                                                                              

                                                                                                Seiten 371ï 373 

 

A.   Besprechungen (Seite 392) 

 

Wir lesen! 

 

B.   Besprechungen in Arbeit (Seite 392) 
 

01)   Svenja Kück: Heimat und Migration. Ein transdisziplinärer Ansatz anhand  
        biographischer Interviews mit geflüchteten Menschen in Deutschland.  
        (3 Abb., 2 Tab.). (Bielefeld) transcript (2021). 293 Seiten. 
        ISBN 978-3-8376-5511-7 (Print), 978-3-8394-5511-1 (pdf). ú 48,00. 
        Rezensentin: Frau Dr. Maria Werthan, Langerwehe 

02)  Breslau ï Freizeit und Konsum. (zahlreiche historische und aktuelle Abb. im Text,  
       Abb. auf den Klapp-Umschlagseiten). Hg. von Heinke Kalinke, Tobias Weger, Ğukasz  
       Bieniasz  
       (Berlin/Boston) de Gruyter (2021). 313 Seiten. 
       = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen  
       Europa. Band 81. 
       ISBN 978-3-11-070298-9. ú 49,95. 
      Rezensent: Reinhard M. W. Hanke, Berlin 

 
03)  Arne Frank unter Mitarbeit von Katrin Schulz: Das schlesische Elysium. Burgen,  
       Schlösser, Herrenhäuser und Parks im Hirschberger Tal. (mit zahlreichen mehrfarbigen  
       und SW-Abbildungen im Text, 2 mehrfarbigen Karten auf den Innenseiten). 
       Fünfte, überarbeitetete und erweiterte Auflage. 
       (Potsdam) Deutsches Kulturforum östliches Europa (2021). 307 Seiten. 
       ISBN 978-3-9361168-90-7. ú 19,80. 
       Rezensent: Peter Börner, Siegburg 
 

C.  Zur Besprechung in der Redaktion eingegangen (Seiten 393 ï 394) 

 
01)  Ziko van Dijk: Wikis und die Wikipedia verstehen. Eine Einführung. (13  

       Abb., 18 Tab.). (Bielefeld) [transcript] (2021). 338 Seiten.  

       ISBN 978-3-8376-5645-9. ú 35,00. 

       E-Book (EPUB) Open Access PDF-ISBN 978-3-8394-5694-3. ú 38,99?  

 

02)  Steffen Reiche: Tief träumen und hellwach sein. Politiker und Pfarrer mit  

       Leidenschaft. Ein autobiografischer Essay.  (22 SW-Fotos im Text).  

       (Bonn) Dietz (2020). 261 Seiten. ISBN 978-3-8012-0461-7. ú 24,00. 

 



Seite XIII zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 
 

03)   Manfred Kittel: Stiefkinder des Wirtschaftswunders? Die deutschen  

        Ostvertriebenen und die Politik des Lastenausgleichs (1952 bis 1975). 

        (Düsseldorf) Droste Verlag 2020. 671 Seiten.  

        = Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen  

        Parteien. Band 182.  ISBN 978-3-7700-5349-0. ú 68,00.     

 
04)   Handbuch Landesgeschichte.  (43 Abb., darunter einige mehrfarbige  

        Abb.). Hrsg. von Werner Freitag, Michael Kißener, Christine Reinle  
        und Sabine Ullmann.  
        (Berlin) De Gruyter Oldenbourg. (2018). XII, 706 Seiten. = de Gruyter  
        Reference.  
        Gebunden ISBN 978-3-11-035411-9. ú 99,95.          
 

05)  Handbuch qualitative und visuelle Methoden der Raumforschung. 
       (zahlreiche Abbildungen, Tabellen).  
       Hg. von Anna Juliane Heinrich, Séverine Marguin, Angela Million, Jörg Stollmann. 
       Bielefeld: Transcript Verlag (2021). 464 Seiten.  = utb. Band 5582. 
       Print-ISBN 978-3-8252-5582-4. ú 29,90. PDF-ISBN 978-3-8385-5582-9. 
 
06)   Das Museum der Zukunft. 43 neue Beiträge zur Diskussion über die  
        Zukunft des Museums. Hrsg. von schnittpunkt und Joachim Baur. (mit  
        mehrfarb. und SW-Abb.). (Bielefeld) transcript (2020).  
        313 Seiten. ISBN 978-3-8376-5270-3. ú 29,00. 
 
07)   Judith Heß: Europäisierung des Gedenkens? Der Erste Weltkrieg in deutschen  
        und britischen Ausstellungen. (15 SW-Abbildungen).  
        (Bielefeld) transcript (2021). 356 Seiten. 
        Print-ISBN 978-3-8376-5619-0. ú 60,00. 
        PDF-ISBN 978-3-8394-5619-4. ú 59,99. 
 
08)   Nicht nur Bauhaus. Netzwerke der Moderne in Mitteleuropa / Not just  

        Bauhaus. Networks of Modernity in Central Europe. Herausgegeben von  

        Beate Stºrtekuhl und Rafağ Makağa. (mit zahlreichen schwarz-Weißen und  

        mehrfarbigen Abb.). (Berlin / Boston) de Gruyter/Oldenbourg (2020).  

        400 Seiten.  

        = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen  

        im östlichen Europa. Band 77. ISBN 978-3-11-065876-7.  ú 59, 59.   

 

09)  Christofer Herrmann / Kazimierz Pospieszny / Ernst Gierlich (Hrsg.): Spiegel der  
       Fürstenmacht. Residenzbauten in Ostmitteleuropa im Spätmittelalter ï Typen,  
       Strukturen, Ausschmückung. (zahlreiche Farbfotos, zahlreiche mehrfarbige und  
       einfarbige Abb.). (Bonn) Kulturstiftung der Vertriebenen (1921). 289 Seiten.  
       ISBN 978-3-88557-243.5.  ú 24,90. 
     

10)  Hans-Jürgen Kämpfert: Naturwissenschaft am Unterlauf der Weichsel.  

       Einrichtungen und Persönlichkeiten. (zahlreiche Abb., Stadtplan Danzigs  

       von 1822 auf den Umschlaginnenseiten vorn, Landkarte Westpreußen auf  

       den Umschlaginnenseiten hinten). 

       Münster / Westfalen: Nicolaus-Copernicus-Verlag 2020. XI, 396 Seiten. 

       = Quellen und Darstellungen zur Geschichte Westpreußens. Nr. 42. 

       ISBN 978-3-924238-58-2. ú 40,00. 

https://www.degruyter.com/view/product/373313?format=G&rskey=j8SiQd&result=79
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11) Christhardt Henschel (Hg.): Ostpreußens Kriegsbeute. Der Regierungsbezirk Zichenau  

      1939 ï 1945. (19 SW-Abbildungen im Text). (Osnabrück) fibre (2021). 416 Seiten. 

      = Einzelveröffentlichungen des Deutschen Historischen Instituts Warschau.42. 

      ISBN 978-3-944870-75-5. ú 58,00.  

 

12)  Arno Mentzel-Reuters und Stefan Samerski (Hg.). Castrum sanctae    

       Mariae: Die Marienburg als Burg, Residenz und Museum. (mit 102 Abb.).  

       Göttingen: V & R Unipress 2019. 505 Seiten.  

       = Vestigia Prussica. Forschungen zur Ost- und Westpreußischen  

       Landesgeschichte. Band 1. ISBN 978-3-8471-0883-2. ú 59.99. 

 

13)  Peter Bahl: Belastung und Bereicherung. Vertriebenenintegration in Brandenburg ab  
       1945. (Berlin) Berliner Wissenschaftsverlag (2020). XVII, 1.718 Seiten. 
       = Bibliothek der brandenburgischen und preußischen Geschichte. Im Auftrag des  
       Brandenburgischen Hauptarchivs und der Historischen Kommission zu Berlin  
       herausgegeben von Mario Glauert und Michael Wildt. Band 17. 
       ISBN Print 978-3-8305-5016-7. ú 125,00. 
       ISBN E-Book 978-3-8305-4186-8. Freier Zugang. ú 0,00. 
 
14)  Naturpark Barnim von Berlin bis zur Schorfheide. Eine landeskundliche  
       Bestandsaufnahme. Hg. von Peter Gärtner, Lisa Merkel, Haik Thomas  
       Porada (mit 181 zumeist mehr-farbigen Abb. im Text; 1 Übersichtskarte- 
       Suchpunkte und 1 Tafel mit 4 mehrfarbigen Abb. in Tasche).  
       Wien, Köln, Weimar. Böhlau Verlag (2020). 496 Seiten.  
       = Landschaften in Deutschland. Band 80 (herausgegeben im Auftrag des  
       Leibniz-Instituts für Länderkunde und der Sächsischen Akademie der  
       Wissenschaften zu Leipzig). ISBN 978-3-412-51378-8. ú 30,00.  
 
15)  Reinhard Olt: Im Karpatenbogen. Ungarn  und die Diaspora der Magyaren ï  

       Reportagen und Analysen. (mit mehrfarbigen Fotos). Budapest: Freunde von Ungarn  

       Stiftung 2020. 232 Seiten. ISBN 978-615-81674-0-6. ú 179,10. 

 

16)  Wilfried Heller: Zwischen Herkunft und Neuanfang. Biographische Skizze eines  

       Vertriebenen aus dem Egerland (Böhmen). (London/Berlin) Verlag Inspiration Un  

       Limited (2021). 112 Seiten. ISBN 978-3-946127-322. ú 12,90. 
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Briefe und Leserbriefe                                                           Seiten 374 - 378 

 
01) ĂSächsische Zeitungñ vom 11.08.2021: ĂHöchste Ehren für  Görlitzer Denkmalsch¿tzerñ.  

      Wolfgang Liebehenschel Görlitz/Berlin, ein Lutheride, Schlesier durch und  

      durch, versteht die Welt nicht mehr 

 

01) Einbahnstraße Borstellstraße 

      Brief an das Straßenverkehrsamt von Berlin Steglitz-Zehlendorf 

       

      - Antwort weiterhin Fehlanzeige! ï  

 

Impressum                                                                                                            Seite 379 

Mit Bildern unserer Geschäftsstelle in Berlin-Steglitz                                            Seite 379 

Karte GroÇgliederung Europas/Begriff ĂOstmitteleuropañ                                      Seite 380 

2 Karten zur Geschichte Westpreußens                                                                Seite 381 

Freie Stadt Danzig: Wappen und Gebietskarte                                                      Seite 382 

Westpreußen in Physisch-geographischen Karten                                                Seite 383 

Karte des Königreichs Preußen und Karte der Provinz Westpreußen von 1871/78 ï 1920  

                                                                                                                               Seite 384 

 

 

 

 

 

Redaktionsschluss für diesen AWR-Nr. 798 vom 02.09.2021: 

01.09.2021, 13:00 Uhr 

  

Der nächste Rundbrief Nr. 799 erscheint voraussichtlich wieder in 

zwei Wochen, am 16.09.2021.  

Redaktionsschluss für AWR-799: 15.09.2021, 13:00 Uhr  
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Klavierkonzert mit Maximilian Szadziul  

 
© 18 SEP 

 
Sonnabend, 18. September 2021, 20:00 - 22:00 Uhr 
 
Adolf-Kurz-Haus der Zwölf-Apostel-Gemeinde,  
An der Apostelkirche 1, 10783 Berlin-Schöneberg 
 
Programm für das Konzert am 18. September 2021:    
 
F. Chopin Ballade Nr. 1 Op. 23 in g-Moll  
F. Chopin Andante spianato et grande Polonaise brilliante op. 22 in Es-Dur  
F. Chopin Scherzo Nr. 2 Op. 31 in b-Moll  
- - - - - Pause- - - - - - - -    
F. Liszt: Années de pèlerinage, deuxième année: Italie (aus den Pilgerjahren, 
zweites Jahr: Italien  
Tre Sonetti del Petrarca (drei Sonette von Petrarca):  
Sonetto 47 del Petrarca  
Sonetto 104 del Petrarca  
Sonetto 123 del Petrarca  
F. Liszt: Grandes études de Paganini (große Etüden nach Paganini)  
Nr. 1 g-Moll  
Nr. 2 Es-Dur  
Nr. 3 gis-Moll  
Nr. 4 E-dur  
Nr. 5 E-Dur  
Nr. 6 a-Moll  
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Editorial:  Wir begehen den ĂTag der Heimatñ und Ăkeinerñ erfªhrt es 

 - oder: Pressefreiheit in der BR Deutschland im Spiegel? 

 
Liebe Leser, 

am Sonnabend, dem 28. August 2021 fand in Berlin die Auftaktveranstaltung zum bundesweiten 

ĂTag der Heimatñ statt. Dieser Gedenktag wird in der Bundesrepublik Deutschland jªhrlich begangen 

und ï so ist auch bei WIKIPEDIA (aufgerufen am 03.09.2021, 11:20 Uhr) zu lesen:  

 
ĂEr geht zur¿ck auf die Kundgebung vor dem Stuttgarter Schloss am 6. August 1950, bei der 
die Charta der deutschen Heimatvertriebenen verkündet wurde. Die Verkündigung der 
Charta erfolgte bewusst in zeitlicher Nähe zum fünften Jahrestag des Potsdamer 
Abkommens vom 2. August 1945. Der Beschluss zur jährlichen Durchführung des Tages der 
Heimat wurde im November 1949 in Göttingen gefasst, er geht auf eine Initiative von Paul 
Wagner, des früheren Bürgermeisters von Neidenburg in Ostpreußen zurück. 
Seither findet meistens am ersten Sonntag im September eine zentrale Auftaktveranstaltung 
des Bundes der Vertriebenen (BdV) zum ĂTag der Heimatñ in Berlin statt. In den folgenden 
Wochen finden zahlreiche dezentrale Veranstaltungen der Regionalverbände des Bundes 
der Vertriebenen zum Thema Vertreibung stattñ 
Und weiter heiÇt es in diesem Beitrag zum ĂOffiziellen Charakterñ: ĂDer Tag der Heimat hat 
in der Bundesrepublik Deutschland offiziellen Charakter. Auf den zentralen Kundgebungen 
sprechen regelmäßig hochrangige Repräsentanten von Staat und Regierung, in mehreren 
Bundesländern ï darunter Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Bayern, Hamburg und 
Hessen ï werden zum Tag der Heimat die öffentlichen Gebäude beflaggtñ.  

Soweit also WIKIPEDIA im Ăamerikanischen Googleñ.  

In jedem Jahr steht der Tag der Heimat unter einem bestimmten Motto. In diesem Jahr heißt das 

Motto ĂVertreibungen und Deportation ªchten ï Vºlkerverstªndigung fºrdernñ. 

An den Beginn des Gedenktages erinnert ein Film zur ĂCharta der Heimatvertriebenenñ, der in der 

zentralen Gedenkveranstaltung vorgeführt wurde. Hauptredner dieses Jahres war der bayrische 

Ministerpräsident Markus Söder.  

Und nun die groÇe Enttªuschung! Wie in den vergangenen Jahren nahmen Ădie Medienñ von diesem 

zentralen Gedenken keine Notiz ï oder haben wir uns geirrt? Vor Jahren fiel mir dieses Totschweigen 

schon auf und da ich nicht sicher war, bat ich den BdV um die Presseberichte hierzu. Auch hier großes 

Schweigen. Der einzige Schluss: Es gab keine Presse- und Medienberichte! Der Tag der Heimat wird 

totgeschwiegenñ. 

 

Ich habe den Tag der Heimat erstmals Ende der 1960er Jahre als  Student und damaliger Vorsitzender 

des Ostpolitischen Deutschen Studentenverbandes (ODS) ï Dachverband der landsmannschaftlichen 

Studentenbünde ï in der Berliner Waldbühne besucht. Die Waldbühne fasst über 20.000 Besucher 

und sie war damals, wie man sagt, Ăknackenvollñ. 

Heutzutage muss der Humboldsaal der Berliner URANIA mit seinen rund 1.000 Plätzen genügen. 

Trotz Corona war der Saal gut gefüllt. Auch die anschließende Kranzniederlegung an der ĂEwigen 

Flammeñ auf dem Theodor-Heuß-Platz war gut besucht.   

Wir fragen uns nun: warum waren unsere eigenen Mitglieder nur überschaubar wenig vertreten? 

Wir hatten doch sichtbar zur Teilnahme aufgerufen. Und wenn wir nicht die Mitglieder einer anderen 

Landsmannschaft auf unsere Teilnehmerliste hätten aufnehmen können, dann hätte es auch für uns 

schlecht ausgesehen. Bei der Ăanderen Landsmannschaftñ war lediglich der Vorsitzende des AfD-

dominierten Vorstandes erschienen, die Ăeinfachen Mitgliederñ hatten sehen müssen, wo sie bleiben 

ï wir haben sie betreut! 

 

Es  grüßt Sie herzlich Ihr  Reinhard M. W. Hanke  

https://de.wikipedia.org/wiki/Brandenburg
https://de.wikipedia.org/wiki/Nordrhein-Westfalen
https://de.wikipedia.org/wiki/Bayern
https://de.wikipedia.org/wiki/Hamburg
https://de.wikipedia.org/wiki/Hessen
https://de.wikipedia.org/wiki/Beflaggung_%C3%B6ffentlicher_Geb%C3%A4ude_in_Deutschland
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01) Afghanen sollen im Rahmen einer EU-Richtlinie aus dem Jahr 2001   

      umgesiedelt werden 

 

      Von Loretta Tóth 

 

31. 08. 2021  

Afghanen, die ihr Land nach der Machtübernahme der Taliban verlassen wollen, 
versammeln sich am 19. August 2021 auf dem Flughafen von Kabul · Foto: MTI/Magyar 
Nemzet 

Mehr als ein halbes Hundert Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) wollen, dass 
die Europäische Kommission (EK) ein EU-Gesetz durchsetzt, das vor 20 Jahren entworfen, 
aber nie in der Praxis angewendet wurde. Sie argumentieren, dass die so genannte 
Richtlinie über den vorübergehenden Schutz perfekt auf Krisensituationen wie den 
Massenzustrom von Afghanen, die vor der Taliban-Herrschaft fliehen, anwendbar wäre. 

Bereits im Sommer 2001 hat der Europäische Rat im Einvernehmen mit der EG und dem 
EP eine Richtlinie über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im 
Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und über die Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Aufnahme dieser Personen angenommen. Die 
Rechtsvorschriften sollen Flüchtlingen helfen, die vor den Kriegen in Jugoslawien und im 
Kosovo geflohen sind, so dass die EU berechtigt ist, Menschen, die im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten ankommen, sofort Asyl zu gewähren, ohne dass sie in den repressiven 
Asylverfahren gefangen sind. Nach der Richtlinie ist der Ăvor¿bergehende Schutzñ ein 
Ausnahmeverfahren, das dazu dient, Vertriebenen aus Drittländern, die nicht in ihr 
Herkunftsland zurückkehren können, im Falle eines Massenzustroms dieser Personen 
sofortigen und vorübergehenden Schutz zu gewähren. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/4bfa10f2cdd84b938de5736ba3a8a5fa-1-scaled.jpg?fit=2560%2C1557&ssl=1
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Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn die Gefahr besteht, dass das Asylsystem 
diesen Zustrom nicht bewältigen kann und somit nicht effizient funktioniert und die 
Schutzsuchenden nicht den Schutz erhalten, den sie benötigen. 

Die Hauptverpflichtung der Mitgliedstaaten im Rahmen der Richtlinie besteht daher darin, 
den Personen, denen vorübergehender Schutz gewährt wird, einen sofortigen 
Aufenthaltstitel zu erteilen, wobei die ansonsten für ein solches Verfahren erforderlichen 
Formalitäten auf ein Mindestmaß reduziert werden, und die geschützten Personen dabei zu 
unterstützen, eine Arbeitserlaubnis, eine angemessene Unterkunft, eine medizinische 
Versorgung und das Recht von Kindern und Minderjährigen auf Zugang zum 
Bildungssystem unter denselben Bedingungen wie die Staatsangehörigen des betreffenden 
Mitgliedstaats zu erhalten. Alle EU-Länder außer Dänemark und Irland haben die Richtlinie 
unterzeichnet, die nach einem Beschluss des Europäischen Rates mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag des EuGH in Kraft treten wird. 

Obwohl die Richtlinie noch nicht umgesetzt wurde, haben 76 Abgeordnete des 
Europäischen Parlaments kürzlich an Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, die 
EU-Kommissarin für Inneres, Ylva Johansson, und den Hohen Vertreter für Außen- und 
Sicherheitspolitik, Josep Borrell, geschrieben und darauf hingewiesen, dass die EU als 
Verteidigerin der Menschenrechte die Geschehnisse in Afghanistan nicht ignorieren kann, 
da Ăunsere Glaubw¿rdigkeit auf dem Spiel stehtñ. Die Abgeordneten der Fraktionen der 
Linken, der Liberalen, der Gr¿nen und der EVP sagen, dass Ădie sofortige Aktivierung der 
humanitªren Korridore in dieser Hinsicht von grºÇter Bedeutung istñ und dass die Richtlinie 
¿ber den vorlªufigen Schutz Ăperfektñ auf die Masseneinwanderung anwendbar ist, die 
aufgrund der Situation in Afghanistan erwartet wird. 

Obwohl die Richtlinie 2001 in Kraft getreten ist, wurde ihr Potenzial nie ausgeschºpft (é), 
so dass es an der Zeit ist, diese Untätigkeit zu beenden, und Afghanistan ist die perfekte 
Gelegenheit dazu 

- heißt es in dem Schreiben. Die Ernsthaftigkeit der Forderung der aus der Sommerpause 
zurückkehrenden Europaabgeordneten wird durch die Tatsache unterstrichen, dass Josep 
Borrell, Hoher Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, die Anwendung der 
Richtlinie über den vorübergehenden Schutz auf Afghanen als eine der möglichen Lösungen 
erwªhnte, als er k¿rzlich sagte: ĂDies kºnnte der Zeitpunkt sein, um sie endlich 
anzuwenden.ñ 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/2021/08/afganokat-telepitenenek-be-egy-2001-es-unios-iranyelv-alapjan
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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02) Europa bereitet sich auf den Tsunami afghanischer Migranten vor 

 

30. 08. 2021  

Bildquelle: Remix News 

Von Soeren Kern 

¶ Bundesinnenminister Horst Seehofer schätzt, dass bis zu fünf Millionen Menschen 
versuchen werden, Afghanistan in Richtung Europa zu verlassen. 

¶ ĂIch bin klar dagegen, dass wir jetzt freiwillig mehr Menschen aufnehmen ï das wirdôs 
unter meiner Kanzlerschaft auch nicht geben.ñ ð Österreichischer Bundeskanzler 
Sebastian Kurz. 

¶ ĂAls Innenminister bin ich in erster Linie verantwortlich f¿r die in ¥sterreich lebenden 
Menschen. Das bedeutet vor allem, den sozialen Frieden und den Sozialstaat 
langfristig zu sch¿tzen.ñ ð Österreichischer Innenminister Karl Nehammer. 

¶ ĂF¿r uns ist auch klar, 2015 darf sich nicht wiederholen. Wir werden die Frage 
Afghanistan nicht durch Migration nach Deutschland lºsen kºnnen.ñ ð Paul Ziemiak, 
Generalsekretär der Christlich Demokratischen Union (CDU) von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel. 

¶ Afghanische Kriminelle, darunter Vergewaltiger und Drogenhändler, die zuvor nach 
Afghanistan abgeschoben wurden, sind nun mit Evakuierungsflügen nach 
Deutschland zurückgekehrt. Nach ihrer Ankunft in Deutschland stellten sie sofort 
neue Asylanträge. 

¶ ĂUnser Land wird f¿r illegale afghanische Migranten kein Tor nach Europa sein.ñ ð 
Griechischer Minister für Migration und Asylum Notis Mitarachi. 

¶ ĂWir m¿ssen unsere europäischen Freunde an diese Tatsache erinnern: Europa ï 
das zum Anziehungspunkt für Millionen von Menschen geworden ist ï kann sich nicht 
aus dem afghanischen Flüchtlingsproblem heraushalten, indem es seine Grenzen 
hart versiegelt, um die Sicherheit und das Wohlergehen seiner Bürger zu schützen. 
Die Türkei hat keine Schuldigkeit, Verantwortung oder Verpflichtung, Europas 
Fl¿chtlingslager zu sein.ñ ð Der t¿rkische Prªsident Recep Tayyip Erdoĵan. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/AP21232607671011.jpg?fit=2530%2C1586&ssl=1
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Die Eroberung Afghanistans durch die Taliban wird eine beispiellose Welle afghanischer 
Migration nach Europa auslösen, das sich auf die Ankunft von Hunderttausenden ï 
möglicherweise sogar Millionen ï von Flüchtlingen und Migranten aus dem vom Krieg 
zerrütteten Land vorbereitet. 

Bundesinnenminister Horst Seehofer äußerte eine unheilvolle Vorahnung und schätzte, 
dass bis zu fünf Millionen Menschen versuchen werden, Afghanistan in Richtung Europa zu 
verlassen. Sollten solche Migrationszahlen eintreten, würde die bisherige Migrationskrise 
von 2015 ï als mehr als eine Million Menschen aus Afrika, Asien und dem Nahen Osten 
nach Europa kamen ï im Vergleich dazu verblassen. 

Seit 2015 haben nach Schätzungen der EU rund 570.000 Afghanen ï fast ausschließlich 
junge Männer ï Asyl in der Europäischen Union beantragt. Im Jahr 2020 war Afghanistan 
nach Syrien die zweitgrößte Quelle von Asylbewerbern in der EU. 

Artikel weiterlesen (siehe nächste Seite): 

https://de.gatestoneinstitute.org/17700/europa-afghanische-migranten  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://gatestoneinstitute.us9.list-manage.com/track/click?u=ae44aaf3f07dbffc928ba7cb5&id=bf94c8c598&e=58eced89da
https://de.gatestoneinstitute.org/17700/europa-afghanische-migranten
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei GATESTONE INSTITUTE, unserem Parntner in der 

EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 
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Europa bereitet sich auf den Tsunami afghanischer Migranten vor 

von Soeren Kern 

 
30. August 2021 

Englischer Originaltext: Europe Braces for Tsunami of Afghan Migrants 
Übersetzung: Daniel Heiniger 

   

¶ Bundesinnenminister Horst Seehofer schätzt, dass bis zu fünf Millionen Menschen 
versuchen werden, Afghanistan in Richtung Europa zu verlassen. 

¶ "Ich bin klar dagegen, dass wir jetzt freiwillig mehr Menschen aufnehmen ï das wird's 
unter meiner Kanzlerschaft auch nicht geben." ð Österreichischer Bundeskanzler 
Sebastian Kurz. 

¶ "Als Innenminister bin ich in erster Linie verantwortlich für die in Österreich lebenden 
Menschen. Das bedeutet vor allem, den sozialen Frieden und den Sozialstaat 
langfristig zu schützen." ð Österreichischer Innenminister Karl Nehammer. 

¶ "Für uns ist auch klar, 2015 darf sich nicht wiederholen. Wir werden die Frage 
Afghanistan nicht durch Migration nach Deutschland lösen können." ð Paul Ziemiak, 
Generalsekretär der Christlich Demokratischen Union (CDU) von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel. 

¶ Afghanische Kriminelle, darunter Vergewaltiger und Drogenhändler, die zuvor nach 
Afghanistan abgeschoben wurden, sind nun mit Evakuierungsflügen nach 
Deutschland zurückgekehrt. Nach ihrer Ankunft in Deutschland stellten sie sofort 
neue Asylanträge. 

¶ "Unser Land wird für illegale afghanische Migranten kein Tor nach Europa sein." ð 
Griechischer Minister für Migration und Asylum Notis Mitarachi. 

¶ "Wir müssen unsere europäischen Freunde an diese Tatsache erinnern: Europa ï 
das zum Anziehungspunkt für Millionen von Menschen geworden ist ï kann sich nicht 
aus dem afghanischen Flüchtlingsproblem heraushalten, indem es seine Grenzen  
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hart versiegelt, um die Sicherheit und das Wohlergehen seiner Bürger zu schützen. 
Die Türkei hat keine Schuldigkeit, Verantwortung oder Verpflichtung, Europas 
Flüchtlingslager zu sein." ð Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoĵan. 

 

Die Eroberung Afghanistans durch die Taliban wird eine beispiellose Welle afghanischer 
Migration nach Europa auslösen. Im Bild: Afghanische Asylbewerber steigen am 24. 
August 2021 auf dem Luftwaffenstützpunkt Torrejon de Ardoz in Spanien aus einem 
Evakuierungsflug aus Afghanistan aus. (Foto von Pierre-Philippe Marcou/AFP via Getty 
Images) 

Die Eroberung Afghanistans durch die Taliban wird eine beispiellose Welle afghanischer 
Migration nach Europa auslösen, das sich auf die Ankunft von Hunderttausenden ï 
möglicherweise sogar Millionen ï von Flüchtlingen und Migranten aus dem vom Krieg 
zerrütteten Land vorbereitet. 

Bundesinnenminister Horst Seehofer äußerte eine unheilvolle Vorahnung und schätzte, 
dass bis zu fünf Millionen Menschen versuchen werden, Afghanistan in Richtung Europa zu 
verlassen. Sollten solche Migrationszahlen eintreten, würde die bisherige Migrationskrise 
von 2015 ï als mehr als eine Million Menschen aus Afrika, Asien und dem Nahen Osten 
nach Europa kamen ï im Vergleich dazu verblassen. 

Seit 2015 haben nach Schätzungen der EU rund 570.000 Afghanen ï fast ausschließlich 
junge Männer ï Asyl in der Europäischen Union beantragt. Im Jahr 2020 war Afghanistan 
nach Syrien die zweitgrößte Quelle von Asylbewerbern in der EU. 

Afghanische Männer, von denen viele besonders schwer zu assimilieren oder in die 
europäische Gesellschaft zu integrieren sind, waren in den letzten Jahren für Hunderte ï  

 

https://www.rnd.de/politik/seehofer-erwartet-bis-zu-fuenf-millionen-weitere-afghanische-fluechtlinge-E5BYEFXG2AU2SAPARAUY4NIUCE.html
https://euobserver.com/migration/152630
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/statistics-migration-europe_en
https://nationalinterest.org/feature/ive-worked-refugees-decades-europes-afghan-crime-wave-mind-21506
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möglicherweise Tausende ï sexueller Übergriffe gegen einheimische europäische Frauen 
und Mädchen verantwortlich. Die Ankunft von Millionen weiterer Afghanen in Europa deutet 
auf einen erheblichen zukünftigen sozialen Aufruhr hin. 

Die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind wie üblich gespalten, wie sie sich auf 
die kommende Migrationsflut vorbereiten sollen. Die Staats- und Regierungschefs einiger 
Länder sagen, dass sie eine humanitäre Verpflichtung haben, eine große Zahl afghanischer 
Migranten aufzunehmen. Andere argumentieren, dass es an der Zeit sei, dass islamische 
Länder die Last tragen. 

Ursula von der Leyen, Leiterin der Europäischen Kommission, der Exekutive der 
Europäischen Union, sagte, dass die EU eine "moralische Verantwortung" habe, diejenigen 
aufzunehmen, die vor den Taliban fliehen. Die Staats- und Regierungschefs vieler EU-
Mitgliedstaaten sind anderer Meinung. 

In Österreich, das in den letzten Jahren über 40.000 Afghanen aufgenommen hat (die 
zweithöchste Zahl in Europa nach Deutschland mit 148.000 Afghanen), hat Bundeskanzler 
Sebastian Kurz versprochen, dass sein Land keine weiteren aufnehmen wird. In einem 
Interview mit dem österreichischen Sender Puls 24 sagte er, dass Österreich bereits einen 
"unverhältnismäßig großen Beitrag" für Afghanistan geleistet habe: 

"Ich bin klar dagegen, dass wir jetzt freiwillig mehr Menschen aufnehmen ï das wird's unter 
meiner Kanzlerschaft auch nicht geben." 

Der österreichische Innenminister Karl Nehammer forderte in einer gemeinsamen Erklärung 
mit Außenminister Alexander Schallenberg die Abschiebung von illegal in Österreich 
befindlichen Afghanen in islamische Länder, da sie nach EU-Recht nicht mehr nach 
Afghanistan abgeschoben werden können: 

"Sollten Abschiebungen aufgrund der uns durch die Europäische 
Menschenrechtskonvention auferlegten Einschränkungen nicht mehr möglich sein, müssen 
Alternativen in Betracht gezogen werden. Abschiebungszentren in der Region um 
Afghanistan wären eine Möglichkeit. Das erfordert die Stärke und Unterstützung der 
Europäischen Kommission." 

Nehammer bestand in einem Interview mit der Nachrichtenagentur APA darauf, dass 
Abschiebungen eher als Sicherheitsproblem denn als humanitäre Angelegenheit 
angesehen werden sollten: 

"Es ist einfach, ein generelles Abschiebungsverbot nach Afghanistan zu fordern, aber 
andererseits die zu erwartenden Migrationsbewegungen zu ignorieren. Wer Schutz braucht, 
muss diesen so nah wie möglich an seinem Herkunftsland erhalten. 

"Ein generelles Abschiebungsverbot ist ein Pull-Faktor für illegale Migration und befeuert 
nur das rücksichtslose und zynische Geschäft der Schmuggler und damit der organisierten 
Kriminalität. 

"Als Innenminister bin ich in erster Linie verantwortlich für die in Österreich lebenden 
Menschen. Das bedeutet vor allem, den sozialen Frieden und den Sozialstaat langfristig zu 
schützen." 

Schallenberg fügte hinzu: 

https://nationalinterest.org/feature/ive-worked-refugees-decades-europes-afghan-crime-wave-mind-21506
https://nationalinterest.org/feature/ive-worked-refugees-decades-europes-afghan-crime-wave-mind-21506
https://www.politico.eu/article/afghanistan-migrants-europe-no-eu-refugee-plan/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/STATEMENT_21_4341
https://www.unhcr.org/refugee-statistics/download/?url=Gsn90q
https://www.focus.de/politik/ausland/knallhartkurs-in-wien-null-fluechtlinge-fuer-oesterreich-warum-kanzler-kurz-afghanistan-einfach-egal-ist_id_20116500.html
https://www.puls24.at/news/politik/kanzler-kurz-klar-gegen-die-aufnahme-von-afghanen/242186
https://www.reuters.com/world/asia-pacific/austria-calls-deportation-centres-host-afghans-near-afghanistan-2021-08-16/
https://www.reuters.com/world/asia-pacific/austria-keeps-hard-line-deporting-afghans-2021-08-14/
https://www.thenationalnews.com/world/europe/2021/08/14/austria-insists-deportation-of-afghan-migrants-will-continue/
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"Die Krise in Afghanistan spielt sich nicht im luftleeren Raum ab. Konflikte und Instabilität in 
der Region werden früher oder später auf Europa und damit auf Österreich übergreifen." 

Eine von Österreich 24 veröffentlichte Meinungsumfrage zeigte, dass fast drei Viertel der 
Befragten die harte Linie der österreichischen Regierung zur afghanischen Migration 
unterstützen. Die Umfrage verknüpfte die Unterstützung mit einem hochkarätigen 
Kriminalfall, bei dem vier Afghanen in Wien ein 13-jähriges Mädchen unter Drogen setzten 
und vergewaltigten, das erwürgt wurde, das Bewusstsein verlor und starb. 

In Deutschland ist die Migration aus Afghanistan zu einem wichtigen Thema vor den für 
den 26. September geplanten Bundestagswahlen geworden. Paul Ziemiak, Generalsekretär 
der CDU von Bundeskanzlerin Angela Merkel, sagte, dass Deutschland die Migrationspolitik 
der offenen Tür nicht weiterführen sollte, die Merkel 2015 verfolgte, als sie mehr als eine 
Million Migranten aus Afrika, Asien und dem Nahen Osten ins Land ließ. In einem Interview 
mit dem deutschen Sender n-tv sagte er: 

"Für uns ist auch klar, 2015 darf sich nicht wiederholen. Wir werden die Frage Afghanistan 
nicht durch Migration nach Deutschland lösen können." 

CDU-Kanzlerkandidat Armin Laschet hat ebenso wie der Kanzlerkandidat der 
Sozialdemokraten (SPD) Olaf Scholz zur Afghanistan-Frage geschwiegen. Die 
Kanzlerkandidatin der Grünen, Annalena Baerbock, forderte dagegen, dass Deutschland 
weit über 50.000 Afghanen aufnehmen solle. "Das müssen wir aufarbeiten", sagte sie im 
ARD-Interview. 

Inzwischen sind afghanische Kriminelle, darunter Vergewaltiger und Drogenhändler, die 
zuvor nach Afghanistan abgeschoben wurden, mit Evakuierungsflügen nach Deutschland 
zurückgekehrt. Nach ihrer Ankunft in Deutschland stellten sie sofort neue Asylanträge. "Es 
ist kein völlig neues Szenario, dass Menschen nach Deutschland kommen, die zuvor 
abgeschoben wurden", sagte ein Sprecher des Innenministeriums. 

In Frankreich hat Präsident Emmanuel Macron eine koordinierte europäische Reaktion 
gefordert, um eine Massenmigration aus Afghanistan zu verhindern: 

"Die Destabilisierung Afghanistans wird wahrscheinlich den Strom irregulärer Migration 
nach Europa verstärken ... Europa allein wird die Folgen der aktuellen Situation nicht tragen 
können. Wir müssen große irreguläre Migrationsströme, die diejenigen gefährden, die Teil 
davon sind, und den Menschenhandel aller Art anheizen, einplanen und uns davor 
schützen." 

Marine Le Pen, die vor den für April 2022 angesetzten französischen 
Präsidentschaftswahlen in den Umfragen mit Macron Kopf an Kopf steht, sagte, Frankreich 
solle "Nein" zur massiven Migration afghanischer Flüchtlinge sagen. Eine Petition auf der 
Website ihrer Partei ï "Afghanistan: NEIN zu einer neuen Migrationsautobahn!" ï sagte: 

"Wir sind uns der menschlichen Tragödien und der offensichtlichen Not einiger legitimer 
Flüchtlinge voll bewusst. Aber das Asylrecht darf nicht so bleiben, wie es jetzt ist, das 
Trojanische Pferd der massiven, unkontrollierten und aufgezwungenen Einwanderung, des 
Islamismus, und in einigen Fällen von Terrorismus, wie es bei bestimmten Dschihadisten 
der Fall war, die in die Anschläge vom 13. November 2015 involviert waren [Datum, an dem 
in Paris eine Reihe koordinierter dschihadistischer Angriffe stattfand, bei denen mehr als 
130 Menschen getötet und mehr als 400 verletzt wurden]. 

https://www.oe24.at/oesterreich/politik/69-prozent-fuer-afghanen-abschiebungen/488657370
https://www.oe24.at/oesterreich/politik/69-prozent-fuer-afghanen-abschiebungen/488657370
https://kurier.at/chronik/wien/fall-leonie-verdaechtiger-will-altersgutachten-anfechten/401469754
https://kurier.at/chronik/wien/fall-leonie-verdaechtiger-will-altersgutachten-anfechten/401469754
https://www.n-tv.de/politik/2015-darf-sich-nicht-wiederholen-article22745280.html
https://www.n-tv.de/politik/2015-darf-sich-nicht-wiederholen-article22745280.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afghanistan-debakel-olaf-scholz-vermeidet-bekenntnis-zu-heiko-maas-a-19ce98f4-697f-4f2b-8c75-99b418521e35
https://www.tagesschau.de/inland/btw21/ard-sommerinterview-baerbock-101.html
https://www.n-tv.de/panorama/Ministerium-Auch-Kriminelle-sind-eingereist-article22759805.html
https://www.focus.de/politik/ausland/afghanistan/was-bedeutet-afghanistan-fuer-uns-faktencheck-wie-veraendert-sich-die-sicherheit-im-land-durch-afghanische-fluechtlinge_id_20706866.html
https://www.elysee.fr/emmanuel-macron/2021/08/16/speech-by-president-emmanuel-macron-on-the-situation-in-afghanistan.en
https://en.wikipedia.org/wiki/Opinion_polling_for_the_2022_French_presidential_election
https://rassemblementnational.fr/afghanistan-non-a-une-nouvelle-autoroute-migratoire/
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"Die Bürgermeister einiger Großstädte haben bereits angekündigt, Flüchtlinge aufnehmen 
zu wollen. Dies ist unserer Meinung nach ein offensichtliches Risiko für ihre Mitbürger. 

"Uns geht es in erster Linie um den Schutz unserer Landsleute." 

Unterdessen wurden nach Angaben des französischen Innenministeriums fünf Afghanen, 
die nach Frankreich geflogen wurden, wegen mutmaßlicher Verbindungen zu den Taliban 
unter Anti-Terror-Überwachung gestellt. Einer der Männer, der für die französische 
Botschaft in Kabul arbeitete, gab im Verhör zu, zuvor einen Taliban-Checkpoint geleitet zu 
haben. Gegen weitere 20 nach Frankreich gebrachte Afghanen wird wegen Asylbetrugs 
ermittelt. 

In Griechenland hat die Regierung aus Angst vor einer Wiederholung der Migrationskrise 
von 2015 einen 40 km langen Zaun errichtet und ein neues Überwachungssystem an der 
Grenze zur Türkei installiert, um afghanische Migranten davon abzuhalten, nach Europa zu 
gelangen. In den letzten Jahren war Griechenland ein wichtiges Tor nach Europa für 
Migranten aus Afrika, Asien und dem Nahen Osten. 

Der Minister für öffentliche Ordnung, Michalis Chrisochoidis sagte: 

"Wir können nicht passiv auf die möglichen Auswirkungen warten. Unsere Grenzen werden 
sicher und unverletzlich bleiben." 

Der griechische Minister für Migration und Asyl, Notis Mitarachi, fügte hinzu, die EU müsse 
"die richtigen Botschaften" senden, um eine neue Migrationskrise zu vermeiden, "die Europa 
nicht schultern kann". Er betonte: "Unser Land wird kein Tor nach Europa sein für illegale 
afghanische Migranten." 

In Italien forderte Premierminister Mario Draghi die Gruppe der 20 großen Volkswirtschaften 
auf, einen Gipfel zur Lage in Afghanistan abzuhalten. Die italienische Zeitung La Repubblica 
vermerkte: 

"Die G20 hat für Draghi einen strategischen Wert: In diesem Forum kann und muss man 
eine Verpflichtung eingehen, die nicht nur die Kräfte eines Westens bindet, der aus seiner 
zwanzigjährigen Mission in Afghanistan angeschlagen ist, sondern auch und vor allem jene 
Länder wie China, Russland, Saudi-Arabien und die Türkei, die Interessen und Einfluss auf 
den selbsternannten islamischen Staat haben." 

In Großbritannien kündigte Premierminister Boris Johnson in einer Erklärung vor dem 
Parlament einen Plan zur Aufnahme von 20.000 afghanischen Migranten an: 

"Wir müssen mit der Welt umgehen, wie sie ist, und akzeptieren, was wir erreicht haben und 
was wir nicht erreicht haben ... 

"Wir werden weder Menschen nach Afghanistan zurückschicken noch werden wir wahllos 
zulassen, dass Menschen aus Afghanistan in dieses Land kommen. 

"Wir wollen großzügig sein, aber wir müssen auf unsere eigene Sicherheit achten." 

In der Türkei baut die Regierung eine 295 km lange Mauer entlang der Grenze zum Iran, 
um einen erneuten Zustrom von Migranten aus Afghanistan zu verhindern. Der türkische  

 

https://www.francebleu.fr/infos/faits-divers-justice/un-afghan-rapatrie-en-france-place-sous-surveillance-pour-des-suspicions-de-liens-avec-les-talibans-1629738460
https://www.francebleu.fr/infos/faits-divers-justice/un-afghan-rapatrie-en-france-place-sous-surveillance-pour-des-suspicions-de-liens-avec-les-talibans-1629738460
https://www.ekathimerini.com/news/1166605/greece-completes-border-wall-extension-to-deter-potential-afghan-migrants/
https://www.theguardian.com/world/2021/aug/21/greece-extends-border-wall-deter-afghans-trying-reach-europe
https://www.theguardian.com/world/2021/aug/21/greece-extends-border-wall-deter-afghans-trying-reach-europe
https://www.repubblica.it/politica/2021/08/19/news/afghanistan_draghi_piano_governo_g20-314480404/
https://www.repubblica.it/politica/2021/08/19/news/afghanistan_draghi_piano_governo_g20-314480404/
https://www.gov.uk/government/speeches/the-prime-ministers-opening-statement-on-afghanistan-18-august-2021
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Prªsident Recep Tayyip Erdoĵan sagte, eine neue Migrationswelle sei "unvermeidlich", 
wenn Afghanistan und der Iran ihre Grenzen nicht sicherten. Er fügte hinzu, dass die Türkei 
kein "Flüchtlingslager" für fliehende Afghanen werden wird: 

"Wir müssen unsere europäischen Freunde an diese Tatsache erinnern: Europa ï das zum 
Anziehungspunkt für Millionen von Menschen geworden ist ï kann sich nicht aus dem 
afghanischen Flüchtlingsproblem heraushalten, indem es seine Grenzen hart versiegelt, um 
die Sicherheit und das Wohlergehen seiner Bürger zu schützen. Die Türkei hat keine 
Schuldigkeit, Verantwortung oder Verpflichtung, Europas Flüchtlingslager zu sein." 

Inzwischen kommen Tausende afghanischer Migranten in Ländern in ganz Europa an, 
darunter Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Irland, Kroatien, Lettland, Luxemburg, 
Norwegen, Polen, Portugal, Serbien Schweden und Ungarn. 

Albanien, Mazedonien und Kosovo (hier, hier und hier) haben zugestimmt, Hunderte von 
Afghanen, die mit westlichen Friedenstruppen zusammengearbeitet haben und jetzt von 
den Taliban bedroht werden, vorübergehend unterzubringen. 

Spanien sagte, dass es vorübergehend bis zu 4.000 afghanische Migranten auf zwei von 
den Vereinigten Staaten genutzten Militärstützpunkten aufnehmen würde. 

Slowenien, das derzeit die sechsmonatige rotierende EU-Ratspräsidentschaft innehat, 
sagte, dass die Europäische Union einen Anstieg der afghanischen Migration nicht zulassen 
werde. Premierminister Janez Janġa twitterte: 

"Die #EU wird keine europäischen 'humanitären' oder Migrationskorridore für #Afghanistan 
öffnen. Wir werden nicht zulassen, dass sich der strategische Fehler von 2015 wiederholt. 
Wir werden nur Personen helfen, die uns während der #NATO-Operation geholfen haben. 
Und den EU Mitgliedern, die unsere Außengrenze schützen." 

Inzwischen sind Dutzende afghanischer Migranten entlang der Grenze zwischen Polen und 
Weißrussland gefangen. Polen und die baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen 
sagten, dass die Praxis des belarussischen Präsidenten Alexander Lukaschenko, Migranten 
über ihre Grenzen zu schicken, ein Akt der "hybriden Kriegsführung" sei. Lukaschenko wird 
vorgeworfen, Rache für Sanktionen zu suchen, die die EU wegen seiner umstrittenen 
Wiederwahl verhängt hat, und gegen abweichende Meinungen vorzugehen. 

Der polnische Premierminister Mateusz Morawiecki sagte, obwohl er mit den afghanischen 
Migranten sympathisierte, sagte er, dass sie "ein Werkzeug in den Händen von Herrn 
Lukaschenko" seien und dass Polen "dieser Art von Erpressung" nicht nachgeben werde. 

Soeren Kern ist ein Senior Fellow am New Yorker Gatestone Institute. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.bbc.com/news/world-europe-58289893
https://apnews.com/article/europe-middle-east-health-migration-coronavirus-pandemic-7790679c2183fc49a2ea0a663f9c4d90
https://www.brusselstimes.com/news/belgium-all-news/182059/afghanistan-belgium-continues-evacuations/
https://apnews.com/article/europe-denmark-kabul-c6ee71da56549637166dff9a84e697ba
https://estonianworld.com/security/estonia-to-accept-30-afghan-refugees/
https://www.helsinkitimes.fi/finland/finland-news/domestic/19816-finland-has-brought-almost-half-of-evacuees-to-safety-from-kabul-afghanistan.html
https://www.independent.ie/irish-news/government-jet-deployed-to-middle-east-to-support-evacuation-of-irish-citizens-from-afghanistan-40784202.html
https://www.thedubrovniktimes.com/news/croatia/item/11981-croatia-to-receive-20-afghan-citizens-who-were-supporting-croatian-troops-in-afghanistan
https://bnn-news.com/lithuania-starts-taking-afghan-colleagues-from-afghanistan-227601
https://www.luxtimes.lu/en/luxembourg/afghanistan-luxembourg-residents-still-awaiting-kabul-rescue-61212d29de135b92369219af
https://www.newsinenglish.no/2021/08/20/evacuees-arriving-from-afghanistan/
https://www.thefirstnews.com/article/nearly-750-afghan-evacuees-already-in-poland-24249
https://www.theportugalnews.com/news/2021-08-16/portugal-will-accept-afghan-refugees/61757
https://www.serbianmonitor.com/en/a-new-influx-of-migrants-in-serbia-following-the-taliban-takeover-of-kabul/
https://www.thelocal.se/20210823/sweden-evacuates-170-people-from-afghanistan/
https://www.reuters.com/world/hungary-evacuates-173-people-afghanistan-including-americans-foreign-minister-2021-08-23/
https://www.politico.com/news/2021/08/15/albania-afghanistan-taliban-refugees-504684
https://www.rferl.org/a/afghanistan-rmacedonia-450-refugees/31415363.html
https://www.eureporter.co/world/kosovo/2021/08/17/albania-and-kosovo-say-ready-to-temporarily-house-afghan-refugees/
https://www.reuters.com/world/spain-will-receive-up-4000-afghans-two-military-bases-source-says-2021-08-23/
https://twitter.com/JJansaSDS/status/1429351512048906246
https://apnews.com/article/europe-middle-east-poland-immigration-migration-adcffcd5c645c8b8fe9692887f997f6c
https://apnews.com/article/europe-middle-east-poland-immigration-migration-adcffcd5c645c8b8fe9692887f997f6c
https://apnews.com/article/europe-middle-east-poland-immigration-migration-adcffcd5c645c8b8fe9692887f997f6c
https://apnews.com/article/europe-middle-east-poland-immigration-migration-adcffcd5c645c8b8fe9692887f997f6c
http://www.soerenkern.com/
https://www.gatestoneinstitute.org/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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03) Afghanistan: Japan hat nur 15 von 500 Personen (Hunderte von Afghanen  
      und einige Japaner) evakuiert 
 
30. 08. 2021  

Bildquelle: FDS 

Fünfzehn Tage nach dem Fall der afghanischen Hauptstadt haben die Japaner nur etwa 
fünfzehn von 500 Personen evakuier. 
  

Missverständnisse, mangelnde Vorbereitung und fehlende Ressourcen erklären diesen 
Misserfolg. 

Ein Japaner und etwa 15 Afghanen, nicht mehr. Die Flugzeuge der von Japan nach 
Afghanistan entsandten Militärmission konnten Mitte der Woche auf dem internationalen 
Flughafen von Kabul landen, kehrten aber am Freitag mit insgesamt weniger als 20 
Personen zu einer vorläufigen Basis in Pakistan zurück. Die C-2 und die beiden entsandten 
C-130 hofften, in mehreren Rotationen etwa 500 Personen (einige japanische 
Staatsangehörige und hauptsächlich Afghanen, die für japanische Agenturen gearbeitet 
hatten), die das Land verlassen wollten, zu evakuieren. Sie konnten jedoch nicht zum 
Flughafen gelangen. Tokio kam zu spät. 

Die japanische Botschaft in Kabul wurde am 15. August geschlossen, und die japanischen 
Diplomaten wurden mit britischen Flugzeugen nach Katar ausgeflogen. 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/cover-r4x3w1000-612c9d8b9c202-japon-plusieurs-adversaires-face-a-suga-pour-la-direction.jpg?fit=1000%2C749&ssl=1
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Rapatriements depuis Kaboul : lô®norme çmauvais calculè du Japon Les Japonais nôont ®vacu® 

quôune quinzaine de personnes sur 500. M®prise, impr®paration et manque de ressources expliquent 

ce ratage...  

 

 
 

Rapatriements depuis Kaboul : lôç®norme mauvais calcul du Japonè 

Quinze jours apr¯s la chute de la capitale afghane, les Japonais nôont ®vacu® quôune quinzaine de 

personnes sur 500. Méprise, impréparation et manque de ressources expliquent ce ratage. 

 

liberation.fr 

3:01 nachm. · 29. Aug. 2021 

Link zum Tweet kopieren 

https://www.liberation.fr/international/asie-pacifique/rapatriements-depuis-kaboul-
lenorme-mauvais-calcul-du-japon-
20210829_NFQVD5LTUVGQNL5M4GQPDV46VU/?utm_medium=Social&xtor=CS7-
51-&utm_source=Twitter#Echobox=1630238194-1  

Quelle: Fdsouche  
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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https://twitter.com/libe?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1431965295191674880%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fafghanistan-japan-hat-nur-15-von-500-personen-hunderte-von-afghanen-und-einige-japaner-evakuiert%2F
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https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://t.co/Ol8t7FHGZc?amp=1
https://twitter.com/libe/status/1431965295191674880?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1431965295191674880%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fafghanistan-japan-hat-nur-15-von-500-personen-hunderte-von-afghanen-und-einige-japaner-evakuiert%2F
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04) Lithium könnte Afghanistan reich machen. Afghanistans Mineralreichtum  
      bringt der Taliban-Führung viel Geld ein 

      Von Orsolya Somogyi 

26. 08. 2021  

 
           Foto: 123rf 

Obwohl die Vereinigten Staaten Hunderte von Millionen Dollar in die Entwicklung der 
afghanischen Bergbauindustrie gesteckt haben, haben sie fast nichts zurückbekommen. 
Dabei könnte eines der ärmsten Länder der Welt mit seinen Bodenschätzen eine Menge 
Geld verdienen, das nun der Taliban-Führung zugute kommen könnte. 

In den letzten Wochen hat sich die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit auf Afghanistan 
gerichtet und damit auch der internationale Diskurs über dessen Bodenschätze. Dieser 
riesige Mineralienreichtum ist nun den Taliban in den Schoß gefallen. US-Militär- und 
Geologieexperten schätzten 2010, dass eines der ärmsten Länder der Welt über Vorräte an 
Kupfer, Eisen, Lithium, Kobalt und seltenen Erden im Wert von tausend Milliarden Dollar 
(310 Milliarden Forint) verfügt. 

Verpassen einer blühenden Zukunft 

Bisher wurde fast nichts getan, um diese Reserven zu nutzen, obwohl der Wettbewerb um 
Rohstoffe zwischen den Herstellern in der Technologiebranche schon vor Jahren begonnen 
hat. Der Nachfrageschub hat auch den Wert der Vorräte in die Höhe getrieben, die die 
afghanische Regierung 2017 auf das Dreifache ihres früheren Wertes schätzte. 

Lithium, der wichtigste Rohstoff für Batterien, ist zwar nicht selten, aber nur wenige Länder 
haben große Vorräte ï Chile, China und Bolivien sind die größten ï und Afghanistan könnte 
aufholen. 

Das wäre ein gutes Geschäft gewesen, denn die Nachfrage nach Lithium steigt derzeit um 
20 % pro Jahr, und einigen Schätzungen zufolge muss bis zum Ende des Jahrzehnts 
weltweit das Vierfache der derzeitigen Menge an Lithium gefördert werden. 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/eight_col_60266596_m.jpg?fit=720%2C450&ssl=1
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Wenn das Land auf diesen Zug aufspringt, könnte Afghanistan das Saudi-Arabien des 
Lithiums werden. 

Diversifizierung möglich 

Erwähnenswert ist auch Kupfer, das für die Energiewende und die Elektrifizierung noch 
wichtiger ist. Rund dreißig Millionen Tonnen sind in den afghanischen Regionen verborgen. 
Die Bedeutung des Kupfers wird durch die Tatsache verdeutlicht, dass für Windturbinen und 
die dazugehörige Infrastruktur 2,5 bis 6,4 Tonnen Kupfer pro Megawatt benötigt werden, 
verglichen mit 5,5 Tonnen für Solarzellen. Und während die Nachfrage nach Kupfer stetig 
steigt, wird das Angebot aufgrund von Konflikten um Minen und den hohen Kosten für die 
Erschließung neuer Vorkommen immer knapper. Um die Produktion bis 2030 um 
mindestens 4,7 Millionen Tonnen zu steigern, müsste die Branche rund 100 Milliarden Dollar 
investieren. Andernfalls könnte die Produktion um genau diesen Betrag sinken. 

Afghanistan könnte auch eine Million Tonnen Seltene Erden produzieren, da sich die 
Nachfrage in den letzten fünfzehn Jahren auf 125.000 Tonnen pro Jahr verdoppelt hat. 
Unter dem afghanischen Territorium befinden sich außerdem zwei Milliarden Barrel Öl und 
erhebliche Mengen an Erdgas. 

Und obwohl der Westen bereits das Ende des Ölzeitalters sieht ï oder voraussieht -, besteht 
kaum ein Zweifel daran, dass die Taliban-Führung mehr an der Ausbeutung der immer noch 
wichtigen Ressource interessiert ist als an Klimaschutz und internationalen Trends. 

Die Frage ist, ob die neue Führung über die materiellen und intellektuellen Ressourcen 
verfügt, um dies zu erreichen. 

Ein moralisches und geschäftliches Dilemma 

Die Vereinigten Staaten haben fast eine halbe Milliarde Dollar (155 Milliarden Forint) für die 
Regulierung der Bergbauindustrie in Afghanistan ausgegeben. Die Investitionen haben sich 
jedoch nicht ausgezahlt, nicht zuletzt, weil die afghanische Regierung zögerte, ernsthafte 
Verpflichtungen einzugehen ï gerade weil die Region von Konflikten geplagt ist. Der 
Schlüssel zur Entwicklung jeder Grundstoffindustrie ist relative politische Stabilität, und es 
ist die Entschlossenheit der Taliban-Führung, die dem Land diese Stabilität bringen könnte, 
wenn auch nicht in idealer Form. Dies könnte ein ernsthaftes Dilemma für rohstoffhungrige 
Staaten und Unternehmen darstellen, von denen nur wenige gerne damit werben würden, 
dass sie mit ihren Käufen eine bewaffnete islamistische Gruppe unterstützen. In den letzten 
Jahren haben sich die Anleger zunehmend von nicht nachhaltigen oder sogar moralisch 
verwerflichen Optionen abgewandt. 

Aber angesichts des Geschäftsbewusstseins, das derzeit mit dem Abbau von Rohstoffen 
verbunden ist ï der Kinderarbeit, Sklaverei und ungezügelte Umweltzerstörung zulässt -, ist 
es vielleicht nicht ganz undenkbar, dass es der Taliban-Führung letztlich gelingt, den 
Bodenschatz Afghanistans auszubeuten. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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05) Taliban an den Westen: ĂHºrt auf, unsere B¿rger zur Auswanderung  
      einzuladen, der Krieg ist vorbeiñ 
 
25. 08. 2021  

 
Flughafen Kabul · Bildquelle: VoxNews 

Die Taliban haben die Straße zum Flughafen Kabul blockiert, sagte der Sprecher der 
Terrorgruppe, Zabiullah Mujahid. 

Der Sprecher fügte hinzu, dass von nun an nur noch ausländische Staatsbürger den 
Flughafen erreichen können, den einzigen Weg aus dem Land, der nicht über Taliban-
Kontrollpunkte führt. 

Mujahid rief die Afghanen, die in der Hoffnung, im Westen zu schnorren, auf den Flughafen 
Kabul, sein Gelªnde und sogar auf die Startbahn gestrºmt waren, zur R¿ckkehr auf. ĂWir 
garantieren ihre Sicherheitñ, f¿gte er hinzu. 

Der Taliban-Sprecher forderte die Afghanen, insbesondere die Beschäftigten im 
Gesundheitswesen, im Bildungswesen und bei der Verkehrsregelung, auf, an ihren 
Arbeitsplatz zurückzukehren. 

Zabihullah Mujahid sagte, das Ausland solle aufhören, Afghanen zur Ausreise zu ermutigen, 
da Afghanistan ihre Talente brauche. Er sagte, die afghanischen Bürger sollten zu ihren 
Hªusern, ihrer Arbeit und ihrem normalen Leben zur¿ckkehren, da f¿r sie Ăkeine Gefahrñ 
bestehe. ĂWir leben zusammen. Der Krieg ist f¿r uns vorbeiñ, f¿gte er hinzu. 

Der Taliban-Sprecher verurteilte auch die Aufforderung der USA an die Afghanen, das Land 
zu verlassen, und forderte Washington auf, ein solches Verhalten nicht länger zu fördern. 

Mujahid wandte sich insbesondere an die afghanischen Dolmetscher, die einst für die NATO 
arbeiteten und nun Vergeltungsmaßnahmen der Taliban fürchten und hoffen, dass die 
abziehenden Truppen sie evakuieren werden. Der Sprecher versicherte, dass die 
Dolmetscher nicht zu Schaden kämen. 

Quelle: VoxNews 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://voxnews.info/2021/08/24/talebani-contro-occidente-smettete-di-invitare-i-nostri-cittadini-ad-emigrare-la-guerra-e-finita/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/kabul_aeroporto_afp-672x372-1.jpeg?fit=672%2C372&ssl=1
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06) Abgeschobener Vergewaltiger und Dealer-Duo kehren per  
      Evakuierungsflug zurück: stellen sofort Asylantrag 
 
25. 08. 2021  

Bild: Shutterstock 

Von SVEN REUTH | 2015 wiederholt sich nicht? Von wegen! Nach polizeilichen 
Erkenntnissen ist es am Flughafen Kabul schon mehreren Straftätern gelungen, mit 
Evakuierungsflügen von Afghanistan wieder nach Deutschland zu kommen. 

Nach Angaben von Focus Online stoppte die Bundespolizei am Wochenende drei Männer, 
die zuvor wegen Straftaten wie Vergewaltigung und Rauschgifthandel aus Deutschland 
ausgewiesen worden waren. Die afghanischen Straftäter stellten selbstverständlich einen 
neuen Asylantrag, der nach der Machtergreifung der islamistischen Taliban-Milizen nun 
deutlich bessere Erfolgsaussichten haben dürfte als zuvor. Zumindest dürften deutsche 
Gerichte angesichts der Lage des Landes am Hindukusch eine erneute Abschiebung  
selbst die eines schwerstkriminellen Sexualstraftªters  ablehnen. 

Nur 576 Ortskräfte, aber Hunderttausende Zuwanderer? 

In der Welt am Sonntag hatte der Journalist Marcel Leubacher unter Berufung auf einen 
hohen Beamten zuvor schon gemeldet, dass es einem aus Deutschland abgeschobenen 
Straftäter gelungen sei, mit einem Evakuierungsflug wieder zurückzukehren. 

Selbst der Naivste wird über diese Meldungen kaum überrascht sein. Während in Medien 
und Politik in Dauerschleife von der nun notwendigen Evakuierung der Ortskräfte die Rede 
ist, wird gleichzeitig verschwiegen, dass deren Zahl laut einer Anfrage der Grünen-
Bundestagsfraktion aus dem Jahr 2018 (Bundestagsdrucksache 19/5454) bei gerade 
einmal 576 liegt. 

Schon jetzt wird also deutlich, dass das in Afghanistan herrschende und vom Westen 
verursachte Chaos von der Asyllobby unabhängig von der Frage der Ortskräfte dazu genutzt 
werden wird, um eine weitere große Zuwanderungswelle in Richtung der EU, vor allem aber 
nach Deutschland, zu initiieren. Und wieder ï auch dazu muss man kein Prophet sein ï  

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Asylkrise_Afghanistan_Easy-Resize.com_-702x367-1.jpg?fit=702%2C367&ssl=1
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werden sich wie 2015/2016 auch islamistische Terroristen in die Migrationsströme mischen, 
um nach Mitteleuropa zu gelangen. 

Nächstes Staatsversagen voraus 

Das nächste Staatsversagen auf dem Feld der Zuwanderung nimmt jedenfalls schon 
konkrete Formen an. Die Politik scheint keinen Gedanken daran zu verschwenden, dass 
Afghanistan ein Land des Mittleren Ostens ist, das keine gemeinsame Grenze mit der EU 
aufweist. Auch in dem nahöstlichen und vorderasiatischen Zwischenraum zwischen 
Afghanistan und der EU herrscht größtenteils kein Krieg. Es stellt sich also die Frage, woher 
nun eigentlich eine Verpflichtung für Deutschland und die EU herrühren soll, in großer Zahl 
afghanische Flüchtlinge aufzunehmen? 

Doch darum geht es ï wenn man den Grundtenor der Afghanistan-Berichterstattung in den 
Medien verfolgt ï schon längst nicht mehr. Deutschland hat nichts aus dem Asyl-Tsunami 
des Jahres 2015 gelernt, hier wird die Massenzuwanderung aus fremden Kontinenten 
weiterhin zum politischen Selbstzweck verklärt, der Jahr für Jahr unbedingt erfüllt und 
abgehakt werden muss. 

 

Afghanische und irakische Flüchtlinge im November 2015 an der serbisch-kroatischen 
Grenze. Werden sich diese Bilder in den nächsten Monaten wiederholen? Foto: Ajdin 
Kamber I Shutterstock.com. 

Import von Gewalttätern droht 

Welche Kollateralschäden diese Politik in Deutschland selbst hinterlässt, scheint hinterher 
dann niemanden mehr zu interessieren. Dabei haben gerade Zuwanderer aus Afghanistan 
in den vergangenen Jahren immer und immer wieder mit den schrecklichsten Bluttaten auf 
sich aufmerksam gemacht ï nicht nur in Deutschland, sondern auch in Österreich. 

So wurde in der Nacht vom 26. auf den 27. Juni dieses Jahres das aus Niederösterreich 
stammende 13jährige Mädchen Leonie in Wien unter Drogen gesetzt, schwer misshandelt 
und missbraucht und schließlich erdrosselt. Als Täter wurden vier Afghanen festgenommen, 
die offiziell zwischen 16 und 23 Jahren alt sind. 

http://shutterstock.com/
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Alterstests ergaben dann aber, dass der vermeintlich 16jährige Täter laut einem Gutachten 
schon mindestens 20 Jahre alt ist. Und auch das ist eben bei afghanischen Asylbewerbern 
wohl eher der Normal- als der Ausnahmefall ï fast alle verweisen auf angeblich verlorene 
oder vernichtete Dokumente und machen sich dann erheblich jünger, als sie wirklich sind. 

Neue Betrugswelle droht 

So kommen sie in den Genuss einer Einstufung als MUFL (minderjähriger unbegleiteter 
Flüchtling) und sichern sich dadurch für den Steuerzahler sündhaft teure umfangreiche 
Leistungen, da ein Minderjähriger Anspruch auf Leistungen nach der Jugendhilfe hat und 
ein kostspieliges ĂGesamtpaketñ aus Unterbringung, Ausbildung und Betreuung finanziert 
bekommt. Im Falle der Begehung schwerster Straftaten wird man außerdem 
praktischerweise nach Jugendstrafrecht verurteilt. 

 
Der Fall Leonie erinnert an den Mordfall Mia, der sich am 27. Dezember 2017 im 
südpfälzischen Kandel zutrug, und bei dem ein angeblich 15 Jahre alter und ebenfalls aus 
Afghanistan stammender Asylbewerber die 15jährige Schülerin Mia mit zahlreichen 
Messerstichen in einem Drogeriemarkt ermordete. Foto: privat 

Aber Grenzen der Belastbarkeit des Sozialsystems oder der natürlichen Ressourcen 
Deutschlands gibt es für die hiesigen Politiker bekanntlich nicht, wenn es darum geht, eine 
möglichst unregulierte Massenzuwanderung zu fordern. So ist es dann auch leider nur allzu 
wahrscheinlich, dass sich das Chaos des Asyl-Tsunamis der Jahre 2015/2016 im Laufe der 
nächsten Monate wiederholen wird. 

Sven Reuth (*1973) ist Diplom-Ökonom und schreibt für COMPACT hauptsächlich zu 
wirtschaftspolitischen Themen. Seit Januar 2021 ist er zudem Online-Redakteur. 

 

Dieser Betrag erschien zuerst bei COMPACT ONLINE, unserem Partner in de 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://www.compact-online.de/afghanistan-abgeschobener-vergewaltiger-kehrt-nach-deutschland-zurueck/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Invasion von falschen afghanischen ĂFl¿chtlingenñ in Frankreich 

25. 08. 2021  

Nach Frankreich rückgeführter Afghane, der verdächtigt wird, Verbindungen zu den Taliban 
zu haben · Bildquelle: MPI 

Afghanistan fällt nach dem Fiasko der westlichen Einmischung unter der Führung des 
amerikanischen ĂImperiums des Gutenñ seit 20 Jahren in die Hände der Taliban, und 
Frankreich Ărepatriiertñ Afghanen, die zufªllig mit eben jenen Taliban in Verbindung stehen, 
vor denen diese Fl¿chtlinge eigentlich fliehen solltené 

Die ganze Heuchelei des Asylsystems, der Neusprech der politisch korrekten Behörden, der 
verrückte Humanismus des Gutmenschentums explodiert vor unseren Augen. 

So wurden am Montag, dem 23. August, fünf Afghanen, die eigentlich unter dem 
Deckmantel einer missbrªuchlichen ĂR¿ckf¿hrungñ als Fl¿chtlinge gelten wollten, unter 
Überwachung gestellt, sobald sie in Frankreich an Land gegangen waren. Diese fünf 
Mªnner wurden einer Ăindividuellen MaÇnahme der administrativen Kontrolle und 
¦berwachungñ unterzogen, die in den Antiterrorgesetzen vorgesehen ist. Vor allem ein 
Mann hat die Aufmerksamkeit der Behºrden auf sich gezogen: ĂAuch wenn diese Person 
weitgehend bei der Evakuierung der französischen Botschaft geholfen hat, glauben wir, 
dass sie mit den Taliban in Verbindung stehen kºnnteñ, erklªrte Innenminister G®rard 
Darmanin gegenüber AFP. 

Laut dem Innenminister gab der Mann seine Mitgliedschaft in der Bewegung zu und 
gestand, als Taliban-StraÇensperrer in Kabul Waffen getragen zu haben. ĂAngesichts der 
extremen Schwierigkeiten bei der Durchführung von Sicherheitskontrollen bei Personen, die 
zurückgeführt werden müssen, haben sich die französischen Behörden bereit erklärt, diese 
Person und ihre Familie an Bord zu nehmenñ, f¿gte der Minister hinzu. Als der Flug in Abu  

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Un-Afghan-rapatrie-en-France-soupconne-de-liens-avec-les-talibans-sous-surveillance-1024x682-1.jpg?fit=1024%2C682&ssl=1
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Dhabi ankam, führte die Generaldirektion f¿r Innere Sicherheit (DGSI) Ădie 
Sicherheitsbefragungen durch, die man in Kabul nicht durchf¿hren konnteñ, erklªrte er. 

Schon jetzt von ĂR¿ckf¿hrungñ zu sprechen, wie es der Innenminister und viele andere 
Politiker ohne Gewissen tun, ist ein Missbrauch der Sprache, dieser neuen Sprache, die die 
Worte verschleiert, um die Ankunft außergemeinschaftlicher Bevölkerungsgruppen mit 
muslimischen und talibanischen Bräuchen zu verschleiern: Afghanen nach Frankreich zu 
bringen, ist keine Rückführung, sondern ein Exil! Es sei darauf hingewiesen, dass eine 
ĂR¿ckf¿hrungñ nur Franzosen und keine Auslªnder betrifft. 

In einer Zeit, in der die Franzosen für die geringste ihrer Handlungen einen 
Gesundheitspass benötigen, in der ihr Haus zur Grenze wird, in der es verboten ist, einen 
Kaffee auf der Terrasse zu trinken oder mit dem Zug zu fahren, ohne Covid-Maßnahmen zu 
beachten, grenzt diese bedingungslose Aufnahme tausender ausländischer Afghanen, von 
denen einige Taliban sind, ohne Pass- oder Gesundheitskontrollen, ohne politische oder 
sonstige Kontrollen, an Wahnsinn und zeigt, in welchem Ausmaß die derzeitigen 
Regierungs- und politischen Behörden wissentlich daran arbeiten, ein Migrations-, 
Terrorismus- und Gesundheitschaos in Europa zu schaffené 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
08) Afghanische Kriminelle kommen mit Evakuierungsflügen zurück nach  
      Europa 
 
24. 08. 2021  

Bildquelle: Remix News 

 

http://i/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/AP21232607671011.jpg?fit=2530%2C1586&ssl=1
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Kriminelle und Taliban nutzen den verpfuschten Abzug des Westens aus 
Afghanistan aus 

Ein weiteres Zeichen dafür, wie chaotisch die Evakuierung von Menschen aus Afghanistan 
geworden ist, ist, wie mehrere Medien berichten, dass sich unter den echten Flüchtlingen 
auch Islamisten und ehemals abgeschobene Kriminelle befinden, die in militärischen 
Transportflugzeugen zurück in den Westen geflogen werden. 

Zwar sollen alle Evakuierten auf einer vorgegebenen Checkliste stehen, die von den 
Militärkommandanten, die den Prozess leiten, geführt wird, aber es scheint, dass die 
Kontrollen entweder lax gehandhabt werden oder angesichts des völligen Zusammenbruchs 
des verpfuschten militärischen Rückzugs aus dem Land nicht durchführbar sind. Sicher ist 
derzeit nur, dass die westlichen Gesellschaften nicht nur die Kosten für die Unterbringung 
und Integration Zehntausender afghanischer Bürger zu tragen haben, sondern auch mit dem 
Sicherheitsrisiko fertig werden müssen, das von Kabul aus eingeflogen wird, weil die 
Behºrden kaum oder gar nicht wissen, wen sie da Ărettenñ. 

Berichten zufolge sitzen zwar immer noch deutsche Staatsbürger und afghanische Beamte, 
die die Bemühungen der deutschen Regierung wirklich unterstützt haben, im Land fest, aber 
Menschen, die auf mysteriöse Weise die Warteschlange überspringen und in 
Bundeswehrflugzeuge einsteigen können, werden willkürlich nach Deutschland 
zurückgeflogen. In der vergangenen Woche wurde beispielsweise ein afghanischer 
Krimineller, der kürzlich wegen schwerer Straftaten aus Deutschland abgeschoben worden 
war, an Bord eines Evakuierungsfluges entdeckt, als dieser in Deutschland landete. Die 
Identität des Mannes wurde der Presse nicht mitgeteilt, aber es ist nun völlig 
unwahrscheinlich, dass er aufgrund eines Abschiebestopps in sein Herkunftsland 
zurückgeschickt werden wird. Das deutsche Verteidigungsministerium hat auf eine 
Medienanfrage zu dem Fiasko erklärt, dass aufgrund der katastrophalen Sicherheitslage vor 
Ort die Durchführung internationaler Datenbank- und Fingerabdruckkontrollen am 
Flughafen Kabul nicht möglich ist. 

Obwohl das Verteidigungsministerium versprochen hatte, die Ausweise aller Evakuierten zu 
überprüfen und alle an Bord befindlichen Personen mit der Berechtigungsliste des 
Auswärtigen Amtes abzugleichen, wird dies vor Ort offensichtlich nicht durchgeführt. Eine 
andere, weniger wahrscheinliche Erklärung wäre, dass der Kriminelle auf einer offiziellen 
Evakuierungsliste stand, was angesichts des derzeitigen Zustands der deutschen 
Einwanderungspolitik nicht völlig ausgeschlossen werden kann. 

Während die deutschen Botschaftsangehörigen in Kabul ihre eigene Evakuierung 
organisieren mussten, weil Berlin ihre Rettung verzögert hatte, werden die 
Evakuierungsflüge der Bundeswehr nun zu einer zweiten Chance für Schwerverbrecher, die 
sicher sein können, dass sie in absehbarer Zeit nicht nach Afghanistan zurückgeschickt 
werden. 

Eine solche Unfähigkeit ist jedoch nicht auf die Bemühungen der deutschen Regierung 
beschränkt. Eine Person, die auf einer britischen Flugverbotsliste stand, durfte ebenfalls an 
Bord eines Militärflugzeugs gehen und hatte es bis zum Flughafen Birmingham geschafft, 
wo er von Grenzbeamten entdeckt wurde. Er war einer von fünf Verdächtigen, die auf der 
Flugverbotsliste standen, doch irgendwie war es ihm gelungen, an Bord eines 
Evakuierungsfluges zu gelangen. Nachdem er von der britischen Grenzpolizei festgehalten 
worden war, durfte er schließlich einreisen und sich in Großbritannien niederlassen. Ein 
anderer Verdächtiger, der ebenfalls eingeflogen wurde, wurde auf dem Frankfurter  



Seite 23 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

Flughafen entdeckt, wo ihm die Weiterreise untersagt wurde, während seine Familie nach 
Großbritannien weiterfliegen durfte. 

Über 7.000 der 20.000 Afghanen, die nach Großbritannien umgesiedelt werden sollen, sind 
bereits eingetroffen, doch berichten britische Beamte von Betrügern unter den 
Antragstellern und einer wachsenden Zahl von Pass- und Dokumentenfälschungen. James 
Heappey, der britische Verteidigungsminister, äußerte die Befürchtung, dass islamistische 
Extremisten die Situation in Kabul ausnutzen. 

ĂWir w¿rden gerne die Tore ºffnen und die Menschen noch schneller einreisen lassen, aber 
es gibt Leute, die versuchen, auf britische Flüge zu gelangen, die wir bei unseren Kontrollen 
als auf der britischen Flugverbotsliste stehend identifiziert habenñ, sagte er. 

Auch Frankreich hat einen Fall gemeldet, bei dem ein Verdächtiger mit einem 
Evakuierungsflug eingeflogen wurde, der im Verdacht stand, Verbindungen zu den Taliban 
zu haben. Er wurde von vier weiteren Personen begleitet, die unter Beobachtung gestellt 
wurden. 

Quelle: Remix News 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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01) Der Weltverfolgungsindex 2021 ï Wo Christen am stärksten verfolgt  

      werden 
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02) ĂNiemand kann die Neue Weltordnung betreten, der nicht Luzifer die Treue  
      geschworen hat.ñ 
 
31. 08. 2021  

Mgr. Vigano · Bildquelle: MPI 

Seit mehr als anderthalb Jahren müssen wir hilflos mit ansehen, wie sich eine Reihe von 
Ereignissen ereignet, für die die meisten von uns keine plausible Erklärung finden können. 
Der Pandemie-Notstand hat die Widersprüche und die Unlogik der Maßnahmen aufgezeigt, 
die nominell auf die Eindämmung der Ansteckung abzielen ï Eindämmung, 
Ausgangssperren, Schließung von Geschäften, Einschränkungen der öffentlichen Dienste 
und der Gerichte, Aussetzung der Bürgerrechte -, die jedoch täglich durch widersprüchliche 
Gerüchte, eindeutige Beweise für die Unwirksamkeit und Widersprüche seitens der 
Gesundheitsbehörden selbst dementiert werden. Es erübrigt sich, die Maßnahmen 
aufzuzählen, die fast alle Regierungen der Welt ergriffen haben, ohne die versprochenen 
Ergebnisse zu erzielen. Wenn wir uns auf die angeblichen Vorteile beschränken, die das 
experimentelle genetische Serum der Gemeinschaft bringen sollte ï in erster Linie 
Immunität gegen das Virus und Freizügigkeit -, stellen wir fest, dass eine in The Lancet 
veröffentlichte Studie der Universität Oxford (hier) besagt, dass die Viruslast von Geimpften 
mit doppelter Dosis 251-mal höher ist als bei den frühen Stämmen des Virus (hier), trotz der 
Erklärungen führender Politiker aus aller Welt, allen voran des italienischen 
Ministerpräsidenten Mario Draghi, dass Ădiejenigen, die sich impfen lassen, leben, und 
diejenigen, die sich nicht impfen lassen, sterbenñ. Die Nebenwirkungen des genetischen 
Serums, die von den nationalen Gesundheitsbehörden geschickt verheimlicht oder 
absichtlich nicht erfasst werden, scheinen die Gefahr seiner Verabreichung und die 
beunruhigenden Unbekannten für die Gesundheit der Bürger zu bestätigen, mit denen wir 
uns bald auseinandersetzen müssen. 

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3897733
https://www.byoblu.com/2021/08/25/operatori-sanitari-vaccinati-con-doppia-dose-portatori-di-una-carica-virale-251-volte-superiore-ai-primi-ceppi-del-virus-lo-studio-delluniversita-di-oxford/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/mgr_vigano_28_08_2021.jpg?fit=1000%2C673&ssl=1
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Von der Wissenschaft zum Szientismus 

Die medizinische Kunst ï die keine Wissenschaft ist, sondern die Anwendung 
wissenschaftlicher Prinzipien auf verschiedene Fälle auf experimenteller Basis ï scheint auf 
ihre Klugheit verzichtet zu haben, im Namen einer Dringlichkeit, die sie zur Priesterschaft 
einer Religion ï eben der Wissenschaft ï gemacht hat, die sich, um eine solche zu sein, in 
einen an Aberglauben grenzenden Dogmatismus gehüllt hat. Die Diener dieser Sekte haben 
sich selbst zu einer Kaste von Unberührbaren gemacht, die von jeglicher Kritik 
ausgenommen sind, selbst wenn ihre Behauptungen durch die Fakten widerlegt werden. 
Die Grundsätze der Medizin, die bis Februar 2020 als allgemeingültig galten, sind der 
Improvisation zum Opfer gefallen, so dass man mitten in einer Pandemie Impfempfehlungen 
ausspricht, Masken vorschreibt, die für überflüssig erklärt werden, verworrene 
Distanzierungen vornimmt, wirksame Medikamente verbietet und experimentelle 
Gentherapien vorschreibt, die von den üblichen Sicherheitsprotokollen abweichen. Und so 
wie es neue Covid-Priester gibt, gibt es auch neue Ketzer, d. h. diejenigen, die die neue 
pandemische Religion ablehnen und dem hippokratischen Eid treu bleiben wollen. Der 
Nimbus der Unfehlbarkeit, der Virologen und andere mehr oder weniger hochrangige 
Wissenschaftler umgibt, wird nicht selten durch ihre Interessenkonflikte oder die 
beträchtlichen Vorlieben der Pharmaunternehmen nicht in Frage gestellt, was unter 
normalen Umständen skandalös und kriminell wäre. 

Was viele nicht verstehen, ist die Diskrepanz zwischen den erklärten Zielen und den Mitteln, 
die gelegentlich eingesetzt werden, um sie zu erreichen. Wenn in Schweden das Fehlen 
von Eindämmungen und Masken nicht zu einer stärkeren Ansteckung führte als in Ländern, 
in denen die Menschen in ihren Häusern eingeschlossen waren oder in denen Masken auch 
in den Grundschulen vorgeschrieben waren, wird dies nicht als Beweis für die 
Unwirksamkeit der Maßnahmen angesehen. Wenn die Massenimpfungen in Israel oder 
Großbritannien zu einem Anstieg der Infektionen geführt haben und diese virulenter 
geworden sind, veranlasst ihr Beispiel die Verantwortlichen in anderen Ländern nicht dazu, 
bei der Impfkampagne vorsichtig zu sein, aber es veranlasst sie dazu, die Notwendigkeit 
der Verabreichung zu bewerten. Wenn sich Ivermectin oder Hyperimunne-Plasma als 
wirksame Behandlungen erweisen, reicht das nicht aus, um sie zuzulassen, geschweige 
denn, sie zu empfehlen. Und wer sich über den Grund für diese verwirrende Irrationalität 
wundert, der enthält sich schließlich eines Urteils, indem er die Erklärungen der kovidischen 
Priester mit einer Art fideistischem Gehorsam akzeptiert, oder umgekehrt, indem er die Ärzte 
als unzuverlässige Zauberer betrachtet. 

Ein Szenario unter einer Leitung 

Wie ich bereits gesagt habe, haben wir es mit einer kolossalen Täuschung zu tun, die auf 
Lügen und Betrug beruht. Bei dieser Täuschung wird davon ausgegangen, dass die von der 
Behörde zur Begründung ihrer Maßnahmen gegen uns angeführten Gründe echt sind. Der 
Fehler besteht einfach darin, anzunehmen, dass die Führungskräfte ehrlich sind und uns 
nicht anlügen. Wir versuchen daher immer wieder, mehr oder weniger plausible 
Begründungen zu finden, nur um nicht zu erkennen, dass wir uns in einer bis ins kleinste 
Detail geplanten Situation befinden. Und während wir versuchen, irrationales Verhalten 
rational zu erklären; während wir den unlogischen Handlungen derer, die uns regieren, Logik 
zuschreiben, führt die kognitive Dissonanz dazu, dass wir die Augen vor der Realität 
verschließen und die krassesten Lügen glauben. 

Wir hätten verstehen müssen ï wie ich in der Vergangenheit geschrieben habe -, dass der 
Plan für den Großen Reset nicht das Ergebnis des Geschwätzes einiger weniger 
ĂVerschwºrungstheoretikerñ ist, sondern der eindeutige Beweis f¿r einen kriminellen Plan,  
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der vor Jahrzehnten entwickelt wurde und auf die Errichtung einer universellen Diktatur 
abzielt, in der eine unermesslich reiche und mächtige Minderheit die gesamte Menschheit 
versklaven und der globalistischen Ideologie unterwerfen will. Denn der Vorwurf der 
ĂVerschwºrungñ mag Sinn gemacht haben, als die Verschwºrung noch nicht offensichtlich 
war, aber heute zu leugnen, was die Elite seit den 1950er Jahren vorhat, ist nicht zu 
rechtfertigen. Was Kalergi, die Rotschilds, die Rockefellers, Klaus Schwab, Jacques Attali 
und Bill Gates nach dem Krieg sagten, wurde in Büchern und Zeitungen veröffentlicht, von 
internationalen Organisationen und Stiftungen kommentiert und aufgegriffen und von 
Parteien und Regierungsmehrheiten präzise umgesetzt. Die europäischen Staaten, die 
unkontrollierte Einwanderung, die Lohnkürzungen, die Aufhebung der gewerkschaftlichen 
Garantien, der Verzicht auf die nationale Souveränität, die einheitliche Währung, die 
Kontrolle der Bürger unter dem Vorwand einer Pandemie, die Reduzierung der Bevölkerung 
durch den Einsatz von Impfstoffen mit neuen Technologien sind keine neuen Erfindungen, 
sondern das Ergebnis einer geplanten, organisierten und koordinierten Aktion. Eine Aktion, 
die offensichtlich perfekt in ein einziges Szenario unter einer einzigen Regie passt. 

Die kriminelle Mentalität 

Wenn man einmal verstanden hat, dass die gegenwärtigen Ereignisse darauf abzielen, 
bestimmte Ergebnisse zu erzielen ï und damit bestimmte Interessen einer Minderheit der 
Menschheit zu verfolgen, mit unabsehbarem Schaden für die Mehrheit ï muss man auch 
die Ehrlichkeit haben, die kriminelle Mentalität der Urheber dieses Plans anzuerkennen. 
Dieser kriminelle Plan lässt uns auch die Bösartigkeit der Autoritäten verstehen, die 
bestimmte Maßnahmen als unvermeidliche Reaktion auf unvorhersehbare Ereignisse 
darstellen, obwohl diese Ereignisse geschickt geschaffen und vergrößert wurden, um eine 
Revolution zu legitimieren ï die Schwab als vierte industrielle Revolution bezeichnet -, die 
von der Elite auf Kosten der gesamten Menschheit angestrebt wird. Die Versklavung der 
Autorität ist im Übrigen das Ergebnis eines Prozesses, der bereits mit der Französischen 
Revolution begann und die politische Klasse nicht zu Dienern Gottes (dessen Herrschaft sie 
verachten) oder des souveränen Volkes (das sie verachten und nur zu ihrer Legitimation 
benutzen) gemacht hat, sondern zu Dienern der Wirtschafts- und Finanzmächte, der 
internationalen Oligarchie der Bankiers und Wucherer, der multinationalen Konzerne und 
der Pharmakonzerne. In Wirklichkeit werden alle diese Themen von einer kleinen Anzahl 
bekannter wohlhabender Familien kontrolliert. 

Die gleiche Versklavung zeigt sich auch in den Nachrichten: Die Journalisten haben es ohne 
Gewissensbisse akzeptiert, sich für die Mächtigen zu prostituieren, indem sie sogar die 
Wahrheit zensieren und glatte Lügen verbreiten, ohne auch nur den Versuch zu 
unternehmen, ihnen einen Anschein von Glaubwürdigkeit zu verleihen. Während die 
Journalisten bis zum letzten Jahr die Zahl der Covid-ĂOpferñ zªhlten, indem sie die Positiven 
als unheilbar krank darstellten, werden jetzt diejenigen, die nach der Impfung sterben, nur 
noch von der ĂKrankheitñ eingeholt, und noch vor der Obduktion entscheiden sie 
automatisch, dass es keinen Zusammenhang mit der Verabreichung des genetischen 
Serums gibt. Sie unterwandern ungestraft die Wahrheit, wenn sie nicht den Tatsachen 
entspricht, und biegen sie für ihre Zwecke um. 

Was sich in den letzten anderthalb Jahren abgespielt hat, wurde von den Leuten von Great 
Reset selbst in allen Einzelheiten vorhergesagt, so wie uns auch gesagt wurde, was zu tun 
sei. Am 17. Februar 1950 sagte der berühmte Bankier James Warburg vor dem Senat der 
Vereinigten Staaten: ĂWir werden eine Weltregierung haben, ob es Ihnen gefällt oder nicht. 
Die einzige Frage ist, ob diese Weltregierung im Konsens oder mit Gewalt errichtet wird. 
Vier Jahre später wurde die Bilderberg-Gruppe gegründet, der unter anderem Agnelli, 
Kissinger, Mario Monti und Mario Draghi, der derzeitige italienische Ministerpräsident,  
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angehºren. Im Jahr 1991 schrieb David Rockefeller: ĂDie Welt ist bereit f¿r eine 
Weltregierung. Die supranationale Souveränität einer intellektuellen Elite und globaler 
Banker ist der in den vergangenen Jahrhunderten praktizierten nationalen 
Selbstbestimmung sicherlich vorzuziehen.ñ Er f¿gte hinzu: ĂWir stehen an der Schwelle 
eines globalen Wandels. Alles, was wir brauchen, ist die Ărichtigeñ globale Krise, und die 
Nationen werden die Neue Weltordnung akzeptieren. Wir können heute sagen, dass diese 
Ărichtigeñ Krise mit dem Pandemie-Notfall und mit dem Lock Step zusammenfällt, der seit 
2010 in dem Papier der Rockefeller Foundation, Scenarios for the Future of Technology and 
International Development, beschrieben wird, in dem alle Ereignisse, die wir gerade erleben, 
vorhergesagt werden (hier). 

Kurz gesagt, sie haben ein falsches Problem geschaffen, um als scheinbare Lösung 
Maßnahmen zur Bevölkerungskontrolle durchzusetzen, kleine und mittlere Unternehmen 
zugunsten einiger weniger internationaler Konzerne zu unterdrücken und die Bildung durch 
Fernunterricht zu unterdrücken, die Kosten der Arbeit und der bezahlten Arbeit durch 
intelligente Arbeit zu senken, die öffentliche Gesundheit zugunsten von Big Pharma zu 
privatisieren, den Regierungen die Möglichkeit zu geben, per Notstand Gesetze zu erlassen, 
die von den Gesetzen abweichen, und der gesamten Bevölkerung Impfstoffe aufzuerlegen, 
so dass alle Bewegungen der Bürger, die chronisch krank oder steril sind, verfolgt werden 
können. 

Alles, was die Elite wollte, hat sie auch getan. Und es ist unbegreiflich, dass es angesichts 
der Beweise für den Vorsatz dieses großen Verbrechens gegen die Menschlichkeit, bei dem 
die Führer fast der ganzen Welt als Komplizen und Verräter auftreten, keinen einzigen 
Richter gibt, der ein Verfahren gegen sie eröffnet, um die Wahrheit herauszufinden und die 
Schuldigen und Komplizen zu verurteilen. Der Andersdenkende wird nicht nur zensiert, 
sondern als Staatsfeind, als Verbreiter, als Unperson, der keine Rechte zugestanden 
werden sollen, bezeichnet. 

Tiefer Staat und tiefe Kirche 

Nun wäre es bei einem kriminellen Vorhaben zumindest logisch, es anzuprangern und 
bekannt zu machen, damit es verhindert und die Schuldigen verurteilt werden können. Die 
Liste der Verräter beginnt bei den Regierungschefs, Ministern und Abgeordneten und setzt 
sich fort bei den korrupten Virologen und Ärzten, bei den mitschuldigen Beamten, bei den 
Spitzen der Streitkräfte, die unfähig sind, sich dem Verfassungsbruch entgegenzustellen, 
bei den ausverkauften Journalisten, bei den feigen Richtern und bei den hofierenden 
Gewerkschaften. In dieser langen Liste, die vielleicht eines Tages erstellt wird, sollten wir 
auch die hohen Führer der katholischen Kirche aufführen, angefangen bei Papst Bergoglio, 
und viele Bischöfe, eifrige Vollstrecker des Willens des Fürsten gegen den von Christus 
empfangenen Auftrag. Diese Liste gibt Aufschluss über das Ausmaß des Komplotts und die 
Zahl der Beteiligten und bestätigt die Krise der Autorität und die Perversion der zivilen und 
religiösen Macht. Kurz gesagt, wir würden verstehen, dass der korrumpierte Teil der zivilen 
Autorität ï der tiefe Staat ï und die kirchliche Autorität ï die tiefe Kirche ï zwei Seiten 
derselben Medaille sind, beide Instrumente für die Errichtung der Neuen Weltordnung. 

Doch um diese Allianz zwischen ziviler und religiöser Macht zu verstehen, muss man die 
geistliche und eschatologische Dimension des gegenwärtigen Konflikts erkennen und ihn in 
den Krieg einordnen, den Luzifer seit seinem Fall gegen Gott entfesselt hat. Dieser Krieg, 
dessen Folgen mit der unerbittlichen Niederlage Satans und des Antichristen und dem 
überwältigenden Sieg der Sternenfrau ab aeterno entschieden sind, nähert sich nun seinem 
Epilog: Deshalb sind die Mächte der Finsternis so entfesselt, so erpicht darauf, den Namen 
unseres Herrn von der Erde zu tilgen, nicht nur die greifbare Präsenz in unseren Städten zu  

https://www.nommeraadio.ee/meedia/pdf/RRS/Rockefeller%20Foundation.pdf
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zerstören, indem sie die Kirchen niederreißen, die Kreuze abreißen, die christlichen Feste 
unterdrücken, sondern auch, indem sie die Erinnerung an ihn unterdrücken, die christliche 
Zivilisation auslöschen, ihre Lehre verfälschen, ihren Kult entwürdigen. Und dafür ist die 
Präsenz einer treuen und mutigen Hierarchie, die bereit ist, für die Verteidigung des 
christlichen Glaubens und der Moral den Märtyrertod zu sterben, sicherlich ein Hindernis. 
Deshalb war es von Beginn des globalistischen Plans an unabdingbar, die Hierarchie in 
Moral und Lehre zu korrumpieren, sie mit Kolonnen und Schläferzellen zu infiltrieren, sie 
jeglicher übernatürlicher Begierde zu berauben, sie durch Finanz- und Sexualskandale 
erpressbar zu machen, um sie nach Erreichen ihres Ziels auszuschließen und zu 
eliminieren, wie es die gängige Praxis ist 

Ende der fünfziger Jahre, als das Projekt der Neuen Ordnung Gestalt annahm, begann 
diese Unterwanderung, die einige Jahre später mit dem Zweiten Vatikanischen Konzil ihr 
eigenes Werk der Subversion begann, in dessen Zusammenhang die Wahl von Roncalli 
und die Absetzung des pªpstlichen Siri, des ĂDauphinñ von Pacelli, sowohl f¿r die 
fortschrittliche und modernistische Komponente innerhalb der Kirche als auch für die 
kommunistische, liberale und freimaurerische Komponente der zivilen Welt einen Grund zur 
Begeisterung darstellte. Das Zweite Vatikanische Konzil war für die Kirche das, was der Jeu 
de Paume-Schwur für die Zivilgesellschaft war: der Beginn der Revolution. Und wenn ich 
wiederholt die stets subversive Haltung des Rates hervorheben wollte, so glaube ich, dass 
heute eine historische Analyse, in der scheinbar unzusammenhängende Fakten eine 
beunruhigende Bedeutung erlangen und vieles erklären, Aufmerksamkeit verdient. 

Gefährliche Liebschaften 

Wie Michael J. Matt kürzlich in einem Video auf The Remnant (hier) berichtete, beginnen 
wir heute, alle Mosaiksteine zusammenzusetzen und entdecken ï nach dem Eingeständnis 
eines der Protagonisten ï dass Erzbischof Hélder Câmara, Erzbischof von Olinda und 
Recife in Brasilien, sich mit dem jungen Klaus Schwab, dem Gründer des 
Weltwirtschaftsforums und Theoretiker der Großen Reinitialisierung, getroffen hat. Schwab, 
der den Prälaten wegen seiner Opposition gegen die traditionelle Kirche und seiner 
revolutionären und pauperistischen Thesen kannte, lud ihn zum Davoser Forum ein, da er 
seine Teilnahme an dieser Veranstaltung als äußerst wichtig für das Projekt der Neuen 
Ordnung erachtete. Wir wissen, dass Hélder Câmara einer der Organisatoren des 
Katakombenpaktes war, der einige Tage vor Abschluss des Konzils, am 16. November 
1965, von etwa vierzig ultraprogressiven Bischöfen unterzeichnet wurde. Zu den 
ketzerischen Thesen dieses Dokuments gehört auch die Mitwirkung an der Errichtung einer 
Ăanderen, neuen Gesellschaftsordnungñ (hier, Nr. 9), die auf Gerechtigkeit und Gleichheit 
beruht. Und es überrascht nicht, dass unter den Unterzeichnern auch Bischof Enrique 
Angelelli, Weihbischof von C·rdoba in Argentinien, Ăein Bezugspunkt f¿r den Vater der Zeit, 
Jorge Mario Bergoglioñ (hier), war. Bergoglio selbst hat zu Beginn seines Pontifikats erklärt, 
dass er die Instanzen des Katakombenpakts teilt. Am 20. Oktober 2019, anlässlich der 
Synode für Amazonien, wurde die Feier des Paktes zwischen den Verschwörern in den 
Katakomben von Santa Domitilla nachgestellt, was bestätigt, dass der auf dem Konzil 
gefasste Plan gerade in Jorge Mario Bergoglio seine Erfüllung gefunden hat. Weit davon 
entfernt, sich von den Ultra-Progressiven zu distanzieren, die ihn unterstützen und die seine 
Wahl beim letzten Konklave beschlossen haben, versäumt er es nicht, eine perfekte 
Kohärenz mit dem Plan der Neuen Weltordnung zu beweisen, beginnend mit der 
Zusammenarbeit vatikanischer Gremien und Dikasterien mit dem Umweltschützer 
Malthusian Matrix und mit der Teilnahme am Rat für integrativen Kapitalismus, einer 
globalen Allianz mit Rothschild, der Rockefeller Foundation und den großen Banken. So 
machen einerseits David Rockefeller mit der Trilateralen Kommission und andererseits 
Klaus Schwab, der mit den Rothschilds (hier) verbunden ist, beim Weltwirtschaftsforum mit  

http://www.webdiocesi.chiesacattolica.it/cci_new/s2magazine/AllegatiArt/222/Patto-delle-Catacombe.pdf
https://www.avvenire.it/agora/pagine/catacombe-
https://www.holocaustcenter.org/visit/library-archive/oral-history-department/schwab-rothschild-marianne/
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dem Oberhaupt der katholischen Kirche gemeinsame Sache, um die Neue Ordnung durch 
die seit den 1950er Jahren geplante Große Reinitialisierung zu errichten. 

Der globale Plan zur Entvölkerung 

Zu diesem pactum sceleris müssen auch einige Vertreter der Päpstlichen Akademie für das 
Leben gezählt werden, deren Organigramm gerade von Bergoglio umgestoßen wurde, der 
die lehramtstreuesten Mitglieder abgesetzt und durch Theoretiker der Entvölkerung, 
Verhütung und Abtreibung ersetzt hat. Kein Wunder, dass der Heilige Stuhl Impfstoffe 
unterst¿tzt: Der Sovereign Independent vom Juni 2011 titelte: ĂEntvºlkerung durch 
Zwangsimpfung: die Null-Kohlendioxid-Lºsungñ (hier). Neben der Schlagzeile war ein Foto 
von Bill Gates zu sehen und der Kommentar: ĂEs gibt heute 6,8 Milliarden Menschen auf 
der Welt. Diese Zahl wird auf 9 Milliarden anwachsen. Wenn wir mit neuen Impfstoffen, 
Gesundheitsfürsorge und reproduktiven Gesundheitsdiensten [d.h. Abtreibung und 
Verhütung] wirklich gute Arbeit leisten, können wir die Bevölkerung um 10 oder 15 Prozent 
reduzieren. Vor elf Jahren war Bill Gates, der heute Anteilseigner der Black Rock Group ist, 
die die Pharmaunternehmen finanziert, die Impfstoffe herstellen, ein wichtiger Sponsor der 
WHO und einer Vielzahl öffentlicher und privater Gesundheitsorganisationen. An seiner 
Seite befindet sich interessanterweise George Soros, der ĂPhilanthropñ der Offenen 
Gesellschaft, der zusammen mit der Bill and Melinda Gates Foundation kürzlich in ein 
britisches Unternehmen investiert hat, das Tampons herstellt, um Covid zu enthüllen (hier). 
Und da wir gerade über wirtschaftliche Fragen sprechen, möchte ich Sie daran erinnern, 
dass der Heilige Stuhl Anteile im Wert von etwa 20 Millionen Euro an zwei 
Pharmaunternehmen hielt, die ein Verhütungsmittel herstellten (hier) und, in jüngerer Zeit, 
an einem anderen, in einen Fonds investiert, der im Falle einer geopolitischen oder 
pandemischen Krise sehr hohe Gewinne garantierte, indem er auf internationale 
Währungen spekulierte, den von der Investmentbank Merril Lynch verwalteten Geo-Risk, 
der nach den ersten Monaten der Pandemie mit explodierenden Renditen geschlossen 
werden musste (hier). Andere Gelder, die von der Obole de Saint Pierre stammen, wurden 
zur Finanzierung verschiedener Initiativen, auch in Zusammenarbeit mit Lapo Elkann, 
verwendet, darunter der autobiografische Film von Elton John. Ganz zu schweigen von den 
Immobilienspekulationen und dem Kauf der Londoner Villa in der Sloane Avenue 60, über 
die uns die Chronik reichlich informiert hat und die, wie ich aus zuverlässiger Quelle weiß, 
von Bergoglio selbst beschlossen wurde. Nochmals: Immer im Namen der Konsistenz und 
der Ăarmen Kirche f¿r die Armenñ, die Bergoglio so sehr am Herzen liegt, gibt es diejenigen, 
die glauben, dass das von den Jesuiten und Ex-Kardinal McCarrick vorbereitete Abkommen 
mit China dem kommunistischen Regime in Peking beträchtliche Finanzmittel einbrachte, 
als Gegenleistung für das Schweigen des Vatikans über die Verfolgung von Katholiken und 
die Verletzung der Menschenrechte (hier). 

Bei der Einwanderung ist es nicht viel anders: Zu den Profiteuren der Aufnahme gehören 
neben den linken Genossenschaften auch die vatikanischen Behörden und die 
Bischofskonferenzen, denen die Staaten erhebliche Mittel für die Aufnahme illegaler 
Einwanderer zur Verfügung stellen. Das schreckliche Denkmal mit dem bronzenen Boot, 
das Bergoglio auf dem Petersplatz errichtet hat, ist eine plastische Darstellung der 
Heuchelei, die das Markenzeichen dieses Pontifikats ist. In einer Mittwochs-Audienz hörten 
wir k¿rzlich diese Worte: ĂDer Heuchler ist ein Mensch, der simuliert, schmeichelt und 
täuscht, weil er mit einer Maske auf dem Gesicht lebt und nicht den Mut hat, der Wahrheit 
ins Gesicht zu sehen. [é] Besonders verabscheuungsw¿rdig ist die Heuchelei in der Kirche. 
Leider gibt es in der Kirche Heuchelei: Es gibt so viele heuchlerische Christen und 
Geistlicheñ (hier). Meines Erachtens er¿brigt sich ein Kommentar. 

+ Carlo Maria Viganò, Erzbischof                                                                  28. August 2021 

https://twitter.com/Zieleds/status/1429460663731048452
https://www.ilgiornale.it/news/mondo/george-soros-e-bill-gates-comprano-lazienda-leader-dei-test-1967220.html
https://www.ilfattoquotidiano.it/2021/04/27/il-vaticano-ha-investito-per-oltre-20-anni-in-unindustria-che-produceva-la-pillola-del-giorno-dopo/6179543/
https://www.imolaoggi.it/2021/05/27/vaticano-speculato-borsa-pandemia/
https://www.corrispondenzaromana.it/notizie-dalla-rete/mccarrick-architetto-dello-sciagurato-accordo-cina-vaticano/
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Der zweite Teil wird in Kürze veröffentlicht: Konferenzen des Tiefen Staates / Die 
luziferische Matrix der Neuen Weltordnung / Die gemeinsamen ideologischen Wurzeln der 
Ökumene / Der globalistische Pantheismus von Teilhard de Chardin / Unsere Antwort auf 
die Krise der Autorität / Fazit 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
03) Fernando Paz: Wie die Eliten die Welt kontrollieren 
 
     ĂWir sind uns des AusmaÇes der Unterwerfung, der wir ausgesetzt sind,    
     nicht bewusstñ. 

     Von Javier Navascués 

31. 08. 2021  

Bildquelle: El Correo de España 

Fernando Paz ist Professor für Geschichte und Philosophie. Er ist Schriftsteller und hat 
folgende B¿cher verºffentlicht: ĂEuropa bajo los escombrosñ, ĂEl fracaso de una utop²añ, 
ĂAntes que nadieñ, ĂN¿rnberg, juicio al nazismoñ und zwei weitere B¿cher in 
Zusammenarbeit: ĂProceso a Jos® Antonioñ und ĂEl libro negro de la izquierdañ. Sie kºnnen 
ihm auf Twitter folgen: @FernandoPazdice. 

In diesem Interview analysiert er eingehend die grundlegenden Aspekte seines neuen 
Buches ¡Despierta! Cómo las élites están controlando el mundo. (Aufwachen! Wie die 
Eliten die Welt kontrollieren.) 

https://www.medias-presse.info/liberez-nous-du-mal-considerations-sur-la-grande-reinitialisation-et-sur-le-nouvel-ordre-mondial-par-mgr-vigano-1ere-partie/146074/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/46095_paz_foto_1.jpg?fit=600%2C376&ssl=1
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Im Oktober 2019 fand in New York das Event 201 statt, ein Treffen auf höchster Ebene, 
bei dem die wichtigsten globalistischen Organisationen zusammenkamen. Drei 
Monate später erklärte die WHO die Pandemie offiziell für 2019, und alles geschah 
genau so, wie sie es in der Simulation gesagt hatte. Würde diese Tatsache 
ausreichen, um zu beweisen, dass alles einem vorher ausgearbeiteten Plan gehorcht 
(den sie die Frechheit hatten, vorher anzukündigen)? 

Event 201 simulierte den Ausbruch einer Pandemie, die sich weltweit ausbreiten würde und 
deren Erreger ein neuartiges und besonders ansteckendes Coronavirus wäre, das von 
SARS abstammt und von einer Fledermaus auf einen Menschen überspringt. Im ersten Jahr 
würde kein Impfstoff zur Verfügung stehen. Die Ähnlichkeiten mit den Ereignissen, die nur 
einen Monat später begannen, sind erschreckend. 

Das ist natürlich kein schlüssiger Beweis. Aber gab es einen vorgefertigten Plan, dessen 
Ausführung dem folgte, was in New York im Oktober 2019 besprochen wurde? Chinesische 
Dissidenten, die die Kommunistische Partei natürlich hassen, würden gerne beweisen, dass 
die KPCh die Pandemie verursacht hat. Im Allgemeinen glauben sie jedoch nicht, dass das 
Entweichen des Coronavirus absichtlich herbeigeführt wurde. Zum jetzigen Zeitpunkt ist 
dies nicht bekannt. Ich persönlich neige zu der Ansicht, dass der Verlauf der Ereignisse trotz 
der oben erwähnten Ähnlichkeiten zufällig war. Das mag schwer zu glauben sein; ich messe 
dem jedenfalls keine große Bedeutung bei. 

Wäre es nicht in einem Labor in Wuhan im Winter 2019ï2020 gewesen, dann wäre es im 
Sommer 2022 in einem pharmazeutischen Forschungszentrum in Indien passiert. Denn 
nach Angaben ehemaliger WHO-Beamter wurde von den Pharmaunternehmen 
jahrelang Druck ausgeübt, eine Pandemie auszurufen. Die Eigentümer der 
pharmazeutischen Unternehmen stimmen mit den wichtigsten Vertretern der Globalisierung 
überein, aber sie sind auf Widerstand gestoßen, denn die Globalisierung ist keine 
homogene Welt. Andererseits haben sie die Situation genutzt, um, wie Pedro Sánchez 
sagte, Ăeine Reihe von MaÇnahmen umzusetzen, die bereits in Kraft waren, die aber durch 
die Pandemie schneller umgesetzt werden kºnnenñ. 

Ob dieses Szenario ï so wie es sich zugetragen hat ï geplant war oder nicht, spielt keine 
Rolle. Früher oder später wäre etwas ganz Ähnliches passiert. 

Von diesem Moment an wurden wir eingesperrt, maskiert und geimpft. Die Angriffe 
auf die Freiheit sind größer denn je. Warum gibt es kaum Widerstand? 

In anderen Ländern hat es mehr Widerstand gegeben als bei uns, und dennoch haben sie 
weit weniger Einschränkungen hinnehmen müssen als wir in Spanien. Wir sind uns des 
Ausmaßes der Unterwerfung nicht bewusst, der wir in Spanien durch den jahrzehntelangen 
Prozess der Narkotisierung unterworfen sind. Nur an wenigen Orten sind die Einweisungen 
so radikal wie hier, und an diesen wenigen Orten hat es nicht an Protesten gefehlt. 

Die Gründe für unsere These sind komplex. Wir sind ein Land ohne eine lebendige 
Zivilgesellschaft, ein Land mit wenig politischer Kultur, in dem die Moralvorstellungen stark 
angekratzt sind. 

Unter diesen Bedingungen ist es ein Leichtes, sozialen Terror zu verbreiten, wie es sowohl 
in den öffentlichen als auch in den privaten Medien geschehen ist. Eine völlig homogene, 
nahtlose Botschaft, die die Verfolgung Andersdenkender als metaphysisches Mittel des 
Bösen beinhaltet. 



Seite 33 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

Im Falle Spaniens haben die Medien systematisch verschwiegen, was in anderen Ländern 
geschah, so dass wir nicht vergleichen konnten. Sogar ein Gesundheitsbeamter der CAM 
forderte öffentlich die Zensur der Bilder von den Tribünen der Europameisterschaft in 
diesem Sommer, weil man sehen konnte, wie von St. Petersburg bis London, über Rom 
oder Kopenhagen, niemand in den Stadien eine Maske trug. 

Sie machen sich nicht einmal mehr die Mühe, ihre Verachtung für uns zu verbergen. Die 
Bevölkerung soll nur wissen, was die Elite bestimmt (diese Elite, die uns regiert, als 
Oligarchie zu bezeichnen, ist sicher missbräuchlich). 

Ähnlich wie Trump abgewählt wurde und der US-Präsident selbst sein Veto in den 
sozialen Medien eingelegt hat, haben die sozialen Medien noch nie so viel Macht 
gehabt. Leben wir bereits in einer Science-Fiction, die davon ausgeht, dass eine 
globale Macht bestimmen würde, was richtig und was falsch ist? 

Zunächst einmal erleben wir eine Vereinnahmung des öffentlichen Raums durch private 
Interessen. Es ist paradox, dass die Linke gegen Privatisierungen protestiert, die 
vergleichsweise lächerlich sind, während sie mit den Interessen der mächtigsten 
Privatunternehmen der Welt kollaboriert, die die wichtigsten öffentlichen Organisationen und 
Institutionen übernehmen und die Staaten ersetzen und in ihren Dienst stellen. 

Darüber hinaus können die sozialen Netzwerke ï rechtlich und moralisch gesehen ï nicht 
bestimmen, was auf ihren Portalen veröffentlicht wird und was nicht. Sie können keine 
Regeln aufstellen, die gegen das Gesetz verstoßen. Selbst die Europäische Union hat sie 
daran erinnert. Denn sie sind keine Medien, sondern Kommunikationskanäle. Sie haben 
daher nicht das Recht, sich selbst zu zensieren, und können nur Inhalte anprangern, die sie 
in einem bestimmten Wahlkreis als rechtswidrig ansehen. Und der Richter, nicht sie, soll 
nach dem Gesetz verfahren. Die sozialen Netzwerke sind sich dessen natürlich nicht 
bewusst; sie müssen im Falle einer solchen Verurteilung mit Zahlungen in Millionenhöhe 
rechnen. 

Ihre natürliche Ergänzung sind die Überprüfer, eine der größten Peinlichkeiten in diesen 
unruhigen Tagen. Diese Unternehmen sind nicht selten die wahren Urheber von 
Betrügereien. Die Überprüfer wurden vom Poynter Institute, einem der sichtbarsten Zweige 
der Open Society Foundation von George Soros, ins Leben gerufen. Dank ihrer 
Verbindungen zu Big Tech können sie beispielsweise die Google-Suche anführen, so dass 
jeder, der sich für eine bestimmte Information interessiert, das Dementi in großer Zahl vor 
der ursprünglichen Behauptung findet, die es hervorgebracht hat; die große Mehrheit erhält 
also nur Zugang zu den Informationen der Faktenprüfer. 

Bill Gates arbeitet nun an der Schaffung eines Verifizierungsnetzes, das Bilder umfasst und 
für den gesamten Planeten feststellt, was korrekt ist und was nicht. 

Die Agenda 2030 zeichnet sich am Horizont ab, als etwas, das niemand in Frage 
stellen kann und das eine große globale Diktatur ankündigt. Warum gibt es nur 
wenige Stimmen, die diese abwegige Zumutung anprangern, die die elementarsten 
Freiheiten bedroht? 

In diesem Fr¿hjahr wurde in GroÇbritannien ein Buch mit dem Titel ĂState of Fearñ 
veröffentlicht, in dem die Autorin Laura Dodsworth über die Anschuldigungen einer Gruppe 
von Wissenschaftlern berichtet, die zugeben, der Bevölkerung absichtlich Angst eingejagt 
zu haben, um die Maßnahmen der Regierung gegen die Bevölkerung durchzusetzen. Die  
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Bevölkerung wurde absichtlich terrorisiert, um ihre Einsperrung und Einschränkungen 
jeglicher Art zu rechtfertigen. 

Das Gleiche ist in Spanien geschehen, korrigiert und verstärkt. Die Angst ist irrational, und 
sie wird auch durch rationale Argumente nicht verschwinden. Nehmen wir das Beispiel der 
Maske: In offenen Räumen ist ihre Wirksamkeit schlichtweg null und nichtig. Die 
Abschaffung der Maskenpflicht hat jedoch keine Auswirkungen auf 60ï70 % der 
Bevölkerung, die weiterhin Masken tragen, obwohl sie nicht nur nutzlos, sondern auch 
schädlich sind. Man kann mitten im Busch, zwei Stunden Fußmarsch vom nächsten 
bewohnten Ort entfernt, auf einsame Wanderer treffen, die Doppelmasken tragen. Es ist 
eine Anomalie, die nur erklärbar ist, weil die Angst ihr Leben übernommen hat. 

Was diejenigen betrifft, die dies kritisieren kºnntené F¿r jeden unparteiischen Beobachter 
ist die Einmütigkeit der Informationen unübersehbar, egal wie oft man den Kanal, die 
Digitaltechnik oder die Wählscheibe wechselt. Es gibt viele Fachleute aus dem Bereich 
Medizin und Information, die von Pharmaunternehmen bezahlt werden. Aber das 
Wesentliche ist, dass die Eigentümer der Geierfonds, die die wichtigsten Medien in Spanien 
besitzen (Atresmedia, PRISA, Mediaset), die Hauptaktionäre der wichtigsten Banken sind, 
die Hauptaktionäre des IBEX-35 undé die Hauptaktionªre der groÇen 
Pharmaunternehmen, Pfizer, Moderna, uswé Wie soll ein Medium die 
Pharmaunternehmen kritisieren, dessen Eigentümer auch der Eigentümer der 
Pharmaunternehmen ist? 

Während China wächst und die Pharmakonzerne profitieren, nähern wir uns einem 
großen wirtschaftlichen Zusammenbruch. Werden wir den Ernst der Umstellung erst 
begreifen, wenn es soweit ist? 

Seien Sie versichert. Wir werden zurückgesetzt, und die meisten Menschen werden 
glücklich sein. Wir werden nicht zu dem Leben zurückkehren, wie wir es bisher kannten. Sie 
haben auf die ersten Nutznießer hingewiesen: China und die Pharmaunternehmen. Der 
asiatische Riese hat sein exportorientiertes Wachstum wiederbelebt und macht Gewinne 
wie in seinen besten Zeiten; die Pharmakonzerne haben fabelhafte Gewinne gemacht, die 
es ihnen ermöglichen, unser Leben durch eine Diktatur der Bio-Gesundheit zu beherrschen, 
die sich bereits deutlich abzeichnet. China ist zu dem Modell geworden, zu dem uns die 
globalistischen Eliten führen wollen. 

Andererseits ist der Westen durch die Chronifizierung von Krankheiten und die 
Übermedikation zur Beute der großen Pharmakonzerne geworden, die diesen sozialen 
Terror brauchen, um im Geschäft zu bleiben. Pfizer hatte seine Gewinne bis 2020 
verdoppelt, bevor es Impfstoffe auf den Markt brachte; vielleicht können wir verstehen, 
warum sie von allem Abstand genommen haben, was mit der Prävention und Heilung von 
Covid-19 zu tun hat. Nichts von alledem, nur Impfstoffe. Kuren gelten nur für Kranke, 
Impfstoffe nur für alle. Man muss nicht besonders schlau sein, um zu wissen, wo das 
Geschäft läuft. 

Der soziale Terror ï der Grundpfeiler des Systems, in das wir eingetaucht sind ï erklärt, 
warum die Bevölkerung, wenn auch widerwillig, ein Präparat eingenommen hat, das von 
den korruptesten Unternehmen der Welt hergestellt wird, die wiederholt wegen Betrugs, 
Bestechung und kommerzieller und beruflicher Verfehlungen verurteilt wurden. Ein 
Hersteller, der zudem jede Verantwortung für das ablehnt, was mit seinem Produkt 
passieren kann, einem Produkt, das in acht Monaten statt in acht Jahren hergestellt wurde 
und dessen mittel- und langfristige Auswirkungen nicht bekannt sind, weil einfach nicht 
genug Zeit verstrichen ist. 
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Wie kommt es, dass sich die Öffentlichkeit entschlossen hat, dieses Risiko einzugehen? 
Weil man ihnen gesagt hat, dass die Impfung die einzige Möglichkeit ist, diese Pandemie 
zu beenden; die globale Notsituation verlangt, dass sie das Risiko eingehen. Aber ist das 
wahr? Nun, Sie sehen, ganz und gar nicht. Offiziellen Angaben zufolge (und es gibt 
zwingende Gründe, diese in Frage zu stellen) ist in unserem Land im Jahr 2020 mit einer 
Übersterblichkeit durch COVID von etwa 50.000 Menschen zu rechnen. Das heißt, einer 
von neunhundert Spaniern. Nein, es ist kein Fehler. Rechtfertigt ein solcher Anteil das Risiko 
einer Massenimpfung unter den derzeitigen Bedingungen, unter denen der Impfstoff 
entwickelt wurde? 

Offensichtlich nicht. Der Impfstoff sollte jedoch nicht unter gesundheitlichen, sondern unter 
ideologischen Gesichtspunkten interpretiert werden. Hier kommen China und die 
Pharmaunternehmen zusammen. Denn China ist, wie gesagt, das Vorbild der Globalisierer, 
deren Bestreben es ist, die Bevölkerung so zu kontrollieren, wie es die Regierung in Peking 
tut; die Regierung in Peking braucht sich nicht zu rechtfertigen, aber der Westen kann 
(zumindest vorläufig) nicht dasselbe tun. Die Folge der Impfung, der Impfpass, ist das 
Dokument, das uns die Einreise nach China ermöglicht. Natürlich nur zu unserem Besten 
und im Namen der Gesundheit, dem Hauptgott einer hedonistischen Gesellschaft. 

Es wird sogar von einem Experiment eines weltweiten Internet-Crashs gesprochen, 
was sehr ernste Folgen hätte, man denke nur an das Geld in den Banken usw é 

Die Abschaffung des Bargelds ist ein Ziel, das sich noch einige Zeit verzögern wird, wenn 
nichts Außergewöhnliches geschieht. Die spanische Sozialistische Arbeiterpartei (PSOE) 
hat dies bereits im letzten Jahr im Abgeordnetenhaus vorgeschlagen. Sie wurde abgelehnt, 
und sogar Europa rügte sie, weil sie sich von übermäßigem Eifer hatte hinreißen lassen. Es 
war zu früh; die Experimente, die einige Jahre zuvor in Indien ï unter der Hand von Bill 
Gates ï durchgeführt worden waren, scheiterten ebenfalls kläglich. 

Aber genau das ist das Ziel: das Ende des Geldes. Die PSOE musste sich damit begnügen, 
Bargeldtransaktionen auf 1.000 Euro zu begrenzen, natürlich nur uns zuliebe, um Betrug zu 
verhindern. 

Es ist nicht abwegig zu vermuten, dass darüber hinaus die Absicht besteht, sich unsere 
Girokonten anzueignen. Ein massiver Systemausfall, ein rechtzeitiger russischer oder 
iranischer Hack, ein gigantischer Stromausfall, der vielleicht auf einen Sonnensturm 
zur¿ckzuf¿hren isté dar¿ber wird schon lange gemunkelt, und in Wahrheit hªufen sich die 
Artikel darüber in den allgemeinen Medien. Ich weiß nicht, ob es dazu kommen wird oder 
nicht, aber das Davos-Forum hat uns versprochen, dass wir im Jahr 2030 nichts mehr haben 
werden. Ich glaube den Leuten. 

Sind all diese Fakten nachweislich auf die Politik der Eliten zurückzuführen? 

Nun, das ist eine Tatsache. Es handelt sich nicht um eine Spekulation. Es ist eine 
Binsenweisheit, dass die Eliten für das Geschehen in der Welt verantwortlich sind. Hierfür 
und für alles andere. Ob die Eliten in ihrem eigenen Interesse oder im Interesse ihres Volkes 
handeln, ist eine andere Frage. Darüber lässt sich trefflich streiten, denn es ist eine Frage 
des Urteils; manche Menschen werden die Agenda 2030 für eine großartige Idee halten, 
während andere darüber entsetzt sein werden. Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, wo 
ich stehe. 

Aber es ist eine Tatsache, dass all dies eine Folge der Politik der Eliten ist. Sie haben 
natürlich einen Plan, um ihre Macht zu erhalten und zu stärken und die Welt nach ihren  



Seite 36 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

Interessen zu gestalten. Die Menschen sollten verstehen, dass die Umsetzung der Agenda 
2030 im Wesentlichen gegen sie gerichtet ist. Alle in dieser Agenda genannten Ziele gehen 
zu Lasten der Menschen, die die Rechnung bezahlen werden. 

Um genauer zu sein, wer sind diejenigen, die für diese Eliten wirklich das 
Sagen haben? 

Die Elite ist eher ein System als ein Name. Im Wesentlichen handelt es sich um eine 
Projektion der angelsächsischen Ordnung auf die gesamte Menschheit: ihre 
Weltanschauung, ihr ideologischer Rahmen, ihr politisches System, ihre 
Gesellschaftsordnung. 

Verzeihen Sie die Abschweifung, aber in der Menschheitsgeschichte gibt es drei oder vier 
große Menschentypen mit ihren jeweiligen Vorstellungen von der Welt und der Moral: den 
Priester, den Krieger, den Künstler und den Kaufmann. Der Globalitarismus ist der Triumph 
des merkantilen Menschenbildes, der Triumph des Kaufmanns mit seiner perversen 
Vorstellung, dass alles einen Preis hat, mit seiner stumpfen Verwechslung von Wert und 
Preis und mit seiner gierigen Gefräßigkeit. 

Früher waren die Eliten religiös oder militärisch, und man ging davon aus, dass sie einen 
gewissen aristokratischen Status besaßen; heute ist die Elite nicht viel mehr als eine 
rücksichtslose Bande von Ladenbesitzern, die sich einen Verdrängungswettbewerb um 
mehr Markt liefern. Der Planet ist ihnen entwachsen, und seine Bewohner sind ihrer 
merkantilen GrºÇe nicht w¿rdig. Wir verdanken ihnen das Interneté! Und Amazon! Und 
Google! Und Twitter und Facebooké! 

Wir können nicht mehr ohne sie leben. Das ist eine Tatsache. Wir sind zu ihren Geiseln 
geworden. Das Ziel ist, dass wir für immer sein werden, und das jeden Tag mehr und mehr. 

Wenn Sie Namen nennen wollen, können Sie Gates, Soros, Zuckerberg, Musk, Ted Turner, 
Kissinger é und Tausende mehr aufzªhlen. Und nat¿rlich die Organisationen, denen sie 
vorstehen und von denen aus sie die Welt regieren. 

Sind wir auf dem Weg zu einer Sklavengesellschaft? 

Wir sind bereits dort. Die meisten Spanier leben in Angst vor einem Virus, der ihnen nie 
mehr als eine Erkältung oder eine einigermaßen erträgliche Grippe bescheren würde. Die 
Sklaverei hat sich in ihren Seelen eingenistet. Sie haben monatelang in quälendem Terror 
gelebt und leben nun in einem Terror niedriger Intensität, irgendwo zwischen Panik und 
einfacher Angst. Und er empfindet sogar eine gewisse Dankbarkeit. 

Die Elite hat eine ĂGesellschaft der zwei Geschwindigkeitenñ entworfen; sie ist nicht 
futuristisch, sondern wir leben schon seit langem in ihr. Darauf habe ich bereits hingewiesen. 

Das Schlüsselelement ist jetzt die Technologie. Die Zuversicht, dass wir dadurch unsere 
Knechtschaft umgehen könnten, hat sich vorhersehbar als Torheit erwiesen. Im Gegenteil, 
wie der Visionär CV Gheorghiu schon vor vielen Jahren schrieb, wird die Technologie der 
Totalitarismus der Zukunft sein. Nicht die Technik im Dienste einer bestimmten Sache, nein, 
die Technik selbst. 

Die Bevölkerung will nur Sicherheit. Und das wird durch ein Gesundheitssystem, ein System 
der sozialen Kontrolle, durch Kameras gewährleistet; sie wollen sich einbezogen fühlen. Sie 
würden sich lieber mit den meisten Dingen irren als mit den wenigsten richtig liegen. Sie  
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würden alles aufgeben, um sich geschützt zu fühlen. Alles. Jahrzehnte des Rausches und 
der Dekonstruktion unserer Identität haben zur Massenproduktion von Weicheiern geführt. 
So ist es nun einmal. 

Können wir einen wirksamen Widerstand gegen diese globale Diktatur organisieren, 
die nicht nur auf uns zukommt, sondern bereits begonnen hat, ohne dass viele es zu 
merken scheinen? 

Es ist eindeutig nicht einfach. Die Furcht ist frei. Wenn es nach unserer Bevölkerung ginge, 
wäre dies sicherlich verloren. Aber es gibt einen Protest in Europa, der ansteckend sein 
könnte. Ich glaube ja. 

Andererseits wird es immer einen Kern des Widerstands geben. Es ist unsere Aufgabe, 
diesen Widerstand zu stärken. Verteidigung von Identität und Freiheit. Es gibt kein besseres 
Gegenmittel. Es gibt keine andere. 

 
Javier Navascués 

Stellvertretender Direktor von El Correo de España. Radio- und Fernsehmoderator, 
Sprecher und Drehbuchautor. Er war Sportredakteur bei El Periódico de Aragón und Canal 
44 und arbeitete mit Medien wie EWTN, Radio María, NSE und Canal Sant Josep, Adelante 
la Fe, dessen Direktor er war, und Agnus Dei Prod. zusammen, wo er den Dokumentarfilm 
Cura de Ars und ein weiteres Werk gegen den kulturellen Marxismus, John Navasco, drehte. 
Er hat virale Videos wie El Master Plan und El Valle no se toca gedreht. Derzeit hat er einen 
Blog im renommierten Portal InfoCatólica und nimmt gelegentlich an den Sendungen 
Somatemps, Ahora Información, Español Digital und Radio Reconquista in Dallas, Texas, 
teil. Er arbeitet mit der Internationalen Vereinigung Johannes Paul II. zusammen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO 
DE ESPAÑA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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04) Wie man den CO2 Schwindel durchschaut 
 
30. 08. 2021  

 

Von REDAKTION | Wir sind seit geraumer Zeit gewohnt, dass der politische Mainstream 
seine Ziele teilweise über eine Verhunzung der Sprache zu erreichen sucht. Beispiele gibt 
es dafür viele wie z.B. das Gender-Neusprech. 

Manchmal kommt aber auch der Propaganda ein bestimmter überkommener 
Sprachgebrauch zu Hilfe. Da eine neue Sprachregelung gar nicht erfunden werden muss, 
ist die bestehende Sprechweise für die Propaganda dann besonders wirkungsvoll und 
nützlich.  Die Rede ist von dem Begriff ĂWªrmeñ im Zusammenhang mit der ĂErklªrungñ des 
sogenannten ĂTreibhauseffektesñ, der uns die ĂEnergiewendeñ mit einer Billionenrechnung 
und anderen Dummheiten wie z.B. eine fluktuierende Stromerzeugung und das baldige 
Verbot von Benzin und Dieselfahrzeugen beschert. 

ĂWªrmeñ ist in der Umgangssprache aus mehreren Gr¿nden ein sehr unprªziser Begriff, da 
ihm erstens umgangssprachlich ein zweiter Begriff, nªmlich die ĂKªlteñ gegen¿bersteht. 
Streng physikalisch betrachtet gibt es keine ĂKªlteñ. Es gibt nur mehr oder weniger ĂWªrmeñ! 
Der Kältebegriff wird auch durch die im Grunde willkürliche Festlegung der Celsius-
Temperaturskala genährt. In dieser Skala ist bekanntlich der Gefrierpunkt von Wasser als 
Nullpunkt festgelegt. Über dem Nullpunkt ist es umgangssprachlich warm, darunter kalt. 

Wenn jetzt im kommenden Winter trotz ĂGlobaler Erwªrmungñ wieder einmal die 
Außentemperatur kräftig unter den willkürlichen Nullpunkt der Celsiusskala sinkt, so sagt 
ein jeder Mensch, es ist kalt. Wenn wir dann um zu lüften ein Fenster öffnen, so sprechen 
wir davon, dass ĂKªlteñ hereinkommt. Physikalisch richtig wªre zu sagen, dass die 
Zimmerwärme nach draußen geht. Das sagt aber niemand, wodurch eine falsche 
Begrifflichkeit immer wieder zementiert wird. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/co2-und-muell-am-strand.png?fit=683%2C406&ssl=1
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Es gibt verschiedene Formen der ĂWªrmeñ: 

Physikalisch richtig ist, dass es einen absoluten Nullpunkt der Temperatur bei -273,15 °C 
gibt. Ein Unterschreiten dieser Temperatur ist nicht möglich. Der Grund hierfür liegt in der 
Natur der Wärme: Diese ist einfach eine Energieform und Energie kann nicht weniger als 
null werden. Die Energie der Luft beispielsweise ist die Bewegungsenergie der 
Luftmoleküle. Die Energie eines Festkörpers ist der Energie seiner Molekülschwingungen 
gespeichert. Strahlungsenergie ist die Energie des elektromagnetischen Feldes. Am 
absoluten Nullpunkt steht alles still. Hinzu kommt, dass alle diese verschiedenen 
Energieformen in der realen Welt ständig interagieren. 

Man kann sich die Luftmoleküle beispielsweise als Billardkugeln vorstellen. Trifft eine 
Billardkugel eine andere, so gibt sie zwangsläufig einen Teil ihrer Bewegungsenergie an die 
getroffene Kugel ab. Naturgemäß geben die schnelleren Kugeln (also die wärmeren Kugeln) 
Energie an die langsameren Kugeln (die kälteren Kugeln) ab. Wird beispielsweise beim 
Poolbillard beim Anstoß die ruhenden färbigen Kugeln von der weißen Spielkugel getroffen, 
so stoben die getroffenen Kugeln in alle Richtungen auseinander. Der umgekehrte Vorgang 
ist unmöglich. Somit folgt aus der Natur der Wärme ein ganz wichtiges Prinzip: 

Die Wärmenergie fließt von selbst innerhalb eines Mediums von der höheren Temperatur 
zur niedrigeren Temperatur! 

Ausgehend von der Natur der Wärme wäre dieses Prinzip eigentlich selbstverständlich. 
Nachdem allerdings die Natur der Wärme landläufig nicht jedem bewusst ist, ist dieses 
Prinzip auch nicht so selbstverständlich. Deshalb haben auch die Physiker des 19. 
Jahrhunderts dieses Prinzip zum ĂZweiten Hauptsatz der Thermodynamikñ erhoben (siehe 
de.wikipedia.org/wiki/Zweiter_Hauptsatz_der_Thermodynamik) um seine Bedeutung zu 
unterstreichen. Dieses Prinzip gilt für jede Form der Wärme, insbesondere auch für die 
Wärmestrahlung! 

Zwar kann sich jeder von diesem Prinzip im täglichen Leben selbst überzeugen, jedoch geht 
diese Erkenntnis nicht so tief in das Unterbewusstsein wie beispielsweise die Wirkung der 
Schwerkraft: Jedem Kind ist die Wirkung der Schwerkraft intuitiv klar. Ein Stein fällt immer 
nur von oben herunter, niemals von selbst hinauf. Will man ihn hochheben, so muss Energie 
aufgewendet werden. In dem Begriff Ăhochhebenñ steckt schon drinnen, dass dies mit 
Anstrengung, also mit Energieaufwand verbunden ist. 

Die Wirkung der Schwerkraft ist aber rein phänomenologisch ähnlich der Wirkung der 
Temperatur, wobei die Temperatur der potentiellen Energie der Schwerkraft entspricht. So 
wie der Stein nur von oben nach unten von selbst fällt, strömt Wärmeenergie nur von der 
höheren Temperatur zur tieferen Temperatur und nicht umgekehrt. 

Der umgekehrte Vorgang ist in beiden Fällen mit einem Energieaufwand verbunden: Der 
Stein muss unter Energieaufwand hochgehoben werden und die Wärme muss mit Hilfe 
einer Wärmepumpe vom tieferen Temperaturniveau zu einem höheren Temperaturniveau 
angehoben werden, was auch wieder Energie erfordert. 

Der ĂTreibhauseffektñ: 

Der behauptete ĂTreibhauseffektñ beruht jetzt auf einer sogenannten ĂGegenstrahlungñ 
(siehe de.wikipedia.org/wiki/Atmosph%C3%A4rische_Gegenstrahlung), die durch 
sogenannte ĂTreibhausmolek¿leñ verursacht werden soll. Diese ĂGegenstrahlungñ 
entspricht aber einem Wärmestrom von niedrigerem Temperaturniveau (in großer Höhe) zu  

https://de.wikipedia.org/wiki/Zweiter_Hauptsatz_der_Thermodynamik
https://de.wikipedia.org/wiki/Atmosph%C3%A4rische_Gegenstrahlung
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einem hºheren Temperaturniveau (in Bodennªhe), was aber nach dem ĂZweiten Hauptsatzñ 
unmºglich ist. Die sogenannten ĂTreibhausmolek¿leñ m¿ssten demnach wie eine 
Wärmepumpe funktionieren, allerdings ohne antreibende Energie. Die Treibhausmoleküle 
wären dann eine Art Perpetuum Mobile, was es bekanntlich nicht gibt (Erster Hauptsatz der 
Thermodynamik)! 

Der suggerierte ĂDenkfehlerñ des ĂTreibhauseffektesñ besteht darin, dass man so tut, als ob 
das CO2 in Wolkenform in großer Höhe vorkommt. Tatsächlich würde CO2 in Wolkenform 
eine ähnliche Wirkung wie Wolken bestehend aus Wassertropfen haben. Bekanntlich kann 
man diesen Effekt in der Nacht beobachten: ist es bewölkt, so bleibt es warm, weil die 
Wolken Wärme reflektieren, ist es hingegen in der Nacht wolkenlos, so wird mehr Wärme in 
das Weltall abgestrahlt. Der Grund wieso in diesem Fall scheinbar eine Verletzung des 2. 
Hauptsatzes vorliegt ist der, dass sich am Rand der Wolke die Zusammensetzung der 
Atmosphäre ändert, also kein homogenes Medium vorliegt. Der Vorgang an dieser 
Grenzschicht ist vergleichbar mit einem Lichtstrahl, der auf eine Wasseroberfläche trifft: der 
Hauptstrahl des Lichtes wird gebeugt und es entsteht gleichzeitig ein von der 
Wasseroberfläche reflektierter Strahl. Innerhalb eines homogenen Mediums ändert sich die 
Ausbreitungsrichtung des Lichtstrahls jedoch nicht. 

Tatsächlich ist das CO2 aber gleichmäßig, entsprechend seines Anteils an der Atmosphäre, 
über die Höhe verteilt. Es ist daher auch nicht einzusehen, wieso die CO2-Moleküle 
Wärmestrahlung ausgerechnet nach unten reflektieren soll. Nehmen die Klimahysteriker 
vielleicht an, dass die Wärmestrahlung der Schwerkraft folgt? Tatsächlich ist es jedoch so, 
dass CO2 Moleküle die absorbierte Wärmestrahlung gleichmäßig in jede beliebige 
Raumrichtung re-emittieren. Jedes re-emittierte Strahlungsquant wird jedoch sofort wieder 
durch ein benachbartes CO2 Molekül absorbiert, usw. usf. Tendenziell werden die 
Strahlungsquanten eher weiter nach oben als nach unten diffundieren, da nach oben die 
Luft dünner und somit auch die Anzahl der CO2 Moleküle in der Volumeneinheit weniger 
werden. Der Wärmestrahlungsfluss findet also in der Atmosphäre auch im Einklang mit dem 
2. Hauptsatz statt! 

W¿rde irgendein ĂWissenschaftlerñ die Behauptung aufstellen, dass er Steine beobachtet 
hätte, die ganz von selbst in die Höhe gesprungen sind, oder Kugeln die von selbst bergauf 
gerollt wären, würde man sofort die Rettung verständigen. Erklärt hingegen ein 
Wissenschaftler, dass Wärme von großer Höhe nach unten fließt, so fällt dem Normalbürger 
nichts auf, da ihm der intuitive Begriff für die Wärme abgeht. Zwar weiß jeder grundsätzlich, 
dass die Temperatur in großer Höhe niedriger ist als in Bodennähe, aber die Relevanz 
dieses Umstandes ist dann den Wenigsten in diesem Zusammenhang klar. Die 
ĂWissenschaftlerñ hingegen, die diese Unsinnigkeit auffallen m¿sste, werden durch die 
Fördermittel korrumpiert. Wer heute als Naturwissenschaftler den Unsinn von der ĂGlobalen 
Erwªrmungñ ºffentlich in Frage stellt, kann sich am nªchsten Tag sofort beim Arbeitsamt 
melden! 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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05) Ryszard Legutko: ĂDer Teufel in der Demokratieñ 
 
       Buchbesprechung: Ryszard Legutko, Le diable dans la démocratie ï Tentations  
       totalitaires au cîur des soci®t®s libres (Der Teufel in der Demokratie ï Totalitäre  
       Versuchungen in freien Gesellschaften), Lôartilleur, Februar 2021, 368 Seiten. 

      Von Johan Rivalland 

29. 08. 2021  

 

Ryszard Legutko ist ein ehemaliger polnischer Bildungsminister und ein Mitglied des 
Europäischen Parlaments. Vor allem aber ist er der ehemalige Herausgeber der geheimen 
philosophischen Zeitschrift Solidarität, die zu Zeiten des kommunistischen Regimes 
erschien. 

Als scharfsinniger Beobachter konnte er mit Erstaunen beobachten, wie es ehemaligen 
Kommunisten gelang, sich viel besser als Dissidenten und Antikommunisten an die liberal-
demokratischen Regime anzupassen, die nach dem Fall der Berliner Mauer 1989 in 
Osteuropa gegr¿ndet wurdené mit der passiven Komplizenschaft der privaten und 
öffentlichen Institutionen Westeuropas. 

Dies ist eine erstaunliche Entdeckung, obwohl die liberale Demokratie als solche nach wie 
vor anderen Regimen überlegen ist, die in den letzten Jahrzehnten tiefgreifenden 
Missbräuchen ausgesetzt waren. In diesem Buch untersucht er eingehend die besonderen 
Mechanismen dieses Systems und zeigt die grundlegenden Ursachen und Symptome auf, 
die dafür verantwortlich sind. 

ĂKurz gesagt, wie der Marxismus von einst wird die liberale Demokratie zu einer 
allumfassenden Ideologie, die hinter dem Schleier der Toleranz nicht die geringste 
Gegenmeinung duldetñ, fasst John OôSullivan, Herausgeber der National Review und 
Vizepräsident von Radio Europe/Radio Liberty, im Vorwort zusammen. 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/diable-democratie.png?fit=546%2C474&ssl=1
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Die Ähnlichkeiten zwischen Kommunismus und liberaler Demokratie 

Die Ähnlichkeiten zwischen Kommunismus und liberaler Demokratie wurden Ryszard 
Legutko erst nach und nach bewusst. In den 1970er Jahren, auf seiner ersten Reise 
außerhalb Polens, war er beeindruckt von der relativen Versöhnlichkeit und dem Mitgefühl 
gegenüber dem Kommunismus im Westen, wo er eine scharfe Verurteilung erwartet hätte. 

Aber erst 1989 wurde ihm wirklich klar, dass er mit seiner vagen Intuition richtig lag: Es sind 
einige gemeinsame Prinzipien und Ideale, die diese verwandtschaftliche Verbindung und 
die rasche Bekehrung ehemaliger Kommunisten erklären können, während 
Antikommunisten paradoxerweise stigmatisiert und als Bedrohung angesehen wurden und 
gewalttätigen Angriffen ausgesetzt waren. 

Der Kommunismus und die liberale Demokratie wurden als Gebilde betrachtet, die die 
gesamte Gesellschaft vereinten und ihre Anhänger zwangen, auf die richtige Art zu denken, 
zu handeln, Ereignisse zu analysieren, zu sprechen oder zu träumen. Beide Regime hatten 
ihre eigenen Orthodoxien und Modelle des idealen Bürgers. 

Die Vision der Geschichte 

Die erste dieser Gemeinsamkeiten betrifft die Vision vom Sinn der Geschichte, die sich 
notwendigerweise in Richtung Fortschritt entwickeln würde. 

Der Marxôsche Historismus ï der nach Karl Popper nur zu politischer Gewalt führen kann ï 
findet seinen Widerhall in den Idealen des Liberalismus auf der einen und der Demokratie 
auf der anderen Seite, die auch in historischer Perspektive als Horizont des Fortschritts 
gesehen werden. In beiden Fällen, so der Autor, wird jeder, der versucht, sich dieser Vision 
und dieser als unausweichlich angesehenen Entwicklung zu widersetzen, als Feind des 
Fortschritts betrachtet. 

Die so hergestellte Parallele (Ryszard zitiert Denker wie Adam Smith, Immanuel Kant und 
Frédéric Bastiat) scheint mir ungerecht und falsch zu sein. 

Das ist insofern ungerecht, als das liberale Denken im Gegensatz zum Marxismus kein 
Konstruktivismus ist und nicht von dem Wunsch ausgeht, Dinge autoritär durchzusetzen. 
Und falsch insofern, als die liberale Philosophie weder die Freiheit als Selbstzweck noch 
den ewigen Frieden (Immanuel Kant) als unübertreffliche Endgültigkeit oder eine Art Ende 
der Geschichte, das der Tyrannei ein endgültiges Ende setzt, darstellt. 

Leider glaube ich nicht an einen solchen Optimismus und Unrealismus in Bezug auf die 
wünschen, dass die Grundsätze der Freiheit als ein besonders wirksames Mittel zur 
Erreichung der höchsten menschlichen Ziele angesehen werden könnten. 

Obwohl der Ansatz des Autors faszinierend ist, habe ich andere Punkte, mit denen ich nicht 
einverstanden bin: liberale Autoren glauben weder an einen Unilateralismus der Geschichte 
noch an die Hoffnung, dass Ăaufgeklªrte F¿hrer oder Elitenñ uns zu einer besseren 
Gesellschaft führen können. 

Sie glauben nicht nur nicht an einen ĂMarsch der Geschichteñ, sondern es scheint mir, dass 
Toleranz Teil des liberalen Geistes ist. Liberale würden die osteuropäischen Länder niemals 
als Ăr¿ckstªndigñ bezeichnen, noch w¿rden sie die Bereitschaft einiger Lªnder leugnen,  
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beispielsweise die traditionelle Familie oder andere Werte zu verteidigen, da der 
Liberalismus gerade in der Freiheit des Einzelnen besteht, nach den von ihm bevorzugten 
bösen Tendenzen der menschlichen Natur. Das hindert mich nicht daran, mir sehnlichst zu 
Prinzipien zu leben. Und auf keinen Fall werden echte Liberale einen gesetzgeberischen 
Eingriff eines Staates mit der Absicht befürworten, bestimmte Prinzipien durchzusetzen. 

Dogma des Fortschritts und demokratischer Despotismus 

Es ist jedoch anzumerken, dass der Autor klar zwischen Liberalen, Demokraten und 
liberalen Demokraten unterscheidet. Das ist nicht dasselbe und erklärt viele grundlegende 
Unterschiede. In vielen der vom Autor genannten Bereiche (Schule, Bildung, Kunst usw.) 
würden die Liberalen die von einer bestimmten liberalen Demokratie verursachten Fehler 
und Perversionen nicht leugnen. 

Wenn wir anerkennen ï und das tun Liberaldemokraten im Allgemeinen -, dass der 
Fortschritt durch das menschliche Streben nach Kreativität, Erfindungsreichtum, 
Vorstellungskraft und Gedankenfreiheit ermöglicht wurde ï Qualitäten, die sich im Laufe der 
Geschichte oft verändert haben -, warum sollten wir dann plötzlich die selbstgefällige 
Vorstellung akzeptieren, dass dieselben Qualitäten uns nicht über den 
liberaldemokratischen Horizont hinausführen könnten? 

Heute sehen wir bei den Menschen, die so leicht der totalitären Versuchung erlegen sind, 
eine wütende Ablehnung der geringsten Kritik, eine sorglose Akzeptanz aller Fehler des 
Systems, ein Schweigen gegenüber abweichenden Meinungen, eine absolute 
Unterstützung für das Monopol ihrer Ideologie in einem politischen System. Diese 
Vergötterung der liberalen Demokratie ist Teil der gleichen Krankheit, die Intellektuelle und 
Künstler leicht infiziert. 

Die gleichen Exzesse der Begeisterung und ungezügelten Unterstützung, die nacheinander 
für den Kommunismus, den Faschismus, dann für den Nationalsozialismus und den 
Sozialismus zu beobachten waren, sind auch bei der liberalen Demokratie zu beobachten. 
Mit der gleichen Idee des Fortschritts, der Umgestaltung der Welt und der Empörung gegen 
jeden, der sich diesem Prozess widersetzt, indem er die Traditionen und alles, was die 
Vergangenheit repräsentiert, auf den Müllhaufen wirft. 

Denn anstelle von Parlamentarismus, Mehrparteiensystem und Rechtsstaatlichkeit ist das 
System dogmatisch geworden und zielt auf die Umgestaltung der Gesellschaft und der 
menschlichen Natur ab, indem es versucht, Ădas Leben in all seinen Aspekten zu 
beeinflussenñ. Dies erinnert an die vorausschauenden Warnungen von Alexis de 
Tocqueville vor demokratischem Despotismus. 

Das Mehrparteiensystem hat allmählich seinen pluralistischen Charakter verloren, der 
Parlamentarismus ist zu einem Instrument der Tyrannei in den Händen einer ideologisch 
geprägten Mehrheit geworden, und die Rechtsstaatlichkeit entwickelt sich zu einer 
rechtlichen Willkür. 

Ryszard Legutko zufolge ist das tief verwurzelte Übel vor allem darauf zurückzuführen, dass 
alte und uralte Werte wie die Würde durch einen Kult der Bequemlichkeit, der Nützlichkeit, 
des Vergnügens und der unmittelbaren Befriedigung ersetzt wurden. Dies hat zu Formen 
der Vulgarität und Oberflächlichkeit geführt, die die menschlichen Bestrebungen stark 
reduziert haben. Die Gleichheit wurde zum höchsten Wert, während Werte, die als 
aristokratisch galten, abgelehnt wurden. Das Gewöhnliche und das Mittelmäßige traten an  
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die Stelle höherer Bestrebungen, die als weniger attraktiv galten, als Teil dessen, was ï 
ohne weitere Debatte ï zu einem einfachen ĂRechtñ wurde. 

Der Glaube an die Unvermeidbarkeit des historischen Fortschritts geht auf die Aufklärung 
zurück, deren Dogmen nach Ansicht des Autors von den Liberaldemokraten noch mehr 
geglaubt werden als von den Sozialisten. 

Der Liberaldemokrat fühlt sich privilegiert und ist froh, anders zu sein als die armen 
Dummköpfe, die Taugenichtse, die das Offensichtliche nicht akzeptieren. All diese Faktoren 
zusammengenommen bestärken ihn in seiner Überzeugung, dass die Welt, wenn sie 
überleben und sich weiterentwickeln soll, nur in eine Richtung gehen kann ï in seine eigene. 

Wie von mächtigen, aber unsichtbaren politischen Magiern verzaubert, beugten sich die 
Osteuropäer sofort dem, was sie als das Gebot der historischen Entwicklung der westlichen 
Zivilisation ansahen. Die von einer neu befreiten Nation geforderte Haltung war nicht 
Kreativität, sondern Konformität. 

Eine Utopie 

Ryszard Legutko zieht dann eine interessante Parallele zwischen seinen Erfahrungen in der 
kommunistischen Welt und, nach dem Fall des Kommunismus, in der heutigen westlichen 
Welt, um zu zeigen, wie beide Systeme dasselbe Ideal verfolgen, das in beiden Fällen keine 
Alternative zu seinem Ergebnis vorsieht. In beiden Fällen werden die Sprachen der Moral 
und der Politik kombiniert. 

Es gibt kein noch so triviales Thema, das ein Liberaldemokrat ansprechen oder diskutieren 
könnte, ohne Freiheit, Diskriminierung, Gleichheit, Menschenrechte, Emanzipation, 
Autoritarismus und andere damit verbundene Begriffe zu erwähnen. Keine andere Sprache 
wird verwendet oder akzeptiert. 

Als ob die liberale Demokratie allein der Vertreter der Freiheit sein könnte. Der Autor zeigt, 
dass dies nicht stimmt, und erinnert uns daran, wie unsere westliche Zivilisation konkret 
begründet wurde, u. a. durch Institutionen, soziale Praktiken und mentale Gewohnheiten. 

Die Freiheit ist ohne die klassische Philosophie und das Erbe der Antike, ohne das 
Christentum und die Scholastik, ohne die verschiedenen Traditionen der Rechtsphilosophie 
und ohne soziale und politische Praktiken, ohne den antiken und modernen 
Republikanismus, ohne eine starke Anthropologie und ohne eine Ethik der Tugenden und 
Pflichten, ohne den angelsächsischen und kontinentalen Konservatismus und ohne viele 
andere Bestandteile der westlichen Zivilisation schwer vorstellbar. 

Was die Demokratie anbelangt, so wird sie trotz ihrer Mängel, die von den größten Denkern 
seit der Antike stets erkannt wurden, weiterhin über alle Maßen verehrt und lehnt jede Form 
der Anfechtung oder auch nur intellektuelle Spekulation ab. Dies definiert die Utopie in ihrem 
ursprünglichen Sinn. 

Das Heilmittel für seine Schwächen wäre, noch mehr Demokratie zu verwalten. Aber kann 
man sich vorstellen, dass man, um die Mängel einer Oligarchie zu beseitigen, die Oligarchie 
noch mehr stärken müsste? fragt der Autor zu Recht. Oder dass man, um die Mängel einer 
Tyrannei zu beheben, die Tyrannei vertiefen muss? Das ist eine absurde Argumentation, 
die nur aufgrund dieser übermäßigen Bewunderung möglich ist, die eine Utopie darstellt. 
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In Wirklichkeit, so Ryszard Legutko, hatten die antiken Denker bereits eine mögliche Lösung 
für die jeweiligen Mängel der drei großen Systemtypen (Monarchie, Oligarchie, Demokratie) 
gefunden: die Kombination der drei Systeme zu betreiben. Die Vorteile des einen würden 
die Nachteile des anderen neutralisieren. 

Wir hätten dann zum Beispiel eine demokratische Repräsentation, aber gleichzeitig 
aristokratisch-oligarchische Institutionen, die eine Form von Elitismus bewahren würden, 
sowie eine bestimmte Art von Monarchie, die die Effizienz des Regierens garantieren würde. 
Eine solche Kombination hing vom Geschick der Politiker und dem Charakter einer 
bestimmten Gesellschaft ab und konnte zur Entstehung einer Vielzahl von politischen 
Mischformen führen. Als Cicero dieses gemischte Regime erwähnte, benutzte er die 
Bezeichnung res publica. Dies war der Beginn einer sehr wichtigen republikanischen 
Tradition in der westlichen Zivilisation. 

Selbst das amerikanische System, das heute als beispielhafte Verkörperung der 
repräsentativen Demokratie gilt, wurde als hybrides Konstrukt errichtet. Einige der 
Gründerväter sahen es als große Herausforderung an, den Einfluss des Demos 
zurückzudrängen, um dem aristokratischen Element eine wichtige Rolle zu sichern, da es 
seine Aufgabe blieb, die politischen und ethischen Tugenden zu propagieren und zu 
verteidigen. Tocqueville warf dieselbe Frage auf, die für ihn sogar noch dringlicher war, da 
er das Aufkommen der Demokratie als unwiderstehlich ansah. In den neuen Zeiten war es 
von größter Wichtigkeit, eine Art aristokratischen Geist in eine egalitärere Gesellschaft 
einzubringen. 

Auf jeden Fall hat das Konzept des gemischten Systems, bevor es verschwand und durch 
den Götzendienst der Demokratie ersetzt wurde, eine kreative Rolle im politischen Denken 
und in der politischen Praxis gespielt und viele Politiker davor bewahrt, in Utopismus zu 
versinken. 

Politiker zögern manchmal, das Wort ĂRepublikñ zu verwenden, da es mit einer Form von 
repressivem Statismus assoziiert wird. Sie bevorzugen den Begriff ĂDemokratieñ, den wir 
mit Freiheit, Offenheit und Vielfalt zu assoziieren gelernt haben. Diese Assoziationen sind 
natürlich falsch, denn eine Republik bietet eine weitaus größere innere Vielfalt als eine 
liberale Demokratie, da sie nicht-demokratische Institutionen (z. B. monarchischer oder 
aristokratischer Art) einbezieht und gleichzeitig nicht-demokratischen Empfindungen 
Rechnung trägt. Die liberale Demokratie ist restriktiver, weil sie stark mit egalitären 
Grundsätzen verbunden ist, die fälschlicherweise als Quelle der Vielfalt angesehen werden. 

Die Liberaldemokraten geben sich also der Illusion hin, dass sie zur Vielfalt beitragen, 
während sie sich im Gegenteil monolithisch verhalten, indem sie versuchen, der Welt ihre 
Ideen aufzuzwingen und die Welt um sie herum in eine immer starrere Uniformität zu 
pressen, die nicht die geringste Kritik duldet. 

Quelle: LesObs 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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06) Fakten schaffen oder Meinungen ausprobieren? Faktenüberprüfung als  
      politischer Diskurs 
 
      Von Daniele Scalea 
 
28. 08. 2021  

Bildquelle: Centro Machiavelli 

Das vorherrschende Narrativ besagt, dass wir uns jetzt in einer ĂPolitik der Postwahrheitñ 
befinden, in der die Verbreitung von Fake News den Aufstieg der populistischen Rechten 
beg¿nstigt. Dies hat zu einer Aufwertung der Rolle der ĂFakten¿berpr¿fungñ und zu 
Maßnahmen sowohl auf Unternehmens- als auch auf gesetzlicher Ebene geführt, um 
Zensur und Bestrafung für angebliche Fake News einzuführen. Die Vorstellung, dass wir 
uns jetzt in einer neuen politischen Phase befinden, nªmlich der ĂPost-Wahrheitñ, ist jedoch 
fragwürdig. Besorgniserregend ist jedoch die Praxis der Faktenüberprüfung: Statt einfach 
feststehende und unbestreitbare Fakten zu akzeptieren, werden dieselben Methoden 
angewandt, um Meinungen zu ¿berpr¿fen und zu beurteilen, ob sie Ăwahrñ oder Ăfalschñ 
sind. Das Fact-Checking ist erkenntnistheoretisch und methodisch mangelhaft, da es sich 
weigert, wissenschaftliche Kriterien für die Auswahl der zu prüfenden Fälle und für die 
Prüfung selbst anzuwenden. Hinter der vermeintlich objektiven Bewertung der Fakten steht 
oft der Versuch, die legitimen Meinungsäußerungen einzugrenzen und andere als Ăfalschñ 
zu delegitimieren. Daher ist bei der Bekªmpfung von ĂFake Newsñ ªuÇerste Vorsicht 
geboten, damit es nicht zu einer parteiischen Zensur kommt. 

Das Postwahrheits-Narrativ 

Oxford Dictionaries haben Ăpost-truthñ zum Wort des Jahres ernannt, definiert als Adjektiv, 
das sich auf Umstände bezieht oder diese bezeichnet, in denen objektive Fakten weniger 
Einfluss auf die öffentliche Meinungsbildung haben als Appelle an Gefühle und persönliche 
Überzeugungen. Nach dem vorherrschenden Narrativ wird diese Neigung zur 
ĂPostwahrheitñ von der Ăpopulistischenñ Rechten politisch ausgenutzt, die dank der 
Verbreitung von Fake News große Wahlerfolge wie den Sieg beim Brexit-Referendum und 
die Wahl Donald Trumps zum Präsidenten erringen konnte. Es ist kein Zufall, dass die 
Formel der ĂPolitik der Postwahrheitñ im Jahr 2010 von dem Blogger David Roberts als 
Anklage gegen die Republikaner, die (schon damals) frischgebackene Gewinner von 
Volksbefragungen waren, entwickelt wurde [1]. Roberts zufolge denken die Wähler nicht auf 
der Grundlage von Fakten, sondern auf der Grundlage von Fraktionsdenken: Ein rechter 
Wªhler wird daher Vorschlªgen von links immer ablehnend gegen¿berstehen. Robertsó 
Vorschlag lautet daher, dass die Linke sich jeder Vermittlung mit den Forderungen der 
Rechten verschließt und stattdessen auf eigene radikale Lösungen drängt. 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/censura.png?fit=1200%2C401&ssl=1
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Befinden wir uns wirklich im Zeitalter der Postwahrheit? ï Nach Ansicht von Mario Pireddu 
[2] von der Universitªt Roma Tre basiert die These von der ĂPolitik der Postwahrheitñ auf 
einer falschen Analyse der Funktionsweise der digitalen sozialen Medien. Es stimmt nicht, 
dass die Räume des Netzes eine selbstreferenzielle Isolation und eine fehlende 
Konfrontation mit anderen Meinungen schaffen (die These von den Echokammern und der 
Filterblase). 

Im Gegenteil, noch nie war es so einfach wie heute, Zugang zu einer Vielzahl von 
Informationen und Meinungen zu erhalten und das Gelernte zu überprüfen. Sinnbildlich für 
die Macht der Suchmaschinen ist der Fall Stephen Glass, der auch Gegenstand einer 
Verfilmung war. Glass war in den 1990er Jahren ein aufstrebender Stern am US-
Journalistenhimmel und begründete sein Vermögen mit dem systematischen Rückgriff auf 
erfundene Nachrichten. Seine Karriere fand 1998 ein jähes Ende, als ein Journalist ihn 
schließlich entdeckte: Das erste Werkzeug, das er benutzte, war eine Internet-
Suchmaschine [3] . Das Internet mag die Verbreitung von Fake News beschleunigen, aber 
es verwässert sie inmitten einer großen Menge anderer Informationen, und vor allem erlaubt 
es, schnell Hinweise zu finden, die sie widerlegen. Für das neunzehnte und zwanzigste 
Jahrhundert sind größere Fälle von Fake News im Journalismus belegt [4] , aber diese 
Geschichten wären heute von kürzerer Dauer. Eine Fake News wie die Entdeckung von 
geflügelten Tieren und Menschen auf dem Mond, über die die New York Sun im Jahr 1835 
berichtete, würde auch heute kaum Wochen [5] brauchen, um entlarvt zu werden. Im 
Gegenteil, der eklatante Fauxpas zahlreicher italienischer Medien, die im vergangenen 
November die satirische Darstellung einer Trump-Pressekonferenz, die eindeutig erfunden 
war, für wahr hielten, wurde dank der Leichtigkeit, mit der die Quelle (ein Blogger der 
ĂHuffington Postñ) ¿ber das Internet ausfindig gemacht werden konnte, innerhalb weniger 
Stunden angeprangert [6] . Die Harvard University Library hat einen ĂForschungsleitfadenñ 
verºffentlicht, der sich mit ĂFake News, Desinformation und Propagandañ beschªftigt [7]. Sie 
bezieht sich auf eine Ăinformelle Listeñ [8], die von einem Forscher zusammengestellt wurde 
und in der ĂWikileaksñ und ĂBreitbartñ neben echten Hoax-Seiten aufgeführt sind. 
Insbesondere Breitbart (die rechtsgerichtete Trump-Referenzseite) wird indiziert, weil sie 
Ăpolitischñ, Ăunzuverlªssigñ und Ăparteiischñ ist. Wenn Sie die Legende konsultieren, werden 
Sie feststellen, dass sich diese Kennzeichnungen auf die Tatsache beziehen, dass sie eine 
bestimmte politische Ansicht unterstützen und gleichzeitig nachprüfbare Informationen 
liefern, dass die Quellen zwar zuverlässig sein können, aber besser überprüft werden 
sollten, und dass die Quellen ihren eigenen Standpunkt vertreten. Grundsätzlich gelten die 
Hinweise für jede Informationsquelle, es sei denn, man vertraut auf eine absolute 
Objektivität, an die seit langem kein Journalist, Medienwissenschaftler oder Wissenschaftler 
mehr glaubt. Der modische Gegensatz zwischen ĂFaktenñ und ĂFake Newsñ, zwischen 
ĂPostwahrheitñ und ĂWahrheitñ, steht auch im Widerspruch zu etablierten Trends in der 
westlichen Erkenntnistheorie. Inspiriert von Nietzsche haben Denker wie Foucault und 
Derrida eine konstruktivistische Theorie der Wirklichkeit vorgeschlagen. Aus 
gnoseologischer Sicht wird die Zentralität des Erkenntnisakts gegenüber dem bekannten 
Objekt bekräftigt. Zwischen der Realität und dem Gegenstand der Erkenntnis gibt es immer 
eine Vermittlung durch die Sinne und den Intellekt. Letztere erwirbt und interpretiert ihr 
Wissen insbesondere auf der Grundlage von Vorurteilen, Annahmen und Apriori, die sich 
aus der Gesellschaft ergeben, in der sie sich befindet. Wissen ist also immer subjektiv, und 
es gibt, nach einer glücklichen, von Nietzsche wieder aufgegriffenen Formel, keine Fakten, 
sondern nur Interpretationen. Auch ohne den Rückgriff auf die konstruktivistische 
Erkenntnistheorie wird deutlich, dass der Begriff der Wahrheit in der Praxis schwer 
anzuwenden ist. Die wirklichen ĂFaktenñ, die von allen in gleicher Weise wahrgenommen 
werden, ohne dass sie Anlass zu Kontroversen über ihre Natur geben, sind in Wirklichkeit 
nur ein kleiner Teil der Informationen und Ideen, mit denen wir zu tun haben. Dies scheint  
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den Verfechtern der neuen Sache zu entgehen, die von der herrschenden Erzählung 
verherrlicht werden: den Faktenprüfern. 

Die Schwächen des Fact-Checking 

Die Fact-Checking-Industrie entstand 2003 in den USA mit der Website ĂFactCheck.comñ, 
2007 folgten ĂPolitiFactñ (spªter mit einem Pulitzer-Preis ausgezeichnet) und ĂThe Fact 
Checkerñ der ĂWashington Postñ. Diese sind, wie bis vor einigen Jahren belegt, die aktivsten 
im amerikanischen Fact-Checking [9]. Während diese drei von Journalisten und 
Akademikern gegründet wurden, gilt dies nicht f¿r ĂSnopes.comñ, eine weitere sehr beliebte 
Website zur ¦berpr¿fung von Fakten, die von ĂFacebookñ in seine Liste der Partner gegen 
Fake News aufgenommen wurde [10]. ĂSnopesñ wurde von David Mikkelson gegr¿ndet und 
befindet sich noch immer in seinem Besitz, einem Informatiker, der dank der 
Werbeeinnahmen die Überprüfung von Fakten zu seinem Geschäft gemacht hat. David 
Mikkelson wurde von seiner Ex-Frau und Mitbegr¿nderin von ĂSnopesñ beschuldigt, 
Zehntausende von Dollar für persönliche Ausgaben, einschließlich Prostituierte, abgezweigt 
zu haben. Seine neue Frau, Elyssa Young, war bei Snopes angestellt, aber wie die Daily 
Mail herausfand, hatte sie bis vor kurzem als Escort gearbeitet [11]. Dies hat Fragen über 
die Integrität und Kompetenz der Mitarbeiter dieser beliebten Website zur Überprüfung von 
Fakten aufgeworfen. Abgesehen von den persönlichen Geschichten ist zu bemerken, dass 
die Gr¿nder von ĂSnopesñ weder eine Ausnahme in der amerikanischen noch die Norm in 
der italienischen Fact-Checking-Szene sind. Eine schnelle Suche nach den Eigentümern 
der bekanntesten italienischen Faktencheck-Websites und ihren Mitarbeitern zeigt, dass die 
meisten von ihnen Amateure sind, die weder im Journalismus noch im akademischen 
Bereich tätig sind. Amateurhaftigkeit oder das Fehlen einer spezifischen Ausbildung 
bedeutet nicht, dass diese Seiten als völlig unzuverlässig abgetan werden können, aber es 
weckt einige Zweifel an ihrer Autorität und ihrer Fähigkeit, alle erkenntnistheoretischen und 
quellennützigen Kriterien zu erfüllen, die die Funktion erfordert. Unabhängig davon, wer sie 
durchführt, ist die Überprüfung der Fakten kritisch zu betrachten. Uscinski und Butler [12] 
haben eine Reihe methodischer Probleme aufgezählt: der Anspruch, Urteile über 
Behauptungen zu fällen, die keine Tatsachen und nicht überprüfbar sind; die erzwungene 
Reduktion der Komplexitªt der Realitªt auf das ĂSchwarz-WeiÇñ von wahr oder falsch; das 
Fehlen von Kriterien für die Auswahl der zu untersuchenden Fälle sowie der zu 
verwendenden Quellen und Definitionen; die Unkenntnis der wissenschaftlichen Methoden, 
die für die Bewertung komplexer Kausalzusammenhänge im politisch-sozialen Bereich 
erforderlich sind; die Zugrundelegung von Bewertungen auf Zukunftsprognosen, die per 
definitionem nicht überprüfbar sind. Sie kommen zu dem Schluss, dass die Faktenprüfer der 
Gesellschaft keinen guten Dienst erweisen, wenn sie die Vorstellung verbreiten, dass die 
Realität nicht mehrdeutig ist, sondern sich leicht in ein binäres Schema von wahr und falsch 
einordnen lässt. In einer anderen Studie wurden bei den drei größten amerikanischen 
Faktencheckern Unstimmigkeiten festgestellt, die auf eine Voreingenommenheit bei der 
Auswahl der zu bewertenden Nachrichten, auf das Fehlen einer wissenschaftlichen 
Methodik oder zumindest standardisierter Verfahren bei der Bewertung und auf 
unterschiedliche Bewertungen ein und derselben Behauptung schließen lassen [13]. Bei 
einem Vergleich der politischen Urteile zweier großer Fact-Checking-Sites wurde 
festgestellt, dass Fact-Checking Ăwie jede andere Form des Journalismusñ subjektive Urteile 
beinhaltet und dass daher Ădie Wªhler immer noch selbst entscheiden sollten, welchen 
Fakten sie vertrauenñ [14]. 

Fact-Checking wurde als schlechterer Journalismus bezeichnet, als eine verschleierte 
Fortsetzung der Politik durch den Journalismus [16]. Die kraftvolle Sprache des 
Faktenchecks wird aus ihrem engen Bereich der objektiven Fakten herausgenommen und 
dazu benutzt, die bloßen Gegenargumente zu den Meinungen anderer zu veredeln [17]  

http://factcheck.com/
http://snopes.com/
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Wenn es um Politik geht, wägt der Faktenprüfer eher die Argumente ab, als dass er die 
Fakten überprüft: Das ist die Aufgabe eines normalen Kommentators, der nicht die absolute 
Autoritªt von jemandem erwarten darf, der Ădie Fakten feststelltñ [18]. Die Meinungen des 
Faktenprüfers oder bestimmter Analysten stehen im Gegensatz zu denen des 
diensthabenden Politikers, aber die ersteren werden als unbestreitbare Wahrheit dargestellt 
[19]. Die Tendenz der Faktenprüfer, Politikern die Verwendung von Übertreibungen und 
anderen rhetorischen Mitteln nicht zu verzeihen, ist bedenklich. Sie konzentrieren sich eher 
auf die sprachlichen Feinheiten als auf die Bedeutung ihrer Behauptungen, um sie als 
Ăfalschñ zu bewerten [20]. In anderen Fªllen werden Behauptungen, die buchstªblich wahr 
sind, als falsch beurteilt, weil die Faktenprüfer willkürlich zusätzliche Bedeutungen in sie 
hineinlesen [21]. In Bezug auf ĂSnopesñ gab es Beschwerden ¿ber die mangelnde 
Transparenz bei der Auswahl und Bewertung von Geschichten oder bei der Auswahl von 
Mitarbeitern, um Professionalität und Neutralität zu gewährleisten; es gab auch 
Beschwerden über die Praxis, die Autoren von Artikeln, die als falsch eingestuft werden, 
nicht zu kontaktieren, um ihnen die Möglichkeit zu geben, geheime Quellen vertraulich 
preiszugeben [22]. 

Partielle Urteile 

Laut Greg Marx [23] ist die Faktenüberprüfung in der Praxis Teil der Bemühungen, den 
öffentlichen Diskurs zu gestalten: Sie entscheidet nicht nur, welche Behauptungen wahr 
sind, sondern vor allem, welche legitim sind. Dies führt direkt zu dem Punkt: Welche 
Ideologie oder Weltanschauung haben viele Faktenprüfer gemeinsam? Melissa Zimdars, 
die junge Forscherin, die hinter der oben genannten Liste der zu meidenden Websites steht, 
beschreibt sich selbst auf ihrem Twitter-Profil als ĂFeministin und Aktivistinñ [24] und hat es 
nicht versäumt, sich feindselig über Präsident Trump und Vizepräsident Pence zu äußern 
[25]. Dr. Zimdars befindet sich jedoch in guter Gesellschaft unter denjenigen, die die ĂPost-
Wahrheitñ bekªmpfen wollen und eine persºnliche politische Ausrichtung nach links haben. 
Nehmen wir zum Beispiel das von der Marke Poynter gesponserte Fact-Checker-Netzwerk, 
auf das sich ĂFacebookñ st¿tzt, um zu entscheiden, ob eine Nachricht falsch ist, sie 
entsprechend als Ăumstrittenñ zu kennzeichnen und ihre Verbreitung automatisch 
einzuschränken. Poynter ist eine maßgebliche Instanz in der Welt des Journalismus, aber 
nicht unbedingt super partes. Am 9. November veröffentlichte sie beispielsweise einen 
Kommentar zur Wahl von Donald Trump von Kelly McBride (keine Gelegenheitsschreiberin, 
sondern eine ihrer leitenden Angestellten), der mit den Worten begann: ĂManchmal passiert 
das Schlimmsteñ [26]. AnschlieÇend wurde der designierte Prªsident als Ăumstrittenerñ 
Prªsident bezeichnet, und dann wurde er als Ăzweifelhafterñ Prªsident bezeichnet. Sie 
beschrieb den designierten Prªsidenten als jemanden, der ĂAuslªnder als S¿ndenbºcke 
benutzt, Frauen ausgrenzt, zu Gewalt gegen religiºse Minderheiten aufruft [é] und ein 
grºÇerer L¿gner ist als seine Rivalenñ. Und er forderte seine Journalistenkollegen auf, in 
ihrem Kampf nicht nachzulassen. In einem Artikel von Melody Kramer [27], der vor der Wahl 
veröffentlicht wurde, wurde bestritten, dass die Medien bei der Wahl zwischen Trump und 
Clinton voreingenommen waren, obwohl das Gegenteil bewiesen wurde [28]. Das Netzwerk 
hat verschiedene Unterstützer, darunter den nicht ganz so unpolitischen George Soros über 
die Open Society Foundation [29]. Verschiedene Komponenten des Poynter-Netzwerks 
wurden beschuldigt, politisch ausgerichtet zu sein und alle auf derselben Seite zu stehen. 
Dies ist beispielsweise bei ABC News der Fall, dessen politischer Chefkorrespondent 
während des jüngsten US-Präsidentschaftswahlkampfs, George Stephanapoulos, nicht nur 
Bill Clintons ehemaliger Pressesprecher war, sondern auch ein regelmäßiger Spender für 
die Clinton-Stiftung ï eine Tatsache, die den Zuschauern nicht mitgeteilt wurde, wie es ein 
gutes ethisches Verhalten erfordert hätte. Nach Angaben des Pew Centers wird ABC von 
der Mehrheit der liberalen Zuschauer, aber nur von einer Minderheit der konservativen 
Zuschauer als zuverlªssige Quelle angesehen [30]. ĂPolitifactñ ist indirekt im Besitz des  
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Poynter-Instituts, das daraufhin prüfen sollte, ob es die ethischen Grundsätze einhält, die 
für die Aufnahme in das Netzwerk erforderlich sind. Poynter ist nämlich Eigentümer des 
Veranstalters von Politifact, der Tampa Bay Times, die bei den letzten Wahlen Hillary Clinton 
und den lokalen demokratischen Senatskandidaten unterstützte [31]. Es wurde berechnet, 
dass Politifact Mitglied des Netzwerks ist. Es wurde errechnet, dass ĂPolitifactñ sich mehr 
auf die Behauptungen republikanischer Politiker konzentriert und diese häufiger als falsch 
bewertet als die der Demokraten [32]. Vielleicht lügen letztere tatsächlich mehr, aber Kritiker 
glauben, dass Politifact ihre Behauptungen wörtlicher auslegt und daher fast immer ein 
Komma findet, an dem man sich festhalten kann, um sie zu entkräften [33]. Politifact 
verteidigte ein Programm der Clinton-Stiftung in Afrika gegen bestimmte Vorwürfe, 
versäumte es aber, den Lesern mitzuteilen, dass einer ihrer Geldgeber dieses Programm 
ebenfalls subventionierte (die gute journalistische Ethik schreibt vor, dass mögliche 
Interessenkonflikte immer offengelegt werden sollten) [34]. 

Regulierungsvorschläge 

Nicht nur Internetdienstleister, sondern auch Politiker werden mit Ad-hoc-Vorschlägen zum 
Thema Fake News aktiv. In Italien hat eine übergreifende Gruppe von Senatoren den 
Gesetzesentwurf S. 2688 zur ĂVerhinderung der Manipulation von Online-Informationenñ 
[35] vorgelegt. Schon der Bericht enthält problematische Aspekte. Die Unterzeichner halten 
ĂMeinungen, die [é] Gefahr laufen, eher wie feststehende Fakten als Ideen zu erscheinenñ, 
f¿r Ănoch schlimmerñ als Hoaxes. Die vier Senatoren bewerten diese Meinungen als 
Ălegitimñ, aber es ist dennoch ein Weckruf, dass in einem offiziellen Dokument Meinungen 
mit Fake News verglichen werden ï unter anderem in einem Vorschlag, letztere als Straftat 
zu ahnden. Nicht minder problematisch sind die Verweise auf als Ăgefªlschtñ eingestufte 
Inhalte, die geheimnisvolle ĂSoftware-Selektorenñ angeblich entfernen sollen. Die Senatoren 
scheinen sich darüber im Klaren zu sein, wie schwierig es oft ist, zwischen wahr und falsch 
zu unterscheiden, wenn sie beklagen, dass ĂNachrichten, die sich auf sensationelle 
Ereignisse beziehen, selbst wenn sie chronologisch sind, als āFake Newsó angesehen 
werden, was zu einer Verzºgerung der entsprechenden Interventionen f¿hrtñ, aber es 
scheint nicht so, als ob dieses Bewusstsein in eine selbstkritische Reflexion über ihre These 
mündet. Auf der Ebene der Regelungsvorschläge beginnen wir mit Artikel 656 des 
Strafgesetzbuches, der die Verbreitung falscher, übertriebener oder parteiischer 
Nachrichten regelt und in einem Zusatz, der sich ausdrücklich auf die Verwendung 
elektronischer/telematischer Mittel bezieht, verdoppelt wird. Allerdings wird ein 
grundlegender Unterschied beseitigt: Artikel 656 sieht den Straftatbestand nur dann vor, 
wenn Ădie ºffentliche Ordnung gestºrt werden kannñ, wohingegen das vorgeschlagene Ăbisñ 
diese Voraussetzung beseitigt. Die Hinzufügung eines Zusatzes und eines dritten 
Unterpunkts zu Artikel 265 des Strafgesetzbuches soll die Verbreitung von Ăfalschen, 
übertriebenen oder tendenziösen Gerüchten oder Nachrichten, die die Öffentlichkeit 
beunruhigenñ oder Ăden ºffentlichen Interessen schadenñ oder ĂTeile der ºffentlichen 
Meinung irref¿hrenñ, mit Freiheitsentzug bestrafen. Es geht darum, dass der derzeitige 
Artikel 265 derjenige ¿ber Ăpolitischen Defªtismusñ ist, der die Verbreitung solcher Ger¿chte 
oder falscher, übertriebener oder tendenziºser Nachrichten unter Strafe stellt, allerdings Ăin 
Kriegszeitenñ. Kurz gesagt, die Bef¿rworter mºchten eine f¿r Kriegszeiten konzipierte 
Regelung auf Friedenszeiten ¿bertragen. Auf diese Weise wird die ĂUntergrabung des 
Widerstands der Nation gegen den Feindñ im schwersten von den Bef¿rwortern erwogenen 
Fall (mit einer Freiheitsstrafe von nicht weniger als zwei Jahren) in eine ĂUntergrabung des 
demokratischen Prozesses, auch zu politischen Zweckenñ umgewandelt. Diese 
Formulierung ist gefährlich zweideutig, wenn man die besorgniserregenden Verweise auf 
den (wenn auch demokratischen und legalen) Aufstieg populistischer Bewegungen im 
erläuternden Bericht bedenkt. Die letzte wichtige Bestimmung des Gesetzentwurfs besteht 
darin, die Betreiber von Computerplattformen zu einer Art Web-Sheriff zu machen. Sie  
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werden nicht nur die Möglichkeit, sondern auch die Pflicht haben, die von den Nutzern 
veröffentlichten Inhalte ständig zu überwachen, und sie werden das Recht bzw. die Pflicht 
haben, diese Inhalte unverz¿glich zu lºschen, wenn sie Ăihre Unzuverlªssigkeit feststellenñ. 
Mit einer solchen Regelung würde die Entscheidung darüber, was wahr und was falsch ist, 
von einem verfassungsrechtlich geregelten institutionellen Instrument wie den Gerichten auf 
Privatpersonen verlagert, über die es keine demokratische Kontrolle gibt. Maßnahmen wie 
die Kontrolle der eigenen Inhalte durch Facebook werden nicht nur gefördert, sondern sogar 
zwingend und extrem gemacht (nicht mehr die einfache Autorität). Eine Kontrolle, die, wie 
wir bei der Erörterung der Dritten, an die sie vergeben wird, gesehen haben, offenbar keine 
Garantie für Wissenschaftlichkeit und Neutralität bietet. 

Kampf gegen Fake News oder abweichende Meinungen? 

Der Diskurs über Fake News und Post-Wahrheiten basiert auf einer Reihe konkreter 
Elemente, wie der Verbreitung von Websites, die absichtlich falsche Nachrichten 
produzieren, die sich dank sozialer Netzwerke schnell verbreiten, oder der Polarisierung des 
politischen Spektrums in vielen Lªndern mit dem daraus resultierenden ĂTribalismusñ der 
Wähler. Dieser Diskurs verrät jedoch seine eigene politische Instrumentalisierung, wenn er 
einer politischen Partei, der Rechten (insbesondere in ihrem Ăpopulistischenñ Sinne), die 
ganze Schuld zuschreibt, während er die andere, die Linke (oder im Allgemeinen die 
Ăpolitisch korrekteñ Linke) als unschuldiges Opfer solcher Mechanismen betrachtet [36]. Es 
wurde argumentiert, dass es im Falle der Linken keinen Grund gibt zu glauben, dass die 
Linke nicht das Opfer der Rechten ist. Der liberale Psychologe Jonathan Haidt hat 
argumentiert, dass die bloße Weiterverbreitung von Ideen aus den rechten Medien auch 
ohne Unwahrheiten nicht als ĂInformationñ definiert werden kann, sondern eher in einem 
abwertenden Sinne als ĂRe-Informationñ [37]. Der liberale Psychologe Jonathan Haidt ist in 
seinen Studien zu dem Schluss gekommen, dass Linke, die von ihrer Rationalität und 
Aufgeschlossenheit mehr überzeugt sind, tatsächlich weniger in der Lage sind, andere 
Positionen als die eigenen zu verstehen [38]. Die Reaktion auf die jüngsten Wahlerfolge der 
Rechten hat im Allgemeinen zu einer Entlegitimierung geführt, wobei die rechte 
Wählerschaft als ungebildetes Volk angesehen wird [39]. Obwohl neuere Studien darauf 
hindeuten, dass die rechte Wählerschaft aufgeschlossener und rationaler ist als die linke. 
Trotz neuerer Studien, die darauf hindeuten, dass das Ausmaß an Fehlinformationen bei 
Linken und Rechten gleich hoch ist [40], konzentriert sich die vorherrschende Darstellung 
auf die angeblichen Wissenslücken der Letzteren. Daraus folgt, dass ihre Entscheidung 
nicht rechtmªÇig auf ihren eigenen Werten und Meinungen beruht, sondern objektiv Ăfalschñ 
ist. Der nächste logische Schritt ist der Vorschlag, die Wahlfreiheit einzuschränken, was von 
führenden Medien und Journalisten auch getan wird [41]. Wenn man mit einer Meinung oder 
Entscheidung konfrontiert wird, die von der eigenen abweicht, kann man auf zwei 
verschiedene Arten reagieren: Die erste besteht darin, sie als Ergebnis legitimer Werte oder 
objektiver Interessen anzuerkennen, die sich von den eigenen unterscheiden; die zweite 
besteht darin, dass man der Meinung ist, dass nur die eigenen Werte legitim und nur die 
eigenen objektiven Interessen legitim sind und dass der andere daher entweder vom Bösen 
(illegitime Werte und Interessen) oder vom Unvermögen (er kann nicht verstehen, wer die 
richtigen Werte und Interessen am besten verteidigt) bewegt wird. Der Post-Wahrheits-
Diskurs ist als Folge der letztgenannten Position der hegemonialen Kultur entstanden: Die 
Wªhler liegen Ăfalschñ, weil sie Ăunfªhigñ sind, und es sind die von der Rechten kunstvoll 
verbreiteten Fake News, die sie in die Irre geführt haben. Dies ist eine egozentrische Sicht 
der Dinge, die so weit geht, dass sie den Anderen leugnet, es sei denn als irrtümliche und 
kontingente Abweichung vom Selbst (das ein vollkommener Parameter für Wahrheit und 
Gerechtigkeit ist). Es gibt auch eine implizite Verschwörungstheorie, da die weite 
Verbreitung von Fake News, die eine einzelne politische Partei begünstigen, ohne Richtung 
und Strategie nicht denkbar ist. Einige sind so weit gegangen, diese Verschwörung explizit  
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zu machen, indem sie den unfehlbaren Wladimir Putin als den Architekten der globalen 
Megaverschwörung identifiziert haben [42]. 

Schlussfolgerungen 

Man kann die Verbreitung von sensationslüsternen Websites und Blogs oder von Fake 
News, die die Qualität der Informationen verschlechtern, nicht ignorieren und sich nicht 
damit abfinden. Allerdings muss man den Dingen die gebührende Bedeutung beimessen 
und anerkennen, dass diese bekannten Phänomene weniger schwerwiegende 
Auswirkungen haben als der Qualitätsverlust, von dem die Mainstream-Medien seit Jahren 
betroffen sind. Das Internet mag dabei eine Rolle gespielt haben, aber Clickbaiting ist 
lediglich die digitale Version des alten Rückgriffs auf reißerische Schlagzeilen, um die 
Aufmerksamkeit der Leser an den Zeitungskiosken zu erregen. Diesen Übeln kann 
begegnet werden, indem die Bürger dazu erzogen werden, sich für politisch relevante 
Themen zu interessieren (im Gegensatz zu Klatsch und Trivialitäten) und kritisch zu 
beurteilen, was sie lesen, sehen oder hören. In dem Bewusstsein, dass Manipulation, 
Propaganda und falsche Überzeugungen eine Konstante in der Geschichte der Menschheit 
sind und dass wir daher nicht vor einem Wendepunkt stehen. Diese Vorstellung einer 
epochalen Wende dient im Übrigen dazu, außergewöhnliche Maßnahmen und Thesen zu 
legitimieren, die kein Heilmittel, sondern ein echtes Gift für die Demokratie darstellen. Die 
Vorstellung, dass alle oder fast alle Gedanken und Äußerungen leicht entlang der binären 
Linie zwischen wahr und falsch unterschieden werden können und dass das, was eine 
Autorität für falsch hält, immer verboten oder schlimmer noch bestraft werden sollte, geht 
auf dunkle Zeiten in der Menschheitsgeschichte zurück. Theoretisch kann es akzeptabel 
sein, dies nur in Fällen anzuwenden, in denen die Falschheit einer Behauptung offenkundig, 
offensichtlich und offensichtlich ist. Alle unsere Rechtssysteme bestrafen bereits 
beispielsweise Verleumdungen, ohne dass neue Gesetze erforderlich sind. Das Problem 
ist, dass die Praxis des Faktenchecks bereits gezeigt hat, wie die Beurteilung in den Bereich 
der Meinung übergeht und wie die Beurteilung der Meinung sogar vorherrschend wird. Die 
Arbeit des Fact-Checking ist daher wertvoll und sollte in dem Maße geschützt und gefördert 
werden, in dem sie sich wirklich der Feststellung von Tatsachen widmet, aber ihre politische 
und ideologische Instrumentalisierung als falsch objektives Meinungsurteil sollte vermieden 
werden, und ihre Urteile sollten nicht in den Status des Gesetzes erhoben werden. Neben 
den offensichtlichen Zensureffekten besteht die Gefahr darin, dass die Politik nicht mehr als 
ein Wettstreit zwischen verschiedenen Werten und Meinungen, sondern zwischen Richtig 
und Falsch interpretiert wird. Ersteres ist das Merkmal der Demokratie, letzteres das der 
Religionskriege. Die Vermeidung der Delegitimierung des politischen Gesprächspartners ist 
ebenso wichtig wie die Gewährleistung einer möglichst korrekten Information. 
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07) Wir brauchen internationale Garantien zum Schutz von Familie und Ehe 

      Entwurf eines Übereinkommens über die Rechte der Familie 

27. 08. 2021  

 
Bildquelle: Ordo Iuris 

Das Übereinkommen über die Rechte der Familie ist eine Chance, Familien gerecht und 
würdevoll zu behandeln und schädlichen Ideologien Einhalt zu gebieten. Juristen des 
polnischen Ordo Iuris-Instituts haben den weltweit ersten Entwurf eines internationalen  
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Abkommens ausgearbeitet, das der am stärksten diskriminierten sozialen Gruppe ï der 
Familie ï Grundrechte und -freiheiten garantiert. Die im Konvent angenommenen Lösungen 
sind die Antwort auf aktuelle Probleme und Bedrohungen, mit denen viele Familien seit 
vielen Jahren zu kämpfen haben. 

Textentwurf des Übereinkommens über die Rechte der Familie 
(Englisch, DOWNLOAD DER DATEI) 

Warum brauchen wir die Konvention über die Rechte der Familie? 
(Englisch, DOWNLOAD DER ANALYSE) 

Kommentar zum Entwurf des Übereinkommens über die Rechte der Familie, Prof. David 
Forte, Ph.D. (Englisch, HIER HERUNTERLADEN) 

Was ist das Übereinkommen über die Rechte der Familie? 

Das Übereinkommen über die Rechte der Familie kodifiziert grundlegende Werte, die allen 
zivilisierten Gesellschaften zugrunde liegen und von denen derzeit nur einige durch 
internationales Recht und nationale Verfassungen geschützt sind. Zu diesen Werten 
gehören u. a. der Schutz des menschlichen Lebens von der Empfängnis bis zum natürlichen 
Tod, die Anerkennung der Familie als bestes Umfeld für die Entwicklung des Kindes und 
der Schutz der Identität der Ehe. Leider bleiben viele dieser Werte, obwohl sie in 
internationalen Rechtsakten zum Ausdruck gebracht wurden, oft leere Erklärungen. Es ist 
daher notwendig, ein neues globales Abkommen zu verabschieden, das die derzeitigen 
Standards anhebt und den Familien echte Garantien zum Schutz ihrer Rechte bietet. 

ĂDer Zweck der Konvention ist es, Garantien f¿r die rechtliche Identitªt und Autonomie der 
Familie zu schaffen, die in den letzten Jahren zunehmend untergraben wurden ï auch durch 
internationale Institutionen, die kein Mandat dazu haben. Die Familie darf nicht länger als 
Quelle von Pathologie und Gewalt dargestellt werden. Um dies zu verhindern, bedarf es 
einer Koalition der Staaten auf der Grundlage eines Vertrages, der die Familie und die Ehe 
eindeutig sch¿tztñ, so Dr. Tymoteusz Zych vom Ordo Iuris Institut. 

Was beinhaltet die Konvention über die Rechte der Familie? 

Sie definiert die Begriffe Ehe, Familie, Geschlecht, Kindeswohl und Gewalt. Das 
Übereinkommen regelt auch die allgemeinen Grundsätze des Schutzes der Familie. Sie 
garantiert auch die wichtigsten Rechte von Ehegatten, Eltern und Kindern. Sie schützt die 
Familie auch vor unangemessenen Eingriffen des Staates. Darüber hinaus werden in dem 
Übereinkommen die Grundsätze für die Bekämpfung aller Formen von Gewalt, 
einschließlich häuslicher Gewalt, festgelegt. 

Wichtig ist, dass das Dokument die Einrichtung eines Internationalen Ausschusses für die 
Rechte der Familie vorsieht, dessen Aufgabe es sein wird, die Aktivitäten der 
Vertragsstaaten bei der Umsetzung der Konvention zu überwachen. 

Das Dokument soll eine Alternative zur Istanbul-Konvention darstellen, die oft irreführend 
als ĂAnti-Gewalt-Konventionñ bezeichnet wird. Denn unter dem Deckmantel der 
Bekämpfung der häuslichen Gewalt schwächt diese Konvention nämlich die Familie, die es 
als Quelle der Pathologie darstellt. In Wirklichkeit ist eine starke Familie der Raum, der alle 
seine Mitglieder am wirksamsten vor Gewalt sch¿tztñ. ï betont Karina Walinowicz, Expertin 
am Institut Ordo Iuris. 

https://ordoiuris.pl/sites/default/files/inline-files/Convention_on_the_rights_of_the_family.pdf
https://ordoiuris.pl/sites/default/files/inline-files/Convention_on_the_rights_of_the_family_0.pdf
https://ordoiuris.pl/pliki/dokumenty/Convention_on_the%20Rights_of_the_Family_Commentary.pdf
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Der Entwurf des Übereinkommens wurde bisher auf folgenden Tagungen vorgestellt: 

- Pressekonferenz in der Zentrale der polnischen Nachrihtenagentur PAP in Warschau, 

- Konferenz im Europäischen Parlament in Brüssel, 

- Treffen zur Umsetzung der menschlichen Dimension in Warschau, 

- Agenda-Gipfel in Wien. 

Quelle: Ordo Iuris 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

08) Fallbeispiele des Tiefen Staates: John McAfee und Julian Assange 

     Gewichtige Fragen an Alfred de Zayas 

  

26. 08. 2021  

 

 

https://ordoiuris.pl/rodzina-i-malzenstwo/projekt-konwencji-o-prawach-rodziny-potrzebujemy-miedzynarodowych-gwarancji
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/deept-state-26.03.21.png?fit=675%2C446&ssl=1
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Alfred de Zayas ist Professor für Völkerrecht an der Geneva School of Diplomacy und war 
in hohen Funktionen für die die Vereinten Nationen im Sekretariat des Hohen Kommissars 
für Menschenrechte tätig. Er gab sputniknews.com ein Interview, um jüngste Entwicklungen 
um den kommenden Prozess gegen Julian Assange zu besprechen. 

Sigurdur Ingi Thordarson, ein wichtiger Zeuge US-Justizministeriums im Fall gegen Julian 
Assange, hat laut isländischer Zeitung Stundin zugegeben, wichtige Anschuldigungen zu 
vermeintlichen Hacker-Aktivitäten in Island gegen den WikiLeaks-Gründer erfunden zu 
haben. So war herausgekommen, dass einer der Hacker-Angriffe fälschlicherweise dem 
WikiLeaks-Gründer zugeschrieben worden war. Sie bildeten jedoch einen Bestandteil der 
Anklageschrift. Edward Snowden kommentierte die Entwicklung am 26. Juni auf Twitter: 
ĂDies ist das Ende des Verfahrens gegen Julian Assangeñ. 

Die Übernahme des Interviews erfolgt mit freundlicher Genehmigung von sputniknews.com. 
Zum englischen Original weiter hier. 

Frage: Können jene Eingeständnisse dem WikiLeaks-Gründer noch helfen? 

Alfred de Zayas: Ich bin nicht so optimistisch wie Edward Snowden. Die Anklage gegen 
Assange wird wegen der Lügen von Thordarson nicht genügend an Substanz verlieren, um 
noch gestoppt werden zu können. Die USA fühlen sich verpflichtet, gegenüber allen 
Informanten ein Zeichen zu setzen. Der Fall gegen Assange war nie ein juristischer Fall, 
sondern stets ein politischer. Die Politik erhält dabei Vorrang vor dem Recht. Das US-
Ministerium f¿r ĂJustizñ wird einfach andere Aspekte des gegen Assange konstruierten 
Verfahrens intensivieren. 

Die UN-Arbeitsgruppe zum Thema ĂWillk¿rliche Inhaftierungñ hat wiederholt erklärt, dass 
die Inhaftierung und Verfolgung von Assange gegen Artikel 9 des Internationalen Pakts der 
bürgerlichen und politischen Rechte verstößt, den sowohl die USA als auch das Vereinigte 
Königreich ratifizierten. Die Arbeitsgruppe und mehrere UN-Berichterstatter, darunter Nils 
Melzer, der UN-Berichterstatter für Folter und ich haben die sofortige Freilassung von 
Assange gefordert. Melzer hat ein brillantes Buch geschrieben ï Der Fall Julian Assange 
(Piper Verlag, München 2021), das den Verfall der Rechtsstaatlichkeit in den USA, 
Großbritannien und Schweden im Detail aufzeigt. 

Was wir hier erleben, ist ein Krieg gegen den Journalismus und ein Krieg gegen alle 
Informanten. Das Problem wird durch die Komplizenschaft der Massenmedien, die vom 
ersten Tag an mitspielten, über eine Dämonisierung von Assange und Verbreitung falscher 
Anschuldigungen nur weiter verschärft. 

So ist es den ĂMeinungsmachernñ gelungen, ein negatives Image von Assange zu zeichnen 
und das bleibt hängen: Calumniare audacter, sempre aliquid haeret ï Verleumde ohne 
Rücksicht: Etwas bleibt immer hängen! 

Frage: Anfang dieses Monats forderte eine parteiübergreifende Gruppe von 24 britischen 
Parlamentariern Joe Biden unter Berufung auf die Pressefreiheit auf, die Anklage gegen 
den WikiLeaks-Gründer fallen zu lassen. Wird Biden ihnen im Lichte seiner 
Menschenrechtsagenda ein offenes Ohr schenken? Wie könnte Bidens Weigerung, die 
Anklage gegen Assange fallen zu lassen, sich auf sein politisches Image auswirken? 

Alfred de Zayas: Ich bezweifle, dass Biden die Politik ändern wird, die bereits sein Mentor 
Barack Obama eingeführt hat ï nicht nur gegen Assange, sondern auch gegen Chelsea 
Manning, Edward Snowden und viele andere. Biden wird ein paar Banalitäten sagen, um  

http://sputniknews.com/
http://sputniknews.com/
https://sputniknews.com/uk/202106291083268080-ex-un-official-if-assange-were-found-dead-id-suspect-extrajudicial-execution-cia-is-known-for/
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sein Gesicht zu wahren, aber ich erwarte keine ĂPardon des Prªsidentenñ, wie es Trump 
zuvor verurteilten Kriegsverbrechern zukommen ließ. 

Ich persönlich denke, dass sich das politische Image von Joe Biden deutlich verbessern 
würde, falls er die moralisch notwendige und mutige Entscheidung treffen würde. Aber Biden 
ist von Falken umgeben, die es nicht zulassen werden das Ăgute Imageñ der US-Armee von 
einem ĂHackerñ besudeln, noch Strafverfolgungen von US-Soldaten für Kriegsverbrechen in 
Afghanistan oder im Irak zuzulassen. 

Das Pentagon will jede Opposition, jeden Dissens ersticken und wird jeden verfolgen, der 
es wagt, US-Verbrechen aufzudecken. Sehen Sie, wir Amerikaner sind per Definition Ădie 
Gutenñ. Das habe ich im Gymnasium in Chicago gelernt und habe viele Jahre daran 
geglaubt ï als Glaubensbekenntnis, als Religion. Jeder, der etwas anderes sagt, musste 
böse oder geistesgestört sein. 

Frage: Nach dem mysteriösen Tod von John McAfee in einem spanischen Gefängnis 
twitterte Snowden, dass Assange Ăder nªchste sein kºnnteñ, und verurteilte das US-
Gerichtssystem, weil es unfair wäre, Angeklagte viel eher in den Selbstmord zu treiben als 
sie dem Verfahren auszusetzen. Würden Sie zustimmen, dass Assange sich am Rande der 
Verzweiflung befände? Wie passt das zum Umstand, dass die USA andere Länder über 
ĂMenschenrechteñ belehren? 

Alfred de Zayas: Ich glaube nicht, dass Assange jemals Selbstmord begehen würde. 
Zugegeben, es ist fünf Jahre her, dass ich Assange in der Botschaft von Ecuador getroffen 
habe, als ich über drei Stunden mit ihm zubrachte. Der Mann beeindruckte mich durch 
seinen scharfen Intellekt, seinen Mut und seine Belastbarkeit. Ich weiß, dass er von Natur 
aus ein Kämpfer ist. Außerdem ist er Vater von zwei kleinen Jungen und beabsichtigt, Stella 
Morris, die Mutter seiner Kinder zu heiraten. 

Er hat überhaupt keinen Grund, Selbstmord zu begehen. Er ist sicher nicht am Rande der 
Verzweiflung ï aber die Mainstream-Medien schaffen dieses ĂNarrativñ so zu drehen, damit 
wir in der Zivilgesellschaft es demütig hinnehmen, falls er Ăumgelegtñ würde und vergessen 
eine internationale Untersuchungskommission einzufordern. 

Frage: Einige argumentieren, dass McAfee nicht selbstmordgefährdet gewesen wäre, und 
verweisen auf seine fr¿here Warnung, dass wenn er Ăwie Epsteinñ umkªme, dies zu 
bedeuten hªtte, dass er Ăumgelegtñ worden wªre. Es gibt auch diejenigen, die 
argumentieren, dass Epstein sich nicht selbst umgebracht hätte. Würden Sie zustimmen, 
dass die USA und die EU es wiederholt verabsªumten, ĂKronzeugenñ zu sch¿tzen? Kºnnte 
dies ein weiterer Grund sein, sich Sorgen um die Sicherheit von Assange zu machen? 

Alfred de Zayas: Wenn Assange im Belmarsh-Gefängnis tot aufgefunden würde, würde ich 
eine außergerichtliche Hinrichtung vermuten, für die die CIA bekannt und erfahren ist. 
Vielleicht nicht so ĂscheuÇlichñ wie der Mord am Dissidenten Jamal Khashoggi durch 
saudische Gangster, aber genauso so sicher wie die Eliminierung von Jeffrey Epstein und 
John McAfee, die beide zu viel wussten. 

McAfee war sicherlich nicht selbstmordgefährdet ï wie seine Witwe wiederholt bestätigt hat. 
McAfee wusste, dass er ins Visier genommen wurde und dass die USA keine Minute zögern 
würden, ihn gezielt töten zu lassen. Ich gebe den spanischen Behörden die Schuld, die ihn 
festgenommen hatten, und den spanischen Richtern, die über seine Auslieferung 
entschieden. Spanien liefert nicht einmal Kriminelle aus, die in Venezuela Rassemorde  
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begangen hatten und Chavistas im Zuge von Protesten, den ĂGuarimbasñ, verbrannten und 
dann nach Spanien flohen, um sich der Strafverfolgung zu entziehen. 

In Wahrheit ist das ganze ĂGeschªftñ um Auslieferungen ähnlich verpolitisiert wie das 
Völkerrecht und die Menschenrechte. Die USA und die EU haben die schlechte Gewohnheit 
absichtlich Kronzeugen nicht schützen zu wollen. Schlimmer noch, die USA und die EU 
handelten in Komplizenschaft im Zuge der Ăillegalen Auslieferungenñ im ĂKrieg gegen den 
Terrorñ. Niemand war schockiert, als der UN-Berichterstatter für Terrorismus, Ben 
Emmerson Q.S. CBE, das Netzwerk dieser offiziellen Kriminalität aufdeckte. 

Der Menschenrechtsrat hörte höflich zu, ließ den Bericht schubladisieren und vergessen. 
Leider zählt die Menschenwürde heutzutage nur wenig. Alles gemäß Machiavelli: ĂDer 
Zweck heiligt die Mittelñ. Was aber, wenn nicht nur die Mittel, sondern auch der Zweck ein 
Übel darstellt? Was, falls am Ende die Orwellsche Dystopie uns erwartet, auf die wir 
unaufhaltsam zubewegen? 

Unser Mitteleuropa hat Alfred de Zayas noch zusätzliche Fragen gestellt: 

Frage: Wurden Sie wegen Ihrer scharfen Kritiken als Ăunpatriotischñ beschimpft? 

Alfred de Zayas: Natürlich ï das bin ich gewöhnt, schon seit Jahren! 

Frage: Was verstehen Sie unter Patriotismus? 

Alfred de Zayas:  Patriotismus bedeutet für verschiedene Menschen  unterschiedliche 
Dinge. Für mich bedingt Patriotismus Bürgersolidarität, der Gerechtigkeit zu Hause fördert 
und Widerstand gegen offizielle Lügen, Apologetik, Beschönigungen sowie Verbrechen und 
Tyrannei leistet. Patriotismus erfordert ein Bekenntnis zur Wahrheit und Bereitschaft ĂFake 
Newsñ und verdrehten politischen ĂNarrativenñ entgegenzuwirken. 

Frage: Wie hätte Patriotismus auf staatlicher Ebene auszusehen? 

Alfred de Zayas: Auf internationaler Ebene bedeutet Patriotismus, Schaden vom eigenen 
Land abzuwenden, indem man proaktiv Dialog und Verständigung sucht, um zu Frieden und 
Gerechtigkeit beizutragen ï Pax et Iustitia. 

Frage: Glauben nicht Staaten über dem Recht zu stehen? 

Alfred de Zayas: Manche Heranwachsende und junge Soldaten meinen oft, Patriotismus 
lasse sich auf die Formel Ărichtig oder falsch ï es ist mein Landñ verkürzen, doch riskieren 
zugleich unwissentlich zum Kanonenfutter oder Opfern von Kriegstreibern und 
Kriegsgewinnlern zu werden. Letztere riskieren nicht ihre eigene Haut, doch lassen nur 
andere für ihre Profite sterben. Patriotismus kann und darf nicht das reflexartige Nachbeten 
von Ărichtig oder falsch ï es ist mein Landñ bedeuten, was Regierungen nur die faulen 
Ausreden liefert, unser Vertrauen zu missbrauchen, Steuergelder mit ausländischen 
Interventionen zu verschwenden, durch illegale Überwachung unsere Privatsphäre zu 
verletzen und uns in jede Art geopolitischer Verbrechen zu verstricken. 

Frage: Wie lässt sich jene Problematik lösen? 

Alfred de Zayas: Ein wahrer Patriot sagt: ĂNicht mit mirñ und fordert von der Regierung eine 
Rechenschaftspflicht, sodass unsere Länder tatsächlich den Weg zu Frieden und 
Gerechtigkeit finden. Horaz edel klingende Maxime « dulce et decorum est pro patria mori  
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» ï Es ist süß und ehrenvoll, für sein Land zu sterben ï müsste konstruktiv umformuliert 
werden: āEs ist süß, für sein Land zu leben! ā Genau das meinte Cicero mit caritas patriae ï 
Liebe zum Vaterland. 

Frage: Wer gilt als Patriot? 

Alfred de Zayas: Für mich jeder Bürger, der die Demokratie ernst nimmt und von den 
Behörden Transparenz und Rechenschaftspflicht fordert. Zu den Patrioten des 21. 
Jahrhunderts zählen für mich Whistleblower, die kriminelle Aktivitäten sowohl der Regierung 
als auch des Privatsektors aufdecken. Sie sind die Torwächter der sozialen Ordnung. 

Frage: Zählt Edward Snowden dazu? 

Alfred de Zayas: Snowden ist sicherlich ein Patriot, da er wegen seines Gewissens Leben 
und Karriere riskiert hat. Wir kºnnen mehr dazu in seinem fesselnden Buch āPermanent 
Record ānachlesen. Wir alle sind ihm zu Dank verpflichtet. 

Frage: Wer ist dagegen kein Patriot? 

Alfred de Zayas: Jeder Opportunist, der seine Karriere auf Kosten des Gemeinwohls 
vorantreibt. Jeder, der die öffentliche Meinung durch Sensationsgier oder Anschuldigungen 
ohne Beweise und Säbelrasseln manipuliert und am Ende das Land und seine jungen 
Soldaten in verbrecherische Kriege stürzt. Die Sicherheit jedes Amerikaners wurde durch 
solche Falken aufs schwerste desavouiert, selbst wenn die Medien sie manchmal als 
ĂPatriotenñ feierten. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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09) Der Islam hat den Krieg gewonnen: die verrückteste Operation seit dem  

      Trojanischen Pferd 
 

26. 08. 2021  

 
Bildquelle: VoxNews 

Die islamischen Extremisten haben dem Westen nicht nur eine folgenschwere Niederlage 
zugefügt, sondern auch unter Ausnutzung unserer Selbstgefälligkeit die Verlegung ihrer 
Armee in unsere Heimat erzwungen. 

Wie uns die Geschichte der letzten Jahre lehrt, entwickelt sich und wächst der islamische 
Terrorismus gerade unter Flüchtlingen oder sogenannten Flüchtlingen. Unter ihnen züchten 
islamische Milizionäre zukünftige Terroristen. 

Man stelle sich vor, wie viele islamische Terroristen unter den hunderttausenden 
ĂFl¿chtlingenñ sind.  Aktuell können die in aller Eile und ohne jegliche Kontrolle nach Europa 
einsickern. 

Und auch unbeachtlich des Terrorismus haben wir Menschen importiert, deren Vorstellung 
von Gesellschaft das Gegenteil der unseren ist: afghanische ĂFl¿chtlingeñ stehen an der 
Spitze der Vergewaltigungsliste. 

Seit Ende Juli wurden mehr als 101.300 Muslime vom Flughafen Kabul evakuiert. Davon 
95.700 seit dem 15. August, als die Taliban in Kabul einmarschierten. 

Die Selbstzerstörung des Westens scheint keine Grenzen zu kennen. Dies ist die 
verrückteste Operation seit dem Trojanischen Pferd. Quelle: VoxNews 

Dazulassend hier noch eine Meldung die fassungslos macht und den ganzen Irrsinn dieser 
verlogenen ĂHumanitªtñ in einer Form aufzeigt, die nicht mehr zu toppen ist: 

 

https://voxnews.info/2021/08/26/lislam-ha-vinto-la-guerra-centomila-islamici-trasferiti-in-europa/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/troiano-672x372-1.jpg?fit=672%2C372&ssl=1
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Michael Bauer 

@Bundesheerbauer 

 

"76 österreichische Staatsbürger mit afghanischen Wurzeln bzw. aus Afghanistan geflohene 

Schutzbedürftige, die auf Familienbesuch in der Heimat gewesen waren, wurden mit Hilfe des 

#Bundesheers aus Kabul ausgeflogen." @sn_aktuell 

 

 
 

7:37 vorm. · 26. Aug. 2021 

 

Link zum Tweet kopieren: 
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385?ref_src=twsrc%5Etfw%7
Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5
Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-
gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F  

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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https://twitter.com/hashtag/Bundesheers?src=hashtag_click
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https://twitter.com/intent/like?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F&tweet_id=1430766403716624385
https://twitter.com/intent/like?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F&tweet_id=1430766403716624385
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://twitter.com/Bundesheerbauer/status/1430766403716624385/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430766403716624385%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fder-islam-hat-den-krieg-gewonnen-die-verrueckteste-operation-seit-dem-trojanischen-pferd%2F
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01) Französische Gesundheitsagentur schlägt Alarm: unerwünschte Impf- 
      Nebenwirkungen wie Tod im Mutterleib 
 
29. 08. 2021  

Bildquelle: MPI 

Die französische Nationale Agentur für die Sicherheit von Arzneimitteln und 
Gesundheitsprodukten (ANSM) warnt in einem heute veröffentlichten, mehrere Dutzend 
Seiten umfassenden Bericht geimpfte Personen vor bestimmten unerwünschten Wirkungen, 
die von der Pharmakovigilanz von Impfstoffen überwacht werden. 

Die vier experimentellen Injektionen gegen Covid sind aufgeführt, nämlich Janssen, ein 
viraler Vektorimpfstoff, Covid-19 Vaccine Moderna, ein mRNA-Impfstoff, Vaxzevria, der 
neue Name von Astrazeneca, ein viraler Vektorimpfstoff, und Comirnaty, der neue Name 
des Produkts von BioNTech und Pfizer, ein mRNA-Impfstoff. 

Tod im Mutterleib und Ăspontane Fehlgeburtñ 

Zu den zahlreichen unerw¿nschten Wirkungen dieser verschiedenen ĂImpfstoffeñ gehºren 
der Tod im Mutterleib, der nicht unerheblich ist, und die Ăspontane Fehlgeburtñ, die Ădie 
Mehrzahl der im BNPV verzeichneten unerwünschten Ereignisseñ bei schwangeren Frauen 
darstellt. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/COVID-19-vaccine-1024x768-1.png?fit=1024%2C768&ssl=1
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Opfer primär jüngere Personen 

Es ist auch festzustellen, dass die Altersgruppen mit den meisten Nebenwirkungen, sowohl 
schwerwiegenden als auch nicht schwerwiegenden, die unter 65- bis 70-Jährigen sind, d. 
h. die Bevölkerungsgruppen, die am wenigsten Gefahr laufen, an Covid zu sterben. Die 30- 
bis 49-Jährigen sind von diesen Nachimpfungsereignissen besonders betroffen. 

Seltsamerweise werden diese Warnungen an die Öffentlichkeit weder von den Behörden 
noch von den Mainstream-Medien sichtbar weitergegebené  Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
02) Dr. Sucharit Bakhdi: ĂAusreichende Herdenimmunitªt ist bereits dañ 
 

       Von Dr. Anat Kálmán 

 
28. 08. 2021  

Bildquelle: Budapester Zeitung 

Wie 2020 organisierte der ungarische Verband Ă rzte f¿r Klarsichtñ auch in diesem August 
wieder einen internationalen Impfkritiker-Kongress. 

Mit dabei waren so bekannte Impfkritiker wie Robert F. Kennedy Jr., Dr. Wolfgang Wodarg, 
Prof. Dr. Sucharit Bakhdi und Dr. med. Heiko Schöning. Aus insgesamt acht Ländern kamen 
Politiker, Ärzte und Rechtsanwälte in Budapest in den Räumen des Weltverbandes der  

https://www.medias-presse.info/covid-ansm-et-effets-indesirables-des-vaccins-jusqua-la-mort-in-utero/145955/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/anat_corona_impfung.jpg?fit=1140%2C759&ssl=1


Seite 66 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

Ungarn zusammen, um zum Thema ĂEs ist vorbei, steht endlich auf!ñ zu referieren und zu 
diskutieren. 

Schwindende Zustimmung zu Corona-Maßnahmen 

Seit diesem Januar stoßen die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie in allen 
europäischen und weiteren westlichen Staaten auf viel Kritik. Waren noch 2020 die meisten 
Bürger einverstanden mit den Lockdowns, mit den vorübergehenden Schließungen von 
Schulen und Restaurants sowie mit dem Tragen von Masken, so hat sich dies seit Beginn 
der Impfkampagnen massiv verändert. Denn immer drakonischer werden die Maßnahmen 
gegenüber jenen, die sich nicht mit experimentellen Impfstoffen impfen lassen wollen. 

Impfunwilligen, die irgendwo am öffentlichen Leben teilnehmen, die ihrer Arbeit nachgehen 
oder sich in Krankenhäusern behandeln lassen möchten, droht der Ausschluss. Millionen 
Menschen gehen darum weltweit für ihre Grundrechte auf die Straße. Die Pandemie hat 
sich so in den letzten Monaten in einen Januskopf verwandelt, mit medizinischen, 
gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen. 

Warnende Ärzte 

Seit Beginn der Impfkampagne rufen viele renommierte Ärzte und Forscher zur Vorsicht im 
Umgang mit den experimentellen mRNA- und Vektoren-Impfstoffen auf. Zu ihnen zählen 
unter anderem die französisch-britische Genetikerin Alexandra Henrion-Caude, der 
französische Nobelpreisträger und Virologe Luc Montagnier, der thailändisch-deutsche 
Medizinprofessor Dr. Sucharit Bakhdi sowie der Deutsche Dr. Wolfgang Wodarg, 
Epidemologe, ehemaliges Mitglied des Europäischen Rates und ehemaliger Berater der 
Weltgesundheitsorganisation WHO. Sie warnen vor unbekannten Nebenwirkungen und 
Spätreaktionen, sowie vor einer möglichen ungewollten Sterilisierung junger Menschen und 
Jugendlicher. 

Nichts davon durchdringt jedoch die geschlossene Meinungsdecke der Mainstreammedien, 
obgleich die EMA (Europäische Arzneimittelagentur) bisher mehr als 300.000 schwere 
Nebenwirkungen nach den Corona-Impfungen in der EU meldet. Auch die Politik scheint 
taub zu sein. Über die Impftoten und über diejenigen, die an der Impfung erkranken, wird 
eisern geschwiegen, abgesehen von vereinzelten Meldungen über 
Herzmuskelentzündungen, Thrombosen oder Tod durch allergische Schockreaktionen. 

Entscheidungen gegen jedwede medizinische und wissenschaftlich fundierte 
Vernunft 

Von daher stand für alle Beteiligten des Budapester Kongresses fest: Hier werden 
Entscheidungen gegen jedwede medizinische und wissenschaftlich fundierte Vernunft 
getroffen. Denn bislang wurde in keiner einzigen international anerkannten Studie 
bewiesen, dass die Impfungen eine sterile Immunität garantieren, dass also die Geimpften 
eine Infektion nicht weitergeben können. In Ländern wie Israel und dem britischen 
Überseegebiet Gibraltar, die teilweise bis zu 100 Prozent durchgeimpft sind, beginnt die 
Pandemie gerade von neuem. 

Rund dreihundert ungarische Ärzte, Rechtsanwälte, Lehrer und Vertreter aus dem 
medizinischen Pflegepersonal nahmen an diesem Kongress teil, die Palette der 
vortragenden Spezialisten war ebenso bunt. Es sprachen der amerikanische Impfkritiker 
Robert F. Kennedy Jr., die Präsidenten der internationalen ĂWorld Freedom Allianceñ, Dr. 
med. Heiko Schöning und Dr. Dolores Cahill, und der thailändisch-deutsche  
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Medizinprofessor Sucharit Bakhdi sowie israelische, amerikanische, argentinische und 
russische Ärzte und Forscher, die per Video zugeschaltet waren. 

Der medizinische Aspekt der Impfungen stand selbstverständlich im Mittelpunkt der Tagung, 
vor allem eine erste wissenschaftliche Studie, die durchaus belegt, dass die Sorgen um die 
gesundheitlichen Spätfolgen der überall als einziges Allheilmittel angepriesenen Impfungen 
sicherlich nicht unbegründet sind. Dr. Stephanie Seneff, die amerikanische MIT-Forscherin 
und -Biologin, die lange im Bereich der Biotechnologie forschte, also in genau dem Bereich, 
in welchem die neuen experimentellen Impfstoffe produziert werden, hat zusammen mit dem 
Arzt und Klinikleiter Dr. Greg Nigh eine erste, von anderen Experten bereits begutachtete 
und akzeptierte Studie über die Technologie hinter den Vektoren- und mRNA-Impfstoffen 
und die damit verbundenen Folgen für die Gesundheit veröffentlicht. 

S. Seneff and G. Nigh. Worse Than the Disease? Reviewing Some Possible Unintended 
Consequences of the mRNA Vaccines Against COVID-19. International Journal of Vac- cine 
Theory, Practice, and Research 2021; 2(1): 38ï
79. ijvtpr.com/index.php/IJVTPR/article/view/23 

In einer fast einstündigen Vorlesung präsentierte sie die möglichen langfristigen Wirkungen 
sowohl der COVID-19-Infektion als auch der COVID-Impfungen. Sie bedauerte dabei 
ausdrücklich, dass viele Regierungen diesbezüglich bewusst falsche Informationen 
weitertragen, indem sie diese neuartigen Impfstoffe mit den aus der Kindheit bekannten 
Impfstoffen vergleichen. 

ĂBewusste Irref¿hrungñ 

Das, so sagte sie, sei eine bewusste Irreführung und juristisch gesehen eigentlich ein Delikt. 
ĂDie Impfstoffe wurden aufgrund von vºllig unzureichenden Studien zur Bewertung der 
Sicherheit und Wirksamkeit f¿r den Notfall zugelassenñ, kritisierte Dr. Stephanie Seneff. 

So haben viele verschiedene Experimente mit rund 2.500 Personen gezeigt, dass diese 
Impfstoffe über ihre Spike-Proteine, die unkontrolliert in die menschlichen Zellen wandern 
und dort von den Lymphozyten angegriffen werden, zu schweren Erkrankungen führen 
können. Die Liste dieser Erkrankungen ist beeindruckend: Es handelt sich um 
Autoimmunerkrankungen, Gefäßerkrankungen, Fortpflanzungsprobleme und Herzmuskel- 
oder Gehirnentzündungen. 

Bei Menschen mit einem geschwächten Immunsystem, etwa bei Krebs, können die Spike-
Proteine sogar neue Virenstämme bilden, die nicht mehr auf die erworbenen Antikörper 
reagieren. All das beinhaltet vermehrt das Risiko für folgende Krankheiten: 
Gesichtslähmungen, Parkinson, Erblinden aufgrund neurologischer Störungen, Nieren- und 
Leberfunktionsstörungen, sowie Prionen-Krankheiten, also fortschreitende, tödliche und 
zurzeit nicht behandelbare Erkrankungen des Gehirns. 

Impfkritiker warnen: ĂLebensbedrohliche Impfpflichtñ 

Die Frage, die sich darum hier stellt, ist tatsächlich: Wie kann es sein, dass so viele 
europäische Regierungen solche massiven gesundheitlichen Bedrohungen einfach 
ausblenden, die Menschen mit Entzug von Grundrechten erpressen und zudem sogar noch 
eine für viele wohl lebensbedrohliche Impfpflicht ins Auge fassen? 

An diesem Punkt endet jedwede vernünftige Debatte, denn gleichzeitig wird die Entwicklung 
von effizienten Medikamenten zur Behandlung der eigentlich Erkrankten in vielen Ländern  

http://ijvtpr.com/index.php/IJVTPR/article/view/23
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boykottiert oder zumindest nicht gefördert. Die Ausnahme bildet wohl Dänemark, dort 
wurden in den letzten Wochen alle Corona-Beschränkungen aufgehoben. 

Professor Sucharit Bakhdi erklärte, anhand einer dänischen Studie sei bereits 
nachgewiesen worden, dass die Immunsysteme fast aller Bürger das COVID-19 Virus und 
dessen Varianten nachweislich Ăerkennenñ und adªquat darauf reagieren, egal ob diese 
geimpft waren oder nicht. ĂEine ausreichend verbreitete ĂHerdenimmunitªtñ ist bereits dañ, 
so Sucharit Bakhdi. Das wäre die gute Nachricht, auch wenn mittlerweile laut der 
Virusdatenbank GISAID weltweit schon 13 Millionen unterschiedliche Varianten und 
Mutationen von COVID-19 registriert wurden. 

Alle Bürger dieser Welt impfen? 

Warum wollen aber bestimmte Regierungen trotz dieser genannten und teilweise auch 
bekannten medizinischen Gefahren Bürger und sogar deren Kinder, von denen nur 0,001 
Prozent überhaupt eine gefährliche Form dieser Krankheit entwickeln, unter allen 
Umständen in die Nadeln jagen? Und weshalb gehen sie sogar so weit, die Ungeimpften ab 
sofort für die zukünftige Wirtschaftskrise verantwortlich zu machen? Wie aggressiv muss es 
denn noch werden? 

Und wer hatte eigentlich diese Idee, alle Bürger dieser Welt impfen zu lassen? Die Antwort 
darauf ist denkbar einfach: der IT-Experte und Multimilliardär Bill Gates, der seit 2015 seine 
Milliarden vor allem über die Impfbranche multipliziert und auch offen darüber spricht. Wen 
wundert es also, wenn an diesem Punkt politische und geopolitische Debatten aufkommen, 
die man nicht einfach als angebliche Verschwörungstheorien zur Seite schieben kann. 

Auch in dieser Hinsicht war die Budapester Konferenz hochinteressant. So zeichneten 
Robert Kennedy Jr. und die Ärzte Dr. Gábor Lenkei und Dr. Heiko Schöning ein Bild von 
den vorhergegangenen Pandemie-Inszenierungen. Ganz gleich ob Anthrax, Vogel- oder 
Schweinegrippe, ob SARSCov1 oder nun Covid-19, alle zehn Jahre sind es immer die 
gleichen mächtigen Männer und Familien, die damit viel Geld machen. 

Dabei trat ein anderes, bislang unbekanntes Detail ans Licht. Dr. Heiko Schöning legte dar, 
dass die angeblich so unterschiedlichen westlichen Impfstoffe, Pfizer, AstraSeneca, 
Johnson und Johnson, Novavax alle von einer einzigen Firma stammen und zwar von der 
US-amerikanischen Firma Emergent Biosolutions, die zusammen mit der Firma Kentucky 
BioProcessing die Impfstoffe aus genmanipulierten Tabakpflanzen produziert. Dahinter 
stehen ganze Clans und staatliche Strukturen, wie etwa der Militärgeheimdienst der USA 
und der bekannte amerikanische Immunologe und Leibarzt des US-Präsidenten, Dr. 
Anthony S. Fauci, der als Direktor des National Institutes of Health in diesem Jahr über 
einen Staatsetat von rund 52 Milliarden US-Dollar (etwa 10 Milliarden USD mehr als im 
Vorjahr) verfügt und bestimmen kann, wer an welcher Universität und in welchem 
Forschungszentrum was erforschen darf. 

Das große Geldverdienen 

Dass Bill Gates neben der Charité in Berlin auch teilweise die Weltgesundheitsorganisation 
WHO finanziert, ist allgemein bekannt. Weniger bekannt ist allerdings, dass seine Stiftung 
und die WHO um 2014 herum unter der Falschbezeichnung ĂTetanus Impfungñ rund drei 
Millionen Frauen in Kenia sterilisiert haben, bis sieben kenianische Bischöfe den Skandal 
auffliegen ließen. Das zeigt, mit welchen unlauteren, ja gar kriminellen Kräften man es zu 
tun hat, erklärte Dr. Heiko Schöning, der hinter dem ganzen Corona-Geschehen vor allem 
das große Geldverdienen vermutet. 
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Was aber wäre eine solche Tagung ohne positive Aussichten, ohne den Versuch, einen 
Ausweg aus dieser verfahrenen Situation zu finden? In dieser Hinsicht war es spannend zu 
hören, dass nicht nur über Gefahren für Geimpfte gesprochen wurde, sondern auch über 
Methoden, wie man den eventuellen Nebenwirkungen und aufkommenden Beschwerden 
entgegenwirken kann. ĂDen Geimpften kann im Notfall geholfen werden,ñ erklªrte der 
Budapester Internist und Arzt für Naturheilkunde, Dr. József Tamási, einer der Mitbegründer 
der ungarischen Vereinigung Ă rzte f¿r Klarsichtñ. 

So können nachträgliche Untersuchungen zur D-Dimere Leben retten, denn sie weisen 
darauf hin, ob Mikrothrombosen existieren, was medikamentös behandelt werden kann und 
verhindert, dass es später zu lebensgefährlichen Thrombosen kommt. Des Weiteren geht 
es darum, wie man den kürzlich von französischen und spanischen Forschern in den 
Impfstoffen entdeckten Giftstoff Graphen Oxyd oder die in den Körper injizierten Spike-
Proteine eventuell neutralisieren kann. Hier eröffnen sich wohl notgedrungen neue 
Forschungsansätze. 

Nicht einschüchtern lassen! 

Politisch gab es am Ende viele ermutigende Aufforderungen, sich nicht einschüchtern zu 
lassen ï auch dann nicht, wenn angeblich eine allgemeine Impfpflicht eingeführt werden 
sollte. Denn die rechtlichen Grundlagen dafür sind dünn, die Impfstoffe bleiben solange 
experimentell, solange sie und ihre Nebenwirkungen nicht ausreichend erforscht und 
überarbeitet wurden, erklärte auch die russische Ärztin Dr. Lusavina Alina Alexandrovna. 

Die Geimpften sind Studienteilnehmer, die nichts und niemand zwingen kann, 
weiterzumachen, wenn sie nicht mehr wollen. Die Nichtgeimpften haben Rechte, die sie laut 
und protestierend einklagen können, denn oft erlaubt die tatsächliche rechtliche Lage keine 
wirklichen Sanktionen oder, in Bezug auf die Arbeit, Entlassungen. 

ĂWehrt Euchñ, rief ein junger dªnischer Politiker auf. Kauft nicht bei Amazon, vermeidet 
Supermärkte und sorgt dafür, dass die kleinen Unternehmen und Läden wieder verdienen. 
Gründet eure eigenen Kleinfirmen, organisiert ein Solidaritätssystem aus Ärzten, 
Rechtsanwälten und alternativen Versorgungsstrukturen. Baut eine Gegenwelt auf, eine 
positive ĂWir-Kraftñ, der sich dann auch all jene anschlieÇen kºnnen, die in den kommenden 
Monaten einsehen werden, dass es so nicht weitergehen kann. 

Wer sich für die bei der Konferenz vertretene Sicht auf die Corona-Pandemie 
interessiert, findet under anderem hier weitere Informationen: 

ĂGame Overñ von Dr. Heiko Schöning (wirkraft.org/gameover/): Der Autor stellt die 
Seilschaften zwischen Macht und Wirtschaft/Pharma dar. 

ĂCorona, Gen-Impfstoffeñ von David O. Fischer, Edition Autonom: Das Buch ist rein 
medizinisch-populärwissenschaftlich aufgebaut. Der Autor stellt die einzelnen Impfvorgänge 
verständlich dar, ebenso die Gefahren der Spike-Protein-Produktion im Menschen. 

ĂFalsche Pandemienñ von Wolfgang Wodarg, Rubikon Verlag: Das Buch ist ein 
wissenschaftlich fundierter Rundschlag zu den Fragen der Pandemie und wie man mit ihnen 
umgeht oder umgehen sollte. 

 

 

https://wirkraft.org/gameover/
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei der BUDAPESTER ZEITUNG, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
03) Impfplicht soll duchgepeitscht werden: Medien verbreiten Halbwahrheiten   
      über Genehmigung der Pfizer-Impfstoffe 
 
27. 08. 2021  

Bild: s-ts / shutterstock  

Sie haben vielleicht gehört, dass die Impfung COVID-19 von Pfizer-BioNTech am 
vergangenen Montag von der Food and Drug Administration (FDA) zugelassen wurde. 
Politiker, nationale Gesundheitsbeamte und Journalisten sind atemlos vor Aufregung 
dar¿ber, wie diese Zulassung die verbliebenen ĂImpfmuffelñ endlich dazu bringen wird, sich 
impfen zu lassen. Die FDA hat dazu sogar eine Pressemitteilung auf ihrer Website 
veröffentlicht und eine Unzahl unterschiedlichster Medien berichte mehr oder weniger 
gleichlautend darüber, beispielsweise tagesschau.de, wo sich ĂExperten auf einen Schub 
für die US-Impfkampagne hoffenñ. Auch dass die Pfizer-Aktien an der Wall Street mehr als 
fünf Prozent zulegten und die von BioNTech gleich um mehr als neun Prozent stiegen, 
erfährt man da. Wieder ein paar Milliarden Gewinn mehr für die Konzern inhaber. Im 
aerztblatt.de erfahren wir, dass die vollständige Zulassung den Erwartungen vieler Experten 
zufolge weitere Impfpflichten nach sich ziehen könnten ï etwa von Stadtverwaltungen, 
Universitäten oder Gesundheitseinrichtungen, die unter anderem aus rechtlichen Gründen 
die vollständige Zulassung für einen solchen Schritt abwarten wollten. Mit einem Wort: jetzt 
könnte es erst so richtig losgehen mit dem Zwang sich dem Diktat der Politik zu unterwerfen. 

https://www.budapester.hu/coronavirus/impfkritiker-bakhdi-eine-ausreichende-herdenimmunitaet-ist-bereits-da/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/usa-corona-biontech-zulassung-101.html
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/126591/Coronaimpfstoff-von-Biontech-Pfizer-erhaelt-vollstaendige-US-Zulassung
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/01/Impfung1.png?fit=1064%2C678&ssl=1
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Es gibt nur einen Schönheitsfehler dabei 

Wenn man die Briefe liest, die die FDA am 23. August 2021 an Pfizer geschickt hat, stellt 
man fest, dass die FDA nichts dergleichen getan hat. In dem Sinne, wie der Begriff ĂFDA-
Zulassungñ allgemein verstanden wird, ist dieses Medikament nicht von der FDA 
zugelassen. Es befindet sich noch unter EUA (Emergency Use Authorization). Es handelt 
sich immer noch um ein experimentelles Medikament, berichtet The Jewish Voice. 
Die FDA hat zwei Briefe verschickt. Das erste war ein Schreiben zur Genehmigung der BLA 
(Biologics License Application), das zweite ein Schreiben zur Verlängerung der EUA für 
COMIRNATY. 

Mit dem BLA-Genehmigungsschreiben wird der Antrag von Pfizer auf Erteilung einer Lizenz 
zur Kennzeichnung des Arzneimittels COVID-19 mit dem Markennamen COMIRNATY 
genehmigt. In diesem Schreiben werden auch die Bedingungen und Anforderungen für neun 
zusätzliche klinische Studien über einen Zeitraum von fünf Jahren sowie jährliche 
Statusberichte festgelegt, um die anerkannten Fälle von Myokarditis und Perikarditis zu 
untersuchen, die nach der Verabreichung der Pfizer-Impfungen aufgetreten sind. Diese 
Lizenz zur Kennzeichnung und Herstellung ist keine vollständige Zulassung des 
Medikaments, das eindeutig noch viele Jahre klinischer Studien durchlaufen muss. 

Mit dem EUA-Erweiterungsschreiben wird die Laufzeit der EUA für das derzeitige 
Medikament verlängert und die experimentelle Verwendung des Markenmedikaments 
COMIRNATY genehmigt (lizenziert). Im ersten Absatz auf Seite 2 verweist dieses Schreiben 
auf das Genehmigungsschreiben. Im zweiten Absatz auf Seite 2 wird die EUA vom 12. 
August neu herausgegeben, um das Markenarzneimittel in die Notfallgenehmigung 
einzubeziehen und um ĂWarnhinweise und VorsichtsmaÇnahmen im Zusammenhang mit 
Myokarditis und Perikarditisñ zu ergªnzen. Im letzten Absatz auf Seite 4 wird der EUA-
Charakter des Medikaments bekräftigt, und COMIRNATY wird zusätzlich für die Anwendung 
bei Personen im Alter von 12 bis 15 Jahren zugelassen. 

Die mRNA-Gentherapie-Spritzen sind immer noch experimentell. Sie vorzuschreiben 
ist nach wie vor falsch ï nach einer Vielzahl ethischer Standards. 

Dr. Meryl Nass, M.D., fand die Wahrheiten, die die FDA im Geschwätz dieser Briefe verbarg, 
und stellt eine Theorie darüber auf, warum dies so gemacht wurde. Den 
Arzneimittelherstellern wurde für die im Rahmen der EUAs hergestellten Arzneimittel 
Immunität von der Haftung gewährt. Mit der Erteilung der Lizenz wird die übliche Haftung 
für Verletzungen und Todesfälle, die durch das Produkt verursacht werden, wieder 
eingeführt. Pfizer, die Gesundheitsbehörden und die Politiker können eine fiktive 
Siegesrunde f¿r die ĂZulassungñ drehen, wªhrend Pfizer-BioNTech weiterhin heimlich die 
Immunität von der Produkthaftung genießt, weil viele Millionen der nicht zugelassenen 
Dosen in den Regalen und in der Produktionspipeline stehen, die zuerst verabreicht werden. 
Die zugelassene Version wird erst in vielen Monaten in die Regale kommen oder Ăverimpftñ 
werden. 

In Anbetracht des sachlichen Inhalts der EUA-Briefe der FDA an Pfizer ist es sehr 
besorgniserregend, dass in der Pressemitteilung auf der FDA-Website wiederholt die Worte 
Ăgenehmigenñ und ĂZulassungñ (Ăñapproveò and ñapprovalò) in Bezug auf das Pfizer- 

 

 

https://thejewishvoice.com/2021/08/the-fda-did-not-grant-full-approval-to-the-pfizer-shots/
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Medikament verwendet werden. Wenn es doch nur ein Wort dafür gäbe, der Öffentlichkeit 
absichtlich Dinge zu sagen, die nicht der Realität entsprechen, resümiert Carl Schwitzer, 
der Autor des Artikels im genannten online-Portal und auf amercanthinker.com. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 

04) Australien baut erste ĂQuarantªne-Lagerñ und lªsst Tierheimhunde   

      wegen Corona erschießen 
 

28. 08. 2021  

 

In Australien dürften die dortigen Machthaber im Corona-Machtrausch jegliche Hemmungen 
verloren haben. Es werden die mitunter weltweit härtesten Maßnahmen und Strafen für die 
Bürger auferlegt, um die angeblich tödliche Pandemie in den Griff zu bekommen. Nun 
schreckt man auch vor der Errichtung von eigenen Lagern für Corona-Infizierte und der 
Tötung von Hunden in Tierheimen nicht zur¿ck. Alles, um im blinden Wahn eine ĂZero-
Covidñ-Politik ohne Rücksicht auf Verluste durchzupeitschen. Viele Beobachter meinen 
bereits, dass Australien als Versuchsballon für ähnlich diktatorische Maßnahmen in anderen 
westlichen Staaten dienen könnte. 

ĂQuarantäne-Lagerñ zum ĂSchutz der Bevºlkerungñ 

Im Bundesstaat Queensland begann man kürzlich mit dem Bau einer sogenannten 
ĂQuarantªne-Einrichtungenñ. Sinn und Zweck dieses Lagers ist es vordergr¿ndig, 
Menschen die mit der Delta-Variante des Coronavirus infiziert sind, dort zwangsweise (!) 
unterzubringen. Bis März 2022 sollen mindesten 1.000 Menschen in diesem Lager Platz 
haben. Vorerst sollen dort nur Reisende untergebracht werden. 

Die Regierungschefin des Bundesstaates, Annastacia Palaszczuk, rechtfertig diesen Schritt 
wegen zwei (!) Covid-19-Fällen in ihrem Verwaltungsgebiet. Zudem seien spezielle Hotels, 
wo Reisende bisher ihre Quarantäne absitzen müssen, angeblich nicht für die Delta- 

 

https://www.americanthinker.com/blog/2021/08/the_fda_did_not_grant_full_approval_to_the_pfizer_shots.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.abc.net.au/news/2021-08-26/covd-qld-wellcamp-toowoomba-regional-quarantine-facility/100403692
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/01/25b895f83d86e0ag282a7b4031c142d7.jpg?fit=1180%2C590&ssl=1


Seite 73 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

Variante ausgerüstet. Aber nicht nur das: dem Lager sollen weitere im ganzen Land folgen, 
um Corona Ăeffektiv bekªmpfen zu kºnnenñ und Ăk¿nftige Lockdowns zu verhindernñ. Und 
auch die Bevölkerung wünsche sich solche Einrichtungen angeblich: 

Video-Player 
 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

05) Der Weg in die Apartheit 

 
26. 08. 2021  

Bild: Screenshot ServusTV 

Unser Leser E.P. übersandte uns folgenden interessanten Beitrag: 

Vor eineinhalb Jahren begann die Schreckensherrschaft der neuen Corona-Religion. 
Praktisch über Nacht wurde aus einem altbekannten Virus eine Pandemie konstruiert, als 
größte Verschwörungstheorie der letzten Jahrzehnte. Die Inszenierung begann mit 
massiven Bewegungseinschränkungen der Bevölkerung, durch das Verhüllen von 
Gesichtern sollten soziale Kontakte verhindert werden. 

Ziel der Corona-Politik ist die totale Kontrolle der Menschen. Diese müssen überall ihre 
Daten angeben. Die Daten werden gespeichert, mit anderen verknüpft, sind 
länderüberschreitend abrufbar. Ohne Zustimmung zur umfassenden Verarbeitung 
persönlicher Daten darf man nicht mehr mitspielen. Eine wichtige Rolle bei der 
Datenbeschaffung spielt das Contact Tracing, das Unschuldige zwingt, persönliche Daten 
abzuliefern. 
Für sogenannte Gurgeltests wurden Video-Aufnahmen verlangt, die über eine 
Gesichtserkennungs-Software liefen. Ist es Zufall, dass die Gurgeltest-Firma an eine zum 
Gates-Konzern gehörende Firma verkauft wurde und alle diese Daten in den USA landeten? 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/Corona-auf-der-Suche-nach-der-Wahrheit.png?fit=868%2C489&ssl=1
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Die nächste Stufe waren Impfungen und Tests, angeblich alles freiwillig. Geimpft wird mit 
Stoffen, die binnen weniger Monate Ăentwickeltñ wurden und vºllig ungetestet sind. Geimpfte 
sind daher nichts weiter als Versuchstiere. Getestet wird mit unzuverlässigen Methoden, die 
allerhöchstens die Möglichkeit einer Infektionsgefahr feststellen können, mit einer 
Zuverlässigkeit von etwa zwei Drittel, aber nicht, ob jemand mit einem Corona- (oder 
sonstigen) Virus angesteckt ist. 

Die World Health Organisation (WHO), eine politische Agentur der UNO und geleitet von 
einem Kommunisten aus Afrika, gab den Zähltakt vor. Als infiziert gelten alle, die positiv 
getestet werden, gleich ob erkrankt oder nicht. Als Corona-Tote gelten jene, die irgendwann, 
irgendwie mit Covid in Verbindung geraten sein könnten. Dadurch kam man weltweit auf 
viele Millionen ĂInfizierteñ und auf hunderttausende ĂCoronañ-Tote. Wie viele tatsächlich AN 
dem Corona-Virus erkrankt sind und tatsächlich AN dem Corona-Virus gestorben sind, wird 
nicht gezählt. Mit Absicht, weil die Real-Zahlen nur Bruchteile von Promille-Werten ergeben 
würden, daher weit weg von jeder Pandemie wären. Die Todesopfer werden durchwegs 
verbrannt, um Obduktionen zu verhindern. 

Die progressiven Kräfte der Europäischen Union holten zum nächsten Schlag aus. Ein 
sogenannter Grüner Pass wurde entwickelt (nomen est omen), für Menschen, die geimpft, 
negativ getestet oder genesen sind ï das berüchtigte 3G. Geimpft heißt, sich auf 
ungetestete, teilweise hoch gesundheitsschädliche Stoffe einzulassen. Getestet ist nahezu 
irrelevant, weil nur eine nicht aussagekräftige Momentaufnahme. Genesen sei man dann, 
wenn positiv getestet, aber nach einer Quarantänezeit nicht erkrankt. 

Zutritt zu Gastronomie, Hotellerie, Dienstleistungsbetrieben, Veranstaltungen seither nur 
mehr für Träger des Grünen Passes. Über 99 Prozent der Bevölkerung sind gesund. Das 
zählt nicht, sie müssen draußen bleiben. 

Eine besondere Variante hat Österreich. Hier wurde 2014 das ELGA-System eingeführt, 
eine elektronische Zentralspeicherung aller Gesundheitsdaten, die dann europaweit 
abrufbar sind. Diese Daten sollen in einer weiteren Ausbaustufe mit allen Personendaten 
verknüpft werden, so dass interessierte Stellen jederzeit alle Einzelheiten über eine 
bestimmte Person abfragen können. Zwischen 500- und 800.000 Menschen meldeten sich 
von ELGA ab. Die Folge ist, diese Menschen können sich weder für Impfungen noch für 
Tests anmelden, weil die Anmeldedaten nur über ELGA laufen. Sie sind Pariahs. 

Weil die Fiktion mit den Pseudo-Tests und den angeblich Genesenen nicht halten konnte, 
blieb die nächste Stufe unvermeidlich. Menschen werden dazu gedrängt, sich impfen zu 
lassen. Teilweise mit sehr unsauberen Methoden, wie das Hineintreiben in Impfbusse und 
Preise und Bezahlungen für Impfwillige. Jeder Medizinstudent lernt, Patienten vor 
Impfungen sorgfältig zu untersuchen, um festzustellen, ob die Impfung verträglich ist. Die 
Corona-Impfungen dagegen werden wahllos gestochen, meist von Mitarbeitern politischer 
Vereine. Ärztliche Untersuchungen würden das nur verzögern, also verzichtet man auf sie. 
Sogar ein Arzt als Minister wurde gesehen, als er nur zustach, ohne die Patienten zu 
untersuchen. 

Diese Impfungen w¿rden nur begrenzt sch¿tzen, von 5 Monaten ĂSchutzñ geht man jetzt 
schon auf 4 Monate herunter. Dann muss nachgestochen werden. Für diesen Zweck 
werden immer neue COVID-Varianten Ăentdecktñ, um Auffrischungen irgendwie zu erklªren. 

Geimpfte sind nicht nur in der Anfangszeit hochansteckend. Die Impfungen führen auch zu 
immer mehr Schäden. Die Zahlen der European Medicines Agency (EMA), einer EU-
Behörde, von mehr als 23.000 Toten nach Impfungen, verschwanden rasch aus den  
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Medien, sie waren nicht systemkonform. Besonders ältere Menschen sterben sehr oft hilflos 
an den Impfstoffen, weil sie als Risikopatienten vorrangig geimpft werden. Das ist 
systemkonform, weil die Klima-Jünger schon gefordert hatten, Ältere als 
ĂUmweltschªdlingeñ einfach wegsterben zu lassen. 

Die nächste Etappe auf dem Weg in die Apartheit war nur folgerichtig. Erst kleine 
Lokalpolitiker, dann deren Parteichefs, dann höhere Stellen, fordern immer deutlicher, nur 
mehr Geimpften den Zugang zu allem zu erlauben. Von 3G auf 2G, jetzt auf 1G. Zuletzt 
waren es in Deutschland der dubiose Gesundheitsminister Jens Spahn und in Österreich 
die SPÖ-Chefin Joy Pamela Rendi-Wagner, die Kein Zutritt Ohne Impfung verlangten. 

Der fanatische Präsident der österreichischen Ärztekammer ï der Ärztekammer gehören 
alle Ärzte an, mit Pflichtmitgliedschaft ï hatte mehr als 40 Ärzten die Berufserlaubnis 
entzogen, weil sie gegen seinen Willen Atteste gegen das gesundheitsschädliche Tragen 
von Gesichtsverhüllungen ausgestellt hatten. Nun verlangt Thomas Szekeres die Impfpflicht 
für alle. Minister Mückstein geht noch weiter. Er stellt nicht nur den Ausschluss aller nicht 
Geimpften vom gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben in Aussicht, sondern bezieht 
auch den Zugang zum Handel mit ein. Shoppen nur mehr mit Corona-Impfung ï samt deren 
Nachfrischung alle paar Monate? 

Fortsetzungen werden schon angedacht, bald ist es keine Verschwörungstheorie mehr. 
Geimpfte und nicht Geimpfte seien gesondert zu kennzeichnen, mit Armbändern, Stempel 
oder Chips. Sie dürften nicht miteinander sprechen, nicht miteinander Geschäfte treiben. 
ĂKauft nicht bei Ungeimpftenñ ï bekannt? Ehen und Partnerschaften zwischen Geimpften 
und nicht Geimpften sollen für ungültig erklärt werden. Heftig diskutiert wird über die 
Delogierung Ungeimpfter. Kinder nicht Geimpfter sollen abgenommen und zur Umerziehung 
in Heime mit geimpftem Personal gesteckt werden. Das alles ist noch ausbaufähig, Politiker 
können sich auf historische Erfahrungswerte stützen. 

Die Apartheit ï die Segregation der Bevölkerung ï wäre dann komplett. Geimpfte sollen 
Sonderrechte genießen ï und darauf warten, wie lange sie die Impffolgen überleben. Nicht 
Geimpfte dürfen bald nichts mehr. In Deutschland spricht man schon davon, sie zu 
internieren. Stacheldraht? Konzentrationslager? Ein neues Auschwitz? Schon seit Jahren 
müssen Schulklassen verpflichtend die KZ-ĂGedenkstªttenñ besuchen, um zu lernen, wie 
man mit unerwünschtem Leben umgeht. 

Allwöchentlich demonstrieren in Europa Hunderttausende gegen diesen Corona-Terror. 
Bisher friedlich, bisher erfolglos. Ob das so bleibt, wenn die Polizei die Knüppel zieht, sobald 
ein Ungeimpfter die Straße betritt? 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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06) Transbaltische Menschenkette Ăgegen die Coronadiktaturñ 

26. 08. 2021  

Baltic Way 2021 · Bildquelle: Youtube / Priit Roosileht 

Am 23. August, ab 19 Uhr, nahmen Zehntausende von Menschen am Baltischen Weg 2021 
(Baltic Way 2021) teil, einer Menschenkette, die Tallinn (Estland) über Riga (Lettland) mit 
Vilnius (Litauen) verband. Diese transnationale Demonstration wurde weitgehend von 
der historischen Bewegung inspiriert, die am 23. August 1989 organisiert wurde und zur 
Unabhängigkeit der baltischen Länder führte. 

ĂWir weigern uns, uns gegenseitig zu bekªmpfenñ 

Heute ging es nicht mehr darum, die Unabhängigkeit zu erlangen, sondern, wie die 
Initiatoren auf ihrer Website (www.balticway2021.com) ankündigten, zu zeigen, dass die 
Menschen im Baltikum, ob geimpft oder nicht, zusammenhalten, egal was passiert: ĂEs 
spielt keine Rolle, was Sie über die aktuellen Ereignisse denken ï ob Sie glauben, dass wir 
einen medizinischen Notfall haben oder dass die Covid-Epidemie zum Zweck einer 
repressiven Politik und der bewussten Einschränkung unserer Freiheiten durch die 
Kontrollmächte hergestellt wird. Geimpft oder nicht geimpft, das spielt keine Rolle [é] 

Sie versuchen, einen Keil zwischen uns zu treiben, aber nein, das wird nicht passieren! Wir 
weigern uns, einander zu bekämpfen, sondern wir laden jeden von uns ein, 
zusammenzukommen, einander zu lieben und vereint zu seinò. 

Die Organisatoren, RȊdolfs BrǛmanis (Lettland), Robertas Vaiġnoras (Litauen), Hando 
Tõnumaa und Mariann Joonas (Estland), erläutern die Forderungen dieser Volksbewegung 
wie folgt: 

F¿r eine ĂGesellschaft ohne Einsch¿chterungñ 

¶ ĂWir sind f¿r die Wahlfreiheit bei Impfungen. Jeder hat das Recht auf die 
Unversehrtheit seines Körpers. 

¶ Wir stehen für Gleichheit und Einigkeit. Eine Gesellschaft, in der Menschen 
eingesperrt sind, schafft kein sicheres Lebensumfeld. 

https://visegradpost.com/en/2016/08/27/the-baltic-way/
http://www.balticway2021.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/BalticWay2021.jpg?fit=1680%2C895&ssl=1
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¶ Wir stehen für gezielten Schutz. 
¶ Wir müssen gefährdete Gruppen vor jeder Krankheit schützen und dem Rest der 

Gesellschaft ein normales Leben ermöglichen, ohne die Menschenrechte und 
Freiheiten zu verletzen. Eine gefährdete Person hat auch das Recht, selbst zu 
entscheiden, welche Art von Leben sie will. 

¶ Wir unterstützen die Bereitstellung von offenen und ehrlichen Statistiken und Daten. 
Transparente Wissenschaft, offenes Hinterfragen und Diskussion müssen die 
Grundlage für die Entscheidungsfindung sein. 

¶ Wir wollen, dass der psychischen Gesundheit mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
Wir unterstützen positive, inspirierende und ermutigende Botschaften anstelle von 
negativen, bedrohlichen und einschüchternden Botschaften. 

¶ Wir setzen uns für eine Gesellschaft ohne Einschüchterung ein.ñ 

ĂSie klauen diese Ideen aus der Vergangenheitñ 

Der Schritt löste auch einige negative Reaktionen von historischen Aktivisten der baltischen 
Unabhªngigkeitsbewegungen aus, darunter Dainis ǬvǕns, der erste Vorsitzende der 
lettischen Volksfront, der am 24. August im lettischen Fernsehen erklªrte: ĂDas ist 
Ideenklau. Das ist eine ziemlich widerliche Sache. Offensichtlich sind diese F¿hreré keine 
Führer ï sie sind Anti-Führer, die keine Ahnung von ihren merkantilistischen politischen 
Interessen haben, sie stehlen diese Ideen von irgendwo aus der Vergangenheitéñ, eine 
Kritik, die von Marju Lauristin, einer historischen Aktivistin für die estnische Unabhängigkeit, 
geteilt wird: ĂWir wären nicht unabhängig geworden, wenn wir uns so verhalten 
hätten [é] diejenigen, die die Freiheit wollen, andere anzustecken [é] das ist nicht der 
Baltische Weg. Es ist etwas ganz anderes. Das ist ein antibaltischer Wegñ, sagte sie. 

Eine Bewegung der Hoffnung für einige 

Jérémie Mercier, ein auf Gesundheit spezialisierter Umweltforscher und Influencer, lebt seit 
Beginn der Covid-Krise im Exil in Estland, wo die Maßnahmen weit weniger restriktiv sind 
als in den meisten anderen westlichen Ländern. Für den 39-jährigen Franzosen mit 36.000 
Abonnenten auf Facebook, 20.000 auf Youtube und 6.500 auf Telegram ist diese 
Menschenkette im Baltikum kein Zufall. Vor Ort anwesend erklärt der Anti-Covid-Aktivist, 
dass es sich um Lªnder handelt, Ădie den Preis der Freiheit kennen und die 
Einschränkungen und dummen Tricks des Kommunismus erlebt habenñ. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der VISEGRÁD POST, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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07) Pfizer und Moderna: Wirksamkeit im freien Fall, das Ende des Tricks? 

26. 08. 2021  

Bildquelle: MPI 

Während der Covid-19-Impfstoff von Pfizer in den USA gerade vollständig zugelassen 
wurde und damit den Weg für eine obligatorische Impfung für alle ebnet, hat eine US-Studie 
ergeben, dass die Wirksamkeit der Impfstoffe von Pfizer und Moderna seit dem Erscheinen 
der Delta-Variante von 91 % auf 66 % gesunken ist. 

Die Daten stammen aus einer Studie, bei der Tausende von Mitarbeitern von 
Gesundheitszentren und Krankenhäusern in sechs US-Bundesstaaten befragt wurden, um 
die Leistung der Impfstoffe unter realen Bedingungen zu untersuchen. Die Teilnehmer 
werden wöchentlich sowohl auf symptomatische als auch auf asymptomatische Infektionen 
getestet. Fast alle geimpften Beschäftigten im Gesundheitswesen erhielten entweder Seren 
von Pfizer oder Moderna. Zwischen Dezember 2020 und April 2021 lag die Wirksamkeit der 
Impfstoffe bei der Verhinderung von Infektionen bei 91 %. Dies geht aus den Daten hervor, 
die von den Centers for Disease Control and Prevention (CDC), der führenden 
Gesundheitsbehörde des Landes, veröffentlicht wurden. Doch in den Wochen, in denen die 
Delta-Variante dominierte, d. h. in denen sie laut Sequenzierung für mehr als 50 % der Fälle 
verantwortlich war, sank die Wirksamkeit auf 66 %. 

Die Autoren der Studie warnen jedoch, dass dieser Rückgang möglicherweise nicht nur auf 
die Delta-Variante zurückzuführen ist, sondern auch auf eine im Laufe der Zeit 
nachlassende Wirksamkeit. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/moderna-pfizer-1024x768-1.jpg?fit=1024%2C768&ssl=1
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Äußerst beunruhigende Aussagen für neue, angeblich unverzichtbare und revolutionäre 
Impfstoffe! 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

08) Franzºsische Impfpassgegner kritisieren McDonaldôs als ĂKollaborateureñ 

26. 08. 2021  

No-McDo · Bildquelle: MPI 

Französische Impfpassgegner mit Spruchbändern drangen in einen McDonaldôs-Laden ein 
und riefen ĂCollabosñ (ĂKollaborateureñ). Dieselbe Szene wiederholte sich in 
Einkaufszentren und großen Geschäften in mehreren französischen Städten, berichtet MPI. 
  

 

https://www.medias-presse.info/pfizer-et-moderna-une-efficacite-en-chute-libre-fin-de-lentourloupe/145827/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.medias-presse.info/des-opposants-au-passe-sanitaire-envahissent-un-mcdo-au-cri-de-collabos/145835/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/no-mcdo.jpg?fit=650%2C572&ssl=1


Seite 80 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

 
Bildquelle: MPI  

Bei McDonaldôs scheint als GroÇkonzern ¿berhaupt ein Erf¿llungsgehilfe in Sachen 
indirekter Impfzwang zu sein. So wird man in Italien, wenn man nicht geimpft ist mit einem 
roten Punkt auf der Platzkarte auf dem Tisch gekennzeichnet. Soziale Diskrimination, wie 
sie schlimmer nicht geht, wie unser-mitteleuropa in einem eigenen Artikel (ĂMcDonald 
markiert Ungeimpfte mit rotem Punktñ) samt Video ausf¿hrte. 

Und auch in Deutschland steht man tatkräftig hinter der Pharma-Lobby. Dort konnte man 
sich vor McDonaldôs-Filialen in einen Inpfbus Ăimmunisierenñ lassen. Nach dem ĂImpfen to 
goñ gabós dann eine Sparmen¿ und die beruhigende Frohbotschaft mit auf dem Weg, wie 
schºn Geimpftsein sein kann. Wir berichtete in underer beliebten Serie ĂNeueste Infos zum 
Corona-Wahnñ (siehe 15.07.2021) ebenfalls. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/mcdonalds-markiert-ungeimpfte-mit-rotem-punkt-video/
https://unser-mitteleuropa.com/mcdonalds-markiert-ungeimpfte-mit-rotem-punkt-video/
https://unser-mitteleuropa.com/neueste-infos-zum-corona-wahn-drosten-gibt-zu-impfauffrischungen-ueberwiegend-unnoetig/
https://unser-mitteleuropa.com/neueste-infos-zum-corona-wahn-drosten-gibt-zu-impfauffrischungen-ueberwiegend-unnoetig/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Spenden und als Dankeschön Aufkleber erhalten: 

Spenden  

F¿r jede Spende (PayPal, Kreditkarte oder Bank¿berweisung) ab ú 10.- erhalten Sie als 

Dankeschön auf Wunsch ein Dutzend Aufkleber portofrei und gratis! In diesem Fall geben Sie 

uns bitte eine Lieferadresse bekannt, unter: unser-mitteleuropa@protonmail.com 

10 Euro Spende 12 Aufkleber 

20 Euro Spende 30 Aufkleber 

40 Euro Spende 100 Aufkleber 

100 Euro Spende 250 Aufkleber 

Größere Mengen auf Anfrage 

Möchten Sie uns via Banküberweisung unterstützen, finden Sie folgend unsere Kontodaten: 

New Network Communications 

IBAN: PL52 1020 2472 0000 6602 0609 1252 

BIC: BPKOPLPW 

Vielen Dank! 

 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:unser-mitteleuropa@protonmail.com
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Wanderungen und Einwanderungen                                                           Seiten 82 ï 95 

 

01) Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel? (Wiederholung) 

28. 07. 2021  

Dr. Norbert Freiherr van Handel (Foto: © Dr. Norbert van Handel) 

 

Dieser vor fünf Jahren erschienene Gastbeitrag von Dr. Norbert van Handel hat 
seinerzeit im deutschsprachigen Raum und zum Teil weit darüber hinaus große 
Aufmerksamkeit und mediales Echo hervorgerufen. Wir wiederholen den Beitrag 
heute aus gegebenem Anlass: dem bevorstehenden Ende der Ära Merkel. 
  

Vermerkt sei noch, dass einige der seinerzeitigen Medieninterpretationen soweit 
gingen, in dem Beitrag die Meinung oder eine Direktive des Hauses Habsburg-
Lothingen erkennen zu wollen; ein besonders weitschießender Bericht titelte sogar 
ĂEin offener Brief aus dem deutschen Kaiserhausñ (sic!) 

Um solchen Spekulationen entgegenzutreten und Missverständnissen vorzubeugen, 
möchte der Autor ausdrücklich darauf hinweisen, dass dieser namentlich von ihm 
gezeichnete Artikel lediglich seine Privatmeinung ist und somit nicht die 
Ordensmeinung des Europäischen St.Georgs-Ordens, dessen Prokurator er 
seinerzeit war, oder gar des Großmeisters des Europäischen St. Georgs-Ordens zum 
Ausdruck bringt.  

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2016/06/Dr.-Norbert-Freiherr-van-Handel-1.jpg?fit=800%2C577&ssl=1
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Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel? 

Von Dr. Norbert van Handel (Steinerkirchen a.d. Traun) 

¶ Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel, durch Ihre Politik die Identität Europas zu 
zerstören? 

¶ Wer gibt Ihnen das Recht, Deutschland in ein Land der Unsicherheit mit brennenden 
Flüchtlingsheimen, Vergewaltigungen und ansteigender Ausländerkriminalität zu 
verwandeln? 

¶ Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel, auch die angrenzenden Länder Österreich, 
Kroatien, Slowenien, Südtirol etc. durch Ihre Politik zu destabilisieren? 

¶ Mit welcher Berechtigung, Frau Merkel, kritisieren Sie, wie erst kürzlich mit 
Ministerpräsident Renzi in Rom, die österreichische Grenzpolitik, wenn Sie 
andererseits sich in Deutschland freuen, dass ï nur durch diese Grenzpolitik (!) ï 
weniger Flüchtlinge nach Deutschland kommen? 

¶ Wer gibt Ihnen das Recht, Frau Merkel, gemeinsam mit Herrn Schäuble, dafür 
verantwortlich zu sein Milliarden von Steuergeldern europäischer Bürger in 
Griechenland zu versenken, wobei gleichzeitig dieses Geld nicht den Menschen dort, 
sondern zu den deutschen und französischen Banken fließt, um deren Pleitepolitik 
zu sanieren? 

¶ Wer gibt Ihrem Vizekanzler Herrn Gabriel das Recht, den demokratischen Staat 
Österreich zu kritisieren und sich dort in die Bundespräsidentenwahl einzumischen? 

¶ Wie vereinbaren Sie, Frau Merkel, mit Ihrem eigenartigen Verständnis von 
Demokratie, ausgerechnet den undemokratischen Polizeistaat Türkei zu 
unterstützen, nur weil Ihre verfehlte Flüchtlingspolitik Sie nunmehr zwingt sich von 
Erdogan erpressen zu lassen? 

¶ Mit welcher Berechtigung, Frau Merkel, vereinbaren Sie mit der Türkei eine Visa-
Politik, die zusätzlich zu den Immigranten hunderttausende von Türken nach Europa 
bringt, wenn sie denn überhaupt funktioniert, was zunehmend weniger 
wahrscheinlich ist? 

¶ Wer sind Sie eigentlich, dass Sie sich erlauben ganz Europa zu islamisieren, ohne 
Rücksicht auf die Interessen und den Willen der Bevölkerung? 

¶ Wer gibt Ihnen das Recht TTIP zu unterstützen, das Europa immer mehr in die Hand 
der amerikanischen Großindustrie und -finanz bringt? 

¶ Meinen Sie wirklich, dass eine in Mitteldeutschland sozialisierte Pastorentochter mit 
SED-Vergangenheit auch nur irgendein moralisches Recht hat unseren Kontinent zu 
ruinieren? 

¶ Glauben Sie wirklich, dass Sie mit Ihrem ĂMuttigehabeñ Ihren hoffentlich baldigen 
Rücktritt abwehren können und glauben Sie tatsächlich, dass Ihr Bild in der 
Geschichte als Zerstörerin unseres Kontinents besonders glorreich werden wird? 

¶ Glauben Sie wirklich, dass Sie mit Ihren willfährigen Regierungskollegen vermeiden 
können, dass in Deutschland und Europa der Widerstand so stark werden wird, dass 
bürgerkriegsähnliche Zustände, wie sie derzeit schon in manchen Teilen Europas zu 
beobachten sind, vermieden werden können? 

¶ Sind Sie wirklich stolz darauf hauptverantwortlich dafür zu sein, dass der Frieden in 
Europa, die europäische Union und vor allem die kulturelle Identität unseres 
Kontinents zerfällt? 

Nehmen Sie zur Kenntnis, Frau Merkel, dass immer mehr Menschen aus der christlichen 
Mitte, weder Nationalisten, noch ewig Gestrige, sondern Menschen, die an die Zukunft 
Europas, aber nicht an Ihre Zukunft glauben, sich in kleineren und größeren Gruppen 
zusammenfinden, die letztendlich Sie und Ihre katastrophale Politik zum Einsturz bringen 
werden! 
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Dr.iur. Norbert Freiherr van Handel ist Unternehmer und (ehem.) Prokurator des 
Europäischen St.Georgs-Ordens, eines Ordens des Hauses Habsburg-Lothringen. Der 
Orden ist christlich und wertkonservativ, bekennt sich zu einem geeinten, selbstbewussten 
Europa und unterstützt den multinationalen alt-österreichischen Staatsgedanken sowie das 
verstärkte Erfordernis der Kooperation mit den Staaten Zentral- und Südosteuropas. 
Im Internet: europaeischer-sanct-georgs-orden.org 

 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

* 
 

02) Umfrage: Mehrheit der Polen unterstützt den Bau der Mauer an der Grenze  
      zu Weißrussland 
 
30. 08. 2021  

Polnische Soldaten beim Bau des Sicherheitszauns an der Grenze zu Belarus · Bildquelle: 
TT/MON 

Mehrheit der Polen ist auch gegen die Aufnahme von Migranten und Flüchtlingen in 
der aktuellen Krise 

Das Institut für Sozialforschung und Markt (IBRiS) hat im Auftrag des Fernsehsenders 
Polsat eine Umfrage durchgeführt, um die Meinung der Polen zum Thema Aufnahme von 
Migranten und Flüchtlingen in der aktuellen Krise zu ermitteln. 

Die Frage, die in der Umfrage gestellt wurde, lautete: ĂSollte Polen Migranten und 
Fl¿chtlinge aufnehmen?ñ Die Ergebnisse zeigen, dass 38,3 Prozent der Polen diese Frage 
positiv beantworteten (7,4 Prozent antworteten, dass Polen sie Ăauf jeden Fallñ aufnehmen 
sollte, und 30,9 Prozent, dass es dies Ăwahrscheinlichñ tun sollte), und 33,8 Prozent der 
Polen waren Ăwahrscheinlichñ gegen die Idee, Migranten aufzunehmen. Weitere 21,1 
Prozent antworteten, sie seien Ăauf jeden Fallñ gegen den Vorschlag. 

http://europaeischer-sanct-georgs-orden.org/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Polish-Belrusian-border-fence-TT-MON-1.jpg?fit=855%2C481&ssl=1
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Insgesamt waren mehr als die Hälfte (54,9 Prozent) der Befragten gegen die Idee, 
Migranten und Flüchtlinge nach Polen zu lassen. 

Die Gruppe derjenigen, die gegen die Zulassung von Migranten sind, besteht hauptsächlich 
aus Männern (62 Prozent), Dorfbewohnern und Menschen mit geringerer Bildung. Weitere 
6,8 Prozent der Befragten gaben an, dass sie es nicht wüssten. 

Die zweite Frage lautete, ob eine Grenzmauer an der polnisch-weißrussischen Grenze 
errichtet werden sollte. Obwohl die Antworten in diesem Fall gleichmäßiger ausfielen, 
sprach sich die Mehrheit der Polen für eine solche Lösung der Krise aus. 

Die Umfrage ergab, dass 47,7 Prozent den Bau einer Mauer befürworteten (20,2 Prozent 
antworteten mit Ăauf jeden Fallñ und 27,2 mit Ăwahrscheinlichñ). Die Mehrheit dieser Gruppe 
bestand wiederum aus Männern (59 Prozent), Menschen mit geringerer Bildung und 
Bewohnern kleinerer Städte und Dörfer. 

Im Gegenzug sprachen sich 43,4 Prozent der Polen gegen die Idee aus, wobei 21,1 Prozent 
Ădefinitiv gegenñ eine solche Lºsung waren und 22,3 Prozent Ăwahrscheinlich nichtñ daf¿r 
waren. Weitere 9,2 Prozent der Befragten waren nicht in der Lage, diese Frage zu 
beantworten. 

Mehr als 3.000 Versuche, die weißrussische Grenze illegal zu überschreiten, im 
August 

Am Montag kündigte der polnische Verteidigungsminister Mariusz Bğaszczak an, dass ein 
Sicherheitszaun an der polnisch-weißrussischen Grenze errichtet werden soll. 

Der polnische Grenzschutz teilte am Donnerstag mit, dass er seit Anfang August mehr als 
3.000 Versuche, die weißrussisch-polnische Grenze illegal zu überschreiten, registriert hat. 
Grenzschutzbeamte vereitelten über 2.000 solcher Versuche und nahmen fast 900 illegale 
Migranten fest. 

 Quelle: DORZECZY.PL 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

 

 

 

https://dorzeczy.pl/sondaz/196356/jaki-jest-stosunek-polakow-do-przyjmowania-migrantow-i-budowy-muru-sondaz.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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03) Ein Transporter mit Migranten überschlug sich an der österreichisch- 
       ungarischen Grenze 
 
29. 08. 2021  

 
Bildquelle: kroativ.at 

An der österreichisch-ungarischen Grenze kippte ein Transporter mit österreichischen 
Kennzeichen, der Migranten transportierte. 

Bei diesem Unfall wurden nach ersten Angaben mehrere Menschen verletzt, der Fahrer und 
mehrere Migranten flohen vom Unfallort. 

Wie viele Menschen verletzt wurden oder wie viele vom Unfallort flohen, gibt die ungarische 
Nachrichtenagentur MTI nicht an, berichtet jedoch, dass die Verletzten ins Krankenhaus 
gebracht wurden. 

Die ungarischen Behörden haben bisher 21 Personen befragt. Sie behaupten, syrische und 
irakische Staatsbürger zu sein, hatten aber keine Dokumente dabei. 

Quelle: MIT 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/a2-19.png?fit=496%2C261&ssl=1
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04) Wegen illegaler Einwanderer: Deutschkreutz will Ăzivile Patrouillenñ  
      einführen 
 

Foto: ReinhardThrainer / Pixabay  

Aufgrund der täglichen Belästigungen der Bewohner der österreichischen Stadt 
Deutschkreutz will deren Bürgermeister Manfred Kölly eine private Zivilpatrouille 
einrichten, die die Einreise illegaler Einwanderer nach Österreich verhindern soll. 

ĂSo kann es nicht mehr weitergehenñ, sagte Kºlly, der sich im burgenlªndischen Landkreis 
Oberpullendorf, in dem Deutschkreutz liegt, seit langem über die Zahl der illegalen 
Einwanderer und Flüchtlinge beklagt. Kolly fordert seit langem eine Lösung des Problems, 
doch seine Appelle an die Bundesbehörden haben keine Früchte getragen. 

ĂAuch die Tatsache, dass die Zahl der Grenzschutzbeamten gestiegen ist, ªndert nichts an 
der Situation, da sie im Grunde nur ein āEmpfangskomiteeó sindñ, erklªrt Kºlly der 
österreichischen Tageszeitung KronenZeitung. 

Aus diesem Grund erwägen die Behörden ernsthaft die Aufstellung privater Truppen, die an 
den Grenzen stationiert werden und illegale Einwanderer daran hindern sollen, die Grenze 
zu überschreiten. Es ist auch eine Forderung, die der Bürgermeister an höhere politische 
Ebenen stellt. 

Aber die Einrichtung privater Patrouillen ist in dieser kleinen Stadt nichts Neues. Es war 
nªmlich bereits eine Ăstªdtische Zivilpatrouilleñ gebildet worden, die mehrmals wºchentlich 
durch die Stadt patrouillierte, um den Frieden zu gewährleisten und das Privateigentum zu 
schützen. 

Quelle: Kroativ.at 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://kroativ.at/zbog-ilegalnih-imigranta-deutschkreutz-planira-uvesti-gradanske-patrole/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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05) Nach Griechenland ist nun Polen dabei, seine Grenzen wirksam zu  
      schützen 
 
29. 08. 2021  

Polnisch-ukrainischer Grenzzaun · Bildquelle: MPI 

Während Griechenland gerade den Ausbau seiner Stahlmauer zum Schutz vor dem 
Zustrom afghanischer Migranten abgeschlossen hat, ist nun Polen an der Reihe, 
Grenzstrukturen zu errichten, wie Verteidigungsminister Mariusz Blaszczak am 23. August 
ankündigte. Ziel ist es, eine physische Barriere zu schaffen, um das Eindringen von 
Migranten auf europäischem Boden zu bekämpfen. Der Minister machte deutlich, dass er 
gegen die ĂSchaffung einer neuen Route f¿r die Schleusung von Einwanderern durch 
polnisches Gebietñ ist. 

Die geplante Anlage würde den ersten, bereits rund 130 Kilometer langen Einzeldrahtzaun 
verdoppeln: In Form eines 2,5 Meter hohen Stacheldrahtzauns soll er sich über 180 
Kilometer erstrecken, was etwa der Hälfte der Gesamtlänge der bewaldeten Grenze Polens 
zu Weißrussland entspricht. Der Minister sagte auch, dass sich die Zahl der Militärs an der 
Grenze bald verdoppeln und rund 2.000 Soldaten zur Unterstützung der Grenzpolizei 
eingesetzt werden sollen. 

In den letzten Monaten haben Tausende von Migranten, meist aus dem Nahen Osten, aus 
Syrien, dem Irak oder Afghanistan, versucht, die Grenze zwischen Weißrussland und den 
östlichen Ländern der Europäischen Union ï Estland, Lettland, Litauen und Polen ï zu 
überqueren. Die vier Länder prangern gemeinsam einen von Weißrussland organisierten 
Ăhybriden Angriffñ an, der ihrer Meinung nach Migranten ermutigt, illegal in die EU zu 
gelangen. In einer gemeinsamen Erklärung erklärten sie, der Zustrom von Migranten sei 
Ăvom Regime Alexander Lukaschenkos geplant und systematisch organisiertñ worden, dem 
Prªsidenten der so genannten Ăletzten Diktatur in Europañ, der sich wahrscheinlich f¿r die 
immer strengeren Sanktionen der EU rächen wollte. 

 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/mur-pologne-.jpg?fit=1000%2C541&ssl=1
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Auch wenn das Problem der Masseneinwanderung schon seit vielen Jahren besteht, so 
beunruhigt die Beschleunigung, die es derzeit erfährt, insbesondere durch die Afghanistan-
Krise, viele Länder vor den Toren Europas, die die ersten Opfer dieses unkontrollierbaren 
Stroms sind. Wir können zwar das Leid vieler heutiger Migranten nicht leugnen, aber unsere 
Länder können weder das ganze Elend der Welt aufnehmen, noch können sie es sich 
leisten, Tausende von illegalen Einwanderern und anderen Migranten ohne Papiere 
durchzulassen, die das ohnehin schon prekäre Gleichgewicht unserer Gesellschaften 
gefährden. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

06) Lampedusa-Fähre nach Infektion an Bord gesperrt 
 

27. 08. 2021  

Bildquelle: VoxNews 

Es handelt sich um das Fährschiff, das regelmäßig illegale Einwanderer von 
Lampedua nach Sizilien bringt 

Die Fªhre ĂSansovinoñ, die seit Monaten Bootsladungen illegaler Einwanderer zwischen 
Lampedusa und Porto Empedocle befördert, musste gestern Abend vor Anker bleiben, weil 
erneut ein Besatzungsmitglied positiv auf Covid-19 getestet wurde. 

Der infizierte Mann wurde offenbar verlegt und in einer speziellen Einrichtung isoliert 
untergebracht. Die übrigen Besatzungsmitglieder blieben in Quarantäne auf dem Schiff, das 
von den Gesundheitsbehörden effektiv blockiert wurde. 

 

https://www.medias-presse.info/apres-la-grece-cest-au-tour-de-la-pologne-de-proteger-efficacement-ses-frontieres/145952/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/minorenni-barba-lampedusa-672x372-1.jpg?fit=672%2C372&ssl=1
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Natürlich gab es Beschwerden von Einwohnern und Touristen aus Agrigento, die am Kai 
von Porto Empedocle standen, um sich nach Linosa oder Lampedusa einzuschiffen. Auch 
die Polizei griff ein, um eine Eskalation der Unruhen zu verhindern. 

Das Fªhrschiff ĂSansovinoñ wurde gestoppt und die f¿r heute Vormittag geplante 
Überführung von weiteren 110 illegalen Einwanderern aus dem Hotspot Lampedusa 
abgesagt. Nach den gestrigen Transfers mit denselben Fähren und dem Quarantäneschiff 
ĂAureliañ befanden sich noch 691 illegale Einwanderer in der Erstaufnahmeeinrichtung, 
obwohl die maximale Kapazität bei 250 liegt. Im Morgengrauen transferierte jedoch ein 
Patrouillenboot der Guardia di Finanza 50 ĂSchutzsuchendeñ, die in Porto Empedocle an 
Land gehen werden. 

Quelle: VoxNews 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 
07) Zusammenarbeit mit Tunesien zur Beendigung der Anlandungen in Sizilien 
 

        Von Nicola De Felice 

26. 08. 2021  

Bildquelle: Centro Machiavelli 

Die Anlandung von illegalen Einwanderern auf Lampedusa geht unvermindert weiter. Seit 
Anfang des Jahres sind rund 35.700 Illegale in Italien gelandet, achtmal mehr als im 
gleichen Zeitraum 2019 mit Salvini als Innenminister. Es gibt etwa 10.000 Tunesier, 5.000 
Bengalen, 3.000 Ägypter und dann all die anderen, meist Wirtschaftsmigranten, die den 
Menschenhändlern Schutzgeld zahlen. 

Der Innenministerin Lamorgese fehlt nach wie vor die notwendige Strategie, um das 
Phänomen einzudämmen. Es stimmt, dass sich das Problem nicht auf das Innenministerium 
beschränken lässt, sondern einen systemischen Ansatz mit allen anderen Ministerien 
erfordert, und zwar im Rahmen der politischen Zuständigkeiten, die dem Präsidenten des 
Ministerrats zugewiesen sind. Es ist jedem klar, dass die Folgen der derzeitigen Politik der 
offenen Häfen zu einer Verschärfung der wirtschaftlichen, sozialen und gesundheitlichen 
Probleme führen. 

 

https://voxnews.info/2021/08/27/traghetto-bloccato-dopo-contagio-a-bordo-e-la-nave-che-sposta-clandestini-da-lampedusa-alla-sicilia/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/tunisia.jpg?fit=1199%2C401&ssl=1


Seite 91 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

In Sizilien hatten die energische Impfkampagne, zu der Präsident Musumeci nach Kräften 
beigetragen hat, und der damit verbundene Rückgang der Ansteckungen sowie die 
Aufhebung der Beschränkungen die Hoffnung auf einen starken Aufschwung des Tourismus 
wieder aufleben lassen, wobei die unbestrittene Schönheit der Landschaft und das 
historische und archäologische Erbe, das in unmittelbarer Zukunft die einzige glaubwürdige 
Ressource für die Entwicklung dieses Gebiets darstellt, zum Tragen kamen. All dies ist 
durch den gleichzeitigen exponentiellen Anstieg der illegalen Einwanderung ernsthaft 
bedroht. Es gibt keine Hoffnung auf ein positives Ergebnis, wenn die Grenzen weiterhin wie 
ein Sieb bleiben und die NGO-Schiffe zusätzlich zu den Booten aus Tunesien weiterhin 
einen Taxidienst von der afrikanischen Küste aus unter dem humanitären Deckmantel 
betreiben. Auch die von der italienischen Regierung bereitgestellen Quarantäneschiffe 
lösen die durch die Pandemie verursachten Probleme nicht, im Gegenteil, sie verschärfen 
sie noch. Andererseits gewährleisten überfüllte Hotspots, die weit über die zulässige Anzahl 
hinausgehen, nicht die notwendigen hygienischen Bedingungen und können sogar das 
Auftreten neuer Virenvarianten fördern. 

All dies ist unwürdig für eine Nation, die sich rühmt, Souverän über ihr Territorium und ihr 
Meer zu sein. Sizilien darf nicht länger als Abladeplatz für illegale Einwanderer dienen, die 
Opfer eines verabscheuungswürdigen Menschenhandels sind und nach Europa gelangen 
wollen. Was Italien unter den gegenwärtigen Bedingungen mit schwerwiegenden Folgen für 
die Wirtschaft und die Lebensqualität erdulden musste, kann aufgrund der traditionellen 
Gastfreundschaft seiner Bewohner nicht länger hingenommen werden. Die internationalen 
Gesetze zur Seenotrettung können nicht herangezogen werden, um diesen Missbrauch zui 
rechtfertigen. 

Die italienische Regierung hat die Verantwortung für diese Tragödie zu übernehmen. 
Andererseits muss sie die Kooperationsbeziehungen mit Tunesien und Libyen nicht nur 
diplomatisch, sondern auch militärisch und wirtschaftlich intensivieren, und zwar auf der 
Grundlage einer Strategie, die eine eigene Grenzsicherung im Süden dieser Länder 
vorsehen muss. Mit Präsident Saied, der einzigen verlässlichen Figur im derzeitigen 
politischen Chaos in Tunesien, muss eine umfassende Zusammenarbeit geschaffen 
werden, die es dem Land ermöglicht, aus der schweren politischen und wirtschaftlichen 
Krise, in der es sich befindet, herauszukommen, indem ein konstantes und strukturiertes 
wirtschaftliches (aber nicht welfaristisches) und sicherheitspolitisches Engagement 
gewährleistet wird, angefangen bei Patrouillen ï in den Hoheitsgewässern und an Land ï 
unserer Polizeikräfte gemeinsam mit der tunesischen Garde Nationale, um jeden Versuch 
der Ausreise im Keim zu ersticken. An der tunesischen Grenze müssen Kommando- und 
Kontrollzentren mit Radarüberwachungssystemen sowohl im Norden als auch im Süden in 
Anwesenheit italienischer Experten eingerichtet und in Betrieb genommen werden. 

Die bezahlenden ĂSchiffbr¿chigenñ, die von den Menschenhªndlern an Bord der NGO-
Schiffe geschickt werden, müssen gemäß der Dublin-Verordnung der EU, die vorsieht, dass 
der Flaggenstaat des Schiffes die Verantwortung für den internationalen Schutz der illegalen 
Migranten übernimmt, unverzüglich per Luftbrücke, die Sizilien als Basis anbieten kann, 
nach Deutschland und Norwegen überführt werden. Radikal anders muss das Engagement 
der UNO in Afrika mit ihren UNHCR-Strukturen werden, damit Rückführungszentren vor Ort 
eingerichtet werden können. 

Die Souveränität und die Verteidigung des Territoriums, einschließlich der italienischen 
Gewässer, müssen ebenso geschützt werden wie die soziale, gesundheitliche und 
wirtschaftliche Sicherheit der einzelnen Bürger, insbesondere unserer Fischer, die legal in 
internationalen Gewässern fischen. 



Seite 92 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

 

 

Nicola De Felice 
Senior Fellow des Centro Studi Machiavelli. Als Konteradmiral (a.D.) und ehemaliger 
Kommandant von Zerstörern und Fregatten bekleidete er wichtige diplomatische, 
finanzielle, technische und strategische Ämter im Verteidigungs- und Marinestab, sowohl 
im In- als auch im Ausland, zu Wasser und zu Lande, wobei er sich für eine effiziente 
italienische Verteidigungs- und Sicherheitspolitik engagierte. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei CENTRO MACHIAVELLI, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

08) Rechtsanwalt Dr. Miha Pogaļnik: Br¿ssel kann den Lªndern keine  
      Migrantenquoten diktieren! 

       Journalisten sollten die Texte der Gründungsverträge der EU lesen  

       Von Domen Mezeg (Nova24tv) 

26. 08. 2021  

 
Miha Pogaļnik, Experte f¿r internationales Recht · Foto: STA 

https://www.centromachiavelli.com/2021/08/26/cooperazione-tunisia-sbarchi-sicilia/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Strokovnjak-za-mednarodno-pravo-Miha-Pogacnik-2048x1624-1-1068x847-1.jpg?fit=1068%2C847&ssl=1
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 ĂDie EU-Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, Migrantenkontingente zu 
akzeptieren, und die EU kann ihnen dies auch nicht rechtlich vorschreiben. Die 
Journalisten sollten einmal die Texte der beiden grundlegenden Verträge, des EU-
Gründungsvertrages (EUV) und des Vertrages über die Arbeitsweise der EU (AEUV), 
lesen und aufhºren, mit ĂBr¿ssel erwartet, Br¿ssel fordert éñ Panikmache zu 
betreiben. Angst ist Unwissenheitñ, schrieb der Vºlkerrechtler Dr. Miha Pogaļnik. 

Mit diesen Worten reagierte der internationale Rechtsanwalt Miha Pogaļnik auf die 
Klarstellung von Premierminister Janez Janġa zu den irref¿hrenden Behauptungen der 
slowenischen Zeitung Drevnik. Janġa: ĂUnglaubliche Irreführung! Nennen Sie mir die EU-
Mitglieder, die zusätzliche Quoten von Migranten aus Afghanistan akzeptieren werden. Und 
selbst wenn dies der Fall sein sollte, wird es ihre souveräne Entscheidung sein und nicht 
die Entscheidung der EU, sie auf die Länder umzuverteilen. Die EU hat diese Kompetenz 
nicht, also wird es keinen EU-Korridor geben. Die Zeitung erinnerte an die Antwort Brüssels 
auf Janġas Tweet, dass die EU und die Lªnder die Pflicht hªtten, sich um die bedrohten 
Menschen in Afghanistan zu kümmern. 

Zur weiteren Klªrung setzten wir uns mit Pogaļnik in Verbindung, der sich wie folgt zu der 
Angelegenheit ªuÇerte: ĂDer wichtigste Punkt ist, dass die EU so viele Befugnisse hat, wie 
ihr in den Gründungsverträgen zugestanden werden. Deshalb habe ich geschrieben, dass 
es für Journalisten eine gute Idee wäre, den EU-Gründungsvertrag und den Vertrag über 
die Arbeitsweise der EU zu lesenñ. Es ist jedoch die souverªne Entscheidung der einzelnen 
Länder, zu entscheiden, wer sich im Hoheitsgebiet eines Landes aufhält. Die EU kann also 
nicht vorschreiben, welche Länder und welche Quoten diese Länder akzeptieren, wenn sie 
dem nicht zustimmen. ĂEin Land kann sich weigern, Quoten zu akzeptieren. Es gibt einen 
Solidaritªtsmechanismus, mit dem einzelne Lªnder die ĂFl¿chtlingslastñ (Fl¿chtlinge, nicht 
Migranten!) teilen können, das tun sie auch, aber ohne die Zustimmung der einzelnen 
Lªnder ist das nicht mºglich.ñ 

Der Zustrom von Wirtschaftsmigranten · Foto: Twitter  
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Ein Flüchtling ist eine Person, die aus einem Gebiet flieht, in dem ihr Leben oder ihre 
Sicherheit bedroht ist, und die ein echtes Recht darauf hat, in einem ersten sicheren Land 
Zuflucht zu finden. ĂVon Afghanistan bis Slowenien gibt es eine ganze Reihe von sicheren 
Lªndernñ, erklªrt der Vºlkerrechtler. Daher ist jemand, der Grenzen ¿berschreitet, kein 
Flüchtling im klassischen Sinne mehr. Bisher handelte es sich weitgehend um so genannte 
ĂWirtschaftsmigrantenñ, die sich ihr Zielland sogar frei aussuchen konnten, wo sie leben, 
arbeiten und von dessen Sozialsystem profitieren wollten. So gingen sie zum Beispiel nach 
Schweden, Deutschland usw. oder eben dorthin, wo es ihnen am besten passte. Es 
handelte sich um Migranten ï Menschen, die beispielsweise aus wirtschaftlichen Gründen 
nach Europa kamen. Im Falle Afghanistans muss nach Ansicht von Pogaļnik jedoch 
unterschieden werden, wer die Menschen sind, die wirklich vor dem Krieg fliehen, und wer 
diejenigen sind, die die Besetzung dieses asiatischen Landes durch die Taliban auch für 
wirtschaftliche Zwecke ausnutzen. 

Einige arabische Länder sind sicher, zivilisiert und reich und könnten Wirtschaftsmigranten 
aufnehmen, aber sie wollen sie nicht. 
ĂUnd das ist eine Trennlinie, die Europa im Moment nicht ziehen kann. Kriegsflüchtlinge 
haben das Recht, im ersten sicheren Nachbarland Zuflucht zu suchen, die übrigen sind 
Migranten. Aber es ist Sache der einzelnen EU-Mitgliedstaaten zu entscheiden, wer wen 
aufnimmtñ, so Pogaļnik. Das wirft auch die Frage auf, warum immer nur von Europa die 
Rede ist: Es gibt zum Beispiel ölreiche arabische Länder, und es gibt eine gewisse kulturelle 
Nähe zwischen diesen und Afghanistan. Gleichzeitig sind diese Länder sicher, geordnet, 
zivilisiert und haben einen sehr hohen Lebensstandard (Bahrain, Katar, Kuwait usw.). ĂDies 
sind Lªnder, die das Potenzial haben, diese Menschen aufzunehmen.ñ Der Grund, warum 
sie zºgern, sie aufzunehmen, liegt laut Pogaļnik darin, dass sich diese Lªnder der Probleme 
bewusst sind, die die Aufnahme dieser Migranten mit sich bringen könnte, die EU aber 
offenbar nicht. 

ĂDie EU verhªlt sich wie ein unverantwortliches, gutherziges, dekadentes Kind. Sie hat ihre 
eigenen Institutionen und ihre eigene Bürokratie. Tatsache ist, dass das derzeit 
vorherrschende Denken der EU-Bürokratie von einer liberalen globalistischen Mentalität 
geprägt ist. Es ist am einfachsten, billigsten und schönsten, wenn irgendein Apparatschik in 
Brüssel den Gutherzigen spielt. Und er spielt Letzteres auf Kosten der nationalen, 
souveränen Staaten, die das hinnehmen, ertragen und bezahlen m¿ssen.ñ Das, so 
Pogaļnik, ist das Problem internationaler Organisationen, denn sie haben kein Territorium 
und spielen mit den Budgets und dem Repertoire der Mitgliedstaaten. Ein gewisser David 
Sassoli etwa kann im Europäischen Parlament alles sagen, aber er wird nicht zur 
Rechenschaft gezogen und nicht daf¿r bezahlt. ĂUnd am einfachsten ist es, den 
Speichellecker zu spielenñ, meint Pogaļnik. Es passt zu der multikulturellen Agenda, die die 
Menschen vorantreiben, und diese Agenda steckt sicherlich hinter den Kulissen. 
Nationalstaaten mit traditionellen Werten sind ein Hindernis für diese globalistische Agenda. 

 
Präsident des Europäischen Parlaments David Sassoli ·© European Union / Wikimedia CC-
BY-4.0  
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Dänemark wird Asylzentren außerhalb Europas errichten, aber wenn das Asyl 
gewährt wird, bleiben die Migranten in den Aufnahmeländern 

Diese Agenda, so der Professor für internationales und europäisches Recht an der 
European Law School, zielt darauf ab, die Nationalstaaten zu Ăverwªssernñ; die Migration 
ist eine gute Gelegenheit, dies zu tun, und ein großer Teil der Bevölkerung fällt darauf 
herein. Der entscheidende Punkt ist jedoch, so Pogaļnik, dass sich die EU mit all diesen 
Migrationsfragen, einschließlich der Auswahl und des Status dieser Menschen, außerhalb 
ihres Territoriums befassen sollte. Diese Probleme können in der Region gelöst werden. Ein 
Beispiel ist Dänemark, das ein Gesetz verabschiedet hat, das es dem Land erlaubt, Zentren 
für Asylbewerber außerhalb Europas einzurichten, in denen die Asylbewerber während der 
Bearbeitung ihres Antrags untergebracht werden können. In diesen Ländern würden die 
Migranten letztlich bleiben, wenn ihr Antrag genehmigt wird ï d. h. im ersten (nahen) 
sicheren Nachbarland. Es ist unverständlich, dass Migranten so viele Länder, Kontinente 
und zahlreiche nationale Grenzen durchqueren müssen, bevor sie in ihre Heimat 
zur¿ckkehren kºnnen. ĂAll diese Fragen sollten dort behandelt werden, wo sie auftreten. 
Wenn nicht in dem Land, aus dem sie stammen, z. B. in Afghanistan, dann in einem ersten 
sicheren Nachbarland, das ein EU-Verbündeter ist. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei DEMOKRACIJA, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://demokracija.si/fokus/pravnik-dr-miha-pogacnik-novinarji-naj-si-preberejo-besedila-ustanovnih-pogodb-eu-bruselj-ne-more-drzavam-diktirati-migrantskih-kvot/
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Blick über Europas Grenzen: Politische Themen                            Seite 96 
 

Keine Berichte 
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Europa, Europa und die Welt: Politische Themen                  Seiten 97 - 98 
 
 

01) EU will gläsernen Menschen und plant Einführung von  
      ĂVermºgensregisterñ f¿r Privatpersonen 
 
25. 08. 2021  

Bild: pixapay 

Weiterer Schritt in Richtung Überwachungsstaat droht  ï neues EU-
Vermögensregister angedacht 

Haben Sie Goldmünzen oder wertvolle Bilder zu Hause? Besitzen Sie Wertpapiere, wenn 
ja, welche, oder gar Bitcoins? Gehören Ihnen Immobilien oder Firmen irgendwo in der 
Europäischen Union? 

All das soll in Zukunft in einem neu zu schaffenden Europäischen Vermögensregister zentral 
erfasst und gespeichert werden, geht es nach den Wünschen der EU-Kommission, die vor 
kurzem bekannt wurden. Unter der Nummer Ă2021/S 136ï358265ñ lªsst die 
Generaldirektion Finanzstabilität, Finanzdienstleistungen und  Kapitalmarktunion (FISMA) 
in einer Studie untersuchen, wie hier die privaten Vermögensverhältnisse jedes einzelnen 
EU-Bürgers am besten durchleuchtet und an zentraler Stelle ausgewertet werden können. 

Wºrtlich sollen Ăaus  verschiedenen Quellen des Vermögenseigentums (z. B. Landregister, 
Unternehmensregister, Trust- und  Stiftungsregister, zentrale Verwahrstellen von 
Wertpapieren usw.) verfügbare Informationen gesammelt und  miteinander verknüpft  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Geldboerse.jpg?fit=1170%2C893&ssl=1


Seite 98 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

werdenñ. Gesammelt werden sollen nicht nur Informationen aus Bankkonten und 
Wertpapierdepots in allen EU-Mitgliedsstaaten, sondern auch ĂDaten ¿ber das Eigentum an 
anderen  Vermºgenswerten wie Kryptowªhrungen, Kunstwerken, Immobilien und Goldñ, so 
die offizielle Wunschliste der Kommission. 

Als Begr¿ndung muss wieder das abgedroschene Totschlagargument der ĂBekªmpfung von 
Geldwªsche und Steuerhinterziehungñ herhalten. Übersehen wird dabei von der Datenkrake 
in Brüssel, dass die Besteuerung von Unternehmensgewinnen, Kapitalerträgen und 
Vermögen ein ausschließliches Recht der einzelnen Nationalstaaten ist ï jedenfalls derzeit 
noch. Es geht daher, mit Verlaub gesagt, die EU-Kommission einen Dreck an, ob in meiner 
ein Picasso hängt oder ich mir einen wertvollen Oldtimer als Hobby leiste. 

Freuen dürften sich über ein solches Zentralregister von Goldbarren und 
Kunstgegenständen allerdings Einbrecherbanden und Enkeltrick-Betrüger. Sieht man doch 
dort gleich, wo es was zu holen gibt. Für den normalen Bürger wäre es aber ein weiterer 
Schritt zu totaler Durchleuchtung und staatlicher Kontrolle. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei ZUR ZEIT, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://zurzeit.at/index.php/eu-traeumt-vom-glaesernen-buerger/
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Deutschland und nahe Staaten: Politische Themen             Seiten 99 - 119 

 

01)  Deutsche Anti-Einwanderungs-Aktivisten übernehmen die Kontrolle über  
       soziale Medien 
 

          Von Éva Harangozó 

 

29. 08. 2021  

Alice Weidel · Foto: MTI / Clemens Bilan 

Die Alternative für Deutschland (AfD) erobert die Plattformen der sozialen Medien. In einem 
von der Deutschen Welle veröffentlichten Artikel heißt es, die Partei habe weit weniger 
Anhänger als ihre größeren Konkurrenten, dominiere aber die sozialen Medien und überhole 
die Sozialdemokraten (SPD) und die Christdemokratische Union (CDU) auf Facebook, 
Instagram und YouTube. 

Bei der Analyse der Beiträge der Parteien in den sozialen Medien zwischen dem 12. Juni 
und dem 15. August stellte die Deutsche Welle fest, dass die AfD einer der 
Spitzenkandidaten ist, 

Alice Weidel ist die bei weitem erfolgreichste Online-Politikerin mit rund 4,9 Millionen 
Aufrufen ihrer Videos auf verschiedenen Plattformen in diesem Zeitraum. 

Während die AfD nur 32.000 Mitglieder hat, sind es bei der CDU immer noch fast 430.000. 
Die Social-Media-Performance des CDU-Kandidaten Armin Laschet ist jedoch dürftig, da 
seine Botschaften u.a. zum Klimaschutz in der Regel nur wenige Nutzer auf Social-Media-
Plattformen mobilisiert haben und nicht mehr als ein paar hundert Likes oder Shares 
erhielten. 

https://www.dw.com/en/german-election-far-right-afd-outperforms-competitors-on-social-media/a-59004003
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/bb94611f0500417d810c5ef85cbfb170.jpg?fit=850%2C550&ssl=1
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Marcus Schmidt, Pressesprecher der AfD, formulierte dies gegenüber der Deutschen 
Welle so: 

Ich glaube nicht, dass die AfD ohne Facebook so schnell erfolgreich gewesen wäre. 

Die Dominanz der AfD in den sozialen Medien ist nicht neu: Eine vom Spiegel zitierte 
Umfrage vor zwei Jahren, vor den Wahlen zum Europäischen Parlament, ergab, dass die 
Partei zwischen 11 und 15 Prozent Zustimmung erhielt, 

doch 85 Prozent aller Online-Posts von deutschen politischen Parteien waren von der AfD. 

Die restlichen 15 Prozent verteilten sich auf die SPD, die Grünen und die CDU/CSU. 

Einem vom Spiegel befragten Experten zufolge ziehen die von der AfD aufgegriffenen 
Themen ï wie Migration oder Kriminalität ï deutlich mehr Reaktionen auf sich als Beiträge 
zu finanziellen oder kulturellen Themen. Außerdem reagiert die AfD viel schneller auf 
politische Ereignisse als andere Parteien. 

Verschiedene 
Umfragedaten zeigen, dass die CDU/CSU trotzdem zwischen 22 und 30 Prozent, die SPD 
zwischen 15 und 24 Prozent, die Grünen zwischen 16 und 20 Prozent und die AfD als 
Sechstplatzierte nur rund 11 Prozent erreichen würde, wenn am kommenden Sonntag 
gewählt würde. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.spiegel.de/international/germany/germany-afd-populists-dominate-on-facebook-a-1264933.html
https://magyarnemzet.hu/kulfold/2021/08/uraljak-a-kozossegi-mediat-a-nemet-bevandorlasellenesek
https://unser-mitteleuropa.com/
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02)  Der der Muslimbruderschaft nahestehende Verein ĂIslamic Relief  

        Germanyñ soll 712.000 Euro von der EU erhalten haben 

 
28. 08. 2021  

 
IRW-Logo · von Hamzaisa / Wikimedia CC BY-SA 3.0 

28/08/2021 

Antwort der Europäischen Kommission: 

Die Kommission hat Kenntnis von den Antworten, die die Bundesregierung 2017 und 2019 
gegen¿ber Bundestagsabgeordneten zu den Ăpersºnlichen Verbindungenñ zwischen 
einigen ehemaligen Vertretern von Islamic Relief Deutschland und der Muslimbruderschaft 
gegeben hat, sowie von dem Verbot von Islamic Relief World durch die israelischen 
Behörden im Jahr 2014(1). 

Die Haushaltsordnung (HO)(2) enthält auf objektiven Kriterien beruhende Regeln für die 
Gewährung von Mitteln an Einrichtungen. Im Bereich der humanitären Hilfe müssen 
Nichtregierungsorganisationen ihre Systeme, Regeln und Verfahren bewerten lassen, um 
zertifizierte Partner der EU zu werden. 

Die Kommission diskriminiert nicht aufgrund von Religion oder Weltanschauung und stuft 
Partnerorganisationen nicht nach ihrer religiösen Zugehörigkeit ein. 

Die Kommission hat Ănull Toleranzñ gegen¿ber jeglichem unangemessenen Verhalten von 
Partnern, die EU-Mittel erhalten. Die EU ist fest entschlossen, den Terrorismus zu 
bekämpfen, und wendet sich gegen jede Aufstachelung zu Gewalt und Hass. Die 
Kommission kann und wird keinerlei Unterstützung für den Terrorismus dulden(3) und wird 
unverzüglich Maßnahmen ergreifen, wenn ihr Anzeichen dafür bekannt werden, indem sie 
über das Frühwarn- und Ausschlusssystem Einrichtungen, die Terrorismus finanzieren oder 
terroristische Straftaten begehen, von der EU-Finanzierung ausschließt(4). Die 
ordnungsgemäße Verwendung der EU-Mittel wird außerdem durch strenge Mechanismen  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/IRW_Logo.jpg?fit=250%2C250&ssl=1
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(wie die Aussetzung des Vertrags oder der Zahlungen, die Beendigung des Vertrags und 
die Rückforderung von EU-Mitteln und wirtschaftlichen Ressourcen) gewährleistet, die in 
der Haushaltsordnung und in den mit den Empfängern der EU-Mittel geschlossenen 
Vereinbarungen geregelt sind. 

Einrichtungen, die EU-Mittel einsetzen, unterliegen ebenfalls den restriktiven Maßnahmen 
der EU(5). (5) In diesem Zusammenhang dürfen Personen und Einrichtungen, die von der 
EU als von Sanktionen betroffen bezeichnet werden, keine EU-Mittel erhalten. Die 
Kommission verweist auf die Antworten des für Haushalt und Verwaltung zuständigen 
Kommissionsmitglieds auf die schriftlichen Fragen im Rahmen des Entlastungsverfahrens 
2019(7). 

(1) www.theguardian.com/world/2020/jul/27/islamic-relief-to-contest-israeli-terrorism-
allegations-in-court 
(2) ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1. 
(3) KOM(2020) 795 endgültig vom 9.12.2020. 
(4) Artikel 136 Absatz 1 Buchstabe d der Haushaltsordnung 
(5) Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(6) www.sanctionsmap.eu 
(7) Insbesondere auf die schriftliche Anfrage Nr. 38: 
www.europarl.europa.eu/cmsdata/216929/Discharge%20Questionnaire_Hahn_Commissio
n%20replies%20consolidated%20final%20clean.pdf 

Frage: Finanzierung einer islamischen Vereinigung durch die Europäische 
Kommission 

Die Kommission hat Islamic Relief Deutschland als humanitären Partner für den Zeitraum 
2021ï2027 zertifiziert und bereits 712.000 Euro an Zuschüssen gewährt. 

Die Vereinigung gilt in Deutschland als der Muslimbruderschaft nahestehend und wird in 
Israel als terroristische Organisation geführt. 

Wie kann die Kommission in einer Zeit, in der Europa eine beispiellose Terrorismuswelle 
erlebt, die fast dreihundert französische Bürger das Leben gekostet hat, eine Organisation 
finanzieren, die der Muslimbruderschaft nahesteht und fester Bestandteil der islamistischen 
Netzwerke ist? 

Es ist nicht das erste Mal, dass die Kommission diese Art von Organisationen finanziert. So 
hat sie beispielsweise das European Muslim Network (gegründet von Tariq Ramadan), das 
Collectif contre lôislamophobie en France (CCIF, von der franzºsischen Regierung 
aufgelöst), das Forum der europäischen muslimischen Jugend- und 
Studentenorganisationen (Femyso) und Empowering Belgian Muslims finanziert. 

Kann die Kommission in Anbetracht dieser Informationen; 

1. die Entscheidungen, die zu diesen Partnerschaften geführt haben, trotz der bekannten 
Verbindungen dieser Vereinigungen zur islamistischen Bewegung rechtfertigen? 

2. Beabsichtigt sie, ihre Zusammenarbeit mit Islamic Relief zu beenden und keine 
Zuschüsse mehr zu zahlen? 

3. Wird sie die Rolle der Muslimbruderschaft beim Aufstieg des Islamismus öffentlich 
anprangern und alle Subventionen für Organisationen der Muslimbruderschaft streichen? 

https://www.theguardian.com/world/2020/jul/27/islamic-relief-to-contest-israeli-terrorism-allegations-in-court
https://www.theguardian.com/world/2020/jul/27/islamic-relief-to-contest-israeli-terrorism-allegations-in-court
https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/216929/Discharge%20Questionnaire_Hahn_Commission%20replies%20consolidated%20final%20clean.pdf
https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/216929/Discharge%20Questionnaire_Hahn_Commission%20replies%20consolidated%20final%20clean.pdf
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04/07/2021 

Nach Angaben deutscher Medien haben extremistische islamistische Vereinigungen Gelder 
aus Europa erhalten. Der der Muslimbruderschaft nahestehende Verein ĂIslamic Relief 
Germanyñ soll 712.000 Euro von der Europªischen Kommission erhalten haben. Diese 
Organisationen können in der Regel den Deckmantel einer karitativen Organisation nutzen. 

Atlantico: Wie mehrere Medien wie Die Welt in Deutschland aufgedeckt haben, haben 
extremistische islamistische Vereinigungen Gelder aus Europa erhalten. Allein im Jahr 2019 
hªtte der der Muslimbruderschaft nahestehende Verein ĂIslamic Relief Germanyñ 712 000 
Euro von der Europäischen Kommission erhalten. Die Generaldirektion für 
Katastrophenschutz und humanitäre Hilfe der Europäischen Kommission (ECHO) ist 
angeblich beteiligt. Ist es möglich, dass Verbände, deren Werte mit denen der EU 
unvereinbar sind, Schlupflöcher im System ausgenutzt haben, um solche Beträge zu 
erhalten? Wie haben sie das gemacht? Haben sie zum Beispiel den Deckmantel einer 
karitativen Organisation benutzt? 

Florence Bergeaud-Blackler (Forscherin am CNRS): Zunächst einmal müssen wir uns 
über die Begriffe im Klaren sein. Wie stellt man fest, dass eine Vereinigung Ăextremistischñ 
ist, dass ihre Werte nicht mit denen der EU vereinbar sind? Die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (EU), die seit dem Vertrag von Lissabon (2009) verbindlich ist, enthält 
eine Reihe von Grundsätzen wie die Gleichheit von Männern und Frauen, die Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit, zu der auch die Freiheit gehört, seine Religion nicht zu 
haben oder zu wechseln. 

Eine NGO, die diese Kriterien nicht einhält, sollte theoretisch niemals von den europäischen 
Institutionen finanziert werden oder Unterstützung erhalten. Diese Finanzierung und 
Unterstützung fällt jedoch durch die Maschen, weil sie ihre Aktivitäten verbergen, aber auch, 
weil sie sich hinter karitativen Werken oder der Verteidigung der Menschenrechte 
verstecken. 

Der Fall von ĂIslamic Reliefñ ist besonders emblematisch. Dieser humanitªren NGO (und 
ihren nationalen Büros) werden seit etwa zwanzig Jahren Verbindungen zu terroristischen 
Netzwerken vorgeworfen. Mehrmals wurde sie wegen antisemitischer Äußerungen 
angeprangert (US-Außenministerium). In Europa haben Länder wie Frankreich, die 
Schweiz, die Niederlande und Deutschland seit langem die Verbindungen von Islamic Relief 
zur Muslimbruderschaft erkannt. Dennoch erhielt Islamic Relief Deutschlandñ Berichten 
zufolge 712.000 Euro von der Europäischen Kommission. In den Jahren 2019ï2020 hat 
Schweden ï ein Land, in dem die Bruderschaft einen gewissen Einfluss hat ï Islamic Relief 
Worldwide 2,1 Millionen Dollar f¿r Ăhumanitªre Unterst¿tzungñ in Gaza gewªhrt. Und das, 
obwohl die schwedische Agentur für zivile Notfälle 2016 berichtete, dass Islamic Relief eine 
ĂSchl¿sselorganisationñ bei der Unterst¿tzung der Muslimbruderschaft war, dass sie Milizen 
im Syrienkonflikt unterstützte und dass die Vereinigten Arabischen Emirate bereits 2014 
Organisationen von Islamic Relief auf ihre Liste der terroristischen Organisationen gesetzt 
hatten. 

Die Gründer von Islamic Relief haben enge Verbindungen zur Bruderschaft, wenn sie nicht 
gerade in leitender Funktion tätig sind, und sie waren stark an der Verbreitung der 
Bruderschaft in Europa beteiligt. 

Essam El-Haddad, Mitbegründer von Islamic Relief Worldwide und ehemaliger Direktor von 
Islamic Relief Worldwide und Islamic Relief-UK war ein hochrangiger Funktionär der 
Muslimbruderschaft. 
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Ahmed Al-Rawi, ehemaliger Direktor von IRW, war Präsident der europäischen 
Bruderschaftsorganisation FIOE und Mitglied des Europäischen Fatwa-Rates unter der 
Leitung von Youssef el-Qaradawi. 

Der Rest des Interviews auf Atlantico 

05/09/2020 

Nach Angaben des Berliner Senats und der Bundesregierung hat Islamic Relief Deutschland 
Verbindungen zu Organisationen aus dem Umfeld der Muslimbruderschaft. Die 
Bundesregierung hat in einer schriftlichen Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP-
Bundestagsfraktion vom 15. April 2019 erneut Ăerhebliche personelle Verflechtungenñ 
zwischen ĂIslamic Relief Worldwideñ sowie ĂIslamic Relief Deutschlandñ mit der 
ĂMuslimbruderschaftñ oder ihr nahestehenden Organisationen bestªtigt. Gleichzeitig 
bestªtigte die Bundesregierung, dass Ăaus den ºffentlich zugªnglichen Jahresberichten von 
āIslamic Relief Deutschlandó und āIslamic Relief Worldwideó hervorgeht, dass āIslamic Relief 
Deutschlandó den GroÇteil der Projektmittel an āIslamic Relief Worldwideó ¿berweistñ. 

Islamic Relief wird beschuldigt, Kontakte zur Muslimbruderschaft zu unterhalten. Dennoch 
unterstützte das Auswärtige Amt die Vereinigung. Nach einer Untersuchung der WELT AM 
SONNTAG stellt Aktion Deutschland Hilft die Zusammenarbeit nun ein. 

Aktion Deutschland Hilft hat die Mitgliedschaft bei Islamic Relief Deutschland bis auf 
Weiteres ausgesetzt. Dies teilte eine Sprecherin des Bündnisses der 
Katastrophenschutzorganisationen der WELT AM SONNTAG mit. Diesem Treffen ging den 
Angaben zufolge eine außerordentliche Sitzung des Vereinsvorstands mit Vertretern von 
Islamic Relief am Donnerstag in Bonn voraus. Islamic Relief wird nun die Möglichkeit haben, 
Ăseine Strukturen und Systeme zu ¿berpr¿fenñ, so die Erklªrung. 

Islamic Relief bezeichnet sich selbst als ĂPartner der Bed¿rftigen und Notleidenden in aller 
Weltñ. Der in Kºln ansªssige gemeinn¿tzige Verein steht jedoch in der Kritik, Kontakte zu 
Vertretern des fundamentalistischen Islam zu unterhalten. Im vergangenen Jahr hatte die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP erklärt, es gebe 
Ăerhebliche personelle Verflechtungenñ zwischen Islamic Relief und der islamischen 
Muslimbruderschaft oder ihr nahestehenden Organisationen. 

Das israelische Verteidigungsministerium betrachtet das internationale Büro der 
Organisation, Islamic Relief Worldwide, als Teil des Finanzierungsapparats der radikal-
islamischen Organisation Hamas. Islamic Relief weist diese Vorwürfe zurück. Islamic Relief 
Deutschland und Islamic Relief Worldwide sind beide Ăreine Hilfsorganisationen und lehnen 
Terrorismus und jede Form von Gewalt entschieden abñ, so ein Sprecher. Er sagte, die 
israelische Anschuldigung sei Gegenstand eines laufenden Gerichtsverfahrens. 

Im Jahr 2019 hat Aktion Deutschland Hilft Spenden in Höhe von 36 Millionen Euro 
gesammelt. Von diesem Betrag gingen nach Angaben im Jahresbericht etwa 2,5 Millionen 
Euro an Islamic Relief. Die Spendenaufrufe werden u.a. von der ARD als offiziellem 
Medienpartner ausgestrahlt und erreichen ein Publikum von mehreren Millionen Menschen. 
Der Vorstandsvorsitzende des Bündnisses ist Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD). 
Auch das Auswärtige Amt unterstützt Islamic Relief seit Jahren direkt. Diese Subventionen 
in Höhe von mehreren Millionen Euro lösten eine Prüfung des Bundesrechnungshofes aus, 
die in diesem Jahr abgeschlossen wurde. Die Ergebnisse der Prüfung wurden als vertraulich 
eingestuft. Sie enthielt Ăzu einem groÇen Teil é verfassungsschutzrelevante 
Informationenñ. 

https://atlantico.fr/article/decryptage/quand-l-union-europeenne-finances-des-groupes-extremistes-sans-s-en-rendre-compte-florence-bergeaud-blackler
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Nach Angaben von German Islamic Relief ist ein Projekt mit dem Auswärtigen Amt im März 
2020 ausgelaufen. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch eine Zahlung des Ministeriums. ĂWenn 
es tatsächlich Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Förderung gegeben hätte, wäre Islamic 
Relief Deutschland mit Rückzahlungsforderungen und dem Vorwurf der illegalen 
Mittelverwendung konfrontiert wordenñ, erklªrte ein Sprecher des Vereins. Die 
Wohltätigkeitsorganisation hofft, auch in Zukunft Mittel vom Auswärtigen Amt zu erhalten. 

Vor kurzem sind zwei Mitarbeiter von Islamic Relief Worldwide wegen 
Antisemitismusvorwürfen zurückgetreten. In einer Presseerklärung kündigte die 
Organisation einen Reformprozess an. 

Quelle. Fdsouche 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

03) Deutschland: Somalier nach Messerangriff erschossen 
 

26. 08. 2021  

 
Symbolbild · Bildquelle: LesObs 

Polizeibeamte haben in der hessischen Kleinstadt Groß-Gerau einen Mann 
erschossen. Gegen 21 Uhr waren mehrere Notrufe bei ihnen eingegangen. 

ĂBei der Festnahme wurden Schusswaffen gegen einen Verdªchtigen eingesetztñ, teilte die 
Polizei mit. Der Mann wurde schwer verletzt und starb noch während der Behandlung durch 
einen Notarzt. 

Mehrere andere Personen wurden schwer verletzt und ins Krankenhaus gebracht. 

https://www.fdesouche.com/2021/08/28/lassociation-proche-des-freres-musulmans-islamic-relief-germany-aurait-percu-712-000-euros-de-la-commission-europeenne-maj/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/couteau_agression_violence_lame-768x512-448x293-1.jpg?fit=448%2C293&ssl=1
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Es begann offenbar mit einem Familienstreit in einer Wohnung. Der 39-jährige somalische 
Vater griff seine Schwiegermutter und seine Frau (40) mit einem Messer an. Die 
Schwiegermutter wurde besonders schwer verletzt. 

Der Frau gelang es, aus der Wohnung zu fliehen, doch der Ehemann verfolgte sie. Dann 
verletzte er zwei Nachbarn (43 und 46 Jahre alt), die seiner Frau zu Hilfe geeilt waren, mit 
dem Messer. 

Die inzwischen alarmierte Polizei griff daraufhin zur Waffe und erschoss den 39-jährigen 
Mann. 

Quelle: Bild 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

04) Dramatischer demografischer Wandel in Deutschland bei Kindern im  

      Schulalter: Mehrheit der Schüler in Hamburg hat Migrationshintergrund 
 

 25. 08. 2021  

Fotoquelle: suedtiroler-freiheit.com (SYMBOLBILD) 

An Hamburgs allgemeinbildenden Schulen haben von den rund 257.000 Kindern im 

Schuljahr 2020/2021 51,4 Prozent einen Migrationshintergrund. Während der 
demografische Wandel in Hamburg signifikant ist, vollzieht sich dieser Wandel auch im 
übrigen Deutschland, wenn auch langsamer. 

Die Geburtenrate in Deutschland ist seit Jahren konstant. Im Durchschnitt bringen Frauen 
derzeit 1,53 Kinder zur Welt. Damit liegt Deutschland ziemlich genau im Mittelfeld der EU. 
Eine Bevölkerung gilt als fortpflanzungsfähig, wenn die Geburtenrate mindestens 2,1 
beträgt. 

 

https://www.bild.de/news/inland/news-inland/polizei-erschiesst-mann-in-gross-gerau-hessen-nach-auseinandersetzung-77481818.bild.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2016/09/Ausländerkinder.jpg?fit=620%2C330&ssl=1
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ĂEin Land mit Kindern ist ein Land mit Zukunftñ, sagte der fr¿here Bundeskanzler Helmut 
Kohl (CDU). 

Dieses Deutschland ist weit entfernt von dem, was es war, als Kohl an der Macht war. Was 
sich seitdem deutlich verändert hat, ist die ethnische Zusammensetzung der Kinder und 
damit der zukünftigen Steuerbasis Deutschlands, was sich an der Zahl der Schüler unter 18 
Jahren mit Migrationshintergrund ablesen lässt. Die Junge Freiheit hat bei den 
Bundesländern Daten zur Demographie der schulpflichtigen Kinder angefordert und in den 
meisten Fällen die neuesten Zahlen erhalten. 

Auffällig ist, dass in einigen Bundesländern junge Deutsche ohne ausländische Wurzeln nur 
eine knappe Mehrheit bilden. In Hamburgs allgemeinbildenden Schulen hat sich das 
Verhältnis bereits gegen sie gewendet. Von den rund 257.000 Kindern im Schuljahr 
2020/2021 hatten 51,4 Prozent einen Migrationshintergrund. Nach der Definition der 
meisten Bundesländer ist dies der Fall, wenn ein Schüler im Ausland geboren wurde, ein 
Elternteil nicht in Deutschland geboren ist, das Kind eine ausländische Staatsangehörigkeit 
besitzt oder zu Hause eine Ănichtdeutsche Herkunftsspracheñ gesprochen wird. 

In nordrhein-westfälischen Gymnasien liegt der Wert bei über 60 Prozent. 

In Bremen hatten 44,8 Prozent der Kinder und Jugendlichen an allgemeinbildenden Schulen 
einen Migrationshintergrund. Wie in den meisten anderen Bundesländern lag der Anteil an 
den beruflichen Schulen mit 31,9 Prozent deutlich niedriger. Im bevölkerungsreichsten 
Bundesland Nordrhein-Westfalen lag der Anteil bei 39,3 Prozent. Betrachtet man jedoch die 
einzelnen Schularten, so gibt es erhebliche Unterschiede. 

An den Gymnasien lag der Anteil der Schüler mit ausländischer Herkunft bei 62,5 Prozent, 
gefolgt von den Gesamtschulen (45,8 Prozent). An den Grundschulen lag dieser Anteil bei 
44,9 Prozent. Dagegen machten Kinder und Jugendliche mit ausländischen Wurzeln an den 
Gymnasien im westlichen Bundesland weniger als ein Drittel aus. 

Knapp hinter Nordrhein-Westfalen folgt Berlin in der Rangliste mit dem höchsten Anteil von 
Schülern mit Migrationshintergrund. In der Hauptstadt lag der Wert bei den 
allgemeinbildenden Schulen bei 39,3 Prozent und bei den beruflichen Schulen bei 28 
Prozent. In Hessen hatten 38,2 Prozent der Kinder und Jugendlichen an allgemeinbildenden 
Schulen ausländische Wurzeln. 

In drei Bundesländern werden solche Daten nicht erfasst 

In Schleswig-Holstein hatten im vergangenen Schuljahr 30 Prozent der 290.400 Kinder und 
Jugendlichen, die Grund-, Regional- und Gemeinschaftsschulen oder Gymnasien 
besuchten, ausländische Wurzeln. An den beruflichen Schulen lag der Wert mit 13 Prozent 
deutlich niedriger. 

Baden-Württemberg belegt den siebten Platz. Von den rund 1.100.000 Schülern an 
allgemeinbildenden Schulen hatten 27,2 Prozent ausländische Vorfahren. Ähnlich hoch war 
der Wert an den beruflichen Schulen. Für Bayern lagen die Zahlen für das vergangene 
Schuljahr noch nicht vor. 

In Rheinland-Pfalz liegt die Quote der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund 
auf einem ähnlichen Niveau. Sie liegt im Schuljahr 2020/2021 bei knapp über 23 Prozent in 
den allgemeinbildenden und 16,4 Prozent in den beruflichen Schulen. In den beiden übrigen  
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westdeutschen Bundesländern Niedersachsen und Saarland wird der Migrationshintergrund 
an den Schulen nicht ausgewiesen. 

Eine Sprecherin des niedersächsischen Landesamtes für Statistik erklärte gegenüber der 
Jungen Freiheit, dass das Merkmal Migrationshintergrund zwar schon seit einigen Jahren 
in den entsprechenden Datensystemen vorhanden sei, die Werte aber noch nicht 
überprüfbar seien. Damit entsprächen sie nicht den qualitativen Anforderungen. 

Dies sollte sich aber bald ändern. Im Saarland wird nur zwischen deutschen und 
ausländischen Studierenden unterschieden. Im vergangenen Jahr lag der Anteil 
nichtdeutscher Kinder und Jugendlicher an den allgemeinbildenden Schulen dort bei 15,1 
Prozent. 

Erwartungsgemäß ist die Zahl der Schüler mit Migrationshintergrund in den neuen 
Bundesländern deutlich geringer als die der Schüler ohne ein entsprechendes Merkmal. Am 
niedrigsten ist der Wert in Brandenburg. Von den knapp 295.000 Kindern und Jugendlichen 
an allgemein- und berufsbildenden Schulen hatten im vergangenen Jahr 7,1 Prozent 
ausländische Wurzeln. In Mecklenburg-Vorpommern lag dieser Wert bei 7,4 Prozent an 
allgemeinbildenden Schulen und 8,7 Prozent an beruflichen Einrichtungen. 

Es folgt Thüringen, wo dieser Anteil über alle Schulformen hinweg bei acht Prozent lag. In 
Sachsen lag der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund an den allgemeinbildenden 
Schulen bei 10,9 Prozent und an den beruflichen Schulen bei 7,3 Prozent. Wie das 
Statistische Landesamt in Sachsen-Anhalt mitteilt, unterscheidet das Land nicht zwischen 
Schülern mit und ohne Migrationshintergrund, sondern nur zwischen deutschen und 
nichtdeutschen Schülern. 6,3 Prozent der knapp 200.000 Kinder und Jugendlichen an 
allgemeinbildenden Schulen waren demnach Ausländer. In den beruflichen Schulen lag der 
Anteil mit 7,1 Prozent etwas höher. 

Deutschland ist nicht das einzige westliche Land mit einem dramatischen demografischen 
Wandel. In den Vereinigten Staaten stellen die Weißen inzwischen eine Minderheit der unter 
18-Jährigen dar. Der Anteil der Weißen an der US-Bevölkerung ist von über 90 Prozent in 
den 1960er Jahren auf 57 Prozent gesunken. 

Quelle: Remix News 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

https://rmx.news/germany/germany-new-data-shows-dramatic-demographic-changes-in-school-age-children-majority-of-students-in-hamburg-have-migration-background/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Österreich 
 
05) ¥sterreich: Die ĂPandemieñ samt Schikanen ist vorbei! Aber nur    
      für Kurz 
 
29. 08. 2021  

 
ÖVP-Parteitag | Bild: Screenshot FB 

Es gehört schon ein gerüttelt Maß an Frechheit und Überheblichkeit dazu, für Herbst wieder 
neue Schikanen im Zuge der ĂPandemiebekªmpfungñ anzuk¿ndigen und gleichzeitig 
demonstrativ auf die selbst verordneten Maßnahmen zu pfeifen. So geschehen am Parteitag 
der ÖVP, wo Sebastian Kurz nach seiner an die obersten-sowjetartige 
99,4-prozentigen  Zustimmung sich von seinen Parteifreunden huldigen, küssen und herzen 
ließ, wie es älteren Leser von uns an Treffen zwischen Breschnew und Honecker noch in 
Erinnerung ist. 

Die Klubobmann-Stellvertreterin des FPÖ und Ärztin Dr. Dagmar Belakowitsch findet dazu 
die passenden Wort: 

ĂDie ¥VP hat heute ein deutliches Zeichen gesetzt: Kanzler Kurz und seine ¿ber 1.000 
Parteifreunde haben vorgeführt, dass die Pandemie vorbei ist! Wenn die Schwarzen an 
ihrem Parteitag keine Regeln einhalten müssen (Abstand, Maske, Händeschütteln, 
Umarmen, Abbusseln), dann braucht das der Rest Österreichs wohl auch nicht mehr zu 
machen in den Supermärkten, am Arbeitsplatz, an den Universitäten und in den Schulen, 
oder?ñ 

 

 

 

 

 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Kurz-Huldigung-1.png?fit=522%2C243&ssl=1
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# 

Inwieweit die Kurzôschen Versprechungen ¿berhaupt noch ernst zu nehmen sind, beweist 
die Montage (hier unten). Vor genau zwei Monaten kündige Kurz noch an, dass die 
ĂPandemie f¿r Geimpfteñ praktisch vor¿ber sei. Beim vor wenigen Tagen stattgefunden 
ĂDonauinselfestñ entpuppten sich die Worte von Kurz einmalmehr als Lügen. 

 

Wenn es gilt, Stimmung f¿r Impfungen zu machen, werden im Dienst von āBig-Pharmaó 
Lockerungen versprochen. Hingegen wird der Schalter von ĂLockerungñ wieder auf  
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ĂDisziplinierungñ umgelegt, wenn man den Weisungen von Gesellschaftskonstrukteuren wie 
dem Gründer des World Economic Forum (WEF)und Globalsten Klaus Schwab, zu folgen 
hat. 

 
Erteilt hier Schwab dem jungen Kanzler Kurz Weisungen wie es lang zu gehen hat? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 112 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

 
06) Statistik Raubüberfälle Österreich 2018: 59,48 % Auslªnder, bei Ănurñ  
      15,3 % Bevölkerungsanteil ï allen voran Afghanen 
  
26. 08. 2021  

Bildquelle: FDS 

 

Man geht sicher nicht fehl, unter den ĂAngehºrigen der Russischen Fºderationñ vor allem 
Tschetschenen zu verstehen, die in ¥sterreich eine besonders hohe ĂAsylquoteñ erreicht 
haben. 

Ferner: 

 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/415070728_highres.jpg?fit=1000%2C562&ssl=1
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16,78% der ausländischen Vergewaltigungsverdächtigen sind Afghanen, während sie nur 
0,48% (!) der Gesamtbevölkerung in Österreich ausmachen 

 

Quelle: Statista / Statistik / Österreichische Bundesregierung: Bundeskriminalamt 2018 ï 
Bundesministerium für Inneres 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

07) Der ĂNegerñ im ºsterreichischen Recht ï damals und heute 

26. 08. 2021  

 
Zeitungs aus 1965 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/293102/umfrage/auslaenderanteil-in-oesterreich/#professional
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktur/bevoelkerung_nach_staatsangehoerigkeit_geburtsland/index.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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In George Orwellôs Klassiker der Weltliteratur Ă1984ñ erklªrt der Protagonist der Handlung, 
Winston Smith, dass er im Wahrheitsministerium in dem er arbeitet, am Adaptieren der 
Vergangenheit an die Gegenwart mitwirke. Nicht dürfe an Relikten oder Wissen 
vergangener Zeiten ¿brigbleiben, was nicht dem zeitgeistkonformen Vorgaben des ĂGroÇen 
Brudersñ entsprach. Die Begr¿ndung dazu liefert uns ebenfalls Orwell: ĂWer die 
Vergangenheit kontrolliert, kontrolliert die Zukunft; wer die Gegenwart kontrolliert, 
kontrolliert die Vergangenheit.ñ 

Ein Musterbeispiel einer derartigen orwellschen Vorgangsweise, um nicht zu sagen 
Dokumentenfªlschung, liefert uns das ºsterreichische ĂRechtsinformationssystem des 
Bundes (RIS)ñ. 

Dazu ein Beispiel: 

Im Jahre 1968 wurde behördlicherseits die Zustimmung zu einer Ehe einer Österreicherin 
mit einem, wir zitieren wºrtlich, ĂKongonegerñ verweigert. Die Begr¿ndung dazu: 

ĂDie EheschlieÇung einer minderjªhrigen ¥sterreicherin mit einem Kongoneger ist mit 
einem vielfältigen Risiko belastet, für welches weder der Vormund noch das Gericht die 
Verantwortung übernehmen können, daher keine Ersetzung er einer verweigerten 
Zustimmung.ñ 

Das entsprechende Dokument wurde dann 1997 digitalisiert (seihe unten) uns für jeden 
zugänglich gemacht. Im Jahr  2013 (19.12.2013) fand dann eine ĂAktualisierungñ statt. 
Seitdem liest es sich so: 

ĂDie Eheschließung einer minderjährigen Österreicherin mit einem 24-jährigen 
Kunststudenten (Staatsbürger der Republik Kongo) ist mangels hinreichender finanzieller 
Sicherheit und wegen erhöhter Konfliktsmöglichkeiten mit einem vielfältigen Risiko belastet, 
für welches weder der Vormund noch das Gericht die Verantwortung übernehmen können, 
daher keine Ersetzung einer verweigerten Zustimmung.ñ 

 

Die Originalversion aus 1968 findet sich noch im 1997 digitalisierten Dokument: 
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Hier die Ăaktualisierteñ Version   < https://ris.bka.gv.at/default.aspx>  von 2013: 
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Schweiz 
 
08) Christoph Blocher will seinen Kampf gegen die EU fortsetzen und lehnt    
      jede andere Vereinbarung ab 
 
29. 08. 2021  

 
Christoph Blocher · Bildquelle: LesObs 

Der ehemalige Bundesrat Christoph Blocher (SVP) hat am politischen Tag der Aktion für 
eine unabhängige und neutrale Schweiz (Action pour une Suisse indépendante et neutre, 
ASIN) zum Kampf gegen ein neues Rahmenabkommen zwischen der Schweiz und der EU 
aufgerufen. Er will die Kräfte unter seiner Führung vereinen. 

Christoph Blocher hat sich für einen Zusammenschluss der Kräfte zwischen der ASIN und 
dem Komitee ĂEU-Neinñ ausgesprochen, um die Kampfkraft zu stªrken. Er selbst 
beabsichtigt, diese Arbeitsgruppe zu leiten: Da er viele Jahre lang den Vorsitz beider 
Organisationen innehatte, kennt er deren Stärken und Schwächen, sagte er in seiner 
schriftlichen Rede. 

Die Gefahr einer institutionellen Anbindung der Schweiz an die EU sei zwar vorerst gebannt, 
aber nicht verschwunden, so Blocher. ĂWir haben einen Schritt gemacht. Aber die Mehrheit 
der politischen Klasse will nach wie vor die automatische Übernahme des Rechts, das 
Entscheidungsrecht fremder Richter und die Unterzeichnung eines verräterischen 
Abkommens, das mit der āGuillotineó-Klausel faktisch ein K¿ndigungsverbot bedeutet.ñ 

Quelle: Les Observateurs 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

https://lesobservateurs.ch/2021/08/29/il-refuse-tout-autre-accord-christoph-blocher-veut-poursuivre-son-combat-contre-lue/
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09) Kanton Waadt: Anwalt appelliert im Namen eines Hundes 
 
 
27. 08. 2021  

Pomeranian (Symbolbild) · Foto: Jpkollman / Wikimedia CC0 

Lokum, ein Pomeranian, wurde mit falschen Papieren aus der Türkei eingeführt, was 
sein Besitzer nicht wusste. 

Das Waadtländer Veterinäramt hatte beschlossen, den Pomeranian einzuschläfern, da es 
den Verdacht hatte, dass er an Tollwut erkrankt war. Der Anwalt seines Besitzers, Romain 
Jordan, hatte im Namen seines Mandanten, aber auch des Hundes selbst, Einspruch gegen 
das Urteil eingelegt. 

ĂWenn ich mich nicht irre, ist dies der erste Fall in der Schweizer Justizgeschichteñ, sagte 
Jordan. Das Interesse besteht darin, Ăden Hund als unmittelbaren Trªger von Rechten als 
nicht-menschliche Person zu etablieren, ohne dass es auf den materiellen Besitz einer 
Sache durch seinen Besitzer ankommtñ. Er argumentiert, dass Lokum als 
empfindungsfähiges Wesen gilt, und zitiert dazu ausländische Rechtsprechung: In  

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Scrappypom.jpg?fit=1280%2C1176&ssl=1
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Argentinien wurde 2014 und in Kolumbien 2017 ein Orang-Utan und ein Bär als 
nichtmenschliche Personen anerkannt. 

Der angefochtene Waadtländer Entscheid sah vor, dass Lokum bis zum 23. August in die 
Türkei (aus der er mit gefälschten Papieren eingeführt worden war) zurückgeschickt wird, 
falls der Tollwutverdacht bestehen bleibt. Andernfalls sollte er am 24. eingeschläfert werden. 
Am 25. wurde er eingeschläfert, allerdings aus einem anderen Grund: Er befand sich in 
einem kritischen Zustand, nachdem er sich vermutlich mit dem Parvovirus angesteckt hatte. 
Dieser Zeitplan Ă¿berraschtñ Herrn Jordan, der die rasche Verschlechterung des 
Gesundheitszustands des Hundes f¿r Ăunerklªrlichñ hªlt. Der Kantonstierarzt Giovanni 
Peduto, dem die Ergebnisse der Autopsie noch nicht vorliegen, weist darauf hin, dass die 
illegal eingeführten Tiere im Allgemeinen schlechten Zucht- und Transportbedingungen 
ausgesetzt waren, die sie geschwªcht und dem Tod ausgesetzt haben. ĂDieses 
Tierschutzproblem zeigt, wie wichtig es ist, illegale Einfuhren zu bekªmpfenñ. 

Der Anwalt, ein Verfechter des Tierschutzes, will nun beantragen, dass seine Berufung 
trotzdem bearbeitet wird: Er möchte eine Entscheidung in der Sache. 

Fachleute sind hingegen skeptisch gegenüber den Erfolgsaussichten des Antrags. François 
Bellanger, Professor an der Universitªt Genf, stellt fest, dass ein Tier Ăkeine Person istñ. Es 
handelt sich um eine bewegliche Sache im Sinne des Zivilrechts, auch wenn diese 
Qualifikation seit einigen Jahren umstritten ist. Sie ist daher nicht rechtsmittelfähig. Thierry 
Tanquerel, Honorarprofessor an der UNIGE, stimmt dem zu: ĂIch sehe es als eine 
Kommunikationsmaßnahme, um die Rechtsprechung in Gang zu bringen. 

Quelle: 20min.ch 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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Ostmitteleuropa: Politische Themen                                     Seiten 120 - 140 

Polen 
 

01) Polen: Soros-finanzierter Aktivist zusammen mit 12 anderen wegen  

      Zerstörung des Grenzzauns verhaftet 

 
30. 08. 2021  

Der Nachrichtensender TVP Info hat ein Video von der polnisch-weißrussischen Grenze 
aufgenommen. 

Ein von George Soros finanzierter Aktivist wurde wegen der Zerstörung des 
polnischen Grenzzauns zu Weißrussland verhaftet 

Unter den 13 Personen, die wegen der Zerstörung des polnischen Grenzzauns zu 
Weißrussland festgenommen wurden, befindet sich Bartosz Kramek, ein bekannter Aktivist 
der Stiftung ĂOffener Dialogñ mit Verbindungen zu George Soros. 

Der Vorfall, bei dem die Aktivisten laut Polizei den Stacheldrahtzaun an der polnisch-
weißrussischen Grenze durchbrochen haben, wurde vom Grenzschutz in den sozialen 
Medien beschrieben. 

ĂBeamte des Grenzschutzes haben zusammen mit polnischen Soldaten eine Gruppe von 
13 Personen (12 polnische und 1 niederländischer Staatsbürger) festgenommen, die 
technische Blockaden an der Grenze zu Weißrussland zerstörten. Unter den 
Festgenommenen befindet sich Bartosz K. Gegen die Beteiligten wird ein Verfahren 
eingeleitetñ, erklªrte der polnische Grenzschutz. 

Bartosz K. ist Bartosz Kramek ï ein Aktivist der Stiftung ĂOffener Dialogñ, die von George 
Soros mitfinanziert wird. Kürzlich rief Kramek in der polnischen Gazeta Wyborcza die 
Menschen dazu auf, die Befestigungen an der polnischen Grenze zu zerstören. 

ĂWir werden im Geiste des zivilen Ungehorsams protestierenñ, schrieb er. Kramek betonte, 
dass man die Migranten nicht einfach an der Grenze verrotten lassen d¿rfe. ĂLasst uns  

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/PL-Belarus-border-TVP-Info-1.jpg?fit=1000%2C504&ssl=1
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hingehen und diese Drähte symbolisch niederreißen. Wir sollten protestieren, aktiv und 
entschlossen. Barrieren sind nur in unseren eigenen Kºpfenñ. 

Leutnant Anna Michalska vom polnischen Grenzschutz sagte der Polnischen 
Presseagentur, dass auch zwei Fahrzeuge gefunden wurden, die den Zaun an der Grenze 
aufreißen sollten. 

ĂDer Zaun sollte an den Fahrzeugen befestigt und dann aufgerissen werdenñ, erklªrte sie 
und fügte hinzu, dass die Polizei nun weitere rechtliche Schritte gegen die 
Festgenommenen einleiten werde. 

Innenminister Mariusz KamiŒski erklªrte auf Twiiter, dass die Tªter zur Rechenschaft 
gezogen werden. 

ĂDie Situation, die sich an unserer Grenze ereignet hat, ist absolut inakzeptabel. Die Tªter, 
die den Zaun durchbrochen haben, wurden vom Grenzschutz festgenommen und werden 
alle angemessenen rechtlichen Konsequenzen für ihre Handlungen tragen. Wir werden auf 
ªhnliche Taten mit der gleichen Entschlossenheit reagierenñ. 

Andere Kommentatoren wiesen darauf hin, dass sich die Täter der Konsequenzen ihres 
Handelns durchaus bewusst waren und ihre Strafe für sie lediglich ein Mittel zum Zweck 
sein wird. Außerdem wurden mehrere Videos von dem Vorfall ins Internet gestellt. 

ĂPutin und Lukaschenko sind n¿tzliche Idioten. Jetzt stehen sie an der Grenze.ñ 

Quelle: TVP.INFO 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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02) Polen: Wird es vorgezogene Neuwahlen geben? 

        Sprecher Terlecki spekuliert und weist auf den ĂVorfr¿hlingñ hin 

 

26. 08. 2021  

Ryszard Terlecki · Foto: Adam Chelstowski / Forum 

 Nachdem die Sejm-Abgeordnete ElŨbieta Witek (Pis) die Wiederaufnahme der 
Abstimmung über die so genannte TVN-Legislative angekündigt hatte, dank derer 
die Regierungspartei das Gesetz verabschieden konnte, stellte die Opposition 
einen Antrag auf ein Misstrauensvotum gegen den Sejm-Präsidenten. Könnte der 
Verlust des Amtes eines PiS-Politikers vorgezogene Neuwahlen bedeuten? Der 
stellvertretende Parlamentspräsident Ryszard Terlecki kommentiert die 
Angelegenheit. 

In Gğos Nowej Huty verweist Ryszard Terlecki auf die rechtlichen und politischen 
Bedingungen des Misstrauensvotums zur Entlassung des Sejm-Präsidenten. Damit der 
Antrag die von der Opposition beabsichtigte Wirkung entfalten kann, Ăbedarf es eines so 
genannten konstruktiven Misstrauensvotums, d.h. einer Kombination aus einem Antrag auf 
Entlassung des Parlamentspräsidenten mit der gleichzeitigen Nennung eines Kandidaten 
für diese Funktion. Damit dies möglich ist und die Opposition eine Chance auf eine Mehrheit 
bei den Wahlen hat, müssen alle Oppositionsgruppen zusammenarbeiten, d.h. die 
Plattform, die Linke, die Partei von Holownia, die PSL und die Konfºderationñ. 

Terlecki weist auf die Schwierigkeiten hin, mit denen die Opposition konfrontiert sein könnte, 
wenn sie sich auf einen gemeinsamen Kandidaten einigen muss. ĂEin Teil der Plattform 
würde gerne Kidawa-BğoŒska aufstellen, und Tusk ist bereit, diese Idee zu akzeptieren. Das  

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/tr.jpg?fit=800%2C532&ssl=1
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Problem ist jedoch, dass es eifrigere Kandidaten gibt: Budka, der um jeden Preis jemand 
Wichtiges sein möchte; Nitras, der von einer Karriere an der Seite Trzaskowskis träumte 
und dessen Pläne nun von Tusk durchkreuzt wurden; Tomczyk, dem der Vorsitz des PO-
Klubs entzogen wurde, sowie mehrere weibliche Abgeordnete, die denken, wenn Kidawa 
es sein kann, warum nicht auch sie? ï Wir können auf dem Facebook-Profil der PiS-Polik 
lesen. Laut Terlecki haben auch Wğadysğaw Kosiniak-Kamysz, Piotr Zgorzelski und 
Wğodzimierz Czarzasty Ambitionen auf das Amt des Vorsitzenden. 

Sollte der Misstrauensantrag jedoch angenommen werden, würde dies die Aussicht auf 
vorgezogene Neuwahlen bedeuten. Wie der stellvertretende Sejm-Sprecher anmerkt, wäre 
in einem solchen Fall Ădie PiS nicht in der Lage, im Sejm Gesetzesentw¿rfe einzubringen, 
die zur Umsetzung bestimmter Elemente der polnischen Ordnung notwendig sind, und die 
Opposition w¿rde versuchen, nachfolgende Minister zu entlassenñ. 

ĂAngesichts eines solchen Szenarios wªre die einzige Lºsung ein Antrag auf 
Selbstauflösung des Sejm, und die Wahlen würden wahrscheinlich im Frühjahr stattfinden. 
Solange die PiS jedoch die Mehrheit der Stimmen im Sejm hält, sollte man mehr an die 
Arbeit für die weitere Entwicklung Polens denken als an den Wahlkampf, der zwei Jahre vor 
dem Zeitplan liegtñ, so Terlecki abschlieÇend. 

Quelle: PCh24.pl 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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Tschechien 
 
03) Tschechischer Premierminister spricht in seinem neuen Buch über  
       Konflikt und Freundschaft (Update) 
 
31. 08. 2021  

 
Andrej Babiġ Ŀ Foto: MTI/Martin Divisek 

Andrej Babiġ ist stolz darauf, Migrantenquoten zu vereiteln und Familien zu schützen 

In einem neu erschienenen E-Book mit dem Titel ĂSd²lejte, neģ to zak§ģouñ (ĂTeilen Sie 
es, bevor es verboten wird!ñ) erinnert sich der tschechische Ministerpräsident Andrej 
Babiġ an seine Kªmpfe seit seinem Eintritt in die tschechische Regierung im Jahr 2014 und 
spricht über die Freundschaften, die er auf seinem Weg geschlossen hat. Das Buch, das in 
einem direkten und unprªtentiºsen Stil geschrieben ist, ist charakteristisch f¿r Babiġó leicht 
exzentrische und egozentrische Herangehensweise an Zeitgeschichte und Politik, die ihn 
bei den einen so beliebt und bei den anderen unbeliebt macht. 

Das Buch beginnt mit der Diskussion der Ereignisse rund um die europäische 
Migranteninvasion 2015 und wie die europäischen Institutionen versucht haben, den 
Mitgliedsstaaten Migrantenquoten aufzuzwingen. Er erwähnt, dass nach den Plänen der 
Kommission in der ersten Welle 120.000 Migranten aus dem Nahen Osten, die in 
griechischen und italienischen Lagern konzentriert waren, auf die Mitgliedsstaaten verteilt 
werden sollten, wobei die Tschechien 1863 aufnehmen sollten. Diese Zahl hätte sich 
innerhalb von zwei Jahren auf fast 3000 Migranten erhºht. Der Plan der EU wurde laut Babiġ 
durch die gemeinsame Haltung der Visegrad-4-Länder (V4) vereitelt: Tschechien, Slowakei, 
Ungarn und Polen. 

Er schreibt über tschechische linke Europaabgeordnete, die durch ihre Unterstützung der 
Migrantenquoten Ăgegen ihr eigenes Land gestimmt habenñ und die sogar eine Petition an 
die Kommission gerichtet haben, um Tschechien für seine Ablehnung dieser Pläne zu 
bestrafen. Die Kommission hatte die Methode von Zuckerbrot und Peitsche gegen 
Andersdenkende angewandt und versucht, sie einerseits mit Vertragsverletzungsverfahren  
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einzuschüchtern und andererseits mit Subventionen für Migranten zu bestechen. Sie 
versuchten unerbittlich, den Mitgliedsstaaten Migrantenquoten aufzuzwingen, aber ihre 
Pläne scheiterten schließlich. 

Babiġ schreibt dieses Ergebnis der V4 zu und erwªhnt den ungarischen Premierminister 
Viktor Orbán als denjenigen, der in diesem Kampf besonders aktiv war. Er beschreibt, wie 
der Kampf gegen illegale Migration eine Freundschaft zwischen den beiden Politikern 
schmiedete. Orb§n hatte sogar mit ein paar eigenen Absªtzen zu Babiġó Buch beigetragen 
und daran erinnert, wie sich mitteleuropäische Länder wie seines gegen die versteckten 
Pläne Brüssels, Europa mit muslimischen und afrikanischen Migranten zu überfluten, 
zusammengeschlossen haben. Er nennt seine Beziehung zum tschechischen 
Premierminister eine Freundschaft, die im Kampf geschmiedet wurde, und beschreibt Babiġ 
als einen ungewöhnlichen Politiker, der nicht an messianischen Ideologien interessiert ist, 
sondern sich eher mit einfacheren Dingen wie Nation und Familie beschäftigt. Orbán glaubt, 
dass die gegenwärtige europäische Politik durch eine Verwässerung innerhalb des 
Mainstreams und durch obsessive politische Korrektheit gekennzeichnet ist, wo Akte der 
Tapferkeit selten sind. ĂUngarn und die V4 kºnnen sich gl¿cklich schªtzen, einen mutigen 
Mann an der Spitze der Tschechischen Republik zu habenñ, so Orb§n abschlieÇend. 

Der tschechische PM erinnert an Vorfälle in westeuropäischen Ländern, die seine 
schlimmsten Befürchtungen über die Migranteninvasion bestätigt haben. Er erwähnt die 
massenhaften sexuellen Übergriffe und Gewalttaten in Deutschland in der Silvesternacht 
2015, als über 1200 Frauen überfallen und ausgeraubt wurden. Er erinnert auch an zwei 
tschechische Opfer von Verbrechen im Zusammenhang mit Migranten. Das erste war das 
sechzehnjährige tschechische Mädchen, das von einem Mann vergewaltigt wurde, der mit 
dem Zug aus Deutschland kam. All das, weil Europa seine Grenzen ignoriert, meint Babiġ. 
Und jenen, die argumentieren, dass auch tschechische Täter Vergewaltigungen begangen 
haben, entgegnet er: Ich spreche von diesem Mädchen und ihrem Leid, das völlig hätte 
verhindert werden kºnnen, wenn der Schutz von Schengen funktioniert hªtte. Babiġ erinnert 
auch an NaŅa Ļiģm§r, eine tschechische Frau, die bei dem Anschlag auf den Berliner 
Weihnachtsmarkt 2016 getötet wurde, als ein muslimischer Terrorist einen Lastwagen in 
eine Menschenmenge fuhr und zwölf Menschen tötete. Sie hinterließ ein fünfjähriges Kind. 

Neben einer Reihe anderer Themen weist Babiġ auf das Problem der negativen Demografie 
in seinem Land hin. ĂKinder, die jetzt geboren werden, sind anders als wirñ, meint Babiġ, Ăsie 
sind freier und offener.ñ Die durchschnittliche tschechische Frau bekommt 1,7 Kinder und 
müsste mehr als zwei bekommen, um den Niedergang der Nation zu stoppen, wo das 
Durchschnittsalter der Bevölkerung derzeit bei 42,5 Jahren liegt. Babiġ verweist auf das 
ungarische Modell der Familienpolitik als Vorbild, dem er folgen will, nämlich 
Steuererleichterungen für Familien mit Kindern und Hilfe bei Hypotheken oder beim Kauf 
eines Familienautos. Dennoch müsse seine Regierung weiter gehen als nur finanzielle 
Anreize, erklªrt er. Babiġó Ziel ist es, ein System zu schaffen, in dem M¿tter mit mehreren 
Kindern eine bessere Chance haben, sich auf ihre Karrieren zu konzentrieren. Babiġ schlªgt 
vor, Senioren, vor allem Großeltern, einzubeziehen, die eine zentrale Rolle bei der 
Kindererziehung spielen könnten, und er verspricht, dies durch finanzielle Anreize zu 
erreichen. Für Eltern, die es vorziehen würden, in den ersten Jahren bei ihren Kindern zu 
bleiben, verweist er auf die Tatsache, dass in Tschechien Frauen ein Elternsabbatical von 
vier Jahren haben, statt nur ein paar Monate wie in den meisten westlichen Ländern. 

Quelle: Remix News 

Das Buch in tschechischer Originalsprache ist in EPUB-, MOBI- und PDF-Format erhältlich 
hier: 

https://rmx.news/article/czech-pm-talks-conflict-and-friendship-in-his-new-book/
https://www.sdilejteneztozakazou.cz/
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Von UNSER MITTELEUROPA erstellte Übersetzungen: Deutsch und Spanisch. 

 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
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Ungarn 
 
04) Treffen Orbán-Meloni: Wir müssen dem wachsenden Migrationsdruck  
      widerstehen 
 
29. 08. 2021  

Viktor Orbán und Giorgia Meloni · Foto: Instagram 

 

Ministerpräsident Viktor Orbán hat sich in Rom mit der Vorsitzenden der italienischen Partei 
Fratelli dôItalia, Giorgia Meloni, ¿ber die Lage der europªischen Rechten und die erneute 
Bedrohung durch die Migration unterhalten, wie der Pressechef des Ministerpräsidenten, 
Bertalan Havasi, am Samstag gegenüber der ungarischen Presseagentur MTI erklärte. 
  

Die beiden Parteivorsitzenden erklärten: 

Ihr gemeinsames Ziel ist es, die Rechte wieder zur größten politischen Kraft in Europa zu 
machen. 

Bei dem Treffen, an dem auch die stellvertretende Fidesz-Vorsitzende für internationale 
Angelegenheiten Katalin Novák teilnahm, wurde die Frage des zu erwartenden 
Migrationsdrucks infolge des Zusammenbruchs Afghanistans erörtert. 

Man war sich einig, dass eine Massenüberführung nicht die Lösung ist, sondern dass man 
Hilfe ins Land bringen sollte. 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/1fe0e341cb354384a5b3d4c5aa289935.jpg?fit=850%2C550&ssl=1
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Die europäischen Länder müssen sich dem zunehmenden Migrationsdruck aus 
verschiedenen Richtungen widersetzen, sowohl an Land als auch auf See, so Bertalan 
Havasi. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

05) EU-Kommission: Vorerst kein Verfahren gegen Ungarn 

      Von Bettina Nemes 

28. 08. 2021  

 
Quelle: MTI 

Die EU-Kommission sollte aufgrund einer ĂDrohungñ des Europªischen Parlaments bis 
Ende August ein Rechtsstaatlichkeitsverfahren gegen Ungarn einleiten. 

Die Kommission wird dies jedoch nicht tun, weil sie abwarten will, um sicher zu gehen, 
berichtet Euronews. Dies wiederum könnte zu einem Streit zwischen den beiden EU-
Institutionen führen. 

Das neue Verfahren zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit sieht vor, dass EU-Ländern Mittel 
aus dem Gemeinschaftsbudget gekürzt werden können, wenn wegen 
Rechtsstaatsverstößen ein Missbrauch der Gelder droht. Die Kommission beharrt darauf, 
dass es sich um ein ĂInstrument der letzten Instanzñ handelt, betonte ihr Sprecher Bal§zs 
Ujvári. 

Im Juni hatte der Präsident des Europäischen Parlaments ein Schreiben an die Präsidentin 
der Kommission gerichtet, in dem er darum bat, den Mechanismus innerhalb von zwei  

https://magyarnemzet.hu/belfold/2021/08/orban-meloni-talalkozo-ellen-kell-allni-az-erosodo-migracios-nyomasnak
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2017/12/hun-eu-flag.jpg?fit=496%2C300&ssl=1
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Monaten in Kraft zu setzen. Sollte dies nicht geschehen, drohe das Parlament mit der 
Einleitung eines Gerichtsverfahrens, um den Mechanismus auszulösen. Diese Frist ist nun 
abgelaufen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der BUDAPESTER ZEITUNG, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
06) Tamás Fricz: Es ist Zeit, über den Huxit zu sprechen. 
      Die rechte Seite: Kommentar zum Verhältnis Ungarn-EU 

      Von Tamás Fricz 

 
27. 08. 2021  

Tamás Fricz · Foto: Derzsi Elekes Andor/ Wikimedia 

Ich weiß, es gilt als Tabubruch, aber jemand muss dieses Wort einmal nicht bloß zur 
Abschreckung niederschreiben: Huxit. Damit ist nach dem Vorbild des Brexit der freiwillige, 
souveräne Austritt Ungarns aus der EU gemeint. 

Besonders nach den heftigen westlichen Angriffen in Zusammenhang mit unserem 
Kinderschutzgesetz sollte endlich begonnen werden, über die Frage nachzudenken, ob wir 
einen Huxit brauchen. 

https://www.budapester.hu/ausland/vorerst-kein-verfahren-gegen-ungarn/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/12/Fricz_Tamas-scaled-e1609078660532.jpeg?fit=1958%2C1248&ssl=1
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Scheideweg erreicht 

Ich behaupte nicht, dass wir ihn brauchen würden. Im Juli 2021 ist es aber an der Zeit, 
einmal ernsthaft über unseren eventuellen Austritt aus der EU nachzudenken. Die 
Staatengemeinschaft blutet aus tausend Wunden, zeigt immer mehr imperiale Symptome 
und benimmt sich gegenüber den ost- und mitteleuropäischen Staaten zunehmend 
herablassender und arroganter. Wir haben einen Scheideweg erreicht. 
Die globalistische Finanzelite und die von ihr geleiteten EU-Institutionen, also die EU-
Kommission, das Europäische Parlament, der Europäische Gerichtshof und in Teilen der 
Europarat sind fest entschlossen, uns eine Lektion zu erteilen. Ja mehr noch: Sie wollen 
uns bestrafen. Sie wollen an unserem Lebensnerv sägen, wenn wir nicht tun, was sie uns 
diktieren. 
Ihre Ultima Ratio ist der Entzug von uns zustehenden EU-Geldern. Katarina Barley, eine 
Vize-Präsidentin der Kommission, machte ï neben George Soros und seinen Anhängern ï 
kein Hehl daraus, als sie erklärte, dass man renitente Länder wie Ungarn und Polen 
finanziell aushungern müsse.Was spricht also für einen Verbleib in der Union und was 
spricht dagegen? Es ist sinnvoll, diese Frage aus politischer, wirtschaftlicher, kultureller, 
werteorientierter und militärischer Perspektive zu untersuchen. 

Was spricht für einen Verbleib in der Union? 

Aus politischer Perspektive spricht für einen Verbleib, dass die EU-Mitgliedschaft jedem 
ungarischen Bürger das gute Gefühl gibt, Mitglied eines entwickelten, demokratischen und 
auf der Gemeinschaft freier Nationen gründenden Westens zu sein, nach dem wir uns 
immer gesehnt haben und bei dem wir uns nach 40 Jahren Kommunismus endlich am Ziel 
wähnten. Es ist ein erhebendes Gefühl, zu einer der modernsten Gemeinschaften der Welt 
zu gehören. Sich nach gut 15 Jahren von diesem Gefühl zu verabschieden, ist nur 
angesichts sehr starker und nachdrücklicher Gründe akzeptabel. 
Gibt es derzeit solche Gründe? Ganz klar: es gibt sie! Nämlich die Tatsache, dass die 
angebetete Staatengemeinschaft ihre Prioritäten zwischenzeitlich gründlich verändert hat. 
Die globalistischen, liberalen Eliten wollen die Union in ein völlig anderes Gebilde 
verwandeln, als sie bisher war. 

Vor anderthalb Jahrzehnten traten wir einer Gemeinschaft freier und souveräner Staaten 
bei. Jetzt wiederum entsteht mit Hochdruck ein superföderales, sich die Nationalstaaten 
unterwerfendes imperiales Europa. Die Vereinigten Staaten von Europa sollen geschaffen 
werden. 
Unser wichtigstes Ziel und unsere Hoffnung waren es, dass wir nach der sowjetischen 
Gewaltherrschaft unseren weiteren Weg als souveräne, unabhängige Nation gehen können. 
Genau das gerät nun aber in Gefahr. Wenn jetzt wieder jemand damit beginnt, uns zu 
diktieren, was wir tun sollen, dann verliert die EU-Mitgliedschaft für uns ihren Wert. 

Das Interesse Ungarns é 

Soeben hat eine einjährige Konferenz- und Diskussionsreihe über die Zukunft der Union 
begonnen. Schon jetzt ist allerdings klar zu erkennen, dass die Mainstream-Kreise die 
Verwirklichung des oben erwähnten Ziels in den Mittelpunkt der Diskussionen stellen. Ganz 
zu schweigen von den eingebauten Sicherungen, wonach die diese Diskussionsreihe 
leitenden EU-Institutionen die Diskussion moderieren und ihnen nicht genehme Meinungen 
einfach unter den Tisch fallen lassen können. 
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Es ist ein erschreckend klares Signal, dass das koordinierende Gremium der 
Diskussionsreihe von Guy Verhofstadt geleitet wird, der ein überzeugter, verblendeter 
Globalist und Orbán-Hasser ist. Die bezüglich der Diskussion entstandene sogenannte  

Spinelli-Gruppe ï benannt nach einem italienischen Erz-Kommunisten ï hat sich offen die 
Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa als Ziel gesetzt. 
Natürlich müssen wir uns mit größter Kraftanstrengung an dieser Diskussion beteiligen. 
Wenn jedoch das Endergebnis für uns unannehmbar ist, dann ist es nicht sicher, ob es das 
Interesse Ungarns ist, sich den imperialen und globalistischen Bestrebungen weiter zu 
beugen. 

EU-Gelder sind auch Kompensationszahlungen 

Aus wirtschaftlichem Blickwinkel spricht für unseren Verbleib in der Union, dass wir 
Nettoempfänger von EU-Geldern sind. Jetzt geht es gerade um den Zugang zu den Geldern 
des EU-Wiederaufbaufonds in Höhe von 2.500 Mrd. Forint. Den uns zustehenden Anteil will 
man uns jedoch vorenthalten. 

Das Bild ist aber nur dann vollständig, wenn wir berücksichtigen, dass Ungarn parallel zum 
EU-Beitritt auf beträchtliche Zolleinnahmen und den Schutz der ungarischen Unternehmen 
verzichtet hat. Wir haben unseren Markt geöffnet für westliche Waren und Investoren, die 
regelmäßig einen nicht unbeträchtlichen Teil ihrer Gewinne in ihre Heimatländer 
transferieren. 
Wir sollten weiterhin nicht vergessen, dass die westeuropäischen Länder nach dem Krieg 
im Rahmen des amerikanischen Marshall-Plans riesige Finanzhilfen erhielten, die zum 
Aufblühen ihrer Volkswirtschaften beitrugen. Die in den 1970er und 80er Jahren 
aufgenommenen Länder, also Griechenland, Spanien, Portugal, Irland und Dänemark, 
traten noch einer prosperierenden Union bei. Als wir jedoch 2004 zusammen mit neun 
weiteren Ländern beitraten, befand sich die Staatengemeinschaft nicht mehr in einem so 
guten wirtschaftlichen Zustand, was sich nicht zuletzt in verringerten Transferzahlungen 
äußerte. 

Scheinargumente 

Das vielleicht schwerwiegendste wirtschaftliche Argument gegen einen Austritt ist aber, 
dass sich die westlichen Firmen dann von uns abwenden und die Wirtschaftsbeziehungen 
mit dem Westen leiden würden. 

So könnte es angeblich dazu kommen, dass etwa Audi, BMW und Mercedes ihre hiesigen 
Fabriken wegverlagern würden. Das hört sich abschreckend an. Könnte es aber wirklich 
dazu kommen? Würde uns tatsächlich eine prekäre wirtschaftliche Lage bevorstehen und 
müssten wir zur Autarkie übergehen? 

Ich glaube nicht. Einerseits deswegen, weil die westlichen Investoren zuallererst der Profit 
interessiert. Wenn sie in Ungarn preiswert produzieren können, dann werden sie nicht 
gegen ihre eigenen Interessen auftreten. Man schaue sich nur einmal an, wie gut 
westeuropäische Firmen mit den Chinesen und den Russen klarkommen. Und im Vergleich 
zu diesen beiden Ländern ist Ungarn für sie nun wahrlich ein vertrauteres Terrain. EU-
Mitgliedschaft hin oder her, die westlichen Firmen wissen genau, woran sie sind, wenn sie 
in Ungarn investieren. Nicht zuletzt schätzen sie unsere Berechenbarkeit. 
Andererseits müssen die Länder natürlich auf mehreren Beinen stehen. Wir haben das 
schon vor ein paar Jahren erkannt und handeln dementsprechend. Man denke nur an die 
von der ungarischen Regierung forcierte Öffnung nach Osten. 
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Norwegen, Schweiz, Großbritannien é 

Schließlich ist es drittens für mich offensichtlich, dass wir wie Norwegen und die Schweiz  
beziehungsweise jetzt auch Großbritannien parallel zum Austritt Verhandlungen mit der 
Union und einzelnen Mitgliedsstaaten aufnehmen müssten. Nach dem Vorbild dieser drei 
Länder müssten wir spezielle Verträge abschließen. Dazu sind wir jetzt schon wirtschaftlich 
stark genug und kein ausgeliefertes Land mehr, das nicht auf eigenen Beinen stehen kann. 

Welche Probleme hat Norwegen, weil es kein EU-Mitglied ist? Kein einziges! Ein eventueller 
Austritt muss keine Konfrontation bedeuten, sondern die Neuverhandlung der Beziehungen 
zwischen der Union und nun souveränen Staaten. Das ist ganz sicher keine leichte Aufgabe, 
aber sie ist machbar. 

Aus militärischem Blickwinkel wäre ein EU-Austritt Ungarns besonders deswegen irrelevant, 
weil wir seit 1999 Mitglied der NATO sind und das auch bleiben werden. So oder so müssen 
wir unsere Verteidigungsfähigkeit weiter stärken, und genau das tun wir ja bereits. 

Bindung durch gemeinsame Wurzeln und Werte? 

Und schließlich, was vielleicht das wichtigste ist: Aus kulturellem, werteorientiertem Aspekt 
spräche für unsere weitere Mitgliedschaft, dass uns angeblich die griechischen und 
römischen Wurzeln beziehungsweise die christlichen moralischen Normen 
zusammenhalten würden. Ist das aber noch so? Klare Antwort: Leider ist das nicht mehr so. 
Unsere Wege trennen sich, solange der Westen bewusst mit der christlichen Moral und 
Werteordnung bricht und stattdessen auf den hemmungslosen Selbstgenuss des 
Individuums setzt und sich den Aufbau einer auf Selbstvernichtung basierenden 
kosmopolitischen, gesichtslosen Weltgesellschaft zum Ziel setzt ï siehe ĂGreat Resetñ. 
Im Gegensatz dazu hängen wir Ungarn, Polen und insgesamt die Mittel-Ost-Europäer an 
unseren Jahrtausende alten kulturellen und Glaubensgrundlagen. Wir hängen an unserem 
Leben! Und genau das stellt alle anderen Aspekte in den Schatten. 
An dieser Stelle halte ich jetzt inne, die Konsequenz dieser Gedankengänge werde ich nicht 
aussprechen. Nur so viel sei erwähnt: Der Fidesz ist völlig richtig erst nach sehr gründlichem 
Abwägen und langem Abwarten aus der Volkspartei ausgetreten. Aber er ist erhobenen 
Hauptes gegangen und wurde nicht rausgeworfen. Das ist ein riesiger Unterschied. Dieses 
Vorgehen ist richtig. Denn wenn wir jetzt nachgeben, dann haben wir verloren. Es würde 
uns alles genommen, wofür wir bis jetzt gekämpft haben. 

Der Autor ist Politologe und arbeitet als Berater beim Alapjogokért Központ (Ungarisches 
Institut für Grundrechte). 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst am 15. August in der regierungsnahen Tageszeitung 
MAGYAR NEMZET 

é 
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und in deutscher Übersetzung von Karl Frankenfeld in der BUDAPESTER ZEITUNG, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

07) Péter Szijj§rt·: ĂWir sind Ungarn, keine Idioten!ñ 

27. 08. 2021  

Youtube Screenshot 

Auszug aus der Pressekonferenz von Ungarns Außenminister Péter Szijjártó über die 
Aufnahme von Afghanen 

Außenminister Szijjártó klärte in der Frage der Aufnahme von außereuropäischen 
Migranten diejenigen auf, die noch Zweifel hatten: 

ĂWir sind Ungarn, keine Idioten! 

Péter Szijjártó: Was die Afghanen betrifft, so werden wir keine Umverteilung von 
Flüchtlingen akzeptieren, Ungarn wird sich nicht an einem Verteilungsmechanismus 
beteiligen. 

Ungarn wird nur Afghanen aufnehmen, die in den ungarischen Truppen gedient haben. Die 
ungarische Armee hat eine geschlossene Liste von Afghanen, die ihre Kameraden waren 
und deren Leben in Gefahr sein könnte, und wir beschlossen, sie und ihre Familien 
mitzunehmen. Aber niemand sonst wird von dieser Liste kommen. 

Als die NATO die Notwendigkeit eines Rückzugs aus Afghanistan erklärte, stellten Szijjártó 
und mehrere andere Außenminister die Frage: 

https://www.budapester.hu/meinung/es-ist-zeit-ueber-den-huxit-zu-sprechen/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Screenshot-at-05-13-42.jpg?fit=917%2C557&ssl=1
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1) Es müssen alle Anstrengungen unternommen werden, um sicherzustellen, dass 
Afghanistan nach dem Abzug nicht zu einem Rückzugsgebiet für Terroristen wird. 

2) Es muss alles unternommen werden, um eine neue Welle der Massenmigration nach 
Europa zu verhindern. 

Man muss nur einen Blick auf die Weltkarte werfen, um zu verstehen, was passieren wird. 
Verstehen Sie, dass niemand und kein Land in der Lage sein wird, diese Welle aufzuhalten. 

Von der Türkei ist es nur ein Schritt zum Balkan. Und von dort aus einen Schritt nach 
Kroatien und Ungarn. Die Erinnerung an 2015 ist noch frisch, und es ist wichtig, sich daran 
zu erinnern, wer diese Zeit, diesen Druck durch die Massen illegaler Migranten, miterlebt 
hat. Denn einige Länder inspirierten, ermutigten, begünstigten diese Massen, nach Europa 
zu marschieren. 

Ungarns Standpunkt hat sich nie geändert: Die Wellen müssen gestoppt werden, die 
Ankunft von Afghanen muss verhindert werden. Aus diesem Grund werden wir uns weder 
an einer Quote noch an einer obligatorischen oder freiwilligen Aufnahme beteiligen, wir 
werden nur denen helfen, die uns geholfen haben, und die Sache ist erledigt. Das haben 
wir immer deutlich gemacht. 

Was die Verteidigung der EU-Grenzen betrifft: 

Wer erinnert sich noch an die Reaktionen der europäischen Länder, der EU, als wir 2015 
unsere Grenzzäune gebaut haben, um die Illegalen zu stoppen? 

Es gibt einen Grund, warum sich niemand mehr daran erinnert. Das liegt daran, dass heute 
¿berall Zªune aufgestellt werden. Polen, Litauen, Griechenlandé alle halten es für die 
richtige Entscheidung. 

Wir erwarten nicht, dass die Bürokraten in Brüssel oder die Minister der Nachbarländer, die 
noch im Amt sind, sich daran erinnern, denn das ist Politik. Aber sie könnten sich dafür 
entschuldigen, dass sie die Ungarn als unanständig und entwürdigend bezeichnen. Sie 
könnten zugeben, dass sie Recht hatten. 

Wir können keine Worte der Entschuldigung erwarten, aber Fakten sind Fakten. 

Und wenn Brüssel im Jahr 2015 nicht in erster Linie damit beschäftigt gewesen wäre, die 
ungarische Regierung für den Bau dieses Zauns zu schikanieren und zu verleumden, 
sondern sich bereit erklärt hätte, gemeinsam mit uns das Notwendige zu tun, um die Wellen 
illegaler Migranten zu stoppen, hätten wir heute nicht solche Probleme. 

Brüssel hat seine Haltung von 2015 gegenüber Ungarn vergessen, aber leider nicht die 
verbindlichen Quoten für die Verteilung illegaler Einwanderer. Sie wurden gerade in 
ĂMigrationspaktñ oder ĂDynamische Migrantenverteilungñ umbenannté 

Aber wir sind Ungarn, keine Idioten, wir verstehen, was hinter dieser grammatikalischen 
Bravourleistung steckt, die Dinge nicht beim Namen zu nennen. 

Obligatorische Neuansiedlungsquoten stehen weiterhin auf der Tagesordnung der EU. 

Denken wir nur an die Masse der illegalen Einwanderer, die hier landen wollen. Es geht 
nicht nur um afghanische Migranten. Hinzu kommen alle außereuropäischen  
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Konfliktregionen, die gesamte Subsahara-Region. Aus all diesen Gebieten brechen sie in 
großer Zahl auf und tragen zu den Wellen bei, die über uns hereinbrechen werden. 

Und zu allem Überfluss will Brüssel auch noch Quoten einführen! 

Wie groß wird der Druck an den ungarischen Grenzen sein? 

Wir Ungarn sprechen deutlich. Der Zaun steht, wir werden unsere Grenzen verteidigen, 
niemand wird illegal einreisen können. 

Quelle: Youtube 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

08) Jüdisches Kulturfestival in Budapest - Im angeblich Ăantisemitischenñ  
      Ungarn 

 
Vom 22.ï30. August findet das Jüdische Kulturfestival unter dem Motto ĂLasst uns 
erneut lebenò an  fünf Veranstaltungsorten mit 20 Programmen in Budapest statt. 

 
 
27. 08. 2021  

Bildquelle: Ungarnreal 

Vom 22.ï30. August findet das Jüdische Kulturfestival unter dem Motto ĂLasst uns 
erneut lebenò an  fünf Veranstaltungsorten mit 20 Programmen in Budapest statt. 

Das Festival gilt als eine der größten jüdischen Kunstveranstaltungen Europas. Die 
Veranstaltungsreihe öffnet von Jahr zu Jahr ihre Tore, weil sie unter kulturhungrigen 
Festivalbesuchern jedes Mal ein großer Erfolg ist, und bietet seit 1999 zum 23. sten Mal  

 

https://www.youtube.com/watch?v=AlOZS3Fstvg
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/zsido-1536x721-1.png?fit=1536%2C721&ssl=1
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fantastische Programme, Konzerte, thematische Spaziergänge, Buchlesungen und 
Diskussionen, international anerkannte Künstler und fabelhafte, sakrale Veranstaltungsorte 
für Festivalbegeisterte. 

Ziel des Festivals ist die jüdisch-ungarische Kultur, aber auch die Traditionen anderer 
Völker vorzustellen. Mit der Vielfalt der Programme möchte man betonen, wie wichtig es ist, 
dass die verschiedenen Kulturen friedlich nebeneinander leben. Durch die Eventwoche 
soll vermittelt werden, dass mit uns ein Volk lebt, dessen Sitten und Bräuche oft anders 
und noch immer recht fremd sind. 

Das Jüdische Kulturfestival möchte mit der Präsentation anspruchsvoller Kunst durch die 
außergewöhnlich reiche ungarische jüdische Kultur dieser Maxime gerecht werden. Wenn 
man dieses Festival besucht, kann zwischen Folk-, Klassik- und Unterhaltungskonzerten, 
Aufführungen literarischer Werke, Improvisationsvorstellungen und sogar besonderen 
Salonabenden wählen. Man muss nicht überlegen, welches Programm von höchster 
Qualität ist, denn das hohe Niveau ist bei jedem Programm garantiert. 

Der 7. Stadtbezirk von Budapest war historisch das Jüdische Viertel der Stadt, die 
Veranstaltungen werden in den hiesigen Synagogen, in der Doh§ny StraÇe, in der HegedŤs 
Straße, und in der historischen Synagoge in der Rumbachstraße stattfinden. Dieses 
1872 eingeweihte Gebäude stand nach dem Zweiten Weltkrieg leer und verfiel 
zusehends. Die Rekonstruktionsarbeiten begannen vor vier Jahren und kosteten rund 
9 Mio. Euro. 

Informationen über die Programme auch rückgängig: www.zsidokulturalisfesztival.hu/ 

Die Vereinigten jüdischen Gemeinden von Ungarn, die EMIH organisieren das Program 
ñWoche der Synagogenò von 27. August bis 5. September 2021 in Budapest. Es werden 
durch die Eröffnung alter und neuer Synagogen die Möglichkeiten des Glaubens und des 
Gemeinschaftslebens für traditionelle Juden erweitern. 

Die Jüdische Gemeinde fühlt sich heute sicher in Ungarn. 

Nach Jahrzehnten werden die Synagoge in Újbuda und das Gebetshaus in der Vörösmarty-
Strasse wiedererºffnet, die Erweiterung und Renovierung des ñSchleusenò 
Gemeindezentrums in Újlipótváros ist abgeschlossen. 

Am 27. August beginnen die Feierlichkeiten zum zweihundertjährigen Bestehen der 
Alten Synagoge von Buda und das traditionelle ñSóletfestò (s·let= traditionelles j¿disches 
Gericht), bei dem internationale Stars auf der Musikbühne auftreten. 

Informationen zum Programm: zsinagogakhete.hu/programok/ 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei UNGARNREAL, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

https://www.zsidokulturalisfesztival.hu/
https://zsinagogakhete.hu/programok/
https://ungarnreal.de/lasst-uns-erneut-leben-juedische-kulturfestival-in-budapest/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Slowenien 
 
09) Rechtsstaatlichkeit: Jüdische Villa der slowenischen Sozialdemokraten  
       noch immer nicht zur¿ckgegeben, aber sie Ădozierenñ ¿ber Gefahren des  
       Nationalsozialismus 
 
28. 08. 2021  

Tanja Fajon · Foto: STA 

Obwohl die Vorsitzende der slowenischen Sozialdemokraten (SD) und Europaabgeordnete 
Tanja Fajon immer noch oft an der ĂRechtsstaatlichkeitñ festhªlt, die ihrer Meinung nach von 
der jetzigen Regierung abgebaut wird, und über den Nationalsozialismus schimpft, muss sie 
erst einmal vor ihrer eigenen Haustür kehren und etwas gegen die gestohlene Villa 
unternehmen, in der die SD ihren Sitz hat. Hierfür gibt es viele Gründe. 
  

Wir erinnern uns: Mitte April dieses Jahres schrieb die Europäische Jüdische Föderation in 
einem Brief an die Präsidentin des SD, Tanja Fajon, dass es angebracht wäre, die Villa des 
jüdischen Kaufmanns Feliks Moskoviļ, die derzeit Sitz der SD-Partei ist, an die slowenische 
jüdische Gemeinschaft zurückzugeben. 

Die Villa in der Laibacher Levstikova-Straße 15 wurde unter fragwürdigen Bedingungen 
verkauft und dann verstaatlicht. Sie wurde von prominenten Mitgliedern der 
Kommunistischen Partei in Jugoslawien genutzt, heiÇt es in dem Schreiben. ĂWir haben 
erfahren, dass es in der Vergangenheit Diskussionen ¿ber die ¦bergabe des Moskoviļ-
Grundstücks in der Levstikova-Straße 15 an die Jüdische Gemeinde Sloweniens als Teil 
einer Entschªdigung f¿r die im Holocaust ermordeten slowenischen Juden gegeben hatñ, 
schreiben sie in ihrem Brief an Tanja Fajon. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/tanja-fajon-2-2048x1312-1-1068x684-1.jpg?fit=1068%2C684&ssl=1
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Sie vertraten auch die Ansicht, dass dies Ăangemessen, gerecht und moralischñ sei. Sie 
riefen die SD-Partei und Fajon dazu auf, Ăhistorisches Unrechtñ zu korrigieren. 

Es sei daran erinnert, dass auch die slowenische jüdische Gemeinde eine Rückgabe der 
beschlagnahmten Villa Moskoviļ f¿r angebracht hªlt. Die ¦bernahme der Villa sei zwar nach 
dem früheren System legal gewesen, sei aber nach den Grundsätzen des Revolutionsrechts 
durchgef¿hrt worden, was nicht den heutigen Rechtsauffassungen entspreche. ĂDie 
Rückgabe des Eigentums von Juden, die im Holocaust umgekommen sind und keine Erben 
hatten, ist in den meisten europäischen Ländern mit Ausnahme von Polen und Slowenien 
geklärt worden. Die Republik Slowenien ist diesen Fragen mehr als 20 Jahre lang erfolgreich 
ausgewichenñ, erklªrten Vertreter der slowenischen Juden auf eine Frage des Portals 
Domovina, die auf ein Schreiben der Europäischen Jüdischen Föderation zurückgeht. Sie 
hoffen daher auf eine faire Einigung mit dem Staat über den Besitz, der das Grundstück und 
die abgerissene Synagoge in Murska Sobota umfasst. 

ĂWir verstehen, dass sich die F¿hrung der SD-Partei in diesem Gebäude unwohl fühlt, und 
wir sind bereit, ihnen im Rahmen einer umfassenden Lösung für die Rückgabe jüdischen 
Eigentums die Stirn zu bietenñ, erklªrte die J¿dische Gemeinde damals in ihrer Antwort. 

Soweit wir wissen, ist in diesem Bereich jedoch noch nichts geschehen. Mehr als vier 
Monate nach dem Schreiben der Europäischen Jüdischen Föderation wird das Problem der 
Moskoviļ-Villa erneut vergessen und unter den Teppich gekehrt, während Vertreter der 
Rechtsnachfolgerin der Kommunistischen Partei Sloweniens Krokodilstränen über das 
Gedenken an den Holocaust vergießen, während der SD-Abgeordnete Matjaģ Nemec jetzt 
sogar angebliche slowenische Neonazis verfolgt. So viel zu ihrer Vorstellung von 
Gerechtigkeit. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei DEMOKRACIJA, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

https://demokracija.si/fokus/vladavina-prava-po-tanji-fajon-judovske-vile-se-vedno-niso-vrnili/
https://unser-mitteleuropa.com/
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MOLDAWIEN 

10) Polens Präsident Duda möchte Beitritt der Republik Moldawien zur Drei- 
      Meere-Initiative 
 
 
27. 08. 2021  

Präsident Andrzej Duda während seiner Gespräche mit Präsidentin Maia Sandu in Chisinau 
· Quelle: Marek Borawski/KPRP 

Polen ist bereit, die Republik Moldawien dabei zu unterstützen, die notwendigen 
Reformen durchzuführen und ein wichtiger Partner und Mitglied der Drei-Meere-
Initiative zu werden 

Die Republik Moldawoen, das ärmste Land Europas, das in einen Krieg zwischen Russland 
und der EU verwickelt ist, sollte nach Ansicht des polnischen Präsidenten Andrzej Duda der 
Drei-Meere-Initiative beitreten. 

Duda äußerte sich nach einem Treffen mit der moldawischen Präsidentin Maia Sandu in 
Chisinau, das Teil von Dudas Staatsbesuch in diesem Land war. Das polnische 
Staatsoberhaupt wird auch an den Feierlichkeiten zum 30. Jahrestag der Unabhängigkeit 
der Republik Moldawien am Freitag teilnehmen. 

Sandu unterstrich die Bedeutung der Stärkung der polnisch-moldawischen Beziehungen 
und dankte für die Unterstützung Polens auf der internationalen Bühne. 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Andrzej-Duda-Maia-Sandu-Poland-Moldova-Marek-Borawski-KPRP.jpg?fit=1000%2C667&ssl=1
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ĂWir werden unsere Teilnahme an der ¥stlichen Partnerschaft und den Dialog mit Br¿ssel 
fortsetzen. Die Östliche Partnerschaft ist nicht nur für Moldawien, sondern auch für die 
Ukraine und Georgien sehr wichtigñ, sagte sie. 

Präsidentin Sandu erklärte auch die Bereitschaft ihres Landes, sich an internationalen 
Initiativen wie der Drei-Meeres-Initiative zu beteiligen. 

Glad to welcome Polish President @AndrzejDuda in an official visit to Chisinau today 

as we commit to closer cooperation between and and working together to 
strengthen regional stability and security. 
 

 
 

1:00 nachm. · 26. Aug. 2021 
 
Link zum Tweet kopieren: 
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etf
w%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%
7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-
praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-
initiative%2F  

 

Duda betonte, dass Polen die Republik Moldawien bei der Verwirklichung ihrer 
europäischen Ambitionen unterstützen wolle. 

ĂIch w¿rde mir wünschen, dass die Republik Moldawien nicht nur ein Drei-Meere-Partner, 
sondern auch ein vollwertiges Mitglied wird. Es ist wichtig für uns, unser Land zu entwickeln  

https://twitter.com/AndrzejDuda?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/intent/like?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F&tweet_id=1430847664740962304
https://twitter.com/intent/like?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F&tweet_id=1430847664740962304
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_c10&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
https://twitter.com/sandumaiamd/status/1430847664740962304/photo/1?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1430847664740962304%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpolens-praesident-duda-moechte-beitritt-der-republik-moldawien-zur-drei-meere-initiative%2F
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und einen Raum der Sicherheit in unserem Teil Europas zu schaffenñ, sagte er. Die Drei-
Meere-Initiative bringt 12 EU-Mitgliedstaaten zusammen, die zwischen der Ostsee, dem 
Schwarzen Meer und der Adria liegen. 

Der polnische Prªsident f¿gte hinzu, dass er ĂPrªsident Sandu eine weit offene Tür 
angeboten hat, wenn es darum geht, Hilfe bei der Durchführung von Reformen zu leisten, 
die in Moldawien notwendig sindñ. 

Er erklärte, dass die Hilfe den Aufbau eines ehrlichen Staates beinhalten würde und die 
Bekämpfung der Korruption, die Verbesserung der Wirtschaft und die Unterstützung der 
Entwicklung der moldawischen Wirtschaft betreffen würde. 

Quelle: TVP.INFO 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.tvp.info/55547662/prezydent-andrzej-duda-w-kiszyniowie-chcialbym-zeby-moldawia-dolaczyla-do-trojmorza
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Südosteuropa: Politische Themen                                   Seiten  143 

 
01) Bulgarien schickt wegen Migration Truppen an die Grenze zur Türkei und  
      Griechenland 
 

29. 08. 2021  

 

Bulgarien kündigte heute an, seine Grenze zu Griechenland und der Türkei aus Sorge um 

eine neue Welle illegaler Migration aus Afghanistan mit 400 bis 700 Soldaten zu 
Ăverstªrkenñ. An diesen Grenzen waren Anfang des Monats bereits tausend Soldaten 
stationiert. 
  

ĂDer Druck auf die bulgarische Grenze wªchst, das erfordert ein Handeln der Regierung, 
und genau das tun wirñ, sagte Verteidigungsminister Georgi Panayotov. Die Soldaten 
werden der Polizei helfen, ĂHindernisse aufzubauen und zu ¿berwachenñ, f¿gte er 
hinzu. Bulgariens Innenministerium sagt, der ĂMigrationsdruckñ an den Grenzen zur T¿rkei 
und zu Griechenland habe in den letzten Wochen Ăzugenommenñ, berichtet AFP. 

Auch die slowenische Vertretung in der EU hat zu diesem Thema für den 31. August ein 
Treffen der Innenminister in Brüssel angekündigt. Auch Griechenland und die Türkei 
verstärken die Grenzkontrollen. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan sagte am 
19. August, die Türkei habe keine Verantwortung, ein Ăeuropªisches Fl¿chtlingslagerñ zu 
sein. Die Türkei hält bereits eine große Zahl von Migranten zurück, die nach Europa 
wollen. Allerdings bekommt die Türkei bereits Milliarden Euro von der EU, um sich um 
Flüchtlinge zu kümmern. 

Quelle: Geoplitika.news 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/a3-10.png?fit=817%2C515&ssl=1
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Süd- und Westeuropa: Politische Themen                          Seiten 144 - 149 

 
 
01) Eric Zemmour: ĂDas Rassemblement National weiÇ, dass 
      Marine Le Pen niemals gewinnen wirdñ 
 

 
29. 08. 2021  

Eric Zemmour und Marine le Pen · Bildquelle: le blog d'Eric Zemmour 

 

Eric Zemmour war diesen Samstag in Vaucluse, um an der politischen Wiedereröffnung von 
Objectif France, der politischen Bewegung von Rafik Smati, teilzunehmen. Er sprach über 
das Thema ĂSauver La Franceñ. Von BFMTV am Rande der Bewegung befragt, bekrªftigte 
Zemmour seinen Wunsch, die Rechte für 2022 zu vereinen, ohne jedoch klar zu sagen, 
dass er kandidieren w¿rde. Er sagte auch, dass ĂMarine Le Pen urspr¿nglich ¿ber eine 
große Basis verfügt hatte, aber sich nicht durchsetzen konnte und dass das Rassemblement 
National heute weiß, dass sie niemals gewinnen werdeñ. 

 
  

 

 

 

 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/image-2.jpg?fit=1031%2C580&ssl=1
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Quelle: Le blog dôEric Zemmour 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.ericzemmour.org/eric-zemmour-tout-le-rn-a-compris-que-marine-le-pen-ne-gagnera-jamais/
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02) Wird Frankreich die Fehler der Migrationskrise von 2015 wiederholen? 

     Von Paul Tormenen  

     Während die Islamisten einen großen Teil Afghanistans und die Hauptstadt   
     Kabul erobert haben, werden in Frankreich mehrere Stimmen laut, die sich  
     dafür einsetzen, dass mehr Migranten aus Afghanistan aufgenommen  
     werden sollen 
 
26. 08. 2021  

Bildquqlle: Breizh-info  

Obwohl dieser Druck in den Medien breit und wohlwollend dargestellt wird, repräsentieren 
diejenigen, die ihn ausüben, nicht die Mehrheitsmeinung der Franzosen. In der derzeitigen 
Aufregung um dieses Thema werden mehrere Probleme im Zusammenhang mit der 
massiven Aufnahme von Migranten stillschweigend übergangen. Sie sind jedoch für das 
französische Volk von großer Bedeutung und müssen in Erinnerung gerufen werden. Das 
Risiko, die gleichen Fehler wie bei der Migrationskrise 2015 zu wiederholen, ist sehr real. 

Eine auf die Linke beschränkte Meinungskampagne 

Seit einigen Tagen häufen sich die Aufrufe der Befürworter einer groß angelegten Aufnahme 
afghanischer Migranten und die Artikel in der Presse. Mehrere Bürgermeister haben den 
Wunsch geäußert, eine mehr oder weniger große Zahl von Afghanen in der von ihnen 
verwalteten Stadt aufzunehmen. Die meisten befinden sich auf der linken Seite (Nantes, 
Lille, Straßburg, Tours usw.), seltener auf der rechten Seite (Saint Etienne). 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/08/Screenshot-at-10-01-58.jpg?fit=756%2C458&ssl=1
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Auch linke politische Parteien und subventionierte Migrantenverbände sprechen sich für die 
Ansiedlung vieler Afghanen in unserem Land aus. Eine von einigen Künstlern und Politikern 
unterzeichnete Petition, die am 20. August veröffentlicht wurde, fordert ohne jede 
Zur¿ckhaltung Ădie ¥ffnung unserer Grenzen und die bedingungslose Aufnahme unserer 
Schwestern (afghanische Frauen, Anm. d. Red.) und ihrer Familienñ. 

Die Europäische Union ist nicht zu übertreffen. Die Kommissarin für Inneres, Ylva 
Johansson, forderte am 18. August die EU-Mitgliedstaaten auf, ihre Zusagen für die 
Aufnahme afghanischer Staatsangehöriger zu erhöhen. Der Sprecher der französischen 
Regierung sah sich sofort veranlasst, zu erklªren, dass ĂFrankreich wie jedes Jahr 
Tausende von Afghanen willkommen heiÇen wirdñ. 

Durch eine positive Reaktion auf diese Anordnungen könnte die französische Regierung die 
Einwanderung erheblich steigern, was ihr langjähriges politisches Ziel ist. Steht eine neue 
Migrantenkrise wie im Jahr 2015, als fast 1,5 Millionen illegale Einwanderer nach Europa 
kamen, bevor? Sollte Frankreich mehr für die Aufnahme von Migranten tun, wie es linke 
politische Parteien, Migrantenverbände und die Europäische Kommission wünschen? In 
diesem Zusammenhang können einige Elemente in Erinnerung gerufen werden. 

Afghanistan, ein armes und von Konflikten geplagtes muslimisches Land 
Afghanistan ist ein Land mit 38 Millionen Einwohnern, die fast ausschließlich Muslime sind. 
Es ist eines der ärmsten Länder der Welt und hat eine sehr hohe Geburtenrate. Die 
durchschnittliche Kinderzahl pro afghanischer Frau beträgt 4,3. Die Produktion und der 
Verkauf von Opium sind eine wichtige Einnahmequelle, die die Taliban seit langem an sich 
reißen wollen. 

Nicht alle Afghanen verlassen ihr Land aus politischen oder religiösen Gründen. Sie sind oft 
eng mit wirtschaftlichen Gründen verbunden. Die schlechte Verwaltung des Landes 
während des Taliban-Regimes von 1996 bis 2001 lässt vermuten, dass die Armut zunehmen 
wird. Die jüngste Aussetzung des IWF-Geldflusses wird das Land wahrscheinlich in eine 
wirtschaftliche Stagnation stürzen. Die steigende Bevölkerungszahl und der Mangel an 
Arbeitsplätzen verschärfen die Situation. 

Afghanische Einwanderung nach Frankreich, ein ständig wachsendes Phänomen 

Die afghanische Einwanderung nach Frankreich hat in den letzten Jahren stetig 
zugenommen. Während 2014 die Afghanen bei der Zahl der Asylbewerber in unserem Land 
auf Platz 31 lagen, sind sie seit 2019 die am stärksten vertretene Nationalität. Der Direktor 
des französischen Amts zum Schutz von Flüchtlingen und Staatenlosen (OFPRA) hat 
k¿rzlich festgestellt, dass Ăviele ihre Sprache nicht schreiben oder lesen kºnnenñ. 

OFPRA schätzt, dass fast 40.000 Afghanen in Frankreich den Flüchtlingsstatus oder 
subsidiären Schutz genießen. Nach Angaben eines von Le Monde am 20. August zitierten 
Vertreters der Vereinigung France Terre dôasile leben fast 100.000 Afghanen in unserem 
Land. Die Zahl der Afghanen, die in Frankreich internationalen Schutz erhalten, ist ein 
exponentielles Phänomen. Laut einem Vertreter des Ökumenischen Dienstes zur 
Unterstützung der Flüchtlinge (Cimade) haben zusätzlich zu den derzeit ankommenden 
Migranten fast 35.000 Afghanen Anspruch auf Familienzusammenführung. 

 

 



Seite 148 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

 

Scharia wird von Afghanen bevorzugt 

Eine 2013 von der amerikanischen Denkfabrik Pew Research Center durchgeführte 
Umfrage versuchte, die Überzeugungen und religiösen Vorstellungen der Afghanen zu 
ermitteln. Die Ergebnisse zeigen, dass : 

¶ die Scharia für 99 % der befragten muslimischen Afghanen das offizielle Recht des 
Landes sein sollte . 

¶ Für 61 % der befragten muslimischen Afghanen sollte die Scharia sowohl für Muslime 
als auch für Nicht-Muslime gelten. 

¶ Steinigung sollte nach Ansicht von 85 % der befragten muslimischen Afghanen als 
Strafe für Ehebruch verhängt werden. 

¶ Nach Ansicht von 79 % der befragten muslimischen Afghanen sollte die Todesstrafe 
für diejenigen verhängt werden, die den Islam verlassen. 

¶ Gewalt gegen Zivilisten durch Selbstmordattentäter kann nach Ansicht von 39 % der 
befragten muslimischen Afghanen manchmal gerechtfertigt sein. 

An dieser Stelle kann man sich fragen, warum auf die westeuropäischen Länder ein solcher 
Druck ausgeübt wird, Staatsangehörige aus einem sehr weit entfernten Land (mehr als 
7.000 km) mit einer Kultur, die weit von unserer eigenen entfernt ist, aufzunehmen, während 
Afghanistan Nachbarländer mit derselben oder ähnlicher Zivilisation hat. 

Es gibt mehrere Gründe, die für eine Begrenzung statt für eine Erhöhung der 
Zuwanderung sprechen 

Es gibt noch weitere Argumente, die dafürsprechen, der Einwanderungslobby nicht 
nachzugeben: 

¶ Seit dem Ende der Covid-Beschränkungen im Zusammenhang mit der 
Gesundheitskrise ist Europa mit einem sehr starken Migrationsdruck konfrontiert. Ein 
ungarischer Fidesz-Abgeordneter gab kürzlich an, dass sich fast 100.000 Migranten 
auf der Balkanroute befänden und weitere Ankünfte erwartet würden. Der italienische 
Innenminister erklärte am 18. August laut der Nachrichtenseite Breitbart, dass die 
Zahl der in Italien ankommenden Migranten in den ersten sieben Monaten des Jahres 
im Vergleich zu 2020 um 128 % gestiegen sei und mittlerweile 50.000 erreicht habe. 
Auf globaler Ebene stellte die Frontex-Agentur Ende Juli fest, dass die Zahl der 
illegalen Einreisen nach Europa seit Anfang des Jahres im Vergleich zu 2020 um 
59 % gestiegen ist. 

¶ Frankreich sieht sich mit einer wachsenden Zahl von Asylanträgen konfrontiert. Trotz 
der beträchtlichen Erhöhung der Zahl der ihnen zugewiesenen Unterbringungsplätze, 
die 110.000 übersteigt, konnten im Jahr 2019 fast 50 % der Asylbewerber nicht im 
nationalen Aufnahmesystem untergebracht werden. Die neu geschaffenen Plätze 
werden sofort von Neuankömmlingen besetzt. Eine Studie aus dem Jahr 2018 hat 
gezeigt, dass 40 % der obdachlosen Menschen in Frankreich Migranten sind. 

¶ Ein ehemaliges Mitglied der Muslimbruderschaft weist auf die Gefahr hin, dass mit 
den ankommenden Migranten auch Terroristen und Söldner nach Europa eindringen. 
Die von der Zeitung Valeurs actuelles am Montag, dem 23. August, bekannt 
gegebene Ăverstªrkte ¦berwachungñ von f¿nf Afghanen, die gerade in Paris gelandet 
waren, weil sie verdächtigt werden, Verbindungen zu den Taliban zu haben, zeigt, 
dass es sich hierbei nicht um ein Hirngespinst handelt. Ein Journalist des 
amerikanischen Senders NBC sendete Bilder von afghanischen Gefangenen, die von  
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den Taliban freigelassen wurden. Wollen wir die Fehler von 2015 wiederholen, als 
mangelnde Kontrolle und strenge Filterung der Einreise nach Deutschland es einer 
ganzen Unterwelt ermöglichten, ins Land zu kommen: Kriminelle, Salafisten, 
Betrüger usw.? 

¶ Man kann sich auch fragen, welche Bedeutung die am 18. August angekündigte 
Initiative der Europªischen Kommission hat, Ăneue legale Einwanderungswegeñ f¿r 
Afghanen nach Europa zu schaffen. Es ist zu befürchten, dass diese von einigen 
europäischen Ländern organisierten Bevölkerungsbewegungen, anstatt die illegale 
Einwanderung einzudämmen, zu den bereits bestehenden hinzukommen und die 
außereuropäische Einwanderung erheblich verstärken würden. 

Die Entscheidung mehrerer europäischer Länder, darunter auch Frankreich, Afghanen, 
deren Asylanträge abgelehnt wurden, nicht mehr zurückzuschicken, hat ebenfalls 
Konsequenzen. Das Ausländer-, Asyl- und Sozialgesetz (Asyl, Familienzusammenführung, 
unbegleitete Minderjährige usw.) erlaubt es den französischen Behörden nicht, die Zahl der 
jährlich in Frankreich ankommenden Einwanderer zu ermitteln. Die Festlegung zusätzlicher 
Beschränkungen erscheint völlig unmöglich. 

Im Jahr 2018 erklärte der damalige französische Ministerpräsident angesichts der 
Ausschreitungen der Islamisten und der Gefahr einer Abwanderung der christlichen 
Bevºlkerung des Ostens: ĂFrankreich wird sich seiner Pflicht zur Gastfreundschaft nicht 
entziehen. Aber die Zukunft der Christen des Ostens muss im Osten liegenñ. Der ehemalige 
Leiter der französischen Mission bei den Vereinten Nationen, Dominique Trinquand, 
äußerte sich kürzlich in gleicher Weise über die Afghanen. Er betonte, wie wichtig es sei, 
dass ĂAfghanistan nicht seiner vitalen Krªfte beraubt wirdñ. Er schloss mit den Worten: ĂDas 
Problem des Gewichts der Taliban in Afghanistan ist vor allem das Problem der Afghanenñ. 
Unsere Politiker wären gut beraten, über diese Worte nachzudenken. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei BREIZH-INFO, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.breizh-info.com/2021/08/24/169306/afghanistan-la-france-va-t-elle-repeter-les-memes-erreurs-que-lors-de-la-crise-migratoire-de-2015/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite 150 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 
 

Nordwest- und Nordeuropa: Politische Themen                           Seite 150  
 
 

Keine Beiträge 
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Pfarrer Steffen Reiche, Kirchengemeinde Berlin-Nikolassee           S. 151 

 

 

Steffen Reiche                         

Liebe Freunde und Freundinnen, ich habe gerade die Petition "Freiheit für alle politischen 
Gefangenen in Belarus!" unterzeichnet und möchte Dich fragen, ob auch Du Dich hinter dieses 
Anliegen stellen kannst. Dieses Anliegen bedeutet mir viel! Je mehr Unterstützung wir für diese 
Kampagne mobilisieren können, desto grösser sind unsere Chancen, die Kampagne zu gewinnen. 
Mehr über die Kampagne lesen und die Petition unterzeichnen:  
 
https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-
b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email  
 

Pfarrer Steffen Reiche nimmt Sie gerne in seinen 
ĂPredigerkreisñ auf. Sie erhalten dann direkt neben den 
Predigten und Andachten auch Hinweise zu Gesellschaft und 
Politik und zu interessanten Veranstaltungen:                                                   
Steffen-reiche@gmx.de 
 

                      

Zugleich biete ich Ihnen mein Buch "Tief träumen und hellwach sein" an. Ihnen 
kann ich den Autorenrabatt anbieten und so sind es auch trotz Porto nur 20 ú. 
Die CD kostet ú 5,00.  

 

https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email
https://act.campax.org/petitions/freilassung-aller-politischer-gefangenen-in-belarus?share=28716014-b5ba-45a3-ba6b-1fab6e0d6390&source=email-share-button&utm_medium=&utm_source=email
mailto:Steffen-reiche@gmx.de
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Aufruf zur Unterstützung                                                      Seiten 152 - 154    

 

1) Aufruf der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin zur Unterstützung*) 

 
Die finanzielle Lage der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin ist schwierig. Gründe 
sind durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie gegenwärtig der Ausfall sämtlicher 
Veranstaltungen, die nicht nur Kosten verursachen, sondern ï von Fall zu Fall ï auch für 
die nötigen Einnahmen sorgen können.  
 
Wir sind für unsere Arbeit vom Finanzamt für Körperschaften als gemeinnützig anerkannt. 
Das heißt einerseits: wir dürfen keine Rücklagen bilden (mit denen wir jetzt wirtschaften 
könnten, unsere Miet- und anderen Kosten selbst tragen), aber wir dürfen für Ihre 
großzügige Spende eine Spendenquittung ausstellen. 
 
Wir haben die herzliche Bitte, unsere Arbeit durch eine Geldspende zu unterstützen, damit 
unsere Tätigkeit weitergehen kann. Wir arbeiten ehrenamtlich. 
 
Sie erhalten am Ende des Jahres eine Spendenbescheinigung, unsere Arbeit ist vom 
Finanzamt für Körperschaften als gemeinnützig anerkannt! 
 
 
 

Unsere Bankverbindung (Zusatz ĂSpendeñ auf der ¦berweisung nicht vergessen!): 
 
Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin: 
 
Konto bei der Postbank Berlin 
 
IBAN DE26 1001 0010 0001 1991 01    BIC BNKDEFF 

 
*) Unser erfolglosester Aufruf!!! 
 
 
 
2) Paten für Jahrbuch Weichsel-Warthe 2022 gesucht 
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3) BdV: Die ĂEwige Flammeñ braucht Ihre Unterst¿tzung 
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4) Aufruf des Leibniz-Instituts für Länderkunde: Heimatzeitschriften erbeten! 
 
Sehr geehrter Herr Hanke, 
  
herzlichen Dank für Ihr Angebot, in Ihrem Rundbrief auf unser Anliegen aufmerksam zu 
machen. Gerne nehmen wir diese Möglichkeit wahr. Angefügt finden Sie einen Text, der in 
ähnlicher Weise schon mehrfach abgedruckt wurde. 
Ich habe soeben nachgeschaut: Wir haben in unserem Katalog 17 Heimatzeitschriften über 
Westpreußen nachgewiesen. Allerdings sind die jeweiligen Bestände sehr lückenhaft und 
bestehen häufig nur aus neueren Ausgaben. Insofern erhoffe ich mir durch den Aufruf viele 
Ergänzungen. 
 
Nochmals vielen Dank für Ihre Unterstützung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
H. P. Brogiato 

 
 
Bibliothek der deutschen Heimatzeitschriften 
Heimatzeitschriften erbeten 
 

Die Geographische Zentralbibliothek (GZB) im Leibniz-Institut für Länderkunde in Leipzig 
hat Ende 2013 vom Bund Heimat und Umwelt (BHU) die ĂBibliothek der deutschen 
Heimatzeitschriftenñ ¿bernommen. Um diese Sondersammlung systematisch auszubauen, 
wurden in den vergangenen drei Jahren zahlreiche Heimatvereine, Museen usw. mit der 
Bitte angeschrieben, das Anliegen zu unterstützen und der GZB ihre Heimatzeitschriften zur 
Verfügung zu stellen. Inzwischen werden mehr als 1000 Zeitschriften und Serien aus dem 
deutschsprachigen Raum regelmäßig zugesandt. (http://ifl.wissensbank.com). Da die 
Bibliothekslandschaft in Deutschland dezentral aufgebaut ist und einzelne Bibliotheken 
regionale Sammelschwerpunkte aufweisen, kann man in keiner deutschen Leihbibliothek 
(die Deutsche Nationalbibliothek als Präsenzbibliothek bildet einen Sonderfall) 
heimatkundliche Literatur regions¿bergreifend vorfinden. Durch den Aufbau der ĂBibliothek 
der deutschen Heimatzeitschriftenñ entsteht somit ein einmaliger Bestand, der es erlaubt, 
heimatkundliche und regionalgeschichtliche Literatur räumlich vergleichend zu untersuchen. 
 
Wir hoffen, dass sich durch diesen Aufruf viele Redaktionen, Heimatkreisbetreuer, 
Heimatmuseen, aber auch Privatpersonen entschließen können, die von Ihnen betreuten 
Zeitschriften an die Leipziger Bibliothek zu senden. Erwünscht sind auch die Zeitschriften, 
die inzwischen eingestellt wurden, von denen es aber vielleicht noch Lagerbestände gibt. 
Bei größeren Sendungen können die Versandkosten gegen eine Rechnung übernommen 
werden. Für weitere Informationen setzen Sie sich bitte mit uns in Verbindung: 
 
Dr. Heinz Peter Brogiato 
Leibniz-Institut für Länderkunde 
GZB ï Heimatzeitschriften  
Schongauerstr. 9 
04328 Leipzig  
E-Mail: h_brogiato@ifl-leipzig.de 

Ruf: 0341 600 55 126 
 

                                                                       
 

 

http://ifl.wissensbank.com/
mailto:h_brogiato@ifl-leipzig.de
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So wahr mir Gott helfe: Der Amtseid des Bundeskanzlers 

 

 
dpa/Kay Nietfeld Der dritte Amtseid: Bundeskanzlerin Angela Merkel am 17.12.2013 im 
Bundestag mit Parlamentspräsident Norbert Lammert.  

ĂSo wahr mir Gott helfeñ:  

Laut Artikel 64 des Grundgesetzes müssen Kanzler und Minister bei der 
Amtsübernahme vor dem Bundestag den Amtseid leisten. Artikel 56, der die 
Vereidigung durch den Bundespräsidenten vorsieht, legt den Wortlaut fest. 

In Artikel 56 heißt es:  

ĂIch schwºre, dass ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die 
Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine 
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.  
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Du musst denken, dass du morgen tot bist, 

musst das Gute tun und heiter sein. 

Freiherr vom Stein 

 

ĂWird der Zweifel Gegenstand des Zweifels, 
zweifelt der Zweifelnde am Zweifel selbst, so verschwindet der Zweifel.ñ 
 
Der Philosoph Georg Wilhelm Friedrich Hegel, der am 27. August 250. Geburtstag hat, in 
seinen Vorlesungen ¿ber die ĂPhilosophie der Religionñ (Berlin 1832). 
 
Aus: Der Tagesspiegel, 19.08.2020, S. 6.  
 

 
ĂBerlin braucht bessere Schulen.  
Kann ja nicht jeder Politiker werden.ñ 
 
Kampagnenspruch der CDU Berlin ï in Orange auf Schwarz und illustriert mit Merkelraute. 
Eine PR-Aktion, für die es via Twitter gleich viel Kritik gab. Weil: Was soll das eigentlich 
bedeuten? 
 
Aus: Der Tagesspiegel, 12.08.2020, S. 6. 
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A.  a) Leitgedanken                                                                        Seite 157                                                                                                                  

 

 

 

 

ĂVerletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du kannst.ñ 
 

Arthur Schopenhauer 

 

 

 

Was wir heute tun, entscheidet darüber, wie die Welt von 

Morgen aussieht! 
 

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916) 

 

 

 

ĂHeimat gestalten und nicht nur verwalten!ñ   
 

Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin 
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A.  b)  Forderungen und Grundsätze                                               Seite 158                                     

 
 

 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 
<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

 

1)  Rettet die kulturelle Vielfalt ï rettet den Sonnabend! ĂRote Karteñ f¿r die   

     Berliner Verkehrsbetriebe (BVG); 

 

2)  Der Begriff ĂVandalismusñ ist zu brandmarken! 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf


Seite 159 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 798 vom 02.09.2021 

  

A.c) Mitteilungen                                                                    Seiten 159 - 173                                                         
 

01) ĂVertreibungen und Deportation ªchten ï Vºlkerverstªndigung fºrdernñ  

      Tag der Heimat des Bundes der Vertriebenen 2021  

 
Live-Mitschnitt der zentralen Auftaktveranstaltung am 28. August 2021 in Berlin  

 

Programm  

Urania Berlin, Humboldt-Saal, 28. August 2021, ab 12 Uhr  

 "70 Jahre Charta der deutschen Heimatvertriebenen" 
   Film anlässlich des Charta-Jubiläums 2020 

Eurovisionsfanfare 

Marc-Antoine Charpentier (1643-1704) 

Ansprache 

Dr. Bernd Fabritius MdB 
Präsident 

Rondeau 

Jean-Joseph Mouret (1682-1738) 

Festrede 

Dr. Markus Söder MdL 
Ministerpräsident des Freistaates Bayern 

Spiritualgebet 

Enrique Crespo (1941-2020) 

Geistliches Wort und Gedenken 

Weihbischof Dr. Reinhard Hauke 
Beauftragter der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) für die Vertriebenen- und 
Aussiedlerseelsorge 

La paix (aus der Feuerwerksmusik) 

Georg Friedrich Händel (1685-1759) 

Nationalhymne  

https://www.bund-der-vertriebenen.de/themen-und-termine/tag-der-heimat/tag-der-heimat-2021#c1139
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Im Anschluss an den Festakt findet um 15:00 Uhr die Kranzniederlegung auf dem 
Theodor-Heuss-Platz statt. Es sprechen 
der Berliner BdV-Landesvorsitzende, Staatssekretär a.D. Rüdiger Jakesch, 
der Berliner Innensenator, Andreas Geisel MdA und  
BdV-Präsident Dr. Bernd Fabritius MdB. 

Musikalische Gestaltung: Potsdamer Turmbläser, Leitung: Bernhard Bosecker 

* 

Rede zum Tag der Heimat des Bundes der Vertriebenen am 28. August 2021 in Berlin 

28.08.2021 Presse  

BdV-Präsident Dr. Bernd Fabritius MdB 

 Sperrfrist: 28. August 2021, 12:00 Uhr 

Es gilt das gesprochene Wort! 

 Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Dr. Markus Söder, 
sehr geehrter Herr Weihbischof Dr. Reinhard Hauke, 
geehrte Exzellenzen und Eminenzen, 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Deutschen Bundestags und der Landtage, 
verehrte Ehrengäste aus Bund, Ländern und Gemeinden, 
geehrte Vertreter der deutschen Minderheiten aus den Nachbarländern, 
liebe Landsleute, 
meine Damen und Herren, 

zur diesjährigen Auftaktveranstaltung zum Tag der Heimat 2021 des Bundes der 
Vertriebenen heiße ich Sie ganz herzlich willkommen. 

Ich bin sehr dankbar, dass Sie, Herr Ministerpräsident Dr. Söder, heute die Festrede halten 
werden und begrüße Sie ganz herzlich in unseren Reihen. 

Herr Ministerpräsident, Sie sind bei den deutschen Heimatvertriebenen, den Aussiedlern 
und Spätaussiedlern nicht nur ein vertrautes Gesicht, nicht nur ein sehr gern gesehener 
Gast ï Sie stehen zu uns, Sie sind durch Bekenntnis einer von uns, Sie sind Mitglied der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft und natürlich auch des Verbandes der Siebenbürger 
Sachsen in Deutschland und wahrscheinlich noch so einiger Selbstorganisationen von uns 
ï und dafür danken wir aus ganzem Herzen! 

Ihnen, sehr geehrter Weihbischof Dr. Hauke, sind wir ebenfalls zu Dank verpflichtet. Sie 
werden mit dem geistlichen Wort als Beauftragter der Deutschen Bischofskonferenz für die 
Vertriebenen- und Aussiedlerseelsorge ï wie so oft ï es ist schon Tradition ï unseren Tag 
der Heimat würdig und angemessen beschließen. 

 Ich begrüße des Weiteren ganz herzlich: 

¶ Ihre Exzellenzen, die Botschafter und Vertreter der Botschaften von Ungarn, 
Rumänien, Slowenien, der Slowakei, der Tschechischen Republik, Kroatien, 
Frankreich, der Ukraine sowie das gesamte anwesende Diplomatische Corps, 
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¶ und ich begrüße die Landesbeauftragten für Heimatvertriebene und Spätaussiedler, 
die aus den Ländern heute nach Berlin gekommen sind 

Ich freue mich, dass traditionell die Potsdamer Turmbläser unter der Leitung von Bernhard 
Bosecker unsere Veranstaltung musikalisch umrahmen werden. 

Zum ersten Mal übertragen wir unsere zentrale Auftaktveranstaltung live über unsere 
Internetseite ï und werden so vielleicht auch den einen oder anderen erreichen, der heute 
wegen der Corona-Einschränkungen nicht mit im Saal sein kann. 

Vielen Dank letztlich Ihnen, meine Damen und Herren, liebe Gäste, dass Sie alle heute hier 
sind. 

Viele von Ihnen befinden sich noch ï wie ich auch ï im Nachhall der bewegenden Bilder, 
die wir vorhin gesehen haben. Auch wenn der Film hauptsächlich die Charta der deutschen 
Heimatvertriebenen in den Blick nimmt, so weckt er bei manchen die Erinnerungen an die 
eigene Flucht oder Vertreibung. Oder die Erinnerung an die zahllosen Gespräche und 
Erzählungen der Eltern und Großeltern, die Zeit ihres Lebens vom erlittenen Leid und den 
erlebten Gräueln geprägt blieben. 

Wir alle hätten uns gewünscht, dass es die Charta der deutschen Heimatvertriebenen gar 
nicht erst hätte geben müssen! 

Die Geschichte aber, liebe Landsleute, bleibt nicht stehen. Sie wird nicht gestundet und 
macht keine Pause. Sie geht nach jedem Ereignis, so unermesslich tragisch oder 
katastrophal es war, unweigerlich und augenblicklich weiter. Auch das hat uns der kurze 
Film veranschaulicht. 

Auf den Verlust der Heimat folgt der Aufbruch: Jahre und Jahrzehnte, in denen jeder 
Einzelne, jede Familie und jede Gemeinschaft daran arbeitet, sich das neue Umfeld zur 
neuen Heimat zu gestalten. 

Es trifft zu, dass der Aufbruch in die Zukunft für viele unter bitteren, ja bittersten 
Voraussetzungen gelingen musste. 

Es trifft zu, dass viele Geflüchteten und Vertriebenen ihre neuen Heimatorte beinahe ein 
Vierteljahrhundert lang nur als Ersatzheimat betrachteten; gerade, weil ihre Hoffnungen 
genährt wurden, dass eine Rückkehr irgendwann möglich sei. 

Es ist aber genauso richtig, heute mehr noch als vor 70 Jahren, zu erkennen, dass mit der 
verabschiedeten Charta ein Weg vorgezeichnet wurde, der die deutschen 
Heimatvertriebenen letztlich in ein vereintes Europa führte. 

Dieses Europa war und ist und bleibt der Garant dafür, dass wir und unsere befreundeten 
Nachbarstaaten seit Jahrzehnten in einer langen Periode des Friedens leben. 

In Europa hat Deutschland Partner und Verbündete. Europa hat einen Raum der Freiheit 
geschaffen, die auch unsere, die Freiheit der Heimatvertriebenen und ihrer Nachkommen, 
umfasst: wir können wieder in die alte Heimat fahren, dort Eigentum erwerben und ï so wir 
das wollen ï uns dort niederlassen. 
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ĂGeschichte lªsst sich ja nicht zur¿ckdrehenñ, war die Aussage eines Donauschwaben, mit 
dem ich bei meinem Besuch im Juli im Haus der Donauschwaben in Sindelfingen ins 
Gespräch kam. Seine Eltern stammen beide aus dem Banat. 

Nein, wieder zurückgehen wolle er bestimmt nicht, denn erstens hätte man sich in 
Deutschland eine neue Heimat erarbeitet und zweitens sei es völlig absurd, das Leben der 
Dorfgemeinschaften von vor 80 Jahren gedanklich ins 21. Jahrhundert übertragen zu 
wollen. ĂMan soll gedenken und erinnern, aber immer auch mit der Zeit Schritt haltenñ, war 
sein Resümee. 

Es bleibt Aufgabe des Bundes der Vertriebenen und seiner Landsmannschaften, Flucht und 
Vertreibung der Deutschen aus den historischen deutschen Ostgebieten als das Unrecht zu 
bezeichnen, das von den Rache nehmenden Vertreiberstaaten im Osten an uns und an 
unseren Landsleuten verübt wurde! 

Dabei vergessen wir niemals die entmenschlichte und entmenschlichende Kriegs- und 
Propagandamaschinerie der Nationalsozialisten mit ihren kaum vorstellbaren 
Menschheitsverbrechen ï vor allem im Holocaust. 

Die Völker im Osten haben Rache geübt: Büßen mussten dafür vor allem diejenigen 
Deutschen, die ihre Heimat im damaligen Ostdeutschland, jenseits von Oder und Neiße 
hatten. Aber auch unsere Landsleute in den deutschen Siedlungsgebieten wie z.B. in der 
Sowjetunion, der Tschechoslowakei, Rumänien, Ungarn oder Jugoslawien. Sie mussten 
stellvertretend für alle Deutschen die bittersten Konsequenzen tragen. 

Immer und immer wieder stellen wir andererseits der Benennung des geschehenen 
Unrechts unseren unbedingten Willen zur Verständigung und zur gemeinsamen Zukunft mit 
unseren osteuropäischen Nachbarn an die Seite ï so, wie unsere Väter und Mütter es in 
der Charta niedergeschrieben haben. 

Das ist glaubwürdig, weil wir Menschenrechte einfordern und grenzüberschreitende 
Verständigung anbieten. 

Das ist christlich, weil es Verzicht auf Rache bedeutet. 

Und das ist zukunftsweisend, weil wir ï bei aller Kritik, die man an den europäischen 
Institutionen üben kann ï gut beraten sind, Europa als schützendes Dach zu sehen und zu 
verstehen. 

Verständigungspolitik, von der großen politischen Bühne bis hinein ins familiäre Private, ist 
unverzichtbare Voraussetzung für andauernden Frieden. 

Dieser vermeintliche Zweiklang zwischen Benennen des Unrechts einerseits und 
Ausstrecken der Versöhnungshand andererseits verschmilzt bei näherem Betrachten: es 
sind zwei Aspekte, die sich beide aus den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs speisen. 

Gerade, weil der Naziterror und der Zweite Weltkrieg die Welt derart aus den Fugen 
gehoben haben, brachen vielerorts die Schutzmauern, die Menschlichkeit von 
Unmenschlichkeit trennten. 

Wo diese Dämme geschleift wurden, war es nur noch ein sehr kleiner Schritt hin zu den 
Vertreibungen und ethnischen Säuberungen, die damals schon Unrecht waren und auch 
niemals ï ich betone: niemals! ï ihren Unrechtscharakter verlieren werden. 
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Es liegt auch an uns, dafür zu sorgen, dass dort, wo wir es beeinflussen können, die 
Schutzmauern der Menschlichkeit zukünftig sicher und fest stehen! 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Sie wissen, lautet das diesjährige BdV-Jahresleitwort ĂVertreibungen und Deportation 
ächten ï Vºlkerverstªndigung fºrdernñ. 

Das Leitwort versteht sich ebenso als bittere Erkenntnis aus der Geschichte wie auch als 
Forderung für das menschliche Miteinander in aller Zukunft. Es erfüllt mich mit Trauer, die 
aktuellen Tragödien an zahlreichen Schauplätzen auf der ganzen Welt verfolgen zu müssen. 

Hat die Menschheit in ihrer Geschichte das Soll an Fluchtgeschehen und Vertreibungen 
nicht bereits mehr als erfüllt?! Müssen immer wieder aufs Neue Jahr für Jahr Millionen 
Menschen gezwungen werden, ihre Heimat zu verlassen? 

Wo bleibt das von uns geforderte sanktionsbewehrte Instrument des Vertreibungsverbots, 
mit dem endlich die Vertreiber ï und nicht länger die Vertriebenen ï in die Knie gezwungen 
werden? 

Wir deutschen Heimatvertriebenen, genauso wie die Spätaussiedler in unseren Reihen, 
haben am eigenen Leib erfahren müssen, was es bedeutet, Opfer und Leidtragende von 
Krieg, von ethnischen Säuberungen sowie von menschenverachtenden politischen und 
militärischen Schachzügen zu werden. 

Wir im Bund der Vertriebenen würdigen zu jeder Zeit aber auch die schlimmen Jahre und 
Jahrzehnte, die unsere Heimatverbliebenen unter der Knute kommunistischer Regime zu 
erdulden hatten. Die Menschen, die dann als Aussiedler und Spätaussiedler nach 
Deutschland kamen ï und nach wie vor kommen ï, trugen während des Kalten Kriegs die 
schwere Bürde, in ihrer Heimat als Deutsche unter deutsch-feindlichen Regimen zu leben. 
Für sie war der Krieg zwar zu Ende, nicht aber die fortgesetzten Repressionen durch die 
Mehrheitsgesellschaften in ihren Ländern. 

Selbst in einem heutigen grenzüberschreitenden Verständnis sind die Heimatvertriebenen 
und Flüchtlinge und die heimatverbliebenen deutschen Minderheiten in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern zwei Seiten ein und derselben Medaille. 

Gerade die Heimatverbliebenen und ihre Familien sind es, die vor Ort in unseren 
Nachbarländern einer gemeinsamen europäischen Erinnerungskultur und einer guten 
Verständigung den Boden bereiten. Wir im Bund der Vertriebenen wollen sie noch stärker 
als bisher in unsere Arbeit und unsere Aktivitäten einbinden ï ganz in dem Bewusstsein, 
dass wir für ein und dieselbe Sache einstehen! 

Es ist gut, dass unsere Landsmannschaften einen intensiven Austausch mit den 
Heimatverbliebenen pflegen, denn sie tun es nicht nur für sich, sondern ganz im Sinne eines 
europäischen Gedankens für unser Land. 

Das gewählte Leitwort greift somit zwei der menschenrechtlichen und 
verständigungspolitischen Forderungen des BdV auf. Jeder Mensch muss in seiner Heimat 
dauerhafte Lebensperspektiven vorfinden können ï ohne Angst, Opfer von 
Zwangsmaßnahmen zu werden. Deshalb fordern wir nach wie vor die kodifizierte 
Verankerung eines weltweiten Vertreibungsverbots und damit die Sanktionierbarkeit von 
Vertreibungen. 
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Auch die Forderung nach mehr Verständigung unter den Völkern, die wir ins Leitwort 
aufgenommen haben, ist keine hohle Floskel! 

Wie schön wäre es, wenn unser steter verständigungspolitischer Dialog mit den Nachbarn 
im Osten dort auch auf Spitzenebene der Politik Früchte tragen würde: Von einigen unserer 
östlichen Nachbarländer erwarten wir noch heute eindeutige Bekenntnisse zum 
Unrechtscharakter der Vertreibungen, die unsere Landsleute mit brutaler Härte trafen. Bis 
heute sind Unrechtsdekrete in einigen Ländern Teil der geltenden Rechtsordnung, wenn ich 
nur an Tschechien oder auch an Serbien denke. 

Liebe Landsleute, 

wir im Bund der Vertriebenen sind eine Schicksals-, zugleich eine Solidargemeinschaft. 
Unsere Landsmannschaften haben eigene Spezifika, sowohl in der Geschichte ihrer 
jeweiligen Heimatregionen als auch in ihren dort entwickelten und mitgebrachten Bräuchen 
ï ihrer Kultur und ihren Eigenheiten. 

Im Bund der Vertriebenen haben sich, gemeinsam mit den 16 Landesverbänden, 18 
Landsmannschaften zusammengeschlossen 

¶ von den Deutschbalten im Norden bis zu den Donauschwaben im Süden, 
¶ von den Sudetendeutschen, deren Heimat vor der Vertreibung übrigens in Teilen 

westlicher liegt als Passau oder Deggendorf, 
¶ bis hin zu der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, die für die Deutschen 

aus allen ehemaligen GUS-Staaten spricht. 

Wenn der BdV seine Interessen artikuliert, dann sowohl im Namen der Ostpreußen als auch 
des Bundes der Danziger, ebenso für die Ostbrandenburger wie für die Schlesier und 
Oberschlesier. 

Wenn es um die schreiende Rentenungerechtigkeit bei Aussiedlern und Spätaussiedlern 
geht, stehen neben den bereits genannten Deutschen aus Russland, die Siebenbürger 
Sachsen und Banater Schwaben, die Sathmarer Schwaben und Ungarndeutsche bis zu den 
Bessarabiendeutschen und den Karpatendeutschen und erfahren solidarische 
Unterstützung von allen anderen Landsmannschaften, deren Mitglieder nicht betroffen sind. 

Frauenverband, Stiftung Zentrum gegen Vertreibungen und Kulturstiftung der deutschen 
Vertriebenen stehen als außerordentliche Mitglieder ebenfalls eng an unserer Seite. 

Um es daher klar zu sagen: es ist ein Zwischenerfolg für den gesamten Bund der 
Vertriebenen, dass wir unserer Forderung bezüglich der Abmilderung der Altersarmut bei 
Spätaussiedlern in der parlamentarischen Debatte zumindest teilweise Gehör verschaffen 
konnten. Die Einbeziehung von Zeiten nach dem Fremdrentengesetz in die zum 1.1.2021 
beschlossenen Grundrentenberechnung und Zuschlagzahlung ist ein wichtiger Erfolg, der 
in vielen Fällen eine Verbesserung bewirkt. Zu einer Beseitigung der 
Generationenungerechtigkeiten der 90er Jahre durch Kürzungen und Deckelungen für 
Aussiedler und Spätaussiedler  konnte sich das zuständige Bundesministerium und der dort 
verantwortliche Koalitionspartner leider nicht durchringen, dort wurden alle 
Verbesserungsinitiativen beharrlich blockiert. 

Zur Errichtung eines Fonds zur Abmilderung von Härtefällen im Bereich der Grundsicherung 
wurde durch die Bundesregierung eine Milliarde Euro in den Haushalt des kommenden 
Jahres eingestellt. Es ist als wichtiges Signal ein Meilenstein der Aussiedlerpolitik dieser  
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Wahlperiode und ein immenser Gestaltungsauftrag an die nächste Bundesregierung und 
den am 26. September zu wählenden Deutschen Bundestag, bei dem die Länder natürlich 
mitwirken sollen. 

So oder so: von einer systematischen, strukturellen Beseitigung der Rentenungerechtigkeit 
bei Aussiedlern und Spätaussiedlern ist man trotz aller Signale leider noch weit entfernt. 
Diese Schlacht ist noch nicht geschlagen, denn: die Rentenbenachteiligungen für 
Spätaussiedler waren 1996 bei ihrer Einführung falsch, sie sind heute falsch und sie bleiben 
falsch. Ich bleibe an dem Thema jedenfalls dran, bis es zu aller Zufriedenheit erledigt ist, 
das verspreche ich Ihnen. 

Meine Damen und Herren, liebe Gäste, 

in meiner diesjährigen Ansprache will ich einen der Schwerpunkte auch auf die Deutschen 
aus Russland legen, weil das Bewusstsein für und die Solidarität mit ihrem Schicksal auch 
einer der Aspekte bei der Festlegung des Leitwortes für das Jahr 2021 war. 

Genau heute vor 80 Jahre ließ Stalin den unglückseligen Erlass verabschieden, mit dem die 
Sowjetregierung am 28. August 1941 das Schicksal der Deutschen in Russland besiegelte 
und Hunderttausende in die Verbannung und zur Zwangsarbeit deportierte. Unterzeichnen 
musste Michail Iwanowitsch Kalinin, Vorsitzender des Obersten Sowjets. 

Ich möchte diesen Vorgang historisch einbetten, um das Ausmaß der Zäsur für die 
Russlanddeutschen aufzuzeigen. 

Es ist richtig, dass nach Kriegsende in Ostmitteleuropa, in Ost- und in Südosteuropa die 
größte Völkerverschiebung seit Menschengedenken stattfand. Flucht, Vertreibung und 
Deportation von rund 15 Millionen Deutschen aus ihren Wohnungen und Häusern, Dörfern 
und Städten ï aus ihrer jahrhundertelangen Heimat. Mehr als zwei Millionen von ihnen 
kamen auf der Flucht, während der Vertreibung und infolge dieses Schicksals ums Leben, 
überstanden die Deportation nicht oder werden für immer vermisst bleiben. 

Aber die Deutschen aus Russland traf das soeben beschriebene Schicksal bereits 1941. 
Und schon davor, in den Jahren 1937-1938, hatte es bereits die sogenannte ĂGroÇe 
Sªuberungñ gegeben, im Zuge derer 55.000 Deutsche exekutiert und erschossen wurden. 

Das Jahr 1941 wird dann zum vernichtenden Schicksalsjahr für mehr als eine dreiviertel 
Million Russlanddeutsche. Es wird die sozialen, kulturellen, administrativen und in vielen 
Fällen auch familiären Strukturen dieser Volksgruppe nachhaltig zerstören! Mit der 
Deportation nach Kasachstan, an den Ural und nach Sibirien endete eine Epoche in der 
Geschichte der Deutschen in Russland. 

Dort, wohin die Russlanddeutschen verbannt wurden, wartete bittere Armut, Unterdrückung 
und Knechtschaft auf sie. Die Zeugnisse der Überlebenden sprechen eine deutliche 
Sprache. 

Dem Erlass-Unterzeichner Kalinin setzte man ein besonderes Denkmal mit der 
Umbenennung der ostpreußischen Stadt Königsberg und dem sie umgebenden 
Regierungsbezirk. 

Mehr als 20 Jahre mussten vergehen, bevor der rechtliche ï oder besser: Unrechts-Status 
der deutschen Bevölkerung in der Sowjetunion wieder geändert werden sollte. 
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Erst 1964 wurde der 1941 pauschal erhobene Vorwurf der Kollaboration mit 
Nazideutschland als unbegründet bezeichnet und durch eine Teilrehabilitierung 
zurückgenommen. Es war das Eingeständnis der Sowjetunion, seine deutsche Bevölkerung 
schuldlos der Heimat verwiesen zu haben. Dass dieses Eingeständnis eher klammheimlich 
als bedauernd verkündet wurde, sodass die Betroffenen es nur zeitverzögert und über 
Umwege erfuhren, entspricht durchaus dem Bild, dass man noch heute zu Recht mit einer 
kommunistischen Diktatur verbindet. 

Tatsªchlich wurde im entsprechenden ĂWiedergutmachungs-Erlassñ von 1964 behauptet, 
dass nunmehr die Gegenden des früheren Wohnorts der Deportierten besiedelt seien und 
dass die deutsche Bevölkerung an ihren neuen Wohnorten in den Zielgebieten der 
Deportation Fuß gefasst habe. 

Diese Verhöhnung besiegelte eines endgültig: die Russlanddeutschen sollten weder in ihre 
Heimat zurückkehren, noch sollten sie an ihr Leben vor dem Krieg anknüpfen. Sie waren 
und blieben Entwurzelte. 

In der aktuellen Denkschrift der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland formuliert 
der Historiker Dr. Alfred Eisfeld wie folgt: 

ĂAus den Deportationen der Kriegsjahre wurde eine endg¿ltige Vertreibung. Das kollektive 
und individuelle Eigentum, alle Bildungs- und Kultureinrichtungen gingen unwiederbringlich 
verloren. Auch Kirchengebªude (é) und Grundst¿cke (é) kºnnen nicht mehr an die 
Gemeinden zur¿ckgegeben werden (é). Diese Gemeinden existieren nicht mehr.ñ 

Es ist eine Tatsache der Geschichte, dass die Russlanddeutschen in der Sowjetunion 
sowohl im Ersten wie auch im Zweiten Weltkrieg zwischen die Räder der Diktaturen 
gerieten. Mit weitreichenden und verheerenden Folgen. Die Deportation markiert einen 
tiefen und bis in die Gegenwart nachwirkenden Einschnitt in der russlanddeutschen 
Geschichte. 

Es ist daher nur folgerichtig, dass Deutschland bis heute ihr Kriegsfolgenschicksal 
anerkennt und garantiert, dass sie als Deutsche nach Deutschland kommen können. 

Die repressive Politik gegen die deutsche Minderheit in der ehemaligen UdSSR ist ein nur 
wenig bekanntes Kapitel russland- und bundesdeutscher Geschichte. Aufklärungsarbeit 
leisten seit 2019 das Bayerische Kulturzentrum der Deutschen aus Russland in Nürnberg, 
gefördert vom Land Bayern, sowie in Nordrhein-Westfalen das Detmolder Museum für 
russlanddeutsche Kulturgeschichte, dem Staatsministerin Grütters anlässlich eines 
Besuchs vor Ort die Bereitschaft der Bundesregierung zur dauerhaften Förderung versichert 
hat. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Dr. Söder, 

sicherlich werden Sie, wenige Wochen vor der Bundestagswahl, auch die eine oder andere 
politische Botschaft im Gepäck haben. 

Aber auch ich möchte einige politischen Punkte ansprechen: 

Wie kann es sein, dass in den Wahlprogrammen der meisten im Bundestag vertretenen 
Parteien die Vertriebenen und Spätaussiedler keine Rolle spielen? In einer Zeit, die geprägt 
ist von dem Ansatz, jeder gesellschaftlichen Gruppe, jeder Minderheit, jeder Meinung 
gerecht zu werden!? 
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Wie kann es sein, dass nur die CDU und CSU sich in ihrem Programm ausführlich und 
zukunftsorientiert dem Thema widmen? 

Das Bekenntnis zur deutschen Geschichte in all ihren Facetten muss parteienübergreifend 
auch diejenigen ansprechen, die ein besonders schweres Kriegsfolgeschicksal erleiden 
mussten. Das Programm der Unionsparteien stellt richtigerweise fest, dass ohne die 
Heimatvertriebenen der Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg so nicht gelungen wäre. 

Ich stehe hier als Vertreter des Bundes der Vertriebenen ï eines Verbands, der sich 
parteipolitisch dem Neutralitätsgebot verpflichtet hat und mit allen politischen Akteuren im 
Gespräch steht, die sich auf dem Boden unser freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
bewegen. 

Unser Verband nimmt jedoch zur Kenntnis, dass beinahe allen Parteien der Wille oder gar 
das Vermögen fehlt, sich zur Wahrhaftigkeit der Geschichtsschreibung zu bekennen. 

Nur die Unionsparteien stellen fest, dass ĂVertriebene und ihre Nachkommen, Aussiedler 
und Spªtaussiedler Ămit ihrem Kºnnen, ihrem FleiÇ und ihrer kulturellen Tradition ein 
Gewinn f¿r unser Landñ sind. Man werde deshalb Ăden verstªndigungs- und 
erinnerungspolitischen Einsatz der Vertriebenen- und Aussiedlerverbände, den Kulturerhalt 
und die Kulturarbeit durch eine zukunftssichere Fºrderung stªrkenñ. Richtig so, gut so! 

Gerade auch der im Programm geªuÇerte Wille, Ăan der gesetzlich garantierten Aufnahme 
von Spªtaussiedlern (é) festhalten und weiterhin Eingliederungshilfen leistenñ zu wollen, 
ist im 80. Jahr des Verbrechens an den Deutschen aus Russland ein wichtiges Zeichen. 

Derartiges wollen wir in den Programmen aller Parteien lesen! Vertriebene, Flüchtlinge, 
Aussiedler und Spätaussiedler sind ein Teil des Querschnitts der Gesamtbevölkerung ï und 
haben den Anspruch, entsprechend wahrgenommen zu werden. 

Der BdV steht seit fast sieben Jahrzehnten auf dem Fundament unserer Charta der 
Heimatvertriebenen. Die damals verkündeten Selbst-Verpflichtungen wirken für uns bis 
heute fort: der bewusste Austritt aus der Spirale von Gewalt und Gegengewalt, die 
Bekämpfung von Vertreibungen als Welt-Problem sowie eine nachhaltige 
Verständigungspolitik, um es eben nie wieder so weit kommen zu lassen. 

Die Arbeit der Vertriebenenverbände ist nicht nur Selbstzweck ï sondern bewusstes 
Engagement für unsere Gesamtgesellschaft und für das gute Verhältnis Deutschlands zu 
seinen Nachbarländern. 

Der Bund der Vertriebenen steht ï und das, meine Damen und Herren, muss auch im 
Interesse unseres Landes sein! ï nach wie vor für das Bestreben, Ehrlichkeit in der 
Erinnerungs- und Gedenkkultur durchzusetzen. Wir fordern die Sicherung des kulturellen 
Erbes der Heimatvertriebenen und bieten den verständigungspolitischen Dialog mit den 
Nachbarn im Osten. 

Für uns umfasst die Sicherung des kulturellen Erbes auch die Sicherung des Wissens um 
die Umstände von Flucht und Vertreibung. Und das bringt mich unweigerlich zu dem im Juni 
dieses Jahres im Berliner Deutschlandhaus erºffneten ĂDokumentationszentrum Flucht, 
Vertreibung, Versºhnungñ. Denn dieses ist ein wichtiger Baustein in der Erinnerungs- und 
Gedenkstättenlandschaft unseres Landes, mitten in der Bundeshauptstadt. 
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Die Eröffnung erfuhr medial hohe Aufmerksamkeit, nicht zuletzt, weil Bundeskanzlerin 
Angela Merkel teilnahm und das Schicksal der Heimatvertriebenen würdigte. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat ï auf Initiative des Bundes der Vertriebenen und unserer 
Stiftung ZENTRUM GEGEN VERTREIBUNGEN ï einen Erinnerungs- und Lernort 
geschaffen, der ï eingebettet in seinem historischen Kontext - schwerpunktmäßig die 
Geschichte der 15 Millionen deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge darstellt ï sich 
aber an die gesamte Gesellschaft, an eine breite, sogar internationale Öffentlichkeit richtet, 
die viel zu wenig vom Schicksal der Vertriebenen weiß. 

Das Dokumentationszentrum ist damit, anders als die landsmannschaftlichen und 
Landesmuseen, der Vorgabe verpflichtet, den Gesamtprozess in allen betroffenen Ländern 
und Gebieten an einem Ort zu erforschen, zu präsentieren und öffentlich zu machen. 

Es ist zu hoffen, dass besonders jüngere und zukünftige Generationen die Möglichkeiten 
nutzen, der eigenen Familiengeschichte auf die Spur zu kommen. 

In der Einbettung in den historischen Kontext sowie in andere Flucht- und 
Vertreibungsgeschehen liegt für jeden Besucher die Chance zu erkennen, wie groß die 
Gefahren immer wieder zu beobachtender Kreisläufe von Rache und Gewalt gerade im Fall 
von Vertreibungen und ethnischen Säuberungen sind. 

Daher ï und ich wiederhole es gerne noch einmal ï bleiben die zweifelsfreie Anerkennung 
des Heimatrechtes als Menschenrecht sowie die Einführung eines internationalen 
Vertreibungsverbotes zwei der wichtigsten Anliegen des BdV als 
Menschenrechtsorganisation! 

Meine Damen und Herren, 

ich ermutige Sie ausdrücklich, sich die Ausstellung anzusehen. Teilen Sie Lob und Kritik 
gerne auch mit dem Bund der Vertriebenen. 

Egal ob Sie inhaltliche oder ausstellungstechnische Punkte ansprechen wollen, egal ob Sie 
rechtliche Hintergründe der Grenzziehungen detaillierter behandelt sehen wollen oder ï wie 
ich ï das Gendern dort unerträglich finden: Lassen Sie uns kritisch, aber konstruktiv sein ï 
so, wie es auch die sechs Mitglieder seitens des BdV im Stiftungsrat weiterhin sein werden. 

Wir bringen jede berechtigte Kritik und jeden Verbesserungsvorschlag konstruktiv in die 
dortige Arbeit ein. 

Meine Damen und Herren, liebe Landsleute, 

wie jedes Jahr spreche ich zum Schluss meinen herzlichen Dank aus: Ihnen persönlich, 
sowie allen unseren Mitstreitern in den Landes- und Kreisverbänden, in den 
Landsmannschaften und Kulturgruppen. 

Ihre ehrenamtliche Arbeit kann nicht mit Gold aufgewogen werden! 

Wir wollen das, was uns verbindet, gemeinsam mit Entschlossenheit in die Zukunft tragen. 
Und wir wollen zusammenhalten. 

Ich danke Ihnen! 

BdV-Präsident Dr. Bernd Fabritius MdB 
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02) Der Bund der Vertriebenen hat ein neues Präsidium 
      Dr. Bernd Fabritius mit 94,5 % als Präsident wiedergewählt 
  
Am  27. August 2021 wurde auf der Bundesversammlung des Bundes der Vertriebenen in 
Berlin ein neues Präsidium gewählt.  
  
Dabei wurde der bisherige Präsident, Dr. Bernd Fabritius MdB, mit hervorragenden 94,5 
Prozent der Delegiertenstimmen wieder¬gewählt. Fabritius, der aus Siebenbürgen stammt 
und auch Beauftragter der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale 
Minderheiten ist, tritt damit seine vierte Amtszeit an. 
  
Zu Vizepräsidenten wurden gewählt: 
  
Stephan Grigat, Raimund Haser MdL, Christian Knauer, Stephan Mayer MdB, Egon Primas 
und Johann Thießen. 
  
Zu weiteren Präsidialmitgliedern wurden gewählt: 
  
Rita Hagl-Kehl MdB, Milan Hor§ļek, Steffen Hºrtler, Siegbert Ortmann, Brunhilde Reitmeier-
Zwick und Editha Westmann MdL. 
  
Die Präsidentin des Frauenverbandes im BdV, Dr. Maria Werthan, gehört kraft Amtes 
dem Präsidium an. 
  
Auch zukünftig wird Arbeit und Zusammensetzung des Präsidiums somit die Vielfalt des 
Gesamtverbandes widerspiegeln. Außerdem ist erneut deutlich geworden, dass 
Erinnerungs- und Verantwortungstransfer innerverbandlich bereits gelungen sind. 
  
Aufbruchstimmung ging vom Arbeitsbericht des Präsidenten aus, der sich gemeinsam mit 
den Delegierten freute, dass unter Einhaltung sämtlicher Corona-Auflagen Begegnung und 
Austausch der Delegierten nun Ăbeim dritten Anlauf endlich wieder mºglichñ sei.  
  
Einen der inhaltlichen Schwerpunkte setzte Dr. Fabritius im Hinblick auf die bevorstehende 
Bundestagswahl. So gelte es für jede demokratische Partei, die Anliegen der deutschen 
Heimatvertriebenen, Flüchtlinge, Aussiedler und Spätaussiedler sowie der deutschen 
Minderheiten in den Heimatgebieten in ihre politische Arbeit einzubeziehen. Hierzu fasste 
die Bundesversammlung einstimmig eine Entschließung.  
  
BdV ï Bund der Vertriebenen 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Pressekontakt: Marc-P. Halatsch 
  
Hauptstadtvertretung im Deutschlandhaus am Anhalter Bahnhof 
Bundesministerium für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit 
Stresemannstr. 94 
10963 Berlin 
Tel.: +49 (0)30 5858 443-50 
Fax: +49 (0)30 5858 443-57 
E-Mail: presse@bdvbund.de 
Internet: www.bund-der-vertriebenen.de 
 
 

http://www.bund-der-vertriebenen.de/
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Bundesgeschäftsstelle Bonn 
Godesberger Allee 72-74 
53175 Bonn 
Tel.: +49 (0)228 81007-28 (Pressestelle) 
Fax: +49 (0)228 81007-52 
 

Unterstützen Sie die Anliegen des Bundes der Vertriebenen durch eine Spende an die 
gemeinnützige Stiftung der deutschen Heimatvertriebenen ZENTRUM GEGEN 
VERTREIBUNGEN, Spendenkonto Deutsche Bank, Kontonummer 3 17 17 17, Bankleitzahl 
380 700 24, IBAN DE76 3807 0024 0317 1717 00, BIC DEUTDEDB380. Informationen zum 
ZENTRUM GEGEN VERTREIBUNGEN finden Sie unter www.z-g-v.de. 
 

 
 

 
Neues Präsidium des Bundes der Vertriebenen (v.l.): Raimund Haser MdL, Dr. Maria Werthan 

(kraft Amtes), Milan Hor§ļek, Egon Primas, Dr. Bernd Fabritius MdB, Steffen Hºrtler, Stephan 

Grigat, Brunhilde Reitmeier-Zwick, Stephan Mayer MdB, Christian Knauer, Siegbert Ortmann und 

Johann Thießen. Es fehlen: Rita Hagl-Kehl MdB und Editha Westmann MdL. 

 

 

 

 

Anmerkung der AWR-Redaktion: 

In den nªchsten Ausgaben unseres ĂRundbriefesñ werden wir ausf¿hrlich auf die 

Veranstatlung eingehen. Die öffentlichen Medien haben die Veranstaltung offensichtlich 

wieder einmal totgeschwiegen! (siehe Editorial). 
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03) Entschließung der Bundesversammlung des Bundes der Vertriebenen  
      am 27. August 2021 
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A. da) Berichte                                                                                  Seite 174 

 

01) Bundespräsident Steinmeiers dreitägiger Tschechien-Besuch 

Der deutsche Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier traf gestern zu einem dreitägigen 
Besuch in Tschechien ein. Dazu reiste er von Berlin kommend mit dem Zug in Prag an. 
Noch am Abend kam er mit seinem tschechischen Amtskollegen Miloġ Zeman auf dessen 
Sommersitz Schloss Lahn / Lány zu einem Abendessen zusammen. Der Großteil seiner 
offiziellen Gespräche ist für heute geplant, wie tschechische Zeitungen sehr ausführlich 
berichten. 

Am Vormittag wurde der Bundespräsident zunächst mit militªrischen Ehren von Miloġ 
Zeman auf der Prager Burg empfangen. Zuvor besuchte er die Gedenkstätte in der Kyrill- 
und Method-Kirche in Prag,  die zu Ehren der tschechoslowakischen Widerstandskämpfer, 
die im Jahre 1942 das Attentat auf den stellvertretenden Reichsprotektor Reinhard 
Heydrich verübt haben, errichtet wurde. Steinmeier sei das erste deutsche 
Staatsoberhaupt, das die Gedenkstätte aufsuche, informierte der Chefdiplomat der 
Präsidialkanzlei, Rudolf Jindrák. 

Steinmeiers Anreise mit dem Zug sollte symbolisch dokumentieren, dass der deutsche 
Bundespräsident im Kampf gegen die Erderwärmung ein umweltfreundliches Verkehrsmittel 
wählt. Gleichzeitig wird die Bedeutung der künftigen Bahnverbindung zwischen Berlin und 
Prag betont. Zwischen der tschechischen Hauptstadt und der sächsischen Metropole 
Dresden ist der Bau einer Strecke für den Hochgeschwindigkeitsverkehr (HGV) mit 
einem langem Tunnel unter dem Erzgebirge geplant. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr.107, 2021 
Wien, am 26. August 2021 
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A.  db) Berichte von Fachtagungen                                                  Seite 175 

 
 

Keine Berichte 
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A.  ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen              Seiten 176 - 177 

 

01) Über den Gartenzaun gekuckt oder was gibts außerhalb der SL ? 
 

      Von unserem Leser Franz Kühnel  
 

28.08.2021 
 

  
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde, 
  
in Zeiten der Corona-Restriktionen ist das Vereinsleben allgemein erheblich eingeschränkt 
und bei den Landsmannschaften leider ganz besonders. Vielleicht hat der eine oder andere 
von Ihnen aber Interesse an einem Film über die Gedächtnisstätte Guthmannshausen in 
Thüringen. Der "Verein Gedächtnisstätte" hat das ehenalige Ritterschloss dort samt 
großzügigem Park erworben und eine Begegnungsstätte geschaffen. 
 
Den Film, der sich mit    
https://kultur.verein-gedaechtnisstaette.de/weitersagen/detail/146/1629928800000    
 
aufrufen lässt, empfehle ich deshalb auch denjenigen, die von dem Verein noch nie etwas 
gehört haben. Leider wurde das Gebäude im Frühjahr dieses Jahres durch Brandstiftung 
stark beschädigt, worüber in den Medien kaum Informationen zu finden waren. Es gibt aber 
bereits Pläne für die Wiederherstellung des Gebäudes. Da dafür eine größere Summe 
aufzubringen ist, erging ein Spendenaufruf. Das Filmmaterial zeigt die Gedächtnisstätte 
nach der Brandstiftung. Ich wünsche viel Vergnügen beim Ansehen des Films. 
  
Die an meine Nachricht angehängten Fotos zeigen (Anm. AWR-Red.: kleine Auswahl): 
- einige der Gedenksteine im Garten der Gedächtnisstätte Guthmannshausen und 
- Innenansichten des Gebäudes vor der Brandstiftung 
 

 
  

https://kultur.verein-gedaechtnisstaette.de/weitersagen/detail/146/1629928800000
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Ich wünsche Euch allen ein schönes Wochenende und endlich besseres Wetter. 
  
Franz Kühnel 
  
 PS:  Sehr informativ ist auch die Seite: 
https://deutsches-gedenken.de/ 

https://deutsches-gedenken.de/
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A. eb) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen: Veränderung der   

     Geschicht slandschaft durch Umbenennung von Straßen           S. 178 
 

Die Beiträge zur Umbenennung von Straßen usw. werden zurzeit für 
unsere Leitseiten vorbereitet 
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A. f) Ehrungen, Gedenken, Nachrufe                                   Seiten 179 ï 213                    

 
01) 80 Jahre Stalin-Erlass zur Deportation und Verbannung der  
      Russlanddeutschen 

28.08.2021 Presse  

Tiefer Einschnitt in der Geschichte der Volksgruppe 

Zum heutigen 80. Jahrestag des Stalin-Erlasses zur Verbannung der 
Russlanddeutschen erklärt BdV-Präsident Dr. Bernd Fabritius MdB: 

Genau heute vor 80 Jahre ließ Stalin den Erlass verabschieden, mit dem die 
Sowjetregierung am 28. August 1941 das Schicksal der Deutschen in Russland besiegelte 
und Hunderttausende in die Verbannung und zur Zwangsarbeit deportierte. Diese Vorgänge 
forderten zahllose Todesopfer. Die Russlanddeutschen traf das Vertreibungsschicksal somit 
schon zwei Monate nach dem Überfall Nazideutschlands auf die Sowjetunion. Aber bereits 
zuvor, in den Jahren 1937-1938, hatte es die sogenannte ĂGroÇe Sªuberungñ gegeben, im 
Zuge derer 55.000 Deutsche exekutiert und erschossen wurden. 

Das Jahr 1941 wurde dann zum vernichtenden Schicksalsjahr für mehr als eine dreiviertel 
Million Russlanddeutsche. Mit der Verbannung nach Kasachstan, an den Ural und nach 
Sibirien endete eine Epoche. Die sozialen, kulturellen, administrativen und in vielen Fällen 
auch familiären Strukturen der Volksgruppe wurden nachhaltig zerstört. 

Dem Erlass-Unterzeichner Michail Iwanowitsch Kalinin, Vorsitzender des Obersten Sowjets, 
setzte man später ein besonderes Denkmal mit der Umbenennung der ostpreußischen Stadt 
Königsberg und dem sie umgebenden Regierungsbezirk. 

Erst 1964 wurde der pauschal erhobene Vorwurf der Kollaboration mit den 
Nationalsozialisten als unbegründet bezeichnet und durch eine Teilrehabilitierung 
zurückgenommen. Es war das Eingeständnis der Sowjetunion, seine deutsche Bevölkerung 
schuldlos der Heimat verwiesen zu haben. Im ĂWiedergutmachungs-Erlassñ von 1964 
behauptete die Regierung, dass die Heimat der Deportierten nunmehr neu besiedelt sei und 
dass die deutsche Bevölkerung an ihren neuen Wohnorten in den Zielgebieten der 
Deportation Fuß gefasst habe. Damit wurden die Russlanddeutschen letztlich nochmals 
entwurzelt. 

Es ist eine Tatsache der Geschichte, dass diese Volksgruppe sowohl im Ersten wie auch 
im Zweiten Weltkrieg zwischen die Räder der Diktaturen geriet. Die Deportation markiert 
einen tiefen und bis in die Gegenwart nachwirkenden Einschnitt in der russlanddeutschen 
Geschichte. Es ist daher nur folgerichtig, dass Deutschland bis heute das 
Kriegsfolgenschicksal der Russlanddeutschen anerkennt und garantiert, dass sie als 
Deutsche nach Deutschland kommen können. 
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02) Gedenken an die polnischen Befreier 
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Anmerkung der AWR-Redaktion: 
Die Partnerstadt Meseritz des Bezirks Charlottenburg-Wilmersdorf ist am 
01.09.1939 ï also bei Ausbruch des Krieges - eine deutsche Stadt innerhalb 
der von den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs nachträglich anerkannten 
Grenzen vom 31.12.1937 des Deutschen Reiches é und gehörte 1939 zur 
Provinz Brandenburg.  
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03) Alois Jahn: Die Deutschen der böhmischen Länder. Vergangenheit und  
      Gegenwart. Ein Zeitzeuge erzählt 
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